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Kurzfassung 
Die Arbeit Staatliche Kalamitätenintervention und Entscheidungsprozesse im landwirtschaftlichen 
Betrieb untersucht am Beispiel Italiens das Zusammenspiel zwischen dem staatlichen Engagement 
zur Dämpfung von Produktionsrisiken, die durch Witterungsunbilden verursacht werden, und dem 
Risikoverhalten landwirtschaftlicher Entscheider. Wetterrisiken und Standortnachteile haben in 
einzelnen Betriebsgrößenklassen und Regionen eine geringe ökonomische Ertragskraft zur Folge. 
Die italienische Regierung versucht deshalb, mit Hilfe des Nationalen Solidaritätsfonds für die 
Landwirtschaft zum Ausgleich der klimatisch und geographisch bedingten Produktionsnachteile 
beizutragen. Zwei Gattungen von Instrumenten kommen zum Einsatz: erstens die direkte Beihilfe 
und zweitens die Subventionierung der Ernteversicherungen. Insgesamt fließen mehr Fondsmittel 
in die direkten Beihilfen als in die Begünstigung der Ernteversicherung, obwohl letztere als 
effektiveres Mittel zur Einkommensstabilisierung angesehen werden. Trotzdem schließen 
zahlreiche Landwirte keine Versicherung ab. 
Eine Befragung von Betriebsleitern ergibt, dass die Nutzung von Risikomanagementinstrumenten 
mit betriebsleiterspezifischen Faktoren wie Ausbildung und Risikoeinstellung, mit der 
Produktionsausrichtung des Betriebes und der Häufigkeit von Kalamitäten am jeweiligen Standort. 
zusammenhängt. Die Voraussetzungen für eine umfassende Nutzung von Handlungsoptionen zur 
Regulierung des Ertragsrisikos sind nur begrenzt gegeben. Da von einer rationalen Entscheidung 
im Sinne der neoklassischen Entscheidungstheorie also nicht ausgegangen werden kann, wird das 
Modell der normativen Risikonutzentheorie durch ein Modell ersetzt, das auf der Annahme 
beschränkter Rationalität basiert. In diesem Modell, das aus der Theorie des vorhersagbaren 
Verhaltens von Ronald A. HEINER abgeleitet wird, müssen Handlungsalternativen eine 
Zuverlässigkeitsbedingung erfüllen, damit sie in das Set möglicher Optionen aufgenommen 
werden, aus denen der Entscheider seine Handlungen auswählt. Die Unsicherheit des Entscheiders 
auf Grund seiner beschränkten Kompetenz lässt Verhaltensregeln entstehen, die den Entscheider 
auch in komplexen Entscheidungssituationen handlungsfähig sein lassen. Bestimmte irrationale 
Verhaltensweisen, die in der Praxis beobachtet werden, können durch Verhaltensregeln erklärt 
werden.  
Aus der Verwendung des Verhaltensmodells können bei Prüfung verschiedener Designvarianten 
für Ernteversicherungen Empfehlungen abgeleitet werden. So sind wegen der geringeren 
Komplexität der Entscheidungssituation die Varianten Produktversicherung, Universalität, 
Pflichtversicherung, Individualversicherung und mehrjährige Laufzeit vorzuziehen. Auch 
eine Verbesserung der Kompetenz des Entscheiders trägt zu einer intensiveren Nutzung von 
Risikomanagementinstrumenten bei. Als Alternative zum gegenwärtigen Kalamitätenhilfensystem 
wird in der vorliegenden Arbeit deshalb ein Existenzsicherungspaket entwickelt. Es enthält eine 
obligatorische Betriebsbestandsversicherung sowie die Optionen einer fakultativen 
Ertragsausfallversicherung und verschiedener Investitionsprogramme, die den Wiederaufbau und 
die Schadensprävention fördern. Die Betriebsbestandsversicherung dient als sozialpolitisches 
Instrument zur Existenzsicherung. Die zusätzliche, fakultative, privatwirtschaftlich organisierte, 
nicht intervenierte Ertragsausfallversicherung erfüllt dagegen die Forderungen eines 
unternehmerischen Risikomanagements der Landwirte. 
   
Abstract 
The study Public disaster aids and decision processes in farming enterprises analyses the 
interdependence between public assistance in order to cushion production risks which are  caused 
by natural disasters, and the risk behaviour of farm operators in Italy. Weather risks and the 
disadvantages of a particular farmstead location reduce the potential economic output in certain 
farm size classes and regions. The Italian government therefore has tried to contribute to the 
compensation of climatic and geographical production disadvantages by establishing the National 
Solidarity Fund for Agriculture. Two kinds of instruments are used: first, direct aid; second, the 
subsidizing of crop insurance. Although the subsidies for crop insurance schemes are regarded as a 
more effective means to stabilize income, the larger proportion of the fund goes into direct aid, 
because farmers tend to ignore the possibility of buying an insurance. 
Interviews with farm operators demonstrate that the use of risk management instruments is 
connected with characteristics of the farm operator (such as, e.g. his education and risk attitude), 
with the crop management system of the farm and with the frequency of disasters in the region 
concerned. It cannot be supposed that the preconditions exist for making use comprehensively of 
all options to regulate the output risk. Therefore one cannot assume that the decision is rational, as 
defined by the neo-classical decision theory; thus, the model of normative expected-utility theory is 
replaced by a model which is founded on the assumption of bounded rationality. In this model, 
derived from the theory of predictable behaviour by Ronald A. HEINER, all alternative actions 
must fulfill a reliability condition, so that they can be admitted to the set of possible options from 
which the decision-maker chooses a course of action. The uncertainty of the decision-maker, 
caused by his limited competence, triggers behavioral rules; these rules make the decision-maker 
able to act even in complex decision situations. Particular forms of irrational behaviour, which 
can be observed in real life, can be explained by existing behavioral rules.  
The application of this behavioral model in analyzing different crop insurance variants leads to 
several recommendations. The alternative designs product insurance, universality, obligatory 
insurance, individual insurance and multi-year insurance contracts  are preferable because of 
the lesser degree of complexity they entail. An improvement of the competences of the decision-
maker contributes to a more intensive utilization of risk-management instruments. Therefore, in 
this study, a combination of different instruments to secure the position of a farm is developed as 
an alternative to the current disaster-aid system, which contains compulsory insurance for the 
survival of the farm as well as voluntary crop insurance options and several investment 
programmes, which are designed to promote reconstruction and damage-prevention activities. 
Insuring the survival of a farm serves as an instrument of social policy in order to establish a secure 
means of livelihood. The additional crop insurance itself is not subsidized, but it is offered on the 
private market, and fulfills the requirements of an entrepreneurial risk management of farm 
operators. 
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1 Einleitung 
 
1.1 Problemstellung und Forschungsinteresse 
Das Thema der landwirtschaftlichen Ernteversicherungen ist fester Bestandteil der Diskussion um 
die Agenda 2000 und die beginnende neunte WTO-Verhandlungsrunde. Die Zukunft der 
Landwirtschaftsförderung soll der veränderten Gesamtrisikolage der Landwirtschaft1 angepasst 
werden2, die insgesamt durch abnehmende finanzielle Interventionen bei gleichzeitig höherer 
Regulierungsdichte im Bereich der Umwelt- und Qualitätsvorschriften gekennzeichnet ist. 
Außerdem nimmt der Kapitalbedarf und damit die Inanspruchnahme von Fremdkapital durch 
landwirtschaftliche Unternehmen zu3. Bei gleichzeitig sinkenden Einkommen in der 
Landwirtschaft führt dies zu Liquiditätsengpässen, sobald Ertragsausfälle auftreten (AIAG, 1999, 
S. 16). Solche Ertragsausfälle werden vor allem durch Witterungsunbilden, sogenannte 
Kalamitäten, verursacht. Beinahe alle europäischen Länder verfügen deshalb über unterschiedlich 
differenzierte und subventionierte Systeme von Ertragsausfallversicherungen und ergänzenden oder 
alternativen Maßnahmen zur Kalamitätenintervention, die das Ertrags- und damit das 
Existenzrisiko für landwirtschaftliche Betriebe mindern sollen4.  
Über einige dieser Systeme ist vergleichweise viel bekannt, z.B. über die französische und die 
niederländische Konzeption5, während andere Varianten, u.a. die italienische, bisher nicht 
untersucht wurden. Gerade in Hinblick auf den Beitritt mittel- und osteuropäischer Staaten zur 
Europäischen Union bekommt das italienische Beispiel aber neue Relevanz, denn hier wird die 
Intervention an einen weitgehend kleinbetrieblich strukturierten, in Teilen wenig fortschrittlichen 
Agrarsektor adressiert.  
Man kann jedoch die italienische Lösung nicht als vorbildhaft bezeichnen, denn schon seit Jahren 
wird das Interventionsbudget ständig überzogen. Im Vergleich zu den gemeldeten Schäden stehen 
bei weitem nicht genügend Mittel zur Verfügung. Kritisiert wird schließlich auch, dass der 
Verteilungsmechanismus nicht wie gewünscht funktioniert, und diejenigen Betriebe am meisten 
von der Förderung profitieren, die ihrer am wenigsten bedürfen. Die ständige politische Unruhe 
und immer neue Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen führen zu großer 
Unsicherheit und häufigen Strategieänderungen bei allen Beteiligten. 
Die Nachfrage nach Ernteversicherungen ist bisher ungewöhnlich volatil gewesen. Nur für wenige 
Betriebe gehören Versicherungen zum Standardrepertoire des betrieblichen Risikomanagements 
zur Bewältigung von Ertragsschwankungen. Das hat negative Auswirkungen auf die 
Krisenfestigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe. Die Ziele des italienischen Staates in 
                                                           
1 Vgl. MEUWISSEN, 2000, S. 5; RITSON und HARVEY (1997), HARWOOD er al. (1999).  
2 Vgl. PREUSSE, 1999, S. 24. 
3  Vgl. BOEHLJE und LINS (1998), KNIGHT et al. (1989), LEATHAM et al. (1987).  
4  Z.B. STADLER, 1996, S. 35; WEINBERGER und SCHMID, 1997, S. 32-33; ED, 1996, S. 4; vgl. 
auch ANDERSON und HAZELL (1997).  
5 Vgl. BOUCHE (1998), MEUWISSEN et al. (1999), MEUWISSEN (2000). 
EINLEITUNG 
 
14
 
Bezug auf die Stabilisierung der Agrarstruktur und die Existenzsicherung für die 
landwirtschaftlichen Betriebe werden nicht erfüllt. Auch die Landwirte als agrarpolitische Klientel 
sind mit der gegenwärtigen Konzeption nicht zufrieden6. Das Forschungsinteresse liegt deshalb 
darin, Ursachen für die Funktionsdefizite der gegenwärtigen Kalamitätenintervention aufzudecken 
und einen alternativen Lösungsvorschlag zu erarbeiten.  
 
1.2 Literaturanalyse 
 
1.2.1 Staatliche Kalamitätenintervention 
Die Literatur zur staatlichen Kalamitätenintervention in Italien ist dürftig. Es liegen einige knappe 
beschreibende Darstellungen vor7 sowie eine einzige analytische Betrachtung (DEROSA, 1997), 
die sich aber auf die politische Ökonomie der Intervention konzentriert. 
Die Literatur zur Ernteversicherung im allgemeinen8 und insbesondere zu den US-amerikanischen 
und kanadischen Konzeptionen ist dagegen äußerst umfangreich. Einen Überblick geben WRIGHT 
und HEWITT (1994), GOODWIN und SMITH (1995) sowie KNIGHT und COBLE (1997). In 
jüngster Zeit sind vor allem Studien zu Einkommensversicherungen veröffentlicht worden, v.a. 
SKEES et al. (1998), GOODWIN und KER (1998b), ROBERTS et al. (1998), HENNESSY et al. 
(1997), MAHUL und WRIGHT (2000), MILLER et al. (2000), WANG et al. (2000). In einigen 
Untersuchungen wurden neue Konzepte zur Absicherung von Marktrisiken entwickelt und mit den 
klassischen Ertragsausfallversicherungen sowie den Pilotprojekten zur Einkommensversicherung 
zusammengebracht, z.B. COBLE und HEIFNER (1998), SKEES und BARNETT (1999), 
DHUYVETTER und KASTENS (1999) und SKEES (1999b). 
Die Ernteversicherung in Europa wurde in letzter Zeit vor allem in den Niederlanden bearbeitet9, in 
Deutschland von SCHLIEPER (1997) und BERG (2001). SCHLIEPER (1997) hat die 
Ertragsausfallversicherung insbesondere als agrarpolitisches Instrument zur Extensivierung 
betrachtet. Die Darstellungen konzentrieren sich auf Designvarianten für eine aktuariell solide und 
den Risikomanagementbedürfnissen der europäischen Landwirte angepasste Ertragsausfall- oder 
Einkommensversicherung. Eine Analyse bestehender Systeme fehlt bislang.  
1.2.2 Betriebliche Entscheidungsprozesse 
Die Analyse der vorhandenen Literatur zum Thema Kalamitätenintervention und 
Ernteversicherung zeigt, dass der Schwerpunkt bisher auf die Kontrolle asymmetrischer 
Information sowie die Prämiengestaltung in Zusammenhang mit der Nachfrageelastizität gelegt 
wurde. Alle dazu verwendeten Modelle beruhen auf der Annahme, dass sich die 
                                                           
6  Vgl. IA, 2000c, S. 13.  
7 AIAG, 1999, S. 25-29; BOUCHE, 1998, S. II-39-43. 
8 Z.B. AHSAN et al. (1982), RAY (1991), HAZELL (1992), HAZELL et al. (1986), MISHRA 
(1996).  
EINLEITUNG 
 
15
 
landwirtschaftlichen Entscheider als Versicherungsnehmer (vollkommen) rational verhalten; 
andere Blickwinkel wurden bisher nicht gewählt. Da jedoch die Versicherungsentscheidung eine 
klassische Entscheidung unter Unsicherheit darstellt, soll im folgenden auch der betriebliche 
Entscheidungsprozess eines begrenzt rationalen Entscheiders betrachtet werden. In der 
Agrarökonomie hat die Theorie der begrenzten Rationalität, die auf SIMON (1955, 1957, 1959) 
zurückgeht, bisher wenig Eingang gefunden. Eine Ausnahme bilden z.B. BRANDES (1985) oder 
BUSCHENA und ZILBERMAN (1994). Statt dessen gibt es zahlreiche Studien zum 
Entscheidungsverhalten unter Unsicherheit, die auf der Rationalitätsprämisse beruhen. Zu den 
normativen Ansätzen zählen beispielsweise BABCOCK und SHOGREN (1995), DILLON (1999), 
CHAVAS und HOLT (1996), COYLE (1999) und COBLE et al. (1996). Empirische 
Untersuchungen zur Wahrnehmung von Risiko10 deuten darauf hin, dass das optimization 
criterion in der Praxis durch eine individuelle philosophy of life (PATRICK et al., 1985) ersetzt 
wird. Ein Verhaltensmodell für Entscheidungen unter beschränkter Rationalität, das diese 
Beobachtungen zusammenführt, wurde bisher nicht entwickelt.  
 
1.3  Konzeption der Arbeit 
Die Untersuchung beginnt mit einer Darstellung des Istzustands der Kalamitätenintervention  (Kap. 
2 und 3). Um der komplexen Ausgangskonstellation im italienischen Agrarsektor gerecht zu 
werden, ist es notwendig, nicht nur das System der Ernteversicherungen und Kalamitätenhilfen 
selbst zu beschreiben, sondern auch auf Standortfaktoren, die aktuelle Situation der 
landwirtschaftlichen Produktion und politische Rahmenbedingungen einzugehen.  
Schaubild 1: Einzelbetriebliche Entscheidungsprozesse 
Quelle: eigene Darstellung 
 
                                                                                                                                                                                
9 MEUWISSEN (1999), MEUWISSEN (2000).  
10 Z.B. JOHNSON et al. (1961), PATRICK (1984), PATRICK et al. (1985), BOGGESS et al. (1985) 
WILSON et al. (1988), WILSON et al. (1993), PATRICK und MUSSER (1996), HUIRNE et al. 
(1997), SMITHERS (1998), MEUWISSEN (2000).  
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Das Verhalten und die Entscheidungen der Landwirte können als Reaktion auf bestimmte Reize in 
Form von Rahmenbedingungen und entscheidungsunabhängigen Umweltereignissen unter 
Berücksichtigung einer einzelbetrieblichen Zielfunktion verstanden werden (Schaubild 1). Zum 
Management des Risikos steht dem Entscheider ein mehr oder weniger umfangreiches 
Instrumentarium zur Verfügung, beispielsweise die Möglichkeit, eine Ertragsausfallversicherung 
abzuschließen. Der Einfluss von Umweltereignissen und die stochastische Natur einzelner Prozesse 
innerhalb des Unternehmens bewirken, dass betriebliche Entscheidungsprozesse in der Regel unter 
Unsicherheit stattfinden. Unsicherheit über die Konsequenzen einer Entscheidung in Verbindung 
mit der Gefahr, einen Schaden zu erleiden, wird im folgenden als Risiko einer Entscheidung 
bezeichnet. Das gesamte betriebliche Risiko kann nach Entstehungsarten unterschieden werden11. 
Dies zeigt Schaubild 2. In dieser Arbeit werden ausschließlich Elementarrisiken betrachtet, vor 
allem jene, die sich auf die Produktion beziehen. Für die Untersuchung sind deshalb ausschließlich 
die Elemente des Kalamitätenhilfensystems relevant, denn sie haben entscheidenden Einfluss auf 
das einzelbetriebliche Risikomanagement. Der Beschreibung der derzeit angewendeten staatlichen 
Interventionen werden die Reaktionen der Landwirte gegenübergestellt, wie sie anhand einer 
Befragung ermittelt wurden (Kap. 4).  
Schaubild 2: Gesamtrisikolage des landwirtschaftlichen Betriebs 
 
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Das unternehmerische Risikomanagement vieler Betriebsleiter in der untersuchten Gruppe 
italienischer Landwirte ist unzureichend entwickelt. Wenige, konservative Strategien werden 
bevorzugt. Der Spielraum, der durch die staatliche Intervention geschaffen werden soll, wird nur 
mangelhaft ausgefüllt. Dieses Verhalten erhöht die Gefahr, dass Kalamitäten einen Betrieb in die 
Existenzkrise bringen. Das Design des Ernteversicherungs- und Kalamitätenhilfenangebotes trägt 
nur unzureichend dazu bei, diese Gefahr zu reduzieren (Kap. 5). Möglicherweise liegt dies daran, 
dass die Reaktionen der italienischen Landwirte auf Interventionsangebote zu wenig berücksichtigt 
werden, weil über die Hintergründe und Ursachen ihrer Entscheidungsprozesse im 
                                                           
11  HARDAKER et al. (1997) unterscheiden financial risk und business risk, worunter sie 
Elementar-, markt-, institutionelle und persönliche Risiken zusammenfassen.  
     
Gesamtrisikolage 
 
 
 
Elementarrisiken    Marktrisiken   institutionelle Risiken   persönliche Risiken    finanzielle Risiken 
- Produktion            - Preise           - Politikänderungen        - Gesundheit              - Finanzierung 
- Inventar                - Kosten          - Rechtsänderungen        - Leben 
- Gebäude                                                                               - Arbeitskraft  
- Anlagen 
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Risikomanagement wenig bekannt ist. Existenzkrisen durch Umweltereignisse ergeben komplexe 
Fragestellungen, die für die Landwirtschaft typisch sind, in der Forschung aber in der Regel nicht 
befriedigend beantwortet werden. Die heuristischen Entscheidungsprozesse und unflexiblen 
Entscheidungsregeln der Praxis sind mit der Optimierung einer neoklassischen Nutzenfunktion 
nicht konsistent. Das führt dazu, dass Analysen, die von einer solchen Funktion ausgehen, ihre 
Anwendbarkeit zur Erklärung des beobachtbaren Verhaltens und damit ihre policy relevance 
verlieren (MAZZOTTA und OPALUCH, 1995, S. 501) (Kap. 6).  
Da sich die meisten agrarökonomischen Arbeiten zum landwirtschaftlichen Risikomanagement mit 
entscheidungsunterstützenden Modellen befassen, die der Verbesserung der Rationalität der 
Entscheider dienen12, bedienen sie sich des normativen Ansatzes einer neoklassischen Ökonomie. 
Ein vollkommen rationaler Entscheider würde auf das Angebot an Ernteversicherungen und 
Kalamitätenhilfen aber anders reagieren als es in dieser Untersuchung anhand der Analyse der 
Interventionsreaktionen festgestellt wurde. In dieser Arbeit wird die These aufgestellt, dass der 
Grund für die beobachteten Verzerrungen und Mängel bei der Nutzung des 
Kalamitätenhilfensystems in der beschränkten Rationalität des Entscheiders zu suchen ist. Diese 
Einschränkungen und Ergänzungen neoklassischer Entscheidungsmodelle führen zu einem 
Erklärungsansatz, der von Ronald HEINER (1983) entwickelt wurde. Dort wird eine Metaregel zur 
Auswahl von Handlungsoptionen auf Grundlage beschränkter Rationalität beschrieben (Kap. 7).  
Auf dieser Grundlage wird ein Modell konzipiert, das auf das tatsächliche Verhalten der 
italienischen Landwirte angewendet werden kann und eine Prognose ihrer Reaktionen auf 
veränderte Rahmenbedingungen erlaubt. Kernaussage des Modells ist es, dass es bei begrenzter 
Rationalität angebracht ist, Entscheidungen bestimmten Regeln zu unterwerfen und das Set 
möglicher Handlungsoptionen auf diejenigen zu begrenzen, die zuverlässig die Gesamtperformance 
des Betriebes sichern oder verbessern (Kap. 8). Aus dem Modell werden verschiedene 
Empfehlungen zur Politikberatung abgeleitet. Sie beziehen sich auf Versicherungsdesignfragen, 
nennen aber darüber hinaus verschiedene Möglichkeiten zur Erhöhung der 
Entscheidungskompetenz der Landwirte und zur Verringerung der Komplexität ihrer 
Entscheidungsaufgaben (Kap. 9). 
 
                                                           
12  U.a. HARDAKER et al. (1997), FLEISHER (1990), RASMUSSEN (1990), ROMERO (1989), 
FRANKEMÖLLE (1986), HARSH et al. (1981), ANDERSON et al. (1977), ROBISON und 
BARRY (1987), BURMESTER (1996). 
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2  Rahmenbedingungen 
Das hier zu behandelnde Versicherungs- und Beihilfensystem zum Ausgleich von 
Witterungsunbilden und anderen Kalamitäten muss unter den spezifischen Bedingungen der 
landwirtschaftlichen Erzeugung in Italien gesehen werden. Dazu gehören der Einfluss von 
natürlichen Standortfaktoren ebenso wie Parameter des politischen, sozialen und organisatorischen 
Umfelds. Diese Rahmenbedingungen tragen wesentlich zur ökonomischen und strukturellen 
Situation des Agrarsektors bei. 
 
2.1  Natürliche Produktionsbedingungen  
2.1.1 Standortbedingungen 
 
Geographisch weist Italien eine Vielzahl unterschiedlicher Produktionsräume auf. Während etwa 
77 % der Landesfläche bergig oder hügelig sind, gibt es nur zwei größere, zusammenhängende 
Ebenen: die Poebene und das apulische Kalksteinplateau (SBA, 1992, S. 46). 65 % der ebenen 
Flächen werden landwirtschaftlich genutzt, im Hügelland und Gebirge nur 54 % bzw. 34 % der 
Fläche. Von Norden nach Süden steigt die Jahresdurchschnittstemperatur. Auf der Westseite des 
Apennins fallen höhere Niederschläge als auf der Ostseite. Im Norden regnet es bei einem eher 
mitteleuropäisch-kontinentalen Klima v.a. im Sommer während der Hauptvegetationszeit, in 
Mittelitalien im Frühjahr und Herbst, im mediterranen Süden in den Wintermonaten. Im übrigen 
Jahr gibt es dort Trockenperioden von bis zu acht Monaten Dauer. In dieser Zeit müssen die für den 
Süden typischen Zitrusfruchtkulturen kontinuierlich bewässert werden. An der südlichsten 
Stiefelspitze und auf Sizilien herrscht subtropisches Klima mit ganzjähriger Frostfreiheit. 
Durch die geographisch und klimatisch bedingten Eigenheiten der Naturräume haben sich 
entsprechende spezialisierte landwirtschaftliche Nutzungsformen herausgebildet. Im Hinblick auf 
die vorherrschenden Produktionszweige lassen sich zehn Naturräume unterscheiden (WIENBERG, 
1993, S.123 ff.). Im Alpenraum und im Alpenvorland wird vor allem Milchviehhaltung auf 
Grünlandbasis betrieben, zudem Obstbau und Forstwirtschaft. Die angrenzenden Gebiete 
Norditaliens werden vom Weinbau dominiert. Die Poebene ist wichtigstes Anbaugebiet von 
Getreide, Reis und Zuckerrüben. Die Veredlungswirtschaft auf Getreidebasis ist in dieser Region 
besonders ausgeprägt. An der Riviera liegt der Schwerpunkt der italienischen 
Gewächshauskulturen. Im Apennin und in den bergigen Zonen Süditaliens und Siziliens wird eine 
extensive Viehhaltung betrieben, außerdem gibt es dort Öl- und Nussbäume. In den 
Hügellandschaften Mittelitaliens wird Wein, Obst und Gemüse angebaut. An der Küste des 
tyrrhenischen Meeres liegt ein Zentrum der Milcherzeugung und des Obst- und Gemüsebaus. In 
Apulien rangiert der Getreidebau, insbesondere Hartweizen, an erster Stelle. Sizilien und die 
Küstengebiete Süditaliens sind günstig für den Anbau von Zitrusfrüchten und Tafeltrauben, 
Sardinien ist schließlich von extensiver Schafhaltung geprägt. 
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2.1.2 Natürliche Unbilden und Kalamitätenschäden  
 
Eine Kalamität (Calamità naturale, Avversità atmosferica) ist allgemein ein Naturereignis, das 
landwirtschaftlichen Betrieben erheblichen Schaden verursacht und dem nur in sehr begrenztem 
Umfang vorgebeugt werden kann. Im Besonderen werden mit diesem Begriff Witterungsunbilden 
bezeichnet. Das Eintreffen unwetterartiger Regenfälle und darauffolgender Überschwemmungen, 
von Stürmen mit starken Windböen, Früh- oder Spätfrösten, Reif, Hagel und Dürreperioden ist 
weder beeinflußbar, noch kann es in größerem zeitlichem Abstand vorausgesehen werden. Durch 
Witterungsunbilden wird die landwirtschaftliche Erzeugung erheblich stärker geschädigt als alle 
anderen Wirtschaftssektoren.  
 
Schaubild 3: Natürliche Unbilden in der italienischen Landwirtschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Schäden, welche die Landwirtschaft durch Kalamität
in Ertragseinbußen, Qualitätsminderung der Produkte, Ze
Anlagen, Bodenabtrag oder Verschlämmung, Schwächun
Folge eines stärkeren Schädlings- und Pflanzenkrank
quantifizierenden Verlusten durch das Versäumnis optima
höheren Kosten für den Maschinen- und Arbeitseinsa
Konsequenzen für Vermarktungs- und Verarbeitungsgen
Einkommenserzielung der Mitgliedsbetriebe sehr groß is
sich die ungünstigen Wirkungen von Kalamitäten; so führ
zu einem bestimmten Bearbeitungstermin möglicherweis
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Witterung zur Blüte oder zu 
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Pflanzenkrankheiten 
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Quelle: eigene Darstellung. 
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tz. Dazu kommen die wirtschaftlichen 
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t zum Beispiel eine ungünstige Witterung 
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erlischt, wenn die erforderliche Nachbehandlung nicht rechtzeitig erfolgt. Pilzbefall mit daraus 
resultierender Ertragsdepression könnte die Folge sein. 
Nicht zu Kalamitäten im engeren Sinne werden Erdbeben, Pflanzen- und Tierseuchen, 
Schädlingsbefall, Preisstürze und Waldbrände gerechnet. Erdbebenschäden werden in der Regel, da 
sie nicht landwirtschaftsspezifisch auftreten, aus Zivilschutzprogrammen und Haushaltstiteln des 
Innen- und Infrastrukturministeriums beglichen13. Desgleichen existieren für Waldbrände 
gesonderte Präventions- und Wiederaufforstungsprogramme. Im Jahr 1997 wurden beispielsweise 
in den Monaten von Januar bis September rund 16.800 Waldbrände auf insgesamt 46.500 ha 
festgestellt. Der staatliche Mitteleinsatz zu deren Bekämpfung und Vorbeugung betrug in diesem 
Jahr etwa 143 Mio DM (140,0 Mrd Lire)14 (IA, 1997a, S. 16-17).  
Für nicht den Marktordnungen unterliegende Produkte gibt es keine Preisgarantien, so daß die 
Folgen saisonal oder regional auftretender Preisrückgänge, auch wenn sie sich existenzbedrohend 
auswirken, von den Betrieben getragen werden müssen. Ebenso wird der Befall der Kulturen mit 
Pflanzenkrankheiten oder Schädlingen sowie Erkrankungen von Tieren mit wenigen Ausnahmen 
zu den einzelbetrieblich zu tragenden Risiken gerechnet.  
Eine Ausnahme von dieser Regel stellte die Entschädigung dar, welche die italienischen Landwirte 
nach der Katastrophe von Tschernobyl erhielten. Damals wurden insgesamt 438 Mio DM 
(300,0 Mrd Lire) an die Milchproduzenten, Blattgemüse- und Erdbeererzeuger ausgezahlt, die nach 
dem Atomunfall ihre Produkte innerhalb einer bestimmten Frist der Marktordnungsbehörde AIMA 
zur Vernichtung angedient und dadurch Einkommenseinbußen erlitten hatten (AGE, 1986, 
Länderberichte S.  25-26).  
Zu den Ausnahmen gehört auch die Abschlachtprämie bei meldepflichtigen Tierseuchen: Maul- 
und Klauenseuche, klassische Schweinepest, afrikanische Schweinepest, Lungenseuche der Rinder 
und Brucellosis. Beim letzten festgestellten Aufflackern der Maul- und Klauenseuche im 
Frühsommer 1993 erhielten die Rinderhalter in den Regionen Venetien, Kampanien, Apulien, 
Basilikata und Kalabrien insgesamt 52,5 Mio DM (50,0 Mrd Lire) zusätzlich zu den bereits 
finanzierten Bestandskeulungen und Prophylaxemaßnahmen. Die Viehhalter sollten dadurch eine 
Entschädigung in Höhe des vollen Marktpreises und Zuschüsse für den Zukauf von Futtermitteln 
während der Monate März und April, als sie wegen der Ansteckungsgefahr die Tiere nicht weiden 
lassen konnten, erhalten (AGE, 1993, Länderberichte S. 5). Auf ähnliche Weise wurde im Herbst 
1996 das EU-Ausgleichsprogramm für die durch die Rinderseuche BSE erlittenen Einkommens-
verluste in Höhe von 107 Mio DM (110,0 Mrd Lire) um 22 Mio DM (22,4 Mrd Lire) aus dem 
nationalen Haushalt aufgestockt (DRV, 1996, S. 14).  
Ebenso wird in seltenen Fällen bei Pflanzenvirosen ein Schadensausgleich aus dem Agrarhaushalt 
bereitgestellt. Im Jahr 1990 beispielsweise erhielten die Gemüsebauern nach Protesten und 
                                                           
13  Vgl. Erdbebenschäden in Umbrien und Marken im September und Oktober 1997 (u.a. SOLE 24, 
1997, S. 11). 
14  Umrechnungskurse siehe Anhang 1. 
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Demonstrationen in Süditalien insgesamt 40,5 Mio DM (30,0 Mrd Lire), nachdem eine Virose 
große Teile der Tomatenproduktion vernichtet hatte (SOLE 24, 1990, S. 9). 
Andere widrige Umstände, die landwirtschaftliche Betriebe materiell schädigen, müssen vom 
Unternehmen selbst getragen bzw. versichert werden. Dazu steht ein differenziertes Angebot zur 
Verfügung, z.B. an Feuer-, Glasbruch- oder Viehversicherungen15, die aber nicht Thema dieser 
Arbeit sind.  
 
2.1.3 Häufigkeit und Bedeutung von Kalamitäten 
 
Über statistische Häufigkeiten von Kalamitäten in bestimmten Zonen ist wenig bekannt. Das 
Eintreffen und das Ausmaß von landwirtschaftlichen Kalamitäten entziehen sich deshalb 
Prognoseversuchen. Eine Vorwarnung ist in der Regel nicht möglich. Allerdings sind gewisse 
Risikokonzentrationen auf einzelne Regionen, Standorte und Kulturen feststellbar. Bestimmte 
Kulturen, z.B. Wein- oder Obstanlagen, sind nicht nur empfindlicher gegen Kälte oder Unwetter, 
sondern auch gewinnsensibler, das heißt, geringe Schwankungen des Erntemenge oder der Qualität 
drücken Deckungsbeitrag und Gewinn sofort enorm. Da besonders im Wein- und Obstbau viele 
Betriebe zudem auf eine Kultur spezialisiert sind, können Einbußen nicht durch andere Früchte 
aufgefangen werden. 
Insgesamt scheinen die klimatischen Schwankungen und damit die Kalamitäten in Italien in den 
letzten zehn Jahren zugenommen zu haben. Das Forschungsinstitut IATA in Florenz stellt für 
diesen Zeitraum in Italien folgende Klimaänderungen fest (MARACCHI, 2000, S. 33-36): 
• Zunahme der Häufigkeit von Starkregen und damit verbundenen Flash Floods, mit der 
Konsequenz, dass die Jahresniederschläge auf wenige Niederschlagsereignisse konzentriert 
sind; 
• Abnahme der Winterniederschläge; 
• Zunahme der Temperatursumme von Herbst bis Frühjahr und damit früherer Beginn der 
Vegetationsperiode; 
• Zunahme der Bewölkung im Frühjahr und Sommer; 
• Zunahme der Sommertage mit über 34°C Tageshöchsttemperatur. 
Diese Klimaänderungen haben für die Landwirtschaft schwerwiegende Konsequenzen, wie z.B. 
eine Verkürzung der Fruchtbildungsperiode im Obstbau oder eine Verschlechterung der 
Zuckerbildung in der Weintraube. Auch wird es schwieriger, die Winterbearbeitung durchzuführen 
oder genügend Wasserreserven für die im Sommer nötige Bewässerung zu bilden (MARACCHI, 
                                                           
15 Vgl. dazu SL, 2000b, S. 34-51, Spezial zum Thema Versicherung. 
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2000, S. 37). Durch die steigende Häufigkeit extremer Witterungsereignisse steigt das Risiko der 
Betriebe, durch Ertragsausfälle in eine Existenzkrise zu geraten. 
Eine vollständige und exakte Schadensermittlung findet bei Kalamitätenschäden in der Regel nicht 
statt. Der Ernteausfall bei landwirtschaftlichen Kulturen und Schäden an Anlagen, Gebäuden und 
Maschinen werden durch Schätzung ermittelt und bewertet. Dabei weichen die unmittelbar nach 
dem Witterungsereignis vorgelegten Schätzungen und die Werte, die den Kalamitätenhilfen 
zugrundeliegen, oft weit voneinander ab16. Da in der Regel hochwertige Kulturen betroffen sind, 
erreichen die Schadensschätzungen schnell astronomische Höhen. Im Mai 1997 wurden die 
Frostschäden aus dem Winter 1996/97 und die Ertragsverluste durch eine anhaltende Dürre 
beispielsweise auf 5 Mrd DM (5,0 Bio Lire) beziffert. Im Trentino und der Emilia-Romagna waren 
70 % bzw. 60 % der Obstanlagen betroffen. In Kampanien wurden Frostschäden auf 80 % der 
Frühkartoffelfläche festgestellt (AGE, 1997a, Kurzmeldungen S. 3). 
Im folgenden Schaubild wird die absolute Anzahl der in einem bestimmten Zeitraum festgestellten 
Kalamitäten gegenüber der landwirtschaftlichen Nutzfläche der Region abgetragen17. Im nationalen 
Durchschnitt ist etwa ein größeres Ereignis pro Jahr und 100.000 ha landwirtschaftliche Nutzfläche 
beobachtbar. Einige Regionen sind im Verhältnis zu ihrer Größe überdurchschnittlich oft betroffen. 
Im Fall von Ligurien und Friaul-Julisch Venetien liegt dies an der geographischen Lage zwischen 
Meer und Alpen. Kalabrien und Kampanien werden von Trockenheit geplagt. Die Toskana weist 
eine extrem ungünstige Kalamitätenbilanz auf; Hagel, Frost und Dürre schädigen den regional 
wichtigen Weinbau. Mit etwa einem Ereignis pro Jahr müssen die Landwirte in Molise, Trentino-
Südtirol, den Abruzzen und der Basilikata rechnen. Umgekehrt ist die Lombardei klimatisch eine 
eindeutige Gunstlage mit einem gleichmäßigen Witterungsverlauf und vergleichsweise wenigen 
extremen Ausschlägen. Relativ eindeutig ist, dass die wichtigen und leistungsfähigen 
Agrarregionen Italiens, Lombardei, Emilia-Romagna und Apulien unterhalb des Durchschnitts 
liegen - ihre Vorrangstellung in der landwirtschaftlichen Erzeugung ist durch den natürlichen 
Standortvorteil begründet. Dass Sardinien eine günstige Position einnimmt, liegt daran, dass dort 
witterungsempfindliche Kulturen eine geringe Rolle spielen. Ölbäume, extensive Rinder- und 
Schafhaltung sind widerstandsfähig und vergleichsweise ertragsstabil. 
 
                                                           
16 Siehe dazu beispielsweise die Berichterstattung zu den Frostschäden im Frühjahr 1997, u.a. FH, 
1997, S. 44; AGRISOLE, 1998, S. 16. 
17  Datengrundlage ist die Gazzetta Ufficiale der Jahre 1997 bis 1999 und INEA (1999). 
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Schaubild 4: Risikozonen in Italien 
 
Li = Ligurien 
La = Latium 
FVG = Friaul-Julisch Venetien 
Ve = Venetien 
Mo = Molise  
Lo = Lombardei 
TAA = Trentino-Südtirol 
To = Toskana 
Ab = Abruzzen 
Pi = Piemont 
Ma = Marken 
ER = Emilia-Romagna 
Ba = Basilikata 
Sa = Sardinien 
Cl = Kalabrien 
Pu = Apulien 
Cm = Kampanien 
Si = Sizilien 
U = Umbrien 
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
2.2  Politische Rahmenbedingungen 
2.2.1 Politische Organisation 
 
Die italienische Verfassung von 1948 begründet eine Republik. Das Parlament besteht aus zwei 
Kammern, dem Abgeordnetenhaus (Camera dei Deputati) und dem Senat. Die politisch größere 
Bedeutung hat das Abgeordnetenhaus, dem auch die MinisterInnen angehören (GIANCOLA, 1976, 
S. 23 ff.). Prinzipiell sind die beiden Kammern gleichberechtigt (Bicameralismo), wodurch der 
Gesetzgebungsprozess in der Praxis häufig verzögert wird. An der Spitze des Staates steht der 
Präsident der Republik, der vom Parlament und insgesamt 60 Regionaldelegierten für jeweils 
sieben Jahre gewählt wird (BEUTTLER und GEHLHOFF, 1998, S. 11). Seine Aufgaben liegen vor 
0
5
10
15
20
25
30
0 200 400 600 800 1000 1200 1400 1600 1800
Fläche der Region
(in 1000 ha)
A
nz
ah
l d
er
 K
al
am
itä
te
n 
pr
o 
Ja
hr
italienischer 
Durchschnitt
Li
Mo
TAA
U
FVG
Ma
Ba
Ab
Sa
Lo
To
ER
PiCl
La
Ve
Cm
Pu
Si
RAHMENBEDINGUNGEN   
 
 
24
 
allem im Bereich der Repräsentation, und zwar nach innen und außen, und in der Ernennung der 
Regierung. Die Regierung wird vom Ministerpräsidenten geführt, der die Ministerämter besetzt. 
Minister und Ministerpräsident müssen zu Beginn der Amtszeit von beiden Kammern das 
Vertrauen erhalten (CHIELLINO et al., 1995, S. 156 ff.). 
Italien hat zwischen 1948 und 2000 57 Kabinette erlebt. Das 58. Kabinett wurde im April 2000 von 
Giuliano Amato gebildet, der bereits 1992 einmal Ministerpräsident war und der 
Vorgängerregierung als Finanzminister angehörte. Die meisten Regierungen seit 
Republikgründung blieben weniger als 15 Monate im Amt. Weitaus häufiger als Verschiebungen 
der Machtverhältnisse im Parlament  sind in der Vergangenheit innerparteiliche bzw. 
innerkoalitionäre Kämpfe Ursache der Regierungskrisen gewesen. Die Parteienlandschaft ist stark 
zersplittert; ohne Koalitionsbildung ist keine Partei regierungsfähig. Selbst im Europäischen 
Parlament wurden die 87 italienischen Sitze nach der Wahl im Juni 1999 von 18 Parteien besetzt. 
Eine Wahlrechtsreform ist seit Jahren in der Diskussion, bislang allerdings ohne konkretes 
Ergebnis. Von einem bipolaren System, wie es durch das vorgeschlagene Mehrheitswahlrecht 
verwirklicht werden könnte, ist man nicht nur formal, sondern auch inhaltlich weit entfernt. 
Die Stellung der Regionen im politischen Gefüge befindet sich im Wandel. Die ebenfalls 1948 als 
politische Träger institutionalisierten Regionen, mittlerweile 20, hatten ursprünglich kaum 
Kompetenzen. Seit den siebziger Jahren hat allerdings eine starke Regionalisierungsbewegung den 
Zentralstaat aufgeweicht (GIANCOLA, 1976, S. 199 ff.). Die immer noch wirksamen 
Zentrifugalkräfte finden ihren äußeren Ausdruck beispielsweise in Umberto Bossis populistischer 
Proklamation von Padania als eigenem Staat. Auch die Diskussion um die Verfassungsänderung 
zur Begründung einer Bundesstaatenrepublik beweist, dass das Thema nach wie vor höchst aktuell 
ist. Politikwissenschaftler wie RUSCONI (1997, S. 13) weisen darauf hin, dass es in Italien keine 
föderale Tradition gibt und diagnostizieren, dass sich alle Reformansätze eher an den Problemen 
der Vergangenheit orientieren, statt über zukünftige Aufgabenstellungen nachzudenken.  
Zu den norditalienischen Regionen werden Piemont, das Aostatal, die Lombardei, Trentino-
Südtirol, Venetien, Friaul-Julisch Venetien, Ligurien und die Emilia-Romagna gezählt. Die 
Regionen Toskana, Umbrien, Marken und Latium bilden Mittelitalien; die Abruzzen, Molise, 
Kampanien, Apulien, Kalabrien sowie die Inseln Sizilien und Sardinien gehören zu Süditalien, 
auch Mezzogiorno genannt. Der Mezzogiorno weist eine Reihe typischer Probleme auf, die mit 
seiner wirtschaftlichen und infrastrukturellen Rückständigkeit im Vergleich zum Norden verknüpft 
sind, unter ihnen hohe Arbeitslosigkeit (mehr als 20 %), ein niedrigeres Durchschnittseinkommen 
und eine geringe Investitionsquote (WIENBERG, 1993, S. 120).  
 
2.2.2 Träger und Ziele der Agrarpolitik 
Das italienische Landwirtschaftsministerium, MIPAF (Ministero delle  politiche agricole e 
forestali), wurde in der Vergangenheit mehrmals umstrukturiert und umbenannt. Derzeit ist das 
MIPAF in fünf Generaldirektionen (GD) und ein Inspektorat unterteilt. Für die landwirtschaftlichen 
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Kalamitätenhilfen und Ernteversicherungen ist die GD Land- und Ernährungswirtschaft 
(Direzione Generale delle Politiche Agricole e Agroindustriali Nazionali) zuständig. 
 
Tabelle 1: Operative Einheiten im italienischen Landwirtschaftsministerium MIPAF, 2000 
 
GD Internationale Agrarpolitik und Gemeinschaftspolitik (Direzione Generale Politiche Comunitarie e 
Internazionali)  
 
GD Land- und Ernährungswirtschaft (Direzione Generale delle Politiche Agricole e Agroindustriali 
Nazionali) 
 
GD Allgemeine Angelegenheiten und Personal (Direzione Generale Servizi Generali e del Personale) 
 
GD Fischerei (Direzione Generale Pesca e Aquacoltura)  
 
GD Forst- und Wasserwirtschaft, Berglandwirtschaft (Direzione Generale Risorse Forestali, Montane e 
Idriche) 
 
Inspektorat zur Betrugsbekämpfung (Ispettorato Centrale Repressione Frodi) 
 
Quelle: MIPA, 2000a. 
 
Spezifische Aufgaben, wie z.B. die Durchführung der EU-Marktordnungen, werden eigens 
eingerichteten staatlichen Instituten übertragen, die vom Landwirtschaftsministerium formal 
unabhängig sind. Die AIMA (Azienda di Stato per gli Interventi sul Mercato Agricolo), ab 
Herbst 2000 AGEA (Agenzia per le Erogazioni in Agricoltura), fungiert als Marktordnungsstelle; 
zukünftig soll sie stärker als bisher die zentrale Ansprechpartnerin für die Europäische Kommission 
sein. Das ISMEA (Istituto Studi, Ricerche e Informazioni sul Mercato Agricolo) fertigt 
Agrarstatistiken und Marktberichte an, das INEA (Istituto Nazionale di Economia Agraria) 
wertet Buchführungsergebnisse aus und das INN (Istituto Nazionale della Nutrizione) beobachtet 
die Ernährungssituation der italienischen Bevölkerung. Daneben finanziert der italienische Staat 
noch rund 20 landwirtschaftliche Versuchs- und Forschungseinrichtungen (NOMISMA, 1992, S. 
63). Ihnen allen ist gemeinsam, dass die Ergebnisse ihrer Arbeit meist erst mit beträchtlicher 
zeitlicher Verzögerung zur Verfügung stehen. Dies wirkt sich auch auf die Aktualität der dieser 
Arbeit zu Grunde liegenden Zahlen und Daten aus.  
Die Ziele der Agrarpolitik der aktuellen Regierung mit Landwirtschaftsminister Alfonso Pecorari 
Scanio sind im Bereich der Sicherung der Existenz bäuerlicher Familien, der 
Produktivitätssteigerung und damit der Stärkung Italiens im internationalen Wettbwerb und der 
Nivellierung der Produktions- und Einkommensunterschiede zwischen den Regionen zu sehen. Die 
Kalamitätenhilfen und Prämienzuschüsse als an den italienischen Agrarsektor ausgezahlte 
Beihilfen sollen zwei Hauptzielen dienen18: 
                                                           
18  Vgl. CASATI und FRISIO, 1991, S. 116 ff.; TARDITI, 1991, S. 89 ff. 
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Einkommensstabilisierung: Einkommensverluste, z.B. durch Ertragsausfälle oder infolge von 
Qualitätsminderung der Erzeugnisse sollen ausgeglichen, das Einkommen der landwirtschaftlichen 
Betriebe gesichert und so das unmittelbare Überleben der Betriebe nach einer Kalamität garantiert 
werden. 
Stärkung der Wettbewerbskraft19: Die Produktionskosten in der pflanzenbaulichen Erzeugung, 
sollen verringert werden. Präventionsmaßnahmen, wie z.B. Hagelnetze aber auch Bewässerungs- 
und Beregnungsanlagen und Versicherungsangebote werden deshalb subventioniert. Durch 
Investitionsanreize sollen die Betriebe in die Lage versetzt werden, zerstörte 
Produktionsgrundlagen (z.B. Weinberge oder Obstplantagen) zu ersetzen und die Produktion 
wiederaufzunehmen, indem ihnen der Zugang zu Investitionskapital erleichtert wird und die 
Kapitalkosten gesenkt werden. 
Wie die folgende Tabelle zeigt, machen die für Kalamitäteninterventionen bereit gestellten Mittel 
etwa 10 % bis 15 % des nationalen Agrarhaushaltes (ohne EU-Transferzahlungen) aus. Dazu 
kommen einige Positionen, die den Kalamitäteninterventionen im weiteren Sinne zuzuordnen sind: 
die Zuschüsse zur Waldbrandprophylaxe, die nach Maßgabe der Haushaltslage eingestellt werden; 
die Investitionsförderprogramme für Bewässerungs- und Beregungsanlagen, die die Nutzung von 
Standorten mit Niederschlagsschwankungen ermöglichen und darüber hinaus der 
Qualitätssicherung dienen.  
Eine Einkommensgarantie kann durch dieses Budget nicht erreicht werden, denn es beläuft sich 
selbst bei großzügiger Summierung nur auf ein Prozent der marktfähigen pflanzlichen Erzeugung 
des italienischen Agrarsektors. Bei der Betrachtung der Subventionseffekte von Kalamitätenhilfen 
in Form von Investitionshilfen und verlorenen Zuschüssen ist zudem zu berücksichtigen, dass in 
den vergangenen Jahren die gewährten Beihilfen nie mehr als 10 % des geschätzten Schadens 
betragen haben und dass zahlreiche witterungsbedingte Ernteverluste unentschädigt blieben. 
Trotzdem haben die geringen Beihilfen einen vergleichsweise großen Hebel, denn die extremen 
Produktionsrisiken werden effektiv gekappt. Den schwerwiegenden Kalamitäten der letzten Jahre 
zum Trotz (Dürre 1989/90, Überschwemmung 1994, Frost 1997) ist die Abnahmerate der 
landwirtschaftlichen Betriebe im europäischen Vergleich gering: Zwischen 1990 und 1995 hat die 
Zahl der Betriebe nur um 6,6 % abgenommen, die bewirtschaftete Fläche nur um 1,4 %. 
                                                           
19  Vgl. PASCA, 1991, S. 123 ff. 
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Tabelle 2: Haushalt des Landwirtschaftsministeriums für den Agrarsektor, laut Haushaltsgesetz 
 
1997 1998  
Mrd Lire Mio DM Mrd Lire Mio DM 
 
A Laufende Ausgaben insgesamt 
 
Fischfang 
Olivenölintervention 
Marktordnungsstelle 
Milchquotenintervention 
verschiedene Interventionen 
Verpflichtungen aus Vorjahren 
 
1.047,0 
 
 
 
1.068 
 
1.524,0 
 
34,0 
10,0 
10,0 
750,0 
20,0 
700,0 
 
1.539 
 
34 
10 
10 
756 
20 
707 
 
 
B Zuschüsse insgesamt 
 
Landw. Interventionsprogramme 
RIBS (Staatsholding im Agrarsektor) 
Waldbrandprophylaxe  
versch. Einzelinterventionen 
 
517,0 
 
517,0 
 
527 
 
527 
 
666,0 
 
566,0 
40,0 
50,0 
10,0 
 
673 
 
572 
40 
51 
10 
 
 
C Jährlich neu festzusetzende Beihilfen 
 
Nationaler Solidaritätsfonds 
Kap. Beihilfen 
Kap. Versicherung 
EU-Marktordnungen (Kofinanzierung) 
Zuckerbeihilfen 
Fischfang 
Nationales Ernährungsinstitut INN 
 
849,0 
 
250,0 
200,0 
172,0 
125,0 
91,0 
11,0 
- 
 
866 
 
255 
204 
175 
127 
93 
11 
- 
 
752,0 
 
250,0 
180,0 
200,0 
65,0 
45,0 
1,0 
11,0 
 
766 
 
253 
182 
202 
66 
45 
1 
11 
 
D Investitionshilfen 
 
Bodeneigentumskasse 
Gesetz 548/97 (Tierhaltung) 
Gesetz 67/88 (Provinz Ravenna) 
 
78,0 
 
30,0 
20,0 
28,0 
 
80 
 
31 
20 
29 
 
40,0 
 
40,0 
 
 
40 
 
40 
 
 
 
 
E Mehrjährige Programme 
 
Bewässerungsanlagen 
Beregnungsanlagen 
 
50,0 
 
50,0 
 
51 
 
51 
 
135,8 
 
87,8 
48,0 
 
137 
 
89 
48 
 
 
Insgesamt 
 
2.541,0 
 
2.592 
 
3.117,8 
 
3.149 
 
Quelle: nach GAZZETTA UFFICIALE (1998).  
 
Die Regionalisierungsbewegung hat auch für Agrarpolitik und Agrarverwaltung wichtige 
Kompetenzverschiebungen nach sich gezogen. Mit der Verwaltungsreform 1972 wurde das 
damalige Landwirtschaftsministerium MAF zu einer der Witwen der Dezentralisierung 
(MEYER, 1983, S. 90); wichtige Bereiche der Etathoheit waren dem Ministerium entzogen 
worden. Das Nachfolgeministerium MIRAAF, nach einer erneuten Reform 1992 gebildet und ab 
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1997 zum MIPA (ADORNATO, 1997, S. 103 ff.) und schließlich zum MIPAF umstrukturiert, hat 
bislang ausschließlich koordinierende und übergeordnete Aufgaben und vertritt die italienische 
Landwirtschaft nach außen, beispielsweise innerhalb der Europäischen Union. Seit 1994 werden 
den Regionen gemäß einem Rahmengesetz (Legge quadro) 80 % des Agrarhaushaltes von vorne 
herein zugeteilt, während das zentrale Landwirtschaftsministerium sich die Verteilung der 
verbleibenden 20 % des Etats vorbehält. Seit dem Februar 1995 gibt es auch ein Staat-Regionen-
Kommittee (Comitato Stato-Regioni), das die wechselseitigen Beziehungen koordiniert. Die 
frühere Provinzverwaltung mit 95 Provinzen wurde auch nach der Verwaltungsreform beibehalten 
und besteht jetzt parallel zur Regionalverwaltung fort. Die Zuständigkeiten überschneiden sich 
häufig, so dass die Instanzen sich bisweilen auch gegenseitig behindern (WIENBERG, 1993, 
S. 123). Durch die Verwaltungsreform erhielten die Regionen aber deutlich mehr Verantwortung 
und genauere Koordinaten für eigene Maßnahmen (PASTORI, 1992, S. 36). 
Auf der Ebene der Regionen gibt es als selbständige Verwaltungsinstanz den Regionalausschuss 
(Giunta Regionale), der für die Bereiche Land- und Forstwirtschaft, regionale Wirtschaft und 
Infrastruktur, Verkehr, Bildungs- und Gesundheitswesen zuständig ist. Über die Organisation der 
Agrarverwaltung traf jede Region eine eigene Entscheidung (NOMISMA, 1992, S. 66). Der 
Regionalausschuss verfügt üblicherweise über ein Landwirtschaftsassessorat (Assessorato dell 
Agricoltura), dem ein regionaler Landwirtschaftsminister vorsteht. Der technische Arm der 
Regionalausschüsse sind die sogenannten Agrarentwicklungsgesellschaften (Ente di Sviluppo, 
z.T. Agenzia per lo Sviluppo), Flurbereinigungsgemeinschaften oder auch 
Kulturbaugenossenschaften bzw. Urbarmachungsgemeinschaften (Consorzio di Bonífica), sofern 
es sich um Bewässerungs- oder Meliorationsprojekte handelt. Die mit den Industrie- und 
Handelskammern zusammengefassten Landwirtschaftskammern verrichten als Körperschaften 
öffentlichen Rechts für den Agrarsektor verschiedene, z.T. kostenpflichtige Dienstleistungen, wie 
z.B. Maßnahmen der Gemeinschaftswerbung. 
Das System der Kalamitätenhilfen ist regional differenziert ausgestaltet, d.h. es soll im Sinne der 
Zielsetzung der italienischen Agrarpolitik einen Einkommens- und Strukturausgleich zwischen den 
Regionen herbeiführen. Der Gesamttransfer im Rahmen der Kalamitätenhilfen stellt für das 
Landwirtschaftsministerium und die Regionalverwaltungen einen wichtigen Ausgabenposten dar, 
mit dem eine aktive Förderpolitik betrieben werden kann. Eine besondere Rolle spielen hier 
Investitions- und Infrastrukturhilfen; dieses Thema wird in Kap. 3.3 nochmals aufgegriffen. Weil 
Landwirtschaftsministerium und Regionen gleichermaßen Zugriff auf die Mittel haben, geht der 
Nationale Solidaritätsfonds nicht in den Betrag ein, der entsprechend dem Legge Quadro (siehe 
oben) verwaltet wird. Aus dem Zuständigkeitskonflikt für die Kalamitätenintervention erwächst für 
den Sektor ein vergleichsweise hohes Änderungsrisiko. 
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Schaubild 5: Regionale Verteilung der Kalamitätenhilfen, Kapitel Beihilfen, 1997 
Quelle: eigene Darstellung unter Verwendung von MILANI, 1997, S. 7. 
Als Träger der Agrarpolitik fungieren neben Landwirtschaftsministerium und 
Regionalverwaltungen auch die drei großen Bauernverbände CIA, Coldiretti und Confagricoltura. 
Der mit 1,1 Millionen Mitgliedern größte Verband Coldiretti (Coltivatori Diretti) ist eher dem 
linken politischen Spektrum zuzuordnen und vertritt zusammen mit CIA (Confederazione 
Italiana Agricoltori) die Kleinbetriebe. Confagricoltura (Confederazione Generale 
dellAgricoltura Italiana) spricht dagegen für die rund 600.000 Mittel- und Großbetriebe und 
verfolgt eine eher rechte Politik20. Einzelne Verbandsfunktionäre übernehmen Aufgaben in der 
staatlichen Agrarverwaltung (NOMISMA, 1992, S.18); teilweise existieren mehr oder weniger 
institutionalisierte Gremien der Meinungsbildung oder der Zusammenarbeit. Insgesamt lässt sich 
feststellen, dass die Verbände auf vielfältigen, nicht immer vollkommen transparenten Wegen 
Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen. 
Eine ähnliche Rolle spielen die Erzeugergemeinschaften, Kooperativen und Konsortien bzw. ihre 
verschiedenen Dachverbände, u.a. Confcooperative (Confederazione delle Cooperative), ANCA 
(Associazione Nazionale delle Cooperative Agricole), AGCI (Associazione Generale delle 
Cooperative) und UNCI (Unione Nazionale Cooperative Italiane). Auch sie sind organisatorisch 
und inhaltlich mit den politischen Parteien bzw. den Bauernverbänden verbunden. So orientiert sich 
z.B. AGCI an Confagricoltura und umgekehrt (NOMISMA, 1992, S. 91). 
 
 
                                                           
20 Vgl. NOMISMA, 1992, S. 19; GASPARDO (1996).  
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2.3 Ökonomische Situation des Agrarsektors 
2.3 1 Wirtschaftliche Bedeutung des Agrarsektors in der Gesamtwirtschaft 
 
Italien ist mit rund 57,5 Mio EinwohnerInnen und einer Landesfläche von 301.000 km² das 
viertgrößte Land der Europäischen Union (INEA, 1997, S. 8). Etwa 1,9 Mio Personen zählen zur 
landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung, das entspricht 8,5 % der Erwerbstätigen. Die absolute 
Zahl der Beschäftigten in Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft geht schon seit längerem um etwa 
3 % jährlich zurück (INEA, 1995, S. 389). Der Arbeitskräftebesatz beläuft sich allerdings immer 
noch auf mehr als elf Voll-AK je 100 Hektar (WIENBERG, 1993, S. 125). Dies weist auf eine 
hohe versteckte Arbeitslosigkeit besonders in Süditalien hin, wo für Landwirte und ihre 
Familienangehörigen kaum alternative Erwerbsmöglichkeiten bestehen. Da in Italien nur in den 
ersten sechs Monaten der Arbeitslosigkeit eine geringe Arbeitslosenunterstützung gewährt wird, ist 
auch die Zahl der Arbeitslosen nicht genau erfasst; offiziell beträgt die Arbeitslosenrate rund 
12,3 % (1998) (FT, 1999, S.1). Neben dem offiziellen Arbeitsmarkt existiert eine 
Schattenwirtschaft, deren Umfang auf 20 % bis 25 % des Bruttoinlandsproduktes geschätzt wird 
(BOLAFFI, 1999, S. 3). Landwirtschaftliche Betriebsleiter, die das Betriebseinkommen lediglich 
ergänzen wollen, kommen in der Regel in diesem Segment unter. So erklärt sich die hohe Zahl von 
Vollerwerbsbetrieben mit einem Betriebseinkommen unter dem Existenzminimum: De facto 
handelt es sich nur um einen Nebenerwerb in der Landwirtschaft. Die für Italien in früheren Jahren 
charakteristischen Wanderungsbewegungen aus den ländlichen Räumen im Süden nach Norden in 
die Ballungsräume von Mailand, Turin und Genua und ins europäische Ausland (WIENBERG, 
1993, S. 120) sind in letzter Zeit fast zum Erliegen gekommen. Statt dessen ist Italien seinerseits 
zum Einwanderungsland für Menschen aus Ost- und Südosteuropa, speziell Albanien, geworden, 
von denen nicht wenige im Agrarsektor Arbeit zu finden versuchen. 
Der Beitrag der Land- und Fischereiwirtschaft zum Bruttosozialprodukt betrug 1995 rund 
42 Mrd DM (47,9 Bio Lire), das entspricht einem Anteil von 2,5 %. Zusammen mit dem vor- und 
nachgelagerten Bereich beläuft sich der Beitrag der Agrarwirtschaft zum BSP auf rund 
236 Mrd DM (268,0 Bio Lire) (INEA, 1996a, S. 22). Italien ist sehr rohstoffarm und war deshalb 
lange Zeit agrarisch geprägt. In den letzten Jahren hat der Industrie- und Dienstleistungssektor 
jedoch in fast allen Regionen expandiert, im Norden jedoch stärker als im Süden. Der Agrarsektor 
hat an der Modernisierung nicht im gleichen Maße teilgenommen. 
 
2.3.2 Landwirtschaftliche Erzeugung 
Die Bodennutzung verteilt sich folgendermaßen: Etwa 39 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
sind Ackerland, weitere 19 % sind Dauergrünland und Weiden. 13 % werden von Dauerkulturen 
bestanden, 20 % von Wald (INEA, 1996a, S. 56). Etwa 2,9 Mio ha sind Bewässerungsfläche. Die 
landwirtschaftliche Nutzfläche geht ständig zurück: In den letzten zehn Jahren verödeten, vor allem 
im Gebirge, 8 % bis 10 % der LF. Die pflanzliche Produktion macht in Italien 60 % der 
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landwirtschaftlichen Erzeugung aus, auch dies unterscheidet Italien von den meisten anderen 
EU-Ländern. Im Norden wird mehr als die Hälfte der landwirtschaftlichen Produkte erzeugt, 
während der Süden weniger als ein Drittel beisteuert, obwohl dort auf mehr als der Hälfte der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche mehr als die Hälfte aller landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
arbeiten.  
Wichtigste Ackerfrucht ist mit über 4 Mio ha Getreide, v.a. Weizen, der in der Poebene und an der 
adriatischen Küste einen hohen Flächenanteil erreicht (SBA, 1992, S. 50). Zweitwichtigste 
Getreidekultur ist der Mais, v.a. Hybridmais, der ebenfalls schwerpunktmäßig in der Poebene 
angebaut wird. Die älteren Landmaissorten (Nostrano) wurden nahezu verdrängt und werden nur 
noch auf weniger guten und nicht bewässerten Böden Süditaliens und in Venetien angebaut, wo aus 
Maisgrieß die regionaltypische Polenta hergestellt wird. Der Gerstenanbau konzentriert sich in 
Sizilien und der Emilia-Romagna, wo Gerste Grundlage der Schweinemast ist. Roggen wird nur in 
einigen wenigen Hügel- und Bergzonen angebaut. Ölsaaten sind weit weniger bedeutend, ihr 
Flächenumfang erreicht knapp 500.000 ha. Wichtigste Ölsaaten sind Sonnenblume und Sojabohne, 
während Raps nur auf rund 14.000 ha erzeugt wird. Insgesamt 280.000 ha Zuckerrüben stehen über 
500.000 ha Feldgemüse gegenüber. 
Die Sonder- und Dauerkulturen nehmen in der italienischen Landwirtschaft einen besonderen Platz 
ein, ihr Flächenanteil beträgt immerhin gut ein Achtel der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 
Ölbäume mit über 1,1 Mio ha und Wein mit über 800.000 ha besitzen den größten Flächenanteil. 
Unter den Obstkulturen sind 380.000 ha Obstbäume, 177.000 ha Zitrusplantagen und etwa 
170.000 ha an Nuss- und Mandelbäumen zu verzeichnen21.  Fast 4 Mio ha dienen als Dauerwiesen 
oder -weiden der Erzeugung tierischer Produkte (INEA, 1996a, S. 56). 
Die marktfähige landwirtschaftliche Erzeugung beläuft sich insgesamt auf rund 58 Mrd DM 
(65,7 Bio Lire ). Der Nettoproduktionswert (ohne Vorleistungen und indirekte Steuern) belief sich 
1995 auf 42 Mrd DM (47,9 Bio Lire); dazu kamen weitere 734 Mio DM (833 Mrd Lire) aus der 
Forstwirtschaft.  
Obst und Gemüse tragen zur Produktion insgesamt rund 22 % bei. Ackerfrüchte, also Getreide, 
Eiweiß- und Industriepflanzen machen nur knapp 14 % der Erzeugung aus. Nicht zu 
vernachlässigen sind auch Wein (9,3 %), Blumen und Zierpflanzen (5,7 %) und Oliven (5,3 %), die 
v.a. zur Ölgewinnung angebaut werden. Die tierische Produktion erreicht etwas über 38 %.  (INEA, 
1996b, S. 64). Davon entfällt weniger als ein Drittel auf Milch und rund ein Viertel auf Rindfleisch. 
Die übrigen Tierhaltungszweige haben demgegenüber wesentlich weniger Volumen. Die 
Schweineproduktion stellt gerade 6,4 % des Bruttoproduktionswertes dar. Die folgende Tabelle 
zeigt die Verteilung des landwirtschaftlichen Bruttoproduktionswertes22.  
                                                           
21 Alle Zahlen aus 1994, gerundet (INEA, 1995, S. 431 ff.). 
22 Die Zahlen stammen aus 1995. 
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Tabelle 3: Landwirtschaftlicher Bruttoproduktionswert, 1995 
 
Produktionswert Produktionszweig 
in Mrd Lire in Mio DM 
Anteil an der Gesamterzeugung (in 
%) 
 
Ackerbau 
davon 
- Getreide 
- Industriepflanzen 
- Eiweißpflanzen 
 
9.103 
 
6.708 
2.295 
99 
 
8.011 
 
5.903 
2.020 
87 
 
13,9 
 
10,2 
3,5 
0,2 
 
Kartoffeln und Gemüse 
 
10.073 
 
8.864 
 
15,3 
 
Blumen und 
Zierpflanzen 
 
3.774 
 
3.321 
 
5,7 
 
Futterpflanzen 
 
156 
 
137 
 
0,3 
 
Sonderkulturen 
davon 
- Wein 
- Oliven 
- Obst 
 
17.367 
 
6.092 
3.453 
6.650 
 
15.283 
 
5.361 
3.039 
5.852 
 
26,4 
 
9,3 
5,3 
10,1 
 
Tierhaltung 
davon 
- Rinder 
- Schweine 
- Geflügel und 
Kaninchen 
- Milch 
- Eier 
- Honig 
 
25.243 
 
6.770 
4.209 
4.712 
7.422 
1.568 
30 
 
22.214 
 
5.958 
3.704 
4.147 
6.531 
1.380 
26 
 
38,4 
 
10,3 
6,4 
7,2 
11,3 
2,4 
0,1 
 
Insgesamt 
 
65.716 
 
57.830 
 
100,0 
Quelle: nach INEA, 1996b, S. 64; gerundet. 
 
Typisch für die italienische Landwirtschaft ist eine geringe Vorleistungsquote, die trotz 
kontinuierlichen Anstiegs in den letzten Jahren mit 28 % deutlich unter dem europäischen 
Durchschnitt von 46 % liegt (EUROSTAT, 1996b und INEA, 1996b, S. 61 ff.). Auch hinsichtlich 
des Durchschnittsertrags bei der pflanzlichen und tierischen Produktion vergrößerte sich der 
Abstand zwischen anderen EU-Mitgliedsstaaten und Italien weiter.  
Aufgrund der häufig kritischen Wasserversorgung spielen die Bewässerungs- und 
Entwässerungskosten für die pflanzliche Produktion, aber auch für die Weidewirtschaft, eine 
entscheidende Rolle in der betrieblichen Kalkulation. Insgesamt 2,9 Mio ha werden bewässert, 
34 % davon in Norditalien, 25 % im Mezzogiorno (NOMISMA, 1992, S. 37). In der Poebene 
liegen die Bewässerungskosten zwischen 300 DM und 700 DM je Hektar (WIENBERG, 1993, 
S. 126). Bewässerungsland erzielt im allgemeinen auch höhere Bodenpreise; für Ackerflächen in 
der Poebene müssen pro Hektar bis zu 60.000 DM bezahlt werden. 
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Es ist bereits erwähnt worden, dass es in Italien eine erstaunlich große Anzahl sehr kleiner 
landwirtschaftlicher Betriebe (z.T. unter 2 ha) gibt. Wie MEYER (1983, S. 44) erläutert, kann aus 
der Flächenausstattung eines Betriebes allerdings nicht automatisch der Rückschluss auf eine 
geringe Wettbewerbskraft gezogen werden, da gerade in Oberitalien hochintensive Veredelungs-
betriebe, z.B. in der Schweinemast, zum Teil ohne eigene Flächen wirtschaften. Andererseits 
existieren, gerade im Mezzogiorno, noch Großbetriebe (Latifundien), die extrem extensiv 
bewirtschaftet werden. Aus dem ehemaligen Großgrundbesitz und aus der früher üblichen Halb- 
(Mezzadria) und Teilpacht (Colonia) entstanden meist Lohnbetriebe, auf die noch heute ein 
überproportionaler Anteil der bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzfläche und der 
vermarkteten Erzeugungsmenge entfällt (MEYER, 1983, S. 47). 
Bei fast allen Tierarten, außer Schafen und Ziegen, findet man in Norditalien überdurchschnittlich 
große Bestände. So sind zwar 50 % der italienischen Rinderhalter in Norditalien angesiedelt, diese 
halten aber fast 70 % der Rinder. Noch deutlicher ist das Ungleichgewicht in der Schweinehaltung. 
Hier stehen in Norditalien über 77 % der italienischen Bestände bei nur 16 % der Halter (INEA, 
1996a, S. 58). Trotz der auf ungünstige Strukturen hinweisenden statistischen Durchschnittswerte 
existieren in Italien auch intensive Tierhaltungsbetriebe mit großen Beständen, die innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft mit Sicherheit wettbewerbsstark sind. 
Die Struktur der landwirtschaftlichen Erzeugung ist unter ökonomischen Gesichtspunkten trotz der 
Bereinigungsprozesse der letzten Jahre immer noch sehr ungünstig. Es gibt etwa 2,5 Mio 
landwirtschaftliche Betriebe23, die insgesamt 14,7 Mio ha landwirtschaftliche Nutzfläche 
bewirtschaften (INEA, 1997, S. 54). Die Zahl der landwirtschaftlichen Unternehmen hat seit 1990 
um 6,6 % abgenommen, die landwirtschaftliche Nutzfläche um 1,4 %. 1,9 Mio Betriebe 
bewirtschaften weniger als 5 ha (Obst-, Gemüse- und Weinbaubetriebe eingeschlossen) (INEA, 
1997, S. 56). Von den rund vier Millionen Betrieben unter 5 ha, die es in der Europäischen Union 
gibt, befindet sich damit die Hälfte in Italien. Nur rund 14.000 Betriebe in ganz Italien 
bewirtschaften mehr als 100 ha. Dieses Phänomen ist durch die Pachtgesetzgebung, welche die 
Bodenmobilität erheblich behindert, begründet. Aufgrund der ungünstigen Arbeitsmarktlage 
werden trotz der kleinbetrieblichen Struktur 70 % der Betriebe nominell im Vollerwerb 
bewirtschaftet. 60 % der Betriebsleiter können ihre Arbeitskapazität im Betrieb aber nicht voll 
auslasten. MEYER (1983, S. 37) macht auf die Diskrepanz zwischen statistischen Angaben und 
Realität im Bereich des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes aufmerksam. Demnach ist der 
Schluss von der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen auf die Zahl der eingesetzten 
Arbeitsstunden oder umgekehrt nicht zulässig. Ganz allgemein gilt, dass die Arbeitsintensität im 
italienischen Durchschnitt zwar höher ist als im EU-Durchschnitt, im einzelnen aber entsprechend 
der Betriebsgröße und -struktur, dem Standort, der Situation des Betriebsleiters und seiner Familie 
schwankt.  
 
                                                           
23 Ein landwirtschaftlicher Betrieb muss nach italienischem Recht mindestens einen Hektar 
landwirtschaftliche Nutzfläche bewirtschaften und dabei einen Vermarktungserlös von mehr als 
1.515 DM (1,5 Mio Lire) jährlich erzielen. 
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Tabelle 4: Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe in Italien, 1993 
 
 
Größenklasse 
 
Anzahl der 
Betriebe 
(in 1.000) 
Anteil (in %) 
 
LF insgesamt 
je Klasse 
(in 1.000 ha) 
bis 2 ha 1.365 55 1.161 
2 bis < 5 ha 558 22 1.724 
5 bis < 10 ha 269 11 1.856 
10 bis < 20 ha 158 6 2.156 
20 bis < 50 ha 93 4 2.807 
mehr als 50 ha 41 2 5.032 
Insgesamt 2.484 100 14.736 
 
Quelle: nach INEA, 1996b, S. 408. 
 
Das durchschnittliche Alter der Betriebsleiter ist verhältnismäßig hoch, im Jahr 1996 waren 34,4 % 
älter als 65 Jahre, nur rund 20 % jünger als 45 Jahre. Die Überalterung nimmt immer noch weiter 
zu. Außerdem haben weniger als 5 % der Betriebsleiter eine landwirtschaftliche oder verwandte 
Ausbildung (INEA, 1996a, S. 60). Der auch in Zukunft wettbewerbsstarke (Familien- ) 
Vollerwerbsbetrieb, das Leitbild der europäischen Agrarpolitik, ist in Italien zahlenmäßig die 
Ausnahme. Allerdings produzieren diejenigen Betriebe, die diesem Leitbild entsprechen, schon 
heute fast die Hälfte der vermarkteten Produkte (MEYER, 1983, S. 47). 
 
2.4  Zusammenfassung 
 
Die Rahmenbedingungen für betriebliche Entscheidungsprozesse im Agrarsektor Italiens 
beinhalten außer allgemeinen Marktunsicherheiten auch politische Unsicherheiten und Risiken 
durch Witterungsunbilden. Die politischen Unsicherheiten entstehen durch Interessen- und 
Zuständigkeitskonflikte nationaler und regionaler  Kompetenzträger und bewirken Intransparenz 
sowie ein hohes Änderungsrisiko. Dazu kommen vom Standort abhängige Wetterrisiken. Die 
ökonomische Ertragskraft des Sektors ist deshalb sowohl in bestimmten Betriebsgrößenklassen als 
auch in einzelnen Regionen vergleichsweise schwach.  
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3 Das italienische Kalamitätenhilfensystem  
 
3.1 Übersicht zur aktuellen Ausgestaltung   
 
Der italienische Staat interveniert zur Minderung des Schadens, der in der Landwirtschaft durch 
Witterungsunbilden verursacht wird, auf zweierlei Weise: durch direkte Kalamitätenintervention in 
Form einer Kalamitätenhilfe (als verlorener Zuschuss, Investitionshilfe und Liquiditätshilfe) und 
durch die Bezuschussung von Ertragsausfallversicherungen, in erster Linie von 
Hagelversicherungen, sowie in geringem Maß von Präventionsinvestitionen, z.B. die Installation 
von Hagelnetzen. Die Mittel stammen aus dem Nationalen Solidaritätsfonds, einem Haushaltstitel, 
über den das Landwirtschaftsministerium nach Maßgabe gesetzlicher Regelungen verfügen kann24.  
 
Schaubild 6: Systematik der Kalamitätenintervention 
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Eine Kalamitätenhilfe ist eine ereignisabhängige Beihilfe, die unregelmäßig und nur in den 
betroffenen Gebieten ausgezahlt wird. Ihre Höhe bemisst sich nach der Schadenshöhe und wird ad 
hoc festgelegt. Die Ausstattung des Nationalen Solidaritätsfonds limitiert die insgesamt für die 
Kalamitätenhilfen eines Jahres zur Verfügung stehenden Mittel. Die una tantum-Subventionen 
                                                           
24  In diesen Abschnitt gehen, soweit nicht anders belegt, Informationen aus Expertengesprächen 
(Aufzählung im Anschluss an das Literaturverzeichnis) sowie aus Auswertungen von TV, IA und 
SL (verschiedene Jahrgänge).  
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KALAMITÄTENHILFENSYSTEM   
 
 
36
 
sind als Soforthilfemaßnahmen gedacht. Damit sollen der Ernteverlust erstattet, Vorräte und 
Viehbestände ersetzt und dringende Reparaturen an Gebäuden und Anlagen ermöglicht werden. 
Zum Ausgleich der mittel- und langfristigen Schäden werden eine Reihe weiterer Begünstigungen 
formuliert, wie z.B. kurzfristige zinsbegünstigte Kredite zur Überbrückung von 
Liquiditätsengpässen. (DEPUTATI, 1995, S. 1-5). 
Die subventionierte Ertragsausfallversicherung ist laut Gesetz als Mehrgefahrenversicherung 
konzipiert. Die größte Rolle spielt jedoch eindeutig die Sachversicherung gegen Hagelschaden. 
Frost- und Dürreversicherungen konnten sich bislang nicht oder nur in geringem Umfang 
etablieren. Das Gesetz 185/92, das im Februar 1992 die Vorgängergesetze zur rechtlichen 
Regelung der Kalamitäteninterventionen inkorporierte und ablöste, zeichnet sich durch eine 
Flexibilisierung der Interventionsmöglichkeiten aus, mit dem Ziel, eine besser an die Realität der 
Betriebe und des Versicherungsmarktes angepasste Reaktion der regionalen und nationalen 
Behörden zu gewährleisten. Die Rolle der Ertragsausfallversicherungen wurde entscheidend 
gestärkt (DEPUTATI, 1995, S. 5-10). Die Änderungen bewirkten eine stärkere Auslese der 
beihilfeberechtigten Betriebe und begrenzten damit die für den Fonds erforderlichen 
Haushaltsmittel.  
 
3.2 Der Nationale Solidaritätsfonds 
 
Durch die Einrichtung des Nationalen Solidaritätsfonds wurde 1970 zum ersten Mal anerkannt, 
dass Kalamitäten keine sporadischen und außergewöhnlichen Einzelfälle sind, sondern ein 
regelmäßig auftauchendes Phänomen, dem mit einer generellen Lösung politisch begegnet werden 
sollte. Der Standortnachteil landwirtschaftlicher Produzenten in Italien gegenüber anderen Ländern 
sollte ausgeglichen werden. Mit dem unter dem Haushaltstitel des Solidaritätsfonds bereitgestellten 
Finanzvolumen kann über den Verwaltungsweg, ohne Haushaltsgesetze, betroffenen Betrieben 
Hilfe geleistet werden (DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 5). Die Motivation des italienischen 
Gesetzgebers, bei landwirtschaftlichen Kalamitäten zu intervenieren, liegt in der möglichst 
flächendeckenden Erhaltung der landwirtschaftlichen Produktion (DEPUTATI, 1995, S.1).  
Die italienischen Kalamitätenhilfen beruhen auf dem Gesetz 185 aus dem Jahr 199225, durch das 
Regelungen für einen Nationalen Solidaritätsfonds (Fondo di solidarietà nazionale) getroffen 
werden. Das Gesetz 185/1992 löste die vorhergehenden einschlägigen Gesetze 364 aus dem Jahr 
1970 und 590 aus dem Jahr 1981 teilweise ab; einzelne Vorschriften wurden fortgeführt. Schon die 
älteste Rechtsvorschrift aus dem Jahr 1970 entstand aus der Erfahrung schwerer Unwetter in den 
sechziger Jahren (SL, 2000a, S. 47). Mit den Modifikationen der Jahre 1981 und 1992 reagierte der 
Staat auf den zunehmenden Absicherungsbedarf in der Landwirtschaft, der, je volatiler die Preise 
für bestimmte Produkte wurden, umso ausgeprägter geäußert wurde (CICOGNA, 1997, S. 24).   
Der nationale Solidaritätsfonds unterscheidet sich von anderen europäischen Lösungen der 
Kalamitätenintervention dadurch, dass er ausschließlich mit öffentlichen Mitteln ausgestattet ist 
                                                           
25  Siehe Anhang 2. 
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und dass nationale Unterstützungsmaßnahmen durch regionale und lokale Fördermittel ergänzt 
werden können (BOUCHE, 1998, S. II-39-40). Auch ist nicht nur eine direkte Erstattung von durch 
Witterungsunbilden verursachten Schäden vorgesehen, sondern auch die Begünstigung einer 
teilweisen Risikoübertragung an den privaten Versicherungsmarkt durch Prämienzuschüsse beim 
Abschluss von Ertragsausfallversicherungen. 
Aus dem Nationalen Solidaritätsfonds, der durch das Gesetz 364/1970 im Haushalt installiert 
wurde, sollen alle Ausgaben sowohl für Katastrophenhilfen als auch für das aktive und passive 
Risikomanagement der Betriebe bestritten werden. Dieses System von Interventionen wird durch 
das Gesetz 590/1981 noch weiter differenziert, und zwar mit folgenden Zielsetzungen 
(DEPUTATI, 1995, S. 2): 
• Unterstützung von Einzelbetrieben und Erzeugerzusammenschlüssen bis maximal zur Höhe 
des erlittenen Schadens  
• Koordination der Fördermittel auf nationaler und regionaler Ebene 
• Einführung einer prioritären Verteilung der Mittel an Betriebe, die durch den Schaden in der 
Existenz gefährdet sind, da die Erstattungen differenziert gestaltet werden sollen. 
 
Das Gesetz 185/1992 enthält eine neue Beschreibung der Ausstattung des Fonds, der 
Vorgehensweise bei der Zuweisung der Mittel aus dem Solidaritätsfonds an die Regionen, der 
möglichen Interventionen zur Förderung der Wiederaufnahme der Produktion und der Handhabung 
des Agrarkredits als Instrument der Kalamitätenhilfe. Für die Jahre 1992 bis 1994 wurde die 
Ausstattung des Fonds auf 216 Mio DM (170 Mrd Lire) festgelegt. In den Folgejahren wurde der 
Nationale Solidaritätsfonds mit einer jährlich per Gesetz festgelegten Summe aus dem allgemeinen 
Staatshaushalt alimentiert. Schaubild 7 zeigt, wie hoch die Ausstattung des Nationalen 
Solidaritätsfonds in den Jahren 1988 bis 1997 ausfiel. Zu erkennen ist, dass die Ausstattung des 
Fonds in Abhängigkeit vom Mittelbedarf, d.h. der Kalamitätenbilanz eines Jahres, stark schwankt. 
Die Einführung der subventionierten Ernteversicherung 1992 sollte ursprünglich eine Nivellierung 
des Mittelbedarfs erbringen, da der Hagel als vergleichsweise häufige Kalamität der 
Versicherungsdeckung übertragen wurde. Durch das Gesetz 185/1992 sind theoretisch alle 
Witterungsereignisse sowie in bestimmten Fällen auch Pflanzen- und Tierkrankheiten versicherbar, 
während vor der Gesetzesnovellierung nur Frost-, Rauhreif- und Hagelschäden versicherungsfähig 
waren. Wegen der begrenzten Haushaltsmittel ist es bislang nicht möglich, weitere 
Schadensversicherungen kontinuierlich zu bezuschussen; ohne Zuschuss können sie sich aber nicht 
etablieren (SL, 2000a, S. 47). Frost- und Dürreschäden bleiben deshalb weiterhin der 
Kalamitätenintervention durch Beihilfen überlassen. 
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Schaubild 7: Ausstattung des Nationalen Solidaritätsfonds, 1988-1997 
 
Quelle: nach AIAG, 1999, S. 29. 
 
Für die italienischen Landwirte ergibt sich aus der jährlichen und häufig spät im Frühjahr 
endgültigen Festsetzung der Mittelausstattung des Fonds eine Unberechenbarkeit der zu 
erwartenden Mittel. In Abhängigkeit von der allgemeinen Haushaltssituation und der Situation des 
Agrarhaushaltes im besonderen stellen die Mittel für die Kalamitätenhilfen Manövriermasse für 
den Haushaltsausgleich dar. Weil im Vorhinein nicht festzustellen ist, welche Schäden auftreten 
werden, werden die Fondsmittel häufig zunächst auf einem unteren Niveau beschlossen, um sie 
dann später, wenn nötig auch mehrmals, entsprechend aufzustocken.  
Auch die versicherbaren Kulturen in einzelnen Produktionszonen und die versicherbaren Risiken 
werden jährlich per Verordnung neu bestimmt. Häufig sind zu dem Zeitpunkt der 
Vegetationsperiode, an dem die Zuschussquoten und Versicherungsbedingungen bekanntgegeben 
werden, die ersten Schadensereignisse bereits eingetreten. Da gleichzeitig der Beitrag für die 
Ernteversicherungen jährlich neu festgesetzt wird, wird einerseits kein langfristiger Ausgleich des 
Mittelbedarfs herbeigeführt und die Versicherungsoption ist mit einem hohen Änderungsrisiko 
belastet.  
Das Gesetz 185/1992 beauftragt sogenannte Schutzkonsortien (Consorzio di Difesa) mit der 
Durchführung der Ernteversicherung und sichert ihnen eine entsprechende Förderung zu. Diese 
Schutzkonsortien sind auf Provinzebene organisiert und schließen im Namen ihrer Mitglieder 
Verträge über die Versicherung einzelner landwirtschaftlicher Kulturen und Flächen mit einer 
Versicherungsgesellschaft ab. An der Verwaltung und Organisation der Schutzkonsortien haben die 
Provinzverbände der drei großen Bauernverbände Coldiretti, Confagricoltura und CIA 
maßgeblichen Anteil. Der italienische Staat fördert die Schutzkonsortien mit einer teilweisen 
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Übernahme der Versicherungsprämien und mit einem Zuschuss zu den Verwaltungskosten. Eine 
weitere Begünstigung der Schutzkonsortien ist ihre Berechtigung, Agrarkredite zu begünstigten 
Zinssätzen aufzunehmen. 
Die Feststellung von Kalamitäten und der Abgrenzung der betroffenen Gebiete wurde durch das 
Gesetz 185/1992 in die Zuständigkeit der Regionalverwaltungen übertragen. Die Regionen haben 
außerdem die Aufgabe, die Höhe der Schäden zu erfassen. Dabei können sie auf die Schätzungen 
anderer Institutionen zurückzugreifen, z.B. der Provinzinspektorate für Landwirtschaft bzw. der 
Provinz- oder Kommunalverwaltungen. Einzelne Regionen, z.B. Venetien, haben in früheren 
Jahren darüber diskutiert, regionale Solidaritätsfonds nach einem ähnlichen Konzept einzurichten, 
um die nationalen Hilfen aufzustocken. Anlass für diese Überlegungen war die Tatsache, dass die 
Auszahlungen aus dem Nationalen Solidaritätsfonds in der Regel mehrere Monate oder sogar Jahre 
auf sich warten lassen, so dass von einer Soforthilfe nicht mehr gesprochen werden kann. 
Folgende Elemente wurden mit dem Gesetz 185/1992 außer den bisher genannten neu in das 
System der Kalamitätenhilfen aufgenommen: 
1. Für Schäden an versicherbaren Kulturen können keine verlorenen Zuschüsse mehr beantragt 
werden. Daraufhin konnte diese Förderung durch eine Verordnung in Übereinstimmung mit den 
Regelungen der Europäischen Union gebracht werden. 
2. Die Schäden durch innerhalb eines Kalenderjahres eingetretene Kalamitäten an einer bestimmten 
Kultur können addiert werden, so dass die Verlustschwelle, ab der eine Erstattung aus dem 
Solidaritätsfonds erst möglich ist, auch nach mehreren kleinen Kalamitäten, von denen jede für sich 
als zu geringfügig gelten würde, überschritten werden kann (TAGLIATI, 1992, S. 22). 
3. Für landwirtschaftliche Betriebe, in denen in zwei aufeinanderfolgenden Jahren Kalamitäten 
festgestellt wurden oder bei denen der Schaden über 70 % der marktfähigen Bruttoerzeugung 
ausmacht, sind besondere Begünstigungen vorgesehen.  
4. Statt der vor 1992 im Kalamitätenfall gewährten vollständigen Entlastung von Rentenbeiträgen 
für Lohnarbeitskräfte werden diese Beiträge nur noch teilweise und nur für bestimmte 
Betriebsformen erlassen.  
5. Eine vorgezogene Auszahlung der erwarteten Kalamitätenhilfen durch die 
Regionalverwaltungen ist weiterhin nicht möglich (ausgenommen sind die autonomen Provinzen 
und Regionen), aber die Frist zur Antragseinreichung durch den geschädigten Landwirt wurde 
verkürzt, um die Auszahlung zu beschleunigen.  
6. Zur Begutachtung der Schäden wird ein Sachverständigenausschuss gebildet und finanziert. Ihm 
sollen von den Landwirten selbst gewählte Gutachter sowie Gutachter der 
Versicherungsgesellschaften angehören. 
7. Nur als solche organisierte Schutzkonsortien dürfen Ernterisiken versichern. Andere, z.B. 
berufsständische Organisationen, dürfen die Aufgaben der Schutzkonsortien nicht wahrnehmen, 
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außer wenn es in der betreffenden Provinz kein solches Schutzkonsortium gibt. Damit wird ein 
Versicherungsmonopol auf Provinzebene für die Schutzkonsortien eingeführt.  
8. Der staatliche Zuschuss für Versicherungsprämien und Konsortien wird in Regionen mit hohem 
klimatischen Risiko auf maximal 65 % erhöht. 
 
Der Neuregelung des Nationalen Solidaritätsfonds ging eine jahrelange politische und 
parlamentarische Diskussion voraus, in der die Repräsentanten der Bauernverbände drei 
Forderungen stellten: eine bessere Ausstattung des Fonds, die Verschlankung der bürokratischen 
Prozeduren und die Beschleunigung der Auszahlung sowie die Anpassung der Beihilfen an die 
betrieblichen Erfordernisse. Gegenstand der Debatte war weiterhin die Forderung nach einer 
Erstattung für Zitrusfrüchte, die wegen Frost- oder Hagelschadens unverkäuflich sind. Um auf die 
Kritik an der langwierigen Abwicklung der Kalamitätenintervention zu reagieren, wurde durch das 
Gesetz 225/1992 ein Zivilschutzdienst (Servizio della protezione civile contro le calamità 
naturali) eingerichtet, der für die Durchführung von Sofortmaßnahmen zuständig sein sollte. Ein 
Teil der Aktivitäten dieses Dienstes sollte auch der Landwirtschaft zugute kommen, doch hat sich 
der Dienst bisher als Instrument der Unterstützung des Agrarsektors nicht durchsetzen können.  
Zur Zeit wird ein neuer Gesetzentwurf für die Modifikation des Gesetzes 185/1992 verhandelt. Aus 
dem Fonds sollen unter anderem auch Verarbeitungs- und Vermarktungsgenossenschaften sowie 
deren Konsortien und Erzeugervereinigungen unterstützt werden können, wenn eine Kalamität 
nicht nur die landwirtschaftlichen Betriebe, sondern in der Folge auch weiterverarbeitende 
Unternehmen beeinträchtigt. Die Grenze, unterhalb derer kein Schadensausgleich durch die 
Kalamitätenhilfe stattfindet, soll von 35 % auf 30 % Verlust der marktfähigen Bruttoerzeugung 
abgesenkt werden. 
 
 
3.3 Die Kalamitätenbeihilfe 
 
3.3.1  Organisation der Auszahlung  
 
Die Kalamitätenhilfen aus dem Nationalen Solidaritätsfonds sind nationale Beihilfen und werden 
unter gleichen Bedingungen in allen italienischen Regionen, auch den Regionen mit Sonderstatus 
und den autonomen Provinzen ausbezahlt. Voraussetzung für eine Erstattung aus dem Fonds ist, 
dass der erlittene Schaden auf Betriebsebene mindestens 35 % der marktfähigen Bruttoerzeugung 
(produzione lorda vendibile, PLV) beträgt. Tierische Produkte sind davon ausgenommen, es wird 
nur der Realverlust der pflanzlichen Erzeugung bewertet. Der Grenzwert von 35 % gilt als 
Schwelle, unterhalb derer sich das normale Produktionsrisiko in der Landwirtschaft bewegt. 
Zusätzlich muss der betroffene Betrieb innerhalb eines Gebietes liegen, für das die regionale 
KALAMITÄTENHILFENSYSTEM   
 
 
41
 
Landwirtschaftsverwaltung einen beträchtlichen Kalamitätenschaden im Durchschnitt der 
Betriebe feststellt. 
Die folgende Tabelle zeigt den organisatorischen Ablauf der Auszahlung von Kalamitätenhilfen. 
Die Gemeinde, in der die Kalamität aufgetreten ist, meldet innerhalb von zehn Tagen nach dem 
Ereignis bei der zuständigen Landwirtschaftsverwaltung der Region das Auftreten von Schäden. 
Die regionale Landwirtschaftsverwaltung, das Assessorato di Agricoltura, ist nun verpflichtet, 
der Meldung nachzugehen und innerhalb von 30 Tagen nach dem entsprechenden Ereignis die 
Kalamität amtlich festzustellen. Meist wird das technische Personal der Assessorate eingesetzt, um 
vor Ort den Schaden zu begutachten. Wenn die Kalamitätenhilfe an alle Antrag stellenden 
Landwirte einer Gemeinde ausgezahlt werden soll, muss der Verlust in dieser Gemeinde insgesamt 
mindestens 35 % der marktfähigen Erzeugung aus der pflanzlichen Produktion betragen. Dreißig 
Tage nach dieser Feststellung muss vom Regionalrat ein Beschluss vorliegen, dass das 
Kalamitätenereignis dem Landwirtschaftsministerium vorgetragen und von ihm bestätigt werden 
soll. Spätestens einen Monat nach Erhalt des Regionalbeschlusses erlässt das Ministerium eine 
Verordnung mit der Erklärung, dass eine Kalamität eingetreten ist (Declaratoria dell'eccezionalità 
dell' evento). So können maximal drei Monate nach den Witterungsunbilden vergehen, bis die 
Kalamitätenmeldung nach Rom, wo der Nationale Solidaritätsfonds verwaltet wird, vorgedrungen 
ist. 
Innerhalb von 45 Tagen nach der Veröffentlichung der Verordnung im Gesetzblatt kann ein 
geschädigter Betrieb, der seinen Sitz in einer als betroffen anerkannten Gemeinde hat, einen Antrag 
auf Beihilfen aus dem Fonds bei der Kommune stellen, die ihn an die regionale 
Landwirtschaftsverwaltung weiterleitet. Voraussetzung ist, dass der erlittene Schaden auch auf 
betrieblicher Ebene mindestens 35 % der marktfähigen pflanzlichen Erzeugung beträgt. Dabei 
werden die tierische Erzeugung und die Schäden an versicherbaren Kulturen nicht berücksichtigt26. 
Der Antrag enthält die Auflistung der erlittenen Schäden, die Katasterangaben zur Identifikation 
der betroffenen Flächen, den Anbauplan und eine Schätzung des Schadens. Falls nicht nur einzelne 
Kulturen, sondern auch Betriebseinrichtungen, d.h. Gebäude, Maschinen oder Anlagen, betroffen 
sind, müssen die Kosten der Wiederherstellung bzw. Instandsetzung dokumentiert sein. Die 
Kommune (oder eine andere von der Region beauftragte Körperschaft) bildet eine Kommission zur 
Beurteilung der Anträge und zur Erstellung von Gutachten. Diese Gutachten müssen innerhalb von 
20 Tagen nach Eingang des Antrags bei der Regionalverwaltung vorgelegt werden. Sechs Monate 
nach dem Witterungsereignis liegen demnach bereits zwei Schadensschätzungen vor. 
 
 
                                                           
26  Zu diesem Abschnitt: GAZZETTA UFFICIALE, Serie Generale, 51/1992, Legge 185/1992. 
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Tabelle 5: Auszahlung einer Kalamitätenhilfe, Variante: Beihilfe zu Instandsetzungsmaßnahmen 
 
Akteur Aktivität Frist 
Gemeinde Meldung von Schäden bei der 
Landwirtschaftsverwaltung der 
Region 
Innerhalb von 10 Tagen nach 
Eintritt des Schadens 
Regionale 
Landwirtschaftsverwaltung 
Feststellung der Kalamität Innerhalb von 30 Tagen nach 
Ende des entsprechenden 
Witterungsereignisses 
Regionalrat Beschluss: die Kalamität soll dem 
Landwirtschaftsministerium 
vorgetragen und bestätigt werden 
Innerhalb von 60 Tagen nach 
Ende des entsprechenden 
Witterungsereignisses 
Ministerium Ministerialverordnung mit der 
Erklärung, dass eine Kalamität 
eingetreten ist 
Innerhalb von 30 Tagen nach 
Erhalt des Regionalbeschlusses 
Geschädigter Betrieb Antrag auf Beihilfe bei der 
Kommune, die ihn an die regionale 
Landwirtschaftsverwaltung 
weiterleitet 
Innerhalb von 45 Tagen nach 
Veröffentlichung der 
Ministerialverordnung im 
Gesetzblatt 
Kommunale beratende  
Kommission 
Beurteilung der Anträge, Erstellung 
von Gutachten 
Innerhalb von 20 Tagen nach 
Einlangen des Antrags 
Regionale 
Landwirtschaftsverwaltung 
Beginnt das Verfahren: übermittelt 
die Gutachten an die Banken, um 
Auszahlungen zu veranlassen und 
an den Begünstigten (Zuschuss-
bestätigung) 
Innerhalb von 120  Tagen nach 
Einlangen des Antrags 
Geschädigter Betrieb Führt Reparaturmaßnahmen aus und 
beantragt Liquidation 
Innerhalb von 12 Monaten nach 
Erhalt der Zuschussbestätigung 
Regionale 
Landwirtschaftsverwaltung 
Kontrolliert Ausführung der 
erstattungsfähigen Ausgaben und 
stellt Liquidationserlass aus 
Innerhalb von 60 Tagen nach 
Einlangen des 
Liquidationsantrages 
Regionalrat Liquidation als Verfahrensabschluss Innerhalb von 55 Tagen nach 
Einlangen des 
Liquidationserlasses (außer bei 
Mangel an Finanzierungs-
spielraum) 
Quelle: nach TREVISAN, 1995, S. 11. 
Innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Liquidationsantrages kontrolliert die regionale 
Landwirtschaftsverwaltung die Ausführung der erstattungsfähigen Maßnahmen und stellt den 
Liquidationserlass aus. Zum Verfahrensabschluss wird maximal 55 Tage nach der Ausstellung des 
Liquidationserlasses die Auszahlung der Zuschüsse veranlasst. Hier lässt das Gesetz Spielraum: 
Falls der Finanzierungsrahmen nicht ausreicht, kann die Liquidation weiter verzögert werden. 
Bereits auf dem Papier dauert das Verfahren also etwas mehr als zwei Jahre.  
Die regionale Landwirtschaftsverwaltung leitet nun das Verfahren ein. Innerhalb von 120 Tagen 
nach Eingang des Antrags werden die Gutachten an die Banken und der Zuschussbescheid an den 
Begünstigten übermittelt. Der geschädigte Betrieb führt die notwendigen Reparatur- und 
Instandsetzungsmaßnahmen durch und beantragt die Liquidation seiner Verluste und Ausgaben. 
Dieser Antrag muss innerhalb von zwölf Monaten nach Erhalt des Zuschussbescheids vorliegen. 21 
Monate nach dem Witterungsereignis sollte diese Phase des Verfahrens abgeschlossen sein. 
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3.3.2 Auszahlungsbedingungen und formen 
 
Eine Kalamitätenhilfe kann je nach Charakteristika und Ausmaß des Schadens und Zielsetzung in 
unterschiedlichen Formen geleistet werden, v.a. in Form eines verlorenen Zuschusses oder 
zinsbegünstigter Kredite. In jedem Fall entsteht der Anspruch erst, wenn der Verlust bzw. Schaden 
durch die Kalamität mehr als 35 % der pflanzlichen Bruttoerzeugung (ohne tierische 
Veredlungsprodukte und versicherbare Kulturen) beträgt. Allerdings kann der Gesamtschaden über 
alle Kalamitäten des vergangenen Jahres aufsummiert werden.  
Verlorene Zuschüsse werden als Soforthilfemaßnahmen gewährt. Sie dienen in erster Linie der 
Erstattung des Verdienstausfalls nach Ernteverlusten, um die Liquidität der Betriebe und den 
privaten Bedarf der Betriebsleiter und ihrer Familien zu sichern. Die Una-Tantum-Soforthilfe kann 
maximal 3.030 DM (3,0 Mio Lire) betragen, im Fall von Gewächshauskulturen 10.100 DM 
(10,0 Mio Lire). Für Soforthilfen kommen nur Einzelbetriebe, also vor allem landwirtschaftliche 
Familienbetriebe, in Frage. Andere Rechtsformen sind ausgeschlossen (TESTA, 1997, S. V). Daran 
manifestiert sich die Selbstverpflichtung des Staates zur Fürsorge für diese Betriebsform.  
Da erkannt wurde, dass der verlorene Zuschuss als Beihilfeform nicht nur teuer ist sondern auch 
anfällig für betrügerische Verhaltensweisen und deshalb schwieriger zu handhaben ist, wird die 
Kalamitätenintervention in Form zinsbegünstigter Sonderkredite vom Gesetzgeber für wichtiger 
erachtet (DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 6). Die italienische Regierung wünscht,  damit die 
Begünstigten zur Verantwortung zu ziehen und ihre Eigeninitiative bei der Überwindung der 
Kalamitätenfolgen einzufordern. Dazu kommt, dass die Kreditinstrumente eine in Bezug auf den 
Strukturwandel eher neutrale Wirkung haben und den Wettbewerb im Sektor positiv fördern; denn 
während verlorene Zuschüsse an alle Antragsteller, ohne Ansehen ihrer Wettbewerbsfähigkeit, 
Vitalität und Überlebensfrist gleichmäßig ausgezahlt werden, führt die Beteiligung der Banken 
beim Kreditinstrument zu einer Selektion der potenziell erfolgreicheren Betriebe. Zur staatlichen 
Absicherung der von Geschäftsbanken ausgereichten Kredite werden nämlich Kreditgarantie- und 
Rotationsfonds eingerichtet, die Bürgschaften übernehmen; da aber nur 80 % der zinsbegünstigten 
Kredite über den Garantiefonds27 abgesichert sind, sind die Banken daran interessiert, solche 
Kredite nur an kreditwürdige Unternehmen mit einer guten Chance auf vollständige Rückzahlung 
der vereinbarten Summe zu vergeben und damit auch die 20 % Restrisiko abzusichern. Es hat sich 
auch gezeigt, dass überlebensfähige und -willige Betriebe die Sonderkredite wesentlich öfter in 
Anspruch nehmen (können) als Betriebe, die nicht mehr investieren, weil ihre Liquidation schon 
absehbar ist (DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 15).  
Zwischen Soforthilfe und Investitionshilfe steht der maximal fünfjährige begünstigte 
Betriebsmittelkredit, der das Umlaufvermögen ersetzen bzw. aufstocken soll. 40 % der 
aufgenommenen Summe werden dem Unternehmen erlassen, nur 60 % müssen getilgt werden und 
dies unter begünstigten Zinssätzen.  
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Schaubild 8: Kalamitätenintervention in Form von Sonderkrediten  
 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Unter Investitionshilfen sind in erster Linie Instrumente zu verstehen, die der Förderung des 
Wiederaufbaus landwirtschaftlicher Betriebe und der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen 
Erzeugung dienen. Hierzu zählt der fünfjährige Sonderkredit, aus dem die Betriebe Tilgungen und 
Zinszahlungen von langfristigen Agrarkrediten bestreiten sollen28, sowie das zinsbegünstigte 
zehnjährige Darlehen mit dreijähriger Tilgungsstundung. Diese Darlehensform dient explizit dem 
Wiederaufbau der Betriebsstrukturen (DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 5-6). Für bereits 
laufende Agrarkredite können Frist- und Kreditverlängerungen in Anspruch genommen werden. 
Zu den Kalamitätenhilfen werden auch bestimmte Formen des Steuernachlasses und der 
Steuerstundung gerechnet, weil durch sie die finanzielle Belastung der Betriebe verringert und 
kurzfristiger Liquiditätsspielraum geschaffen wird29. In Koordination mit dem Arbeitsministerium 
kann auch eine teilweise Übernahme oder Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen, sogar für 
Lohnarbeitskräfte, verordnet werden. Stundung und Nachlass werden durch das Gesetz 185/1992 
auf die ersten zwölf Monate nach dem Kalamitätenereignis begrenzt und nur Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften gewährt. Auch hier kommt wieder die Bevorzugung des Gesetzgebers 
von Familienbetrieben zum Ausdruck.  
Für anerkannte Erzeugergemeinschaften und Genossenschaften, die landwirtschaftliche Produkte 
verarbeiten und/oder vermarkten, sind ebenfalls Kalamitätenhilfen in Form zinsbegünstigter 
Kredite mit fünfjähriger Laufzeit vorgesehen. Voraussetzung ist, dass die Andienung der 
Mitglieder wegen der Kalamität um mehr als 35 % gegenüber dem Durchschnitt der letzten zwei 
Jahre geringer ausfällt.  
                                                                                                                                                                                
27  Siehe Anhang 3. 
28  Solche Kredite werden zum Beispiel zum Bodenerwerb in Anspruch genommen. 
29  Vgl. DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 10. 
Sonderkredit 
Betriebmittelkredit (max. 5 Jahre; 
40 % als Beihilfe) 
 Sonderkredit zur Bedienung von Agrarkrediten 
(Sicherung des Grundvermögens, 5 Jahre) 
Wiederaufbaudarlehen (10 Jahre, dreijährige 
Tilgungsstundung) 
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Die Kalamitätenhilfen werden zwar in der Regel aus dem Nationalen Solidaritätsfonds ausgezahlt. 
Sie können aber theoretisch durch die betroffenen Regionen aufgestockt werden. Insbesondere 
sieht das Gesetz 185/1992 vor, dass die Regionen Reparaturen an ländlicher Infrastruktur, 
insbesondere an Bewässerungsanlagen und Feldwegen finanzieren. Die Kalamitätenhilfe ist also 
ein nach Regionen, Beihilfenhöhe und Beihilfenart differenziertes Instrument. 
In der Vergangenheit haben einzelne Witterungsunbilden nicht nur an landwirtschaftlichen 
Kulturen und Anlagen, sondern gleichzeitig auch an öffentlichen Infrastruktureinrichtungen sowie 
Industrie- und Gewerbeanlagen beträchtliche Schäden verursacht. In diesem Zusammenhang lässt 
sich das Engagement des italienischen Staates bei allgemeinen Reparatur- und Wiederauf-
baumaßnahmen und landwirtschaftsspezifischen Interventionen vergleichen. Eine 1997 vorgelegte 
wissenschaftliche Untersuchung (DE ROSA und MORETTI, 1997) zeigte dabei anhand von 
exemplarischen Vorfällen, dass die Verteilung der Katastrophenhilfe auf die verschiedenen 
geschädigten Sektoren einer deutlichen Veränderung in Bezug auf die Höhe der 
Landwirtschaftsquote unterliegt30.  
Die Untersuchung bezieht sich auf die Überschwemmungen von Polesine, 1951, und Florenz, 1966 
(siehe Schaubild). Die Autoren stellten fest, dass - unabhängig von der Verteilung des Schadens auf 
die Wirtschaftssektoren - der Anteil der an die Landwirtschaft gezahlten Katastrophenhilfen 
zurückging. Die Autoren führen das auf die Tatsache zurück, dass der wachsende Beitrag der 
Industrie zum Bruttosozialprodukt eine wirtschaftspolitisch motivierte Umverteilung der knappen 
Haushaltsmittel zugunsten der industriellen Produktion zur Folge hatte oder - anders ausgedrückt - 
der schwindende Beitrag der Landwirtschaft zum Volkseinkommen den Abfluss von Fördermitteln 
- hier für den Schadensausgleich - aus dem Agrarsektor in andere Wirtschaftszweige nach sich zog 
(DE ROSA und MORETTI, 1997, S. 13-16). 
 
 
 
                                                           
30  Siehe dazu auch HARRACH (1978). 
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Schaubild 9: Verteilung der Haushaltsmittel im Kalamitätenfall im Vergleich  
 
 
 
 
 
Quelle: nach DE ROSA und MORETTI, 1997. 
 
3.3.3 Beispiele für Kalamitätenhilfen aus vier Regionen 
 
Die Kompetenzzuweisung an die Regionen führt im System der italienischen Kalamitätenhilfen zu 
einer zum Teil sehr unterschiedlichen Handhabung der einzelnen Interventionsoptionen (Beihilfen, 
Agrarkredit, Versicherungen, Strukturförderung) in den betreffenden Landesteilen. Für den 
Zeitraum 1997/98 wurden insgesamt 159 Mio DM (157,0 Mrd Lire) bereitgestellt. (Die regionalen 
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Landwirtschaftsminister hatten etwa 808 Mio DM (800,0 Mrd Lire) gefordert (AGE, 1997b, 
Länderberichte S. 27)). Die folgende Tabelle zeigt die Verteilung der Mittel auf die Regionen. 
Tabelle 6: Kalamitätenhilfen aus dem Nationalen Solidaritätsfonds, 1997/98 
 
Region in Mio Lire in Mio DM 
Piemont 8.825 8,9 
Lombardei 11.860 12,0 
Provinz Trient 2.588 2,6 
Provinz Bozen 456 0,5 
Venetien 8.415 8,5 
Friaul  Julisch V. 2.124 2,1 
Ligurien 1.559 1,6 
Emilia-Romagna 43.962 44,4 
Toskana 11.218 11,3 
Marken 290 0,3 
Umbrien 360 0,4 
Latium 4.415 4,5 
Abruzzen 4.626 4,7 
Kampanien 30.219 30,5 
Apulien 11.217 11,3 
Basilikata 3.789 3,8 
Kalabrien 2.043 2,1 
Sizilien 9.034 9,1 
   
Insgesamt 157.000 158,6 
Quelle: nach AGRISOLE, 1998, S. 16. 
 
 
Im folgenden sollen vier Regionen herausgegriffen werden, an denen unterschiedliche Aspekte 
verdeutlicht werden können, nämlich Trentino, die Emilia-Romagna, Piemont und Apulien (vgl. 
Kap. 4.1.3). 
 
 
3.3.3.1 Trentino 
 
Die Autonome Region Trentino-Südtirol31 ist durch in der Regel sehr kleine Betriebe, die meist 
einseitig auf Apfel- oder Weinproduktion ausgerichtet sind, gekennzeichnet (AGOSTINI, 1999, 
S. XV). Im nationalen Vergleich ist sie eine der Regionen, die vergleichsweise selten von 
Witterungsunbilden betroffen sind. Die in der folgenden Tabelle aufgezählten Ereignisse seit 1990 
sind besonders erwähnenswert. Im Anschluss wird nur die Provinz Trient betrachtet. Dort gibt es 
insgesamt rund 36.000 Betriebe, die etwa 481.970 ha landwirtschaftliche Nutzfläche 
                                                           
31  Die Region besteht aus den beiden Autonomen Provinzen Trient und Alto Adige (Hauptstadt 
Bozen). 
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bewirtschaften. Der Produktionswert der Trentiner Landwirtschaft betrug 1994 932 Mio DM 
(923,0 Mrd Lire). 
 
Tabelle 7: Kalamitätenereignisse in Trentino-Südtirol, 1990 - 1997 
 
 
Jahr 
 
Ereignis 
 
Schaden bzw. Beihilfe 
 
1990 
 
Dürre verursacht v.a. Schäden an Futterflächen 
 
Beihilfe 12 Mio DM (9,0 Mrd Lire) 
 
August 1993 
 
Hagel 
 
k.A. 
 
August 1994 
 
Unwetter und Stürme 
 
k.A. 
 
Frühjahr 1996 
 
Frost 
 
Schaden 64 Mio DM 
(66,0 Mrd Lire), rund 41 Mio DM 
(42,0 Mrd Lire) Versiche-
rungsleistungen ausgezahlt 
 
April 1997 
 
Frost und Dürre schädigt v.a. den Obstbau 
 
Schaden auf 153 Mio DM 
(150,0 Mrd Lire) bis 163 Mio DM 
(160,0 Mrd Lire) geschätzt 
Juli 1998 Hagelschlag und Sturm schädigen Obstplantagen 
und Weinberge in Südtirol und Trentino 
Schaden wird auf 70 Mio DM 
(69,0 Mrd Lire) geschätzt 
Quelle: TV, Jahrgänge 1988 bis 1998; IA, Jahrgänge 1988 bis 1998; SOLE 24, Jahrgänge 1988 bis 1998; MÖL, 1998, 
S. 521-522. 
 
In der autonomen Provinz Trient sind die Kalamitätenhilfen im Provinzgesetz Nr. 17/198132 
geregelt. Darin sind folgende Interventionen vorgesehen: 
• Für Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften, die besonders im Obstbau eine große 
Rolle spielen, sind Zuschüsse in Höhe von 50 % der Kreditzinsen möglich.  
• Die Kosten für die Wiederinstandsetzung von Gebäuden und Anlagen bzw. für den Ersatz von 
lebendem und totem Inventar werden bis zu 80 % erstattet. 
• Die Prämien für Hagelversicherungen, die im Rahmen von Schutzkonsortien nach dem Gesetz 
185/1992 abgeschlossen werden, werden bis zu 25 % von der Provinz übernommen (zusätzlich 
zum nationalen Zuschuss). 
• Die Prämien für Versicherungen, die nicht nach dem Gesetz 185/1992 aus nationalen Mitteln 
förderbar sind, werden bis zu 70 % bezuschusst. 
• Die Kosten für Hagelnetze und andere technische Mittel zur Vorbeugung von 
Witterungsschäden werden bis zu 50 % von der Provinz übernommen. 
Seit 1991 wurden durch die Landwirtschaftsverwaltung Trento die in der folgenden Tabelle 
aufgelisteten Beihilfen ausgezahlt.  
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Tabelle 8: Regionale Kalamitätenhilfen nach Legge provinciale Nr. 17/1981, Provinz Trento, 1991 -
1997 
 
 
 
Auszahlung 
 
 
Jahr 
 
Anzahl der Anträge  
in Mio Lire 
 
in DM 
 
1991 
 
913 
 
2.249,9 
 
3.014.330 
 
1992 
 
164 
 
668,6 
 
849.122 
 
1993 
 
93 
 
940,4 
 
987.420 
 
1994 
 
142 
 
1.726,9 
 
1.744.169 
 
1995 
 
31 
 
955,3 
 
840.664 
 
1996 
 
23 
 
453,0 
 
439.410 
 
1997 (geschätzt) 
 
k.A. 
 
1.500,0 
 
1.530.000 
Quelle: Schriftliche Auskunft der Provinzialverwaltung Trento, Servizio Infrastrutture  Agricole e Riordinamento 
Fondiario. 
 
Zum Ausgleich von Frostschäden im Frühjahr 1997, die sich auf etwa 39 Mio  DM (38 Mrd Lire) 
beliefen, sind den Betrieben Beihilfen in Höhe von insgesamt 2 Mio DM  (2,3 Mrd Lire) gewährt 
worden. Davon entfielen 1 Mio DM (1,0 Mrd Lire) auf zinsverbilligte Kredite mit fünfjähriger 
Laufzeit zu einem Zinssatz von 60 % des marktüblichen Zinssatzes. Rund 1 Mio DM 
(1,2 Mrd Lire) wurden als verlorene Zuschüsse gewährt (IA, 1998a, S. 13). Für den Umsatzausfall, 
den die Obsterzeugergemeinschaften und -genossenschaften in den betroffenen Gebieten erlitten, 
konnte die Regionalverwaltung zusammen mit dem römischen Landwirtschaftsministerium bei der 
Europäischen Kommission eine Sondererstattung in Höhe von rund 18 Mio Ecu durchsetzen (FH, 
1997, S. 44). Da damit die Existenz der Erzeugervereinigungen gesichert wurde, kam die 
Maßnahme direkt den geschädigten Landwirten zugute. 
 
3.3.3.2 Piemont 
 
Die norditalienische Region Piemont ist von Milchviehhaltung und Weinbau geprägt und weist ein 
hohes klimatisches Produktionsrisiko auf. In der folgenden Tabelle wird eine Übersicht über 
wichtige Kalamitätenereignisse zwischen 1988 und 1997 gegeben. 
 
                                                                                                                                                                                
32  Legge provinciale N° 17 del 31 Agosto 1981 sowie Änderungen und Ergänzungen. 
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Tabelle 9: Kalamitätenereignisse in Piemont, 1988 - 1997 
 
 
Jahr 
 
Ereignis 
 
Schaden bzw. Beihilfe 
 
1988 
 
Unwetter in Turin 
 
Beihilfe 194.400 DM 
(144,0 Mio Lire) 
 
1990 
 
Dürre in mehreren Provinzen 
 
Beihilfe 32 Mio DM 
(23,6 Mrd Lire) 
 
Frühjahr 1991 
 
Kältewelle schädigt Obstanlagen 
 
Schaden 161 Mio DM 
(120,0 Mrd Lire) 
 
Herbst 1992 
 
Unwetter 
 
k.A. 
 
September 1993 
 
Unwetter 
 
Beihilfe 79 Mio DM 
(75,0 Mrd Lire) 
 
Frühjahr 1994 
 
Frost 
 
Schaden 116 Mio DM 
(115,0 Mrd Lire) 
 
Herbst 1994 
 
Überschwemmungen 
 
Schaden 2.011 Mio DM 
(2.000,0 Mrd Lire) 
 
April 1995 
 
Hagel 
 
k.A. 
 
Juni 1996 
 
Hagel 
 
k.A. 
 
Herbst 1996 
 
Überschwemmungen 
 
k.A. 
 
Januar 1997 
 
Dürre schädigt Grünfutter, Getreide, Obst und 
Gemüse 
 
k.A. 
 
Juni 1997 
 
Wolkenbruch und Hagel 
 
k.A. 
Quelle: TV, Jahrgänge 1988 bis 1997; IA, Jahrgänge 1988 bis 1997; SOLE 24, Jahrgänge 1988 bis 1997. 
 
Die Kalamität, unter der die Region in den letzten zehn Jahren am meisten gelitten hat, ist die 
Überschwemmungskatastrophe im November 1994, die fast ganz Norditalien betraf33. Die 
Auszahlung der Kalamitäten- und Wiederaufbauhilfen nach diesem Ereignis ist derzeit noch immer 
nicht abgeschlossen. Als Soforthilfe wurden der Region Piemont 91 Mio DM (90,0 Mrd Lire) aus 
dem Nationalen Solidaritätsfonds überwiesen. Im Jahr 1995 wurden zunächst 34 Mio DM 
(39,0 Mrd Lire) aus dem Solidaritätsfonds in den regionalen Haushalt eingestellt - diese waren für 
die Entschädigung der im Frühjahr 1994 frostgeschädigten Betriebe vorgesehen. Weitere 
286 Mio DM (325,0 Mrd Lire) wurden im Laufe des Jahres 1995 erwartet. Im Herbst 1996 wurden 
den Urbarmachungsgemeinschaften in zwei Gemeinden zusammen 9 Mio DM (9,5 Mrd Lire) zur 
Behebung von Überschwemmungsschäden in ihrem Zuständigkeitsbereich zugewiesen. Im Juli 
1997 erhielten die Betriebe eine Erstattung für Ernteverluste durch die Überschwemmungs-
katastrophe in Höhe von 4 Mio DM (4,0 Mrd Lire). Eine knappe Million Mark (912,0 Mio Lire) 
wurde für die Instandsetzung von landwirtschaftlichen Nutzwegen u.ä. zur Verfügung gestellt (IA, 
1997b, S. 21). Den Schäden, die auf rund 2 Mrd DM (2 Bio Lire) geschätzt wurden, standen also 
Beihilfen von rund 424 Mio DM (416,0 Mrd Lire) gegenüber. 
                                                           
33  Vgl. SOLE 24, 1995, S. 16-17; PA, 1994, S. 4-8. 
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Im Frühjahr 1997 erlitt die Region Piemont außergewöhnliche Einbußen durch Frost. Der Schaden 
belief sich auf rund 11 Mio DM  (11,0 Mrd Lire). Im Vergleich zu anderen Regionen erhielten die 
Piemonteser Landwirte aber nur geringe Erstattungen in Höhe von insgesamt 642.000 DM 
(629 Mio Lire), davon etwas mehr als die Hälfte in Form von verlorenen Zuschüssen, den Rest als 
zinsbegünstigte Betriebmittelkredite zur Überbrückung oder Sonderkredite zum Wiederaufbau34: 
• Gemäß der EG-Verordnung 2328/91 wurden 614 Betriebsentwicklungspläne mit einem 
Investitionsvolumen von 102 Mio DM (100,0 Mrd Lire) gefördert. 
• Nach dem Regionalgesetz 95/1995 für die Entwicklung des Agrar- und Lebensmittelsektors in 
Piemont werden jährlich Betriebsentwicklungskredite mit einem Volumen von 15 Mio DM 
(14,3 Mrd Lire) und Betriebskapitalkredite mit einem Volumen von 204 Mio DM 
(200,0 Mrd Lire) bezuschusst. 
• Nach dem Regionalgesetz 63/1978 werden Genossenschaften und Kooperationen beim Erwerb 
von Maschinen und Ausrüstung mit mittel- und kurzfristigen Agrarkrediten gefördert. 
• Auch der Plan für die Mechanisierung der Landwirtschaft (Regionalgesetz 642/1996) enthält 
einen fondsfinanzierten Agrarkredit. 
Im Rahmen der Ziel 5b-Förderung hat Piemont Programme zum Schutz vor Erosion und zur 
Vorbeugung gegen Schäden durch Witterungsunbilden aufgenommen. Von den insgesamt rund 
889 Mio DM (880,0 Mrd Lire) für die Piemonteser 5b-Projekte aus dem Plan 1994-1999 gingen 
19 Mio DM (19,1 Mrd Lire) in das Teilprogramm II.2 Kampf gegen Erosion und natürliche 
Kalamitäten (Lotta contro l'erosione e le calamità naturali). Der nationale und regionale 
Finanzierungsanteil an diesem Teilprogramm betrug 50 %, der Rest wurde von der Europäischen 
Union finanziert (CASSIBBA und PEROSINO, 1996, S. 10-15).  
 
                                                           
34  IA, 1998a, S. 13; PRINA PERA, 1995, S. 13-15; FINOCCHI, 1997, S. 70. 
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3.3.3.3 Emilia-Romagna 
Für die oberitalienische Region Emilia-Romagna, eines der leistungsfähigsten Produktionsgebiete 
Italiens, sind seit 1994 folgende Kalamitäten dokumentiert35.  
 
Tabelle 10: Kalamitätenereignissse in Emilia-Romagna, 1994 - 1997 
 
Jahr  Ereignis 
 
Schaden bzw.  
Kalamitätenhilfe 
 
September 1994 
 
Hagelschauer zerstören 35 % der Birnen- und 
Apfelernte in Ferrara 
 
k.A. 
 
November 1994 
 
Überschwemmungen 
 
k.A. 
 
Juni 1995 
 
Schäden durch Unwetter und Hagel, v.a. in Ravenna 
 
Schaden 440 Mio DM 
(500,0 Mrd Lire) 
 
August 1995 
 
Wolkenbruch und Hagel schädigten vor allem Wein, 
Obst und Mais 
 
Schaden 277 Mio DM 
(315,0 Mrd Lire) 
 
August 1996 
 
Wolkenbruch und Hagel 
 
k.A. 
 
Oktober 1996 
 
Überschwemmung 
 
Schaden 243 Mio DM 
(250,0 Mrd Lire), Beihilfen 
9 Mio DM (9,0 Mrd Lire) für 
Reparaturen an 
Entwässerungsanlagen sowie 
Bodenschutzmaßnahmen, 
14 Mio DM (14,0 Mrd Lire) 
Katastrophenhilfe 
 
April 1997 
 
Frost im Obstbau, in der Emilia sind 25 % der 
Obstanlagen betroffen, in der Romagna 70 % 
 
Schaden 612 Mio DM 
(600,0 Mrd Lire) 
 
Juni 1997 
 
Hagel 
 
Beihilfe 7 Mio DM 
(7,0 Mrd Lire) für Zins-
zuschüsse 
Quelle: TV, Jahrgänge 1988 bis 1997; IA, Jahrgänge 1988 bis 1997; SOLE 24, Jahrgänge 1988 bis 1997. 
 
Im Jahr 1992 wurden im nationalen Haushaltsgesetz Mittel in Höhe von 86 Mio DM 
(68,0 Mrd Lire), die zur Entschädigung dürregeschädigter Landwirte in der Emilia-Romagna 
vorgesehen waren, auf andere Haushaltstitel umverteilt (TV, 1992, S. 17). Etwa 7.000 Betriebe 
blieben ohne Entschädigung. Besonders für die Betriebe in den Provinzen Ravenna und Ferrara 
bedeutete diese Entscheidung erhebliche Nachteile. Sie zeigt, dass eine Ausgabenbindung für 
bestimmte Zwecke, obwohl im Gesetzestext vorgesehen, in Italien nicht immer respektiert wird.  
Für die Jahre 1994 bis 1996 wurden in der Emilia-Romagna die in Tabelle 11 dargestellten 
Fondsmittel verteilt.  
 
                                                           
35  Die Aufzählung ist nicht vollständig gemäß der Kalamitätendefinition des Gesetzes 185/1992. 
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Tabelle 11: Mittel des Nationalen Solidaritätsfonds für die Landwirtschaft, Region Emilia-Romagna, 
1994-1996 
1994 1995 1996  
Mio Lire 1.000 DM Mio Lire 1.000 DM Mio Lire 1.000 DM 
 
Ernteverluste 
- verlorene Zuschüsse 
- Zinszuschüsse 
 
 
846 
4.183 
 
 
854 
4.225 
 
 
149 
206 
 
 
131 
182 
 
 
10.800 
15.534 
 
 
10.476 
15.068 
 
Schäden an Gebäuden und 
Anlagen 
- verlorene Zuschüsse 
- Zinszuschüsse 
 
 
 
- 
- 
 
 
 
- 
- 
 
 
 
11.148 
783 
 
 
 
9.810 
689 
 
 
 
47 
- 
 
 
 
46 
- 
 
Erstattung für 
Obstdestillation  
(verlorener Zuschuss) 
 
- 
 
- 
 
68 
 
60 
 
- 
 
- 
 
Schäden an Infrastruktur 
(verlorener Zuschuss) 
 
- 
 
- 
 
15.958 
 
14.043 
 
- 
 
- 
 
Schäden an Be- und 
Entwässerungsanlagen 
(verlorener Zuschuss) 
 
- 
 
- 
 
6.728 
 
5.921 
 
- 
 
- 
 
Summe 
 
5.029 
 
5.079 
 
35.040 
 
30.835 
 
26.381 
 
25.590 
Quelle: Informationen der Regionalverwaltung der Emilia-Romagna, Bologna, 1997. 
 
Diese Übersicht für wenige Jahre macht bereits deutlich, dass in Regionen mit intensiver 
Landwirtschaft die jährlichen Auszahlungen aus dem Nationalen Solidaritätsfonds beträchtlich 
schwanken können. Während im Jahr 199336 offenbar keine der Kulturen mit hoher 
Umsatzintensität von Witterungsunbilden betroffen war, und die Auszahlungen in 1994 
demzufolge vergleichsweise niedrig waren, wurden 1995 wegen eines Sturms im Jahr 1994, der 
vor allem Schäden an Gebäuden, Anlagen und Infrastruktureinrichtungen verursachte, rund 
31 Mio DM (35,0 Mrd Lire) und 1996 26 Mio DM (26,3 Mrd Lire) wegen eines Hagelschadens im 
Obstbau im Jahr 1995 fällig37. 
Im Jahr 1995 wurden als Folge der verheerenden Überschwemmung des Po im November 1994 
Mittel für Reparaturarbeiten und Verbesserungen am Be- und Entwässerungsnetz in der Poebene 
bereitgestellt. Die Region Emilia-Romagna erhielt 18 Mio DM (19,9 Mrd Lire) für zehn 
Einzelprojekte. Auch wenn diese Maßnahmen im Haushalt als allgemeines Infrastrukturprogramm 
unter dem Titel Plan 45 liefen, war in der Beschreibung des Plans doch die Wiederaufnahme 
und Sicherung der landwirtschaftlichen Produktion in der Poebene explizit erwähnt. Insgesamt 
wurden fast 2,6 Mrd DM (3.000 Mrd Lire) bereitgestellt, der größte Teil davon für die Wasser-
wirtschaftsverwaltung der Poebene (Magistrato del Po) und die Region Piemont, die von der 
Überschwemmung am stärksten geschädigt war (siehe oben). In der Emilia-Romagna konnten im 
                                                           
36  Die Auszahlung aus dem Nationalen Solidaritätsfonds für die Landwirtschaft bezieht sich wegen der 
Dauer des Verfahrens in der Regel auf ein Ereignis aus dem Vorjahr. 
37  Informationen der Regionalverwaltung der Emilia-Romagna, Bologna, 1997. 
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Rahmen des Plans bei weitem nicht alle notwendigen Verbesserungen und Reparaturen 
vorgenommen werden. Besonders in der Provinz Ravenna stammt das Kanalsystem aus den 
dreißiger Jahren und wurde seitdem kaum verändert (GILIBERTO, 1995, S. 13).  
Der Mittelbedarf wird allein in dieser Provinz auf rund 35 Mio DM (40 Mrd Lire) geschätzt. Im 
Jahr 1998 waren weitere 202 Mio DM (200,0 Mrd Lire) vorgesehen, um die Schäden an den 
Kanalanlagen durch Überschwemmungen im Oktober und Dezember 1996 zu beheben (IA, 1997c, 
S. 25). 
Im Jahr 1997 befiel der Feuerbrand (Erwinia amylovora) etwa 4.000 ha Birnbaumplantagen. Zur 
Erstattung der Kosten für die Landwirte, die laut Gesetz die Plantagen roden und/oder erneuern 
müssen, sind rund 10 Mio DM (9,5 Mrd Lire) notwendig, die sich die Region aus dem nationalen 
Haushalt zurückholen will. Diesen Anspruch begründet die regionale Agrarverwaltung mit einem 
nationalen Gesetz zur Bekämpfung des Feuerbrandes und des Sharka-Virus (IA, 1998b, S. 21). 
Für Frostschäden im Frühjahr 1997 wurden rund 21 Mio DM (21,0 Mrd Lire) an 
Entschädigungsleistungen bezahlt, was nur rund 3 % der insgesamt geschätzten Schäden entspricht. 
Etwa 1,5 Mio DM (1,5 Mrd Lire) gingen an Erzeugergemeinschaften, Genossenschaften und 
Flurbereinigungsgesellschaften. Die Landwirte selbst erhielten den größten Teil der Beihilfen als 
verlorene Zuschüsse (10 Mio DM (10,0 Mrd Lire)) und etwa 8 Mio DM (8,0 Mrd Lire)  als 
Agrarkredite oder Überbrückungskredite. Etwa 1 Mio DM (1,0 Mrd Lire) wurde als verlorener 
Zuschuss für den Wiederaufbau von betrieblicher Infrastruktur bereitgestellt (IA, 1998a, S. 13). 
Der Agrarkredit als Beihilfeinstrument wird in der Emilia-Romagna im Rahmen der Sektorpläne 
vergeben. Er besteht in einer Begünstigung von vier Prozentpunkten gegenüber dem 
Kapitalmarktzinssatz für Betriebe in benachteiligten Gebieten und zwei Prozentpunkten für alle 
anderen Gebiete bis zu einer Darlehenshöhe von 80.800 DM (80,0 Mio Lire).  
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3.3.3.4 Apulien 
Für die süditalienische Region Apulien, in der besonders Hartweizen und Olivenöl, aber auch 
Wein, Obst und Gemüse produziert werden38, sind seit 1987 die in der folgenden Tabelle 
zusammengefassten Kalamitätenereignisse dokumentiert. 
 
Tabelle 12: Kalamitätenereignisse in Apulien 1987 - 1997 
 
 
Jahr 
 
Ereignis 
 
Schaden bzw.  
Kalamitätenhilfe 
 
Winter 1988/89 
 
Dürre in den Provinzen Foggia, Bari, Brindisi, 
Lecce, Taranto 
 
6 Mio DM 
(4,3 Mrd Lire) Beihilfe 
 
Winter 
1989/1990 
 
Dürre 
 
287 Mio DM (212,4 Mrd Lire) 
Beihilfe 
 
März 1991 
 
Sturmschäden an Obstbaumkulturen 
 
k.A. 
 
Januar 1993 
 
Schnee-Einbruch 
 
53 Mio DM (50,0 Mrd Lire) 
Schaden 
 
April 1994 
 
Kalamitäten in der Provinz Foggia und Taranto 
 
k.A. 
 
August 1995 
 
Wolkenbruch und Hagel, betroffen v.a. Wein, 
Tafeltrauben und Tomaten 
 
517 Mio DM (587,0 Mrd Lire) 
Schaden 
 
August/ 
September 1996 
 
Hagel in den Provinzen Bari und Foggia, Schäden 
v.a. an Wein, Oliven und Tomaten 
 
35 - 45 % Ernteverluste1  
 
März/ April 1997 
 
Frost schädigt v.a. Oliven, Wein, Mandeln, 
Kirschen, auch Getreide und Raps 
 
durchschnittlich 36 % Verluste 
 
Juni 1997 
 
Frost und Dürre in den Provinzen Foggia und 
Brindisi 
 
k.A. 
 
1 Ausgleich durch die prämienbegünstigte Hagelversicherung in Bari: 10 Mio DM (10,0 Mrd Lire). Diese Erstattung 
entsprach dem Doppelten der Prämienzahlungen des Jahres 1996 in der Provinz Bari. Die Schäden wurden insgesamt 
auf 44 Mio DM (45,2 Mrd Lire) geschätzt. 
Quelle: TV, Jahrgänge 1988 bis 1997; IA, Jahrgänge 1988 bis 1997; SOLE 24, Jahrgänge 1988 bis 1997. 
 
Die schwerwiegendste Kalamität der letzten zehn Jahre in Apulien war die langanhaltende Dürre 
im Winter 1989/90. Am 2. August 1990 wurde eine Verordnung zur Festlegung der 
Soforthilfemaßnahmen (Decreto legge Nr. 207/ 2. August 1990) erlassen. Darin wurden folgende 
Maßnahmen beschrieben (IA, 1990, S. 86-87): 
• 4.050 DM (3,0 Mio Lire) für Einzelbetriebe (bzw. 13.500 DM (10,0 Mio Lire) für 
Betriebsgemeinschaften) als einmaliger Zuschuss, falls in den Jahren 1988/89 und 1989/90 
Dürreschäden nachgewiesen werden konnten.  
                                                           
38  Vgl. CASIELLO, 1994, S. 319 ff. 
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• 6.750 DM (5,0 Mio Lire) für Einzelbetriebe (bzw. 14.850 DM (11,0 Mio Lire) für 
Betriebsgemeinschaften), als einmaliger Zuschuss falls in den Jahren 1987/88, 1988/89 und 
1989/90 Schäden nachgewiesen werden konnten. 
• 8.100 DM (6,0 Mio Lire) für Einzelbetriebe (bzw. 16.200 DM (12,0 Mio Lire) für 
Betriebsgemeinschaften), falls seit 1986 mehrere Dürreschäden nachgewiesen werden konnten.  
• Viehhaltende Betriebe, die einen Verlust von mehr als 35 % der pflanzlichen Produktion 
hinnehmen mussten, konnten für 1990 einen Zuschuss für den Zukauf von Futtermitteln in 
Höhe von 40 % erhalten. 
• Betriebe, die seit 1981 in drei oder mehr aufeinanderfolgenden Jahren Schäden durch 
Kalamitäten erlitten hatten, konnten Agrarkredite mit 20-jähriger Laufzeit und dreijähriger 
Tilgungsstundung in Anspruch nehmen. Familienbetriebe wurden bei der Vergabe bevorzugt. 
• Verarbeitungs- und Vermarktungsgenossenschaften und Konsortien, die durch die 
Ernteausfälle bei den Mitgliedern 50 % weniger Andienungen verzeichneten, wurden 25 % der 
jährlichen Betriebskosten erstattet. 
• Verschiedene Maßnahmen konnten auch zugunsten der Urbarmachungsgemeinschaften und 
der abhängig Beschäftigten in der Landwirtschaft durchgeführt werden. 
Für die Durchführung der in der Verordnung vorgesehenen Maßnahmen wurden 1990 
529 Mio DM (392,0 Mrd Lire) bereitgestellt, davon 64,8 % für verlorene Zuschüsse und 35,2 % für 
Zinszuschüsse39. Im Jahr 1994 stellte sich bei einer Tagung des apulischen Regionalrates heraus, 
dass 46 Mio DM (46,0 Mrd Lire) immer noch nicht an die Landwirte verteilt worden waren. 
Überhaupt war nicht die gesamte bereitgestellte Summe in Apulien angekommen, sondern nur 
219 Mio DM (217,0 Mrd Lire) (IA, 1993, S. 25). Diese Tatsache zeigt, dass zwischen der 
Bereitstellung von Mitteln laut Gesetz und der tatsächlichen Auszahlung an die Betriebe ein im 
Einzelfall erheblicher Unterschied bestehen kann. 
Die massive Gefährdung der Existenz zahlreicher Betriebe durch die Dürre von 1989/90 löste eine 
Diskussion um die Verbesserung der Wasserspeicher- und Bewässerungseinrichtungen im 
Mezzogiorno aus. In Apulien beispielsweise betrug die Wasserspeicherkapazität im Jahr 1990 nur 
rund 10 % des Bedarfs. Es wurde erkannt, dass die Wasserrückhaltefähigkeit des Bodens durch die 
Verödung vor allem von Hügel- und Berggebieten erheblich abgenommen hatte.  
Im Jahr 1990 wurde ein Gesetz (Legge regionale Nr. 3/31.1.1990) erlassen, durch das die Region 
Zinszuschüsse zu Krediten gewährt, die Investitionen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe oder den Wiederaufbau von Betrieben nach Kalamitätenschäden finanzieren sollen. Die so 
begünstigten Kredite sollen lange Laufzeiten haben (6 bis 15 Jahre) und können auch kurz- und 
mittelfristige Kredite, die bereits aufgenommen wurden, ablösen. Die Höhe der Zinsbegünstigung 
                                                           
39  Für den gesamten Mezzogiorno betrug die Beihilfe 607 Mio DM (450,0 Mrd Lire) im Jahr 1990 und 
202 Mio DM (150,0 Mrd Lire) im Folgejahr.  
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wird zweimal jährlich festgelegt, der Zinszuschuss wird entsprechend angepasst. Rund 40 regionale 
Kreditinstitute und die Bank von Neapel sind an der Ausgabe dieses Agrarkredits beteiligt.  
 
Tabelle 13: Agrarkredit in Apulien 
 
 
Ziel 
 
Begünstigte 
 
Laufzeit 
 
Zinssatz 
- Verbesserung der 
Betriebsstrukturen 
 
- Ausgleich von Schäden 
durch Kalamitäten und 
Tierseuchen 
 
- Sonderkredite und 
langfristige Agrarkredite 
 
Landwirtschaftliche 
Unternehmer, 
Familienbetriebe, 
Pächter, Betriebs-
gemeinschaften 
 
bis 6 Jahre 
 
 
 
bis 10 Jahre 
 
 
 
bis 15 Jahre 
 
2,60 % für Familienbetriebe, 
3,60 % andere 
 
 
3,60 % für Familienbetriebe, 
4,60 % andere 
 
 
4,10 % für Familienbetriebe, 
5,10 % andere 
Quelle: Legge regionale Nr. 3/1990. 
 
Mit einer Verordnung vom Mai 1990 stellte die Regionalverwaltung 24 Mio DM (18,0 Mrd Lire) 
zur Finanzierung des zinsbegünstigten Agrarkredits in den Haushalt ein. Die Mittel stammten aus 
dem nationalen Agrarhaushalt. Im Jahr 1993 wurde festgestellt, dass von rund 1.700 
abgeschlossenen Darlehensverträgen nur rund 230 mit einer Zinsbegünstigung gefördert wurden. 
Der Voranschlag dafür betrug aber insgesamt rund 5 Mio DM (4,8 Mrd Lire). Die nicht 
ausgeschütteten Mittel, so mutmaßten Vertreter der Landwirtschaft, würden auch niemals mehr 
zur Auszahlung kommen; die Landwirtschaftsverwaltung hingegen behauptete, die 
zweckgebundenen Mittel stünden für die Abwicklung der über 1.000 noch unbearbeiteten 
Darlehensverträge bereit (IA, 1993, S. 25). 
Für das Wirtschaftsjahr 1996/1997 gab die Regionalverwaltung bekannt, in einer Neuauflage des 
Agrarkredits rund 15 Mio DM (15,0 Mrd Lire) für den Zinszuschuss bereitzustellen. Auch diese 
Kredite sollten in erster Linie Betriebsmittel- und Wiederaufbaudarlehen sein und waren deshalb 
auf 204.000 DM (200,0 Mio Lire) für Einzelunternehmen und 306.000 DM (300,0 Mio Lire) für 
Betriebsgemeinschaften beschränkt. Für den Erwerb von Flächen zur Betriebsvergrößerung können 
diese Kredite nicht in Anspruch genommen werden. 
Die Frostschäden des Frühjahrs 1997 wurden mit etwa 5 Mio DM (4,5 Mrd Lire) entschädigt. 2,4 
Mio DM (2,4 Mrd Lire) gingen als verlorene Zuschüsse direkt an die Landwirte, knapp 2 Mio DM 
(2,0 Mrd Lire) erhielten sie in Form von Zuschüssen zu zinsbegünstigten Krediten (IA, 1998a, 
S. 13). 
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3.3.4 Kritische Positionen 
 
An dieser Praxis der Entschädigung durch den Nationalen Solidaritätsfonds wird sowohl von seiten 
der Landwirte selbst als auch von seiten des nachgelagerten Verarbeitungsgewerbes zum Teil 
massive Kritik geübt. 
Die Repräsentanten der landwirtschaftlichen Betriebe beklagen mehrere Aspekte der gegenwärtig 
gültigen Regelung der Kalamitätenhilfen durch den Nationalen Solidaritätsfonds40. Vor allem sei 
die Ausstattung des Fonds zu gering, um die jährlich auftretenden, gewissermaßen normalen 
Kalamitäten auszugleichen. Noch viel weniger ist er in der Lage, eine angemessene Erstattung für 
die Schäden durch Jahrhundertkatastrophen wie im Herbst 1994 zu gewährleisten.  
Kritisiert wird von Landwirtsseite außerdem die unterschiedliche Auslegung der 
Gesetzesgrundlage in den einzelnen Regionen. Einige Regionalverwaltungen interpretieren das 
Gesetz 185/1992 so eng wie möglich und sind bei der Schadensschätzung sehr restriktiv, während 
andere Regionalverwaltungen für einen vergleichsweise großzügigen Transfer von 
Kalamitätenhilfen in die betroffenen Gebiete sorgen. Diese Ungleichbehandlung ist Ergebnis der 
Zuweisung von Kompetenzen an die Regionen. Durch die regionale Selbstverwaltung können 
gesetzliche Spielräume uneinheitlich gehandhabt werden.  
Die Regionalverwaltungen kritisieren, dass die Auszahlung aus dem Nationalen Solidaritätsfonds 
in der Regel um mehrere Jahre verzögert erfolgt. Der akuten Gefährdung der Existenz der 
landwirtschaftlichen Betriebe durch Liquiditätsengpässe kann dadurch nicht wirksam begegnet 
werden. Die Regionalverwaltung der Region Emilia-Romagna machte sich 1997 zum Sprachrohr 
derjenigen Regionen, die durch eine Reform des Gesetzes 185/1992 die Möglichkeit für die 
Regionalverwaltungen schaffen wollen, den Landwirten der Region Soforthilfe zu leisten, damit 
diese nicht mehrere Jahre auf die Erstattungen warten müssen. Ihrer Ansicht nach sollten regionale 
Initiativen gestattet und mit dem Fonds abrechenbar sein.  
In der Folge von Witterungsunbilden und Kalamitäten sinken für den nachgelagerten Bereich, vor 
allem für Verarbeitungs- und Vermarktungsgenossenschaften, die Umsätze. Da besonders 
Genossenschaften auf die Anlieferung der Rohprodukte durch die Mitglieder angewiesen sind und 
in der Regel nicht auf alternative Zukaufsmöglichkeiten ausweichen können, gefährden 
Kalamitäten, nach denen die Ernteverluste groß sind, oder die Qualität von Früchten 
unbefriedigend ist, nicht nur die Existenz der einzelnen Mitglieder, sondern auch der 
Genossenschaft selbst. Die Forderung aus dem nachgelagerten Bereich lautet deshalb, eine 
Erstattung für Umsatzverluste einzuführen. Bisher scheiterte diese Forderung an der 
Finanzierbarkeit einer solchen Erstattung. In einzelnen Regionen, z.B. Trentino-Südtirol, wird 
allerdings eine Erstattung auf regionaler Ebene gewährt.  
                                                           
40  Zur Kritik siehe unter anderem CABRINI, 1998, S. 17; COLDIRETTI (1997); RIZZIOLI, 1998, S. 
45; SCHIFF, 2000, S. 13; ZAGHI, 1997, S. 12-14. 
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Diese Kritikpunkte müssen durch zwei weitere Aspekte ergänzt werden, und zwar einerseits  die 
implizite Benachteiligung bestimmter Betriebstypen und andererseits die Aushöhlung des 
Gesetzeszweckes durch die Umsetzungspraxis. Durch die Vorschriften für die Erfassung und 
Festlegung des Schadens sind Betriebe vor der Saat oder Pflanzung, die keine Ernteverluste im 
engeren Sinn aufzuweisen haben, benachteiligt, obwohl auch sie durch Witterungsunbilden 
erhebliche Nachteile erleiden können, beispielsweise wenn Saat- oder Pflanztermine übermäßig 
lange verzögert werden oder wenn durch Starkregen die Krume abgeschwemmt wird.  Betriebe mit 
mit Spezialkulturen, die beispielsweise durch ein Frostereignis auf mehrere Jahre hinaus geschädigt 
sind, können mit einer Kalamitätenhilfe nur für das Jahr des Ereignisses rechnen, obwohl das 
Ausmaß des Schadens erst in größerem zeitlichem Abstand sichtbar wird. In der Umsetzung der 
gesetzlichen Vorschriften hat hat sich die Praxis eingebürgert, dass von den Regionen erst ab einer 
zusammenhängenden Schadensfläche von über 100 ha beim Landwirtschaftsministerium der 
Antrag auf Anerkennung einer außergewöhnlichen Kalamität eingereicht wird. Gerade 
Frostschäden sind aber häufig wesentlich kleinräumiger und werden deshalb in der Mehrzahl der 
Fälle nicht erstattet.  
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3.4 Die Ernteversicherung 
Zum System der Kalamitätenbeihilfen gehören neben den Kalamitätenhilfen, d.h. den fonds-
finanzierten direkten Beihilfen im Kalamitätenfall, weitere Elemente. Vor allem werden - wie auch 
in vielen anderen Ländern - Ernteversicherungen, insbesondere Hagelversicherungen, direkt 
staatlich bezuschusst.  
3.4.1 Akteure im Ernteversicherungssystem 
 
Durch die Regelungen für den Nationalen Solidaritätsfonds aus dem Jahr 1992 wird die Rolle der 
Ernte-,  speziell der Hagelversicherungen, in Italien neu definiert und damit wesentlich verstärkt. 
Das italienische Agrarversicherungssystem ist zwar grundsätzlich privatwirtschaftlich organisiert, 
d.h. die Erstversicherer sind Privatunternehmen; der Staat interveniert aber bei einer Reihe von 
Erzeugnissen seit 1970 durch die Subventionierung von Prämien und hat dem Sektor dadurch erst 
zum Aufschwung verholfen. Das durch Witterungsunbilden verursachte Risiko der 
landwirtschaftlichen Erzeugung wird durch die Ernteversicherung als Teil des landwirtschaftlichen 
Risikomanagements privatisiert, während vorher die Einkommenssicherung durch 
Katstrophenprogramme nach Witterungsunbilden ausschließlich staatliche Aufgabe war. Zur 
Senkung der Transaktionskosten und zur effizienteren Interssenvertretung etablierten sich auf der 
Seite der Landwirte sogenannte Schutzkonsortien (vgl. Kap. 3.4.1.4) und auf der Seite der 
Versicherungsunternehmen zunächst ein, heute mehrere Dachorganisationen.  
 
3.4.1.1 Landwirtschaftsministerium 
Im System der landwirtschaftlichen Ernte- und Kalamitätenversicherungen spielt das 
Landwirtschaftsministerium die entscheidende Rolle. Es legt jährlich bis zum 31.10. für das 
folgende Jahr nach Anhörungen der Vertreter des Agrarsektors eine Liste der subventionierten 
Versicherungen bzw. versicherbaren Kulturen (ammissibile all'assicurazione agevolata) und der 
entsprechenden Produktionsgebiete41, in denen solche subventionierten Versicherungen 
abgeschlossen werden können, fest (BOUCHE, 1998, S. II-40). Die Auswahl erfolgt auf Grundlage 
der in der Vergangenheit festgestellten Schadenshäufigkeit und unter Berücksichtigung der 
Haushaltsrestriktionen (AGRICONSULTING, 2000, S. 43). Das Ministerium versucht dabei, die 
knappen Mittel so einzusetzen, dass ein Anreiz besteht, die am meisten von Hagel und Frost 
betroffenen Kulturen zu versichern, damit dem Beihilfenfonds möglichst wenig Restdeckung  
verbleibt. Die folgende Tabelle zeigt, welche Kulturen in den letzten vier Jahren prämienbegünstigt 
gegen Hagel versicherbar waren. Insgesamt hat die Anzahl zugenommen; Versicherbarkeitslücken 
wurden geschlossen. Allerdings gibt es immer noch Kulturen, die nicht begünstigt versicherbar 
sind. Dazu gehören Baumschulgewächse, insbesondere Obstbaumsetzlinge, Futterkulturen und 
einige Feldgemüse42.  
                                                           
41   Gemeinden als Abgrenzung 
42   Vgl. dazu CABRINI, 1997a, S. 15; PINTO, 1997, S. 5; CABRINI, 1997b, S. 11. 
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Tabelle 14: Zulassung zur prämienbegünstigten Ernteversicherung, Auswahl, Hagel 
1997 1998 1999 2000 
Äpfel x x x x 
Artischocke - - x x 
Auberginen - - x x 
Birnen x x x x 
Bohnen - - x x 
Clementinen, Mandarinen x x x x 
Erbsen - - x x 
Erdbeeren - x x x 
Gerste - x x x 
Gurken - x x x 
Hafer - x x x 
Haselnüsse, Mandeln - - x x 
Himbeere - - x x 
Hirse - x x x 
Industrie- u. Schältomaten x x x x 
Kaki - x x x 
Kartoffeln - - x x 
Kirschen - x x x 
Körnermais x x x x 
Nektarinen, Pfirsiche x x x x 
Oliven - x x x 
Orangen, Zitronen x x x x 
Raps - x x x 
Reis x x x x 
Soja - x x x 
Sonnenblumen - - x x 
Tabak x x x x 
Tafeloliven - x x x 
Tafeltrauben x x x x 
Weizen - x x x 
Quelle: MIPA, 2000a. 
Um die Versicherungsbereitschaft der Landwirte zu steigern, können begünstigt versicherbare 
Kulturen grundsätzlich nicht in die Berechnungsgrundlage für die Kalamitätenhilfen aufgenommen 
werden, egal, ob tatsächlich eine Versicherung für diese Kultur abgeschlossen wurde oder nicht. 
Für nicht begünstigt versicherbare Kulturen, Kalamitäten oder Standorte gibt es die Möglichkeit 
nichtsubventionierter Versicherungen (meist gegen Hagel), die allerdings nur etwa 5 % des 
gesamten Ernteversicherungsvolumens ausmachen.  
Das Gesetz 590/1981  erweiterte die Regelungen für den Nationalen Solidaritätsfonds, so dass die 
dem Versicherungspool angehörigen Versicherungsunternehmen die Kulturen nicht mehr nur 
gegen Hagel, sondern auch gegen andere Kalamitäten versichern konnten. Solche 
prämienbezuschussten Versicherungen werden in der Praxis gegen Frost, gegen Trockenheit und 
gegen Hagel in Verbindung mit Wind angeboten. Aus der folgenden Tabelle wird deutlich, dass ein 
einmal angebotener Prämienzuschuss keine Garantie dafür bedeutet, dass eine dauerhafte 
Versicherungslösung eingerichtet wird. So wurde zum Beispiel 1999 erstmals eine 
Frostversicherung für Erdbeeren subventioniert, der Zuschuss aber bereits im nächsten Jahr wieder 
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ausgesetzt. Für die Landwirte erschweren diese unvorhersehbaren Ausdehnungen und 
Einschränkungen der Prämienzuschüsse zusätzlich die Planungsentscheidungen.  
 
Tabelle 15: Zulassung zur prämienbegünstigten Ernteversicherung, 1998-2000 
Auswahl: Frost, Hagel + Wind, Dürre 
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Äpfel x x x x x x - - x 
Birnen x x x x x x - - - 
Erdbeeren - x - - - x - - - 
Industrietomaten - x - - - x - - - 
Kartoffeln x x - - - x - x x 
Kirschen x x x x x x - - - 
Pfirsiche x x x x x x - - - 
Sonnenblumen - - x - x - - x x 
Weintrauben x x x x x x x - - 
Weizen - - x x x - x x x 
Anmerkung: Die unterlegten Kombinationen wurden angeboten. 
Quelle: MIPA, 2000b. 
Auch die Gesamtmittel für die Bezuschussung der Ernteversicherung unterliegen zum Teil 
beträchtlichen Schwankungen. Beispielsweise standen im Jahr 1997 vom eigentlich vorgesehenen 
Gesamtbetrag für den Solidaritätsfonds von rund 204 Mio DM (200,0 Mrd Lire) tatsächlich nur 
rund 138 Mio DM (135,0 Mrd Lire) für Kalamitätenhilfen und Prämienzuschüsse zur Verfügung; 
66 Mio DM (65,0 Mrd Lire) mussten auf den Ausgleich von Ansprüchen aus dem Vorjahr 
verwendet werden, da das Budget 1996 stark überzogen worden war (NEGRI, 1997, S. 21).  
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Schaubild 10: Relative Entwicklung von Versicherungssumme und Erstattungen, 1975-2000 
 
 
         Quelle: ASNACODI, 1996. 
 
Wie Schaubild 10 zeigt, nahmen Versicherungssumme und Erstattungen seit der Implementierung 
praktisch durchgehend und in zum Teil erheblichen Steigerungen zu. Nach 1995 entwickelte sich 
das Ernteversicherungssystem deutlich positiv. Im Jahr 1995 wurden Kulturen im Wert von 
5 Mrd DM (5,7 Bio Lire) versichert, das Prämienaufkommen betrug 334 Mio DM 
(379,0 Mrd Lire), die Erstattungen erreichten 284 Mio DM (323,0 Mrd Lire). Im Jahr 1996 stieg 
die Versicherungssumme auf über 7 Mrd DM (7,5 Bio Lire), die Prämienzahlungen beliefen sich 
auf 437 Mio DM (450,0 Mrd Lire), 20 % mehr als im Vorjahr. 1997 dagegen brach der 
Versicherungsmarkt ein. Die Versicherungssumme ging auf rund 6 Mrd DM (5,8 Bio Lire) zurück, 
das Prämienaufkommen auf rund 371 Mio DM (363,0 Mrd Lire). Dieser Einbruch ist auf die 
Verordnung des Landwirtschaftsministeriums für 1997 zurückzuführen, wodurch wegen der 
Budgetüberziehung in diesem Jahr eine Reihe von Kulturen sowie die Risiken Rauhreif und Frost 
von der zinsbegünstigten Versicherung ausgenommen wurden. Außerdem wurden bereits im 
Frühjahr 1997 einige Kulturen, v.a. in Nord- und Süditalien, durch Trockenheit und Frost 
unwiderruflich stark geschädigt; für diese Flächen wurden keine Versicherungen mehr 
abgeschlossen. Mitbeteiligt am Prämienrückgang war außerdem der Preisverfall bei einigen 
Früchten, der geringere Versicherungssummen nach sich zog. Der Dachverband der 
Schutzkonsortien schätzt die Wirkung dieser drei Faktoren auf die Versicherungssumme auf ein 
Minus von insgesamt 2,5 Mrd DM (2,5 Bio Lire). Dass der tatsächliche Rückgang weniger als 
2 Mrd DM (1,7 Bio Lire) betrug, führt der Dachverband darauf zurück, dass die 
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Versicherungssumme bei einzelnen Erzeugnissen (z.B. Ölsaaten) und in einzelnen Regionen 
angestiegen ist, wodurch ein Teil der negativen Einflussfaktoren kompensiert wurde.  
1998 betrug die Versicherungssumme 7,4 Mrd DM (7,3 Bio Lire), also etwa 19 % der gesamten 
pflanzlichen Produktion in Italien43. Die Bruttoprämien beliefen sich  auf 404 Mio DM 
(400,0 Mrd Lire), die Erstattungen auf 562 Mio DM (556,0 Mrd Lire). Im Jahr 1999 sank die 
Versicherungssumme auf etwa 7,0 Mrd DM (7,0 Bio Lire), das Prämienaufkommen stieg aber 
wegen der ungünstigen Schadenbilanz des Vorjahres auf 440 Mio DM (436,0 Mrd Lire). Im Jahr 
2000 wurden Verträge über eine Versicherungssumme von insgesamt 6,4 Mrd DM (6,4 Bio Lire) 
abgeschlossen und dafür Bruttoprämien in Höhe von 469 Mio DM (464,0 Mrd Lire) entrichtet.  
Eine weitere Aufgabe des Landwirtschaftsministerium im Kalamitätenhilfensystem betrifft die 
Bereitstellung einer Rückversicherungsoption in Katastrophenjahren. Bei außergewöhnlich hohen 
Schäden in einem einzelnen Jahr kann der Staat als Rückversicherer einspringen, wenn die 
Erstversicherer keine andere Lösung finden können (CIAMPI, 1992, S. 13). Bisher ist dieser Fall 
jedoch noch nicht eingetreten. 
Das Gesetz 364/1970, durch das auch eine erste Version des Nationalen Solidaritätsfonds 
eingerichtet wurde, führte erstmals die Möglichkeit ein, für den aktiven und passiven Schutz der 
Kulturen vor Hagel, Frost und Reif spezielle Erzeugervereinigungen, die Schutzkonsortien 
(Consorzio di Difesa), zu bilden. Diese konnten die Ernten der Mitglieder bei anerkannten 
Versicherungsgesellschaften, die sich zu diesem Zweck in einem Versicherungspool 
zusammengeschlossen hatten, (zunächst nur) gegen Hagel versichern. Das Ministerium überwacht 
die Schutzkonsortien und bestimmt jedes Jahr die anteiligen Subventionen zur Finanzierung der 
Schutzkonsortien. Im Gesetz 185/1992 ist grundsätzlich ein Finanzierungsbeitrag von 50 % 
vorgesehen. Allerdings hat die Haushaltslage in den letzten Jahren eine geringere Zuschussquote 
von rund 40 % erzwungen. Grundsätzlich ist in sogenannten Hochrisikogebieten, die allerdings 
vom Landwirtschaftsministerium  im Vorfeld als solche ausgewiesen werden müssen, eine 
Bezuschussung der Schutzkonsortien in Höhe von 65 % statt 50 % möglich.. In den letzten Jahren 
wurden aber keine Hochrisikogebiete ausgewiesen. 
Aufgabe des Landwirtschaftsministeriums war bis vor kurzem auch die Abstimmung der zwischen 
dem Versicherungspool und den Schutzkonsortien vereinbarten Versicherungstarife und -
bedingungen mit dem Industrie-, Handels- und Handwerksministerium. Das MICA musste bis zum 
31.1. jeden Jahres die zwischen den beiden Konsortien der Versicherungsunternehmen und der 
Versicherten gefassten Beschlüsse genehmigen. Falls es zu keiner Einigung zwischen den 
Verhandlungspartnern kam, mussten die beiden Ministerien intervenieren. Die Beteiligung des 
MICA an den Ernteversicherungen wird gelegentlich mit der Begründung kritisiert, dass eigentlich 
nur der landwirtschaftliche Sektor betroffen sei und die Involvierung des MICA nur zu 
zusätzlichen Komplikationen führe (TESTA, 1996, S. VIII). 
 
                                                           
43  Für diesen Abschnitt vgl. AGRICONSULTING, 2000, S. 44; TRACAGNI, 2001, S. 10. 
KALAMITÄTENHILFENSYSTEM   
 
 
65
 
3.4.1.2 Konsortien der Versicherten 
 
Die Konsortien der Versicherten wurden vom Gesetzgeber mit dem Gesetz 364/1970 eingerichtet, 
um die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Ertragsausfallversicherungen zu organisieren und den 
Beihilfenstrom zu kanalisieren44. Zur Zeit gibt es 90 Schutzkonsortien (Consorzio di Difesa) mit 
rund 350.000 Mitgliedern, die etwa 252.000 Versicherungsverträge verwalten. Die 
Schutzkonsortien sind auf Provinzebene organisiert. Ihr Dachverband ist Asnacodi (Associazione 
nazionale dei consorzi di difesa) (ASNACODI, 1996).  
Mitglieder der Schutzkonsortien sind einzelne landwirtschaftliche Betriebe. Das Ziel des 
Zusammenschlusses ist der aktive oder passive Schutz der Kulturen, d.h. sie richten 
gemeinschaftliche Präventionsmöglichkeiten ein bzw. stellen sie zur Verfügung (z.B. Hagelnetze 
im Obstbau) und sie bieten die Möglichkeit des Abschlusses einer subventionierten 
Ernteversicherung. Alle Landwirte im Aktionsbereich eines Schutzkonsortiums können sich ihm 
anschließen. Die Mitglieder einigen sich auf Verhandlungsstrategien in Bezug auf 
Versicherungsbedingungen und -tarife. Durch die Mitgliedschaft kommen sie in den Genuss der 
vom Landwirtschaftsministerium festgelegten Subventionen, die in die Gesellschaftskasse (Cassa 
sociale) des Konsortiums fließen. Die Gesellschaftskasse zur Finanzierung der konsortialen 
Aktivitäten enthält die Beiträge der Mitglieder (mind. 0,1 % der deklarierten 
Versicherungssumme), die staatlichen Beihilfen (50 % der Versicherungskosten, in Risikogebieten 
bis zu 65 %) aus dem Nationalen Solidaritätsfonds und möglicherweise andere staatliche oder 
private Beihilfen.45 
An der Aktivität der Schutzkonsortien wird häufig kritisiert, dass die Konsortien durch ihre 
Mittlerposition zwischen Landwirten und Versicherungsunternehmen den Wettbewerb 
einschränken und individuelle Verhandlungslösungen verhindern. So kam es zum Beispiel 1989 
dazu, dass Asnacodi und CIAG sich nicht rechtzeitig vor dem ersten Hagel auf die 
Versicherungsbedingungen einigen konnten. Ohne ein interministerielles Dekret, das die Verträge 
rückwirkend wirksam machte, wären die Landwirte in diesem Fall ohne eigene Schuld unversichert 
gewesen. Auch vier Jahre später wurden die Versicherungsbedingungen Mitte Mai wegen 
Ausbleibens einer Verhandlungslösung per Ministerialverordnung bestimmt. 
Im Jahr 1994 wurde folgendes Verhandlungsergebnis zwischen CIAG und Asnacodi erzielt (IA, 
1994, S. 13-14): 
• Quantitativer und qualitativer Schaden durch Hagel wird abgedeckt, Schäden durch eventuell 
begleitende oder nachfolgende andere Kalamitäten werden nicht berücksichtigt. 
• Betrachtet wird bei der Schadensermittlung nur eine Vegetationsperiode. 
                                                           
44  Siehe dazu CICOGNA, 1997, S.28. 
45  Das Landwirtschaftsministerium und die Regionen können die Ausgaben für Hagelnetze und andere 
Einrichtungen zum Schutz vor Witterungsunbilden bis zu 50 % refinanzieren, vorausgesetzt, dass 
die Investition vorteilhaft ist im Vergleich zu einem passiven Schutz durch eine Versicherung. 
Außerdem kann die jeweilige Region den Prämienzuschuss aufstocken. 
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• Schutz wird auch zwischen Antragsstellung und Ausfertigung der Police gewährleistet. 
• Falls mindestens ein Fünftel der versicherten Produkte vor der Ernte durch eine andere, nicht 
versicherte oder versicherbare Kalamität vernichtet wird, können Versicherungssumme und 
Prämien entsprechend angepasst werden. 
• Der Landwirt muss gute landwirtschaftliche Praxis walten lassen, um seine Ernte zu retten, und 
darf nicht ernten, bevor der Schaden erhoben ist; die Kriterien der Schadenserhebung werden 
in Tabellen festgelegt46. 
 
Tabelle 16: Beispiel für die Ermittlung der Schadenshöhe: Schadenserhebung bei Äpfeln, 1994 
Zustand der Früchte Schaden 
in % 
Unbeschädigt 0 
Läsionen am Epikarp 5 
wenige Läsionen am Mesokarp von geringer Ausdehnung und/oder von geringer Tiefe 25 
mehrere oder viele Läsionen am Mesokarp von geringer Ausdehnung und/oder geringer Tiefe; 
Deformation der Frucht; wenige Läsionen am Mesokarp von beträchtlicher Ausdehnung und/oder 
Tiefe 
40 
wenige Läsionen am Mesokarp von mittlerer Ausdehnung und/oder Tiefe; mittlere Deformation der 
Frucht  
70 
schwere Deformation der Frucht; abgeschlagene oder zerstörte Frucht 100 
Quelle: GIOVANAZZI, 1992, o.S.47 
 
Aufgrund der Antitrust-Beschlüsse befinden sich die Schutzkonsortien in einer neuen, gestärkten 
Verhandlungsposition gegenüber den Versicherungsunternehmen (NEGRI, 1997, S. 22). Weil sie 
weniger als die Zusammenschlüsse der Versicherungsunternehmen in ihren Aktivitäten 
eingeschränkt wurden, haben sie diese Position teilweise dazu ausgenutzt, auch gegenüber ihren 
Mitgliedern monopolistische Vorteile aufzubauen. Gegen sieben Schutzkonsortien (Perugia, 
Grosseto, Ferrara, Forlí, Trento, Rovigo, Bologna) wurden deshalb im Jahr 1996 Untersuchungen 
der Kartellbehörde eingeleitet48. Der Vorwurf war, dass diese Konsortien Sonderverträge mit 
einzelnen Versicherungsgesellschaften aushandelten, um andere Versicherungsgesellschaften aus 
dem Markt zu drängen.49 Insbesondere gaben sie den staatlichen Zuschuss zu den Versicherungs-
prämien nicht an diejenigen Landwirte weiter, die als Mitglieder des Schutzkonsortiums 
Versicherungsverträge mit anderen als den Versicherungsgesellschaften abschlossen, mit denen 
                                                           
46  Zur Schadenschätzung siehe GIOVANAZZI (1992), CHICCHI (1998), MATTIOLI (1998), 
CIPOLOTTI (1998). 
47   Andere Tabellen siehe IA, 1994, S. 13-14, S. 118. 
48  TV, 1996, S. 85; BORZI, 1997b, S. 14. 
49  In Italien gilt, dass die Autorisation, eine bestimmte Versicherung, z.B. Hagelversicherung, anbieten 
zu dürfen, erlischt, wenn in einem Zeitraum von ein bis zwei Jahren keine entsprechenden Verträge 
mehr abgeschlossen wurden. 
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besonders günstige Versicherungsbedingungen ausgehandelt wurden (CICOGNA, 1997, S. 33). 
Abgesehen davon wurde festgestellt, dass in einigen Konsortien zu hohe Verwaltungskosten 
anfielen, so dass die Mitgliedschaft im Konsortium für einzelne Landwirte teurer wurde als eine 
Versicherung auf dem freien Markt - ohne Zuschüsse. Mit einem Beschluss vom 30.4.1997 
bestimmte das Landwirtschaftsministerium, dass die Prämienzuschüsse an alle 
Versicherungsnehmer von subventionierbaren Versicherungen auszuzahlen sind, unabhängig 
davon, ob die Landwirte Mitglieder eines Schutzkonsortiums sind  oder nicht. Die 
Schutzkonsortien nahmen diese Regelung mit Skepsis auf. Ihnen wurde zwar die Auszahlung der 
Zuschüsse übertragen, doch ist bisher nicht klargestellt, wie das Verfahren ablaufen soll, d.h. ob für 
freie Versicherungen auch Nettoprämien anfallen, die das Konsortium aufstockt und damit den 
Zuschuss verrechnet, oder ob sich die frei versicherten Landwirte, nachdem den Konsortien der 
Staatszuschuss überwiesen wurde, die Differenz zwischen Brutto- und Nettoprämie zurückerstatten 
lassen können. Auch der Dachverband der Versicherer, ANIA, hat im November 1997 einige 
Schutzkonsortien bei der Kartellbehörde wegen Störung des Wettbewerbsmechanismus 
angezeigt. Insbesondere kritisieren die Unternehmen die Behandlung der nicht über Konsortien 
abgeschlossenen Verträge (BORZI, 1998, S. 4). 
Aus Gründen der Effizienzverbesserung wirkt das Ministerium seit einiger Zeit darauf hin, dass 
einzelne Konsortien aufgelöst oder fusioniert werden (v.a. in Latium, Sizilien und Kampanien). 
Damit sollen größere Konglomerate mit mehr Mitgliedern und höherem Umsatz geschaffen 
werden, damit durch die Realisierung effizienterer Strukturen und bessere Auslastung 
Verwaltungskosten eingespart werden können.  
Asnacodi kritisiert, dass die Leistungen des Landwirtschaftsministeriums an die Schutzkonsortien 
auf etwa 39 % der Versicherungskosten zurückgegangen seien, während im Gesetz immer noch 
50 % festgeschrieben sind. Im Jahr 1997 wurden die Schutzkonsortien vom Staat mit 201 Mio DM 
(200,0 Mrd Lire) gefördert. Die folgende Tabelle zeigt die Zuschüsse an die Schutzkonsortien in 
den Jahren 1995 - 1998. Für 1998 wurde der Betrag von 116 Mio DM (115,0 Mrd Lire) im 
Haushalt beschlossen.  
Tabelle 17: Staatliche Förderung der Schutzkonsortien aus dem Nationalen Solidaritätsfonds, 1995- 
1998 
 
 
Jahr 
 
in Mio DM 
 
in Mrd Lire 
 
1995 
 
154 
 
175,0 
 
1996 
 
156 
 
160,0 
 
1997 
 
204 
 
200,0 
 
1998 (vorläufig) 
 
116 
 
115,0 
Quelle: ASNACODI, 1998. 
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3.4.1.3 Konsortien der Versicherungsgesellschaften 
 
Die dritte wichtige Gruppe von Akteuren im Ernteversicherungssystem sind die 
Versicherungsunternehmen50. Sie gründeten 1972 das zunächst einzige Konsortium CIRAS 
(Consorzio per i rischi speciali dell'agricoltura) als Dachorganisation, um eine größere 
geographische und statistische Basis und eine Gleichverteilung des Risikos unter den 
Versicherungsunternehmen im Rahmen von Koversicherungen zu erreichen, damit nicht eine 
einzelne Versicherung im extremen Schadensfall zahlungsunfähig werde. Ohne Konsortien der 
Versicherungsgesellschaften wären unter Umständen in Risikogebieten keine Versicherungen 
angeboten worden. Die Aufgaben des CIRAS lagen in der Harmonisierung und Koordinierung der 
Tätigkeiten der dem Pool angehörenden Versicherungsgesellschaften. CIRAS bzw. die operative 
Tochterorganisation CIAG (Consorzio italiano assicuratori grandine) schlug  dem 
Verhandlungspartner auf Seiten der Landwirte Versicherungstarife und -bedingungen vor und 
handelte die Ko- und Rückversicherungskonditionen mit anderen Versicherungsgesellschaften aus 
(CICOGNA, 1997, S. 26).  
CIRAS und die 1987 eingerichtete Tochter CIAG waren lange die einzigen staatlich autorisierten 
Versicherungskonsortien. Erst durch das Gesetz 185/1992 wurde die Existenz alternativer 
Konsortien möglich. CIAG vereinigte aber nach wie vor 97 % des Ernteversicherungsmarktes unter 
seinem Dach. Dieses Bild veränderte sich erst nach einem ersten Eingriff der Kartellbehörde im 
Jahr 1994. Danach konnten sich auch andere Konsortien, z.B. Saturno, gewisse, aber nur geringe 
Marktanteile erobern. Ende 1996 stellte sich die Situation wie im folgenden Schaubild dar. 
 
Schaubild 11: Markt der Hagelversicherungen in Italien, 1996 
 
Quelle: BORZI, 1997a. 
Marktanteile in % der verwalteten Prämiensummen
SIAC
2%
FATA
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CIAG
66%
Saturno
5%
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Der Dachverband der Schutzkonsortien Asnacodi kritisierte die Monopolposition des CIAG, da sie 
generell zu einer zu hohen Prämienbelastung führe. Es wurde festgestellt, dass die Nettoprämien 
für den Landwirt trotz staatlicher Subventionierung genauso hoch waren wie vor dem Gesetz 
185/92, d.h. als es die Subventionierung noch nicht gab. Die Kontrolle sei zwar durch 
Sachverständige und Schadensschätzer, die im Dachverband der Schadensschätzer (Corpo 
peritale) mit rund 2.300 Mitgliedern  zusammengeschlossen waren (CICOGNA, 1997, S. 36),  
erfolgt; die Erstattungen seien aber regelmäßig zu niedrig ausgefallen, z.B. weil die Schadenser-
mittlung nicht in Übereinstimmung mit den ausgehandelten Tabellen erfolgt sei. Es wurde eine 
Berechnung vorgelegt, wonach im Jahr 1993 das CIAG 18,64 % auf die reine Risikoprämie für 
Kosten und Gewinnspanne der Versicherung aufschlägt, während Saturno (ein Konsortium aus 
Lloyds/London, einer japanischen und zwei italienischen Versicherungsgesellschaften) nur 15 % 
Verwaltungskosten und Gewinnspanne veranschlagt. Die niedrige Spanne würde eine Ersparnis 
von 19 Mio DM (18,0 Mrd Lire) gegenüber den CIAG-Tarifen, davon 9,5 Mio DM (9,0 Mrd Lire) 
Einsparungen für die Staatskasse bedeuten; das Gesamtprämienaufkommen in diesem 
Marktsegment belief sich damals auf 368 Mio DM (350,0 Mrd Lire) (BARBERINI, 1993, S. 17). 
Asnacodi forderte deshalb eine echte und potente Alternative zum CIRAS/CIAG und zeigte im 
Jahr 1994 das CIAG bei der Kartellbehörde Antitrust an (TAGLIATI, 1994, S. 18). Antitrust leitete 
daraufhin Untersuchungen gegen CIRAS und CIAG ein. Die Kartellbehörde nahm die Position ein, 
dass der Zusammenschluss beinahe aller Hagelversicherer im CIAG einen Verstoß gegen das 
Kartellverbot darstelle (CICOGNA, 1997, S.27). Einen ähnlichen Schluss legt die dritte EU-
Richtlinie zu Schadensversicherungen aus dem Jahr 1992 (RL 49/92) 51 nahe (ZAGHI, 1998, S. 8), 
die von Antitrust zur Begründung der Entscheidung herangezogen wurde.  
Das CIAG wurde aufgefordert, alle Tätigkeiten, die im Widerspruch zum Wettbewerbsrecht 
stünden, ab sofort zu unterlassen. Damit wurden die Koversicherungsaktivitäten des CIAG 
eingestellt und der Tätigkeitsbereich des Konsortiums eingeschränkt. Im wesentlichen blieb als 
Aufgabe die Erstellung statistischer Angaben über Prämienaufkommen und Schadensquote, die 
Verwaltung des Sachverständigenapparats, administrative und Buchführungsfunktionen sowie die 
Vereinbarung von Höchstgrenzen für die Verträge mit den Schutzkonsortien (ANIA, 1997). Aber 
auch mit diesem Aktivitätsbereich geriet das CIAG mit der Kartellbehörde in Konflikt (BOUCHE, 
1998, S. II-41). Die statistische Erfassung von Versicherungsdaten mittels der Auswertung der 
Versicherungsverträge der im Konsortium vertretenen Unternehmen wurde von der Kartellbehörde 
als wettbewerbswidrig bezeichnet, da auf diese Weise jedes Unternehmen an Kenntnisse über die 
Geschäftspolitik der anderen Unternehmen gelangen könne und ein Quasi-Monopol entstehe. 
Außerdem dürften von einem Konsortium keine Daten über Nettoprämien gesammelt werden, 
sondern höchstens über eingehobene Prämien. Die gemeinsame Verwaltung des Sachverständi-
genapparats widerspreche den Wettbewerbsgesichtspunkten, da die Wahl zwischen unabhängigen 
Sachverständigen elementarer Bestandteil eines freien Versicherungsmarktes sei. Vor allem aber 
bringt nach Ansicht der Kartellbehörde die Absprache von gemeinsamen Obergrenzen mit den 
Schutzkonsortien eine Vereinheitlichung der Versicherungstarife und -bedingungen. Ein 
                                                                                                                                                                                
50  Siehe Anhang 4. 
51  EUR-Lex (1992). 
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Konsortium mit diesen Aufgaben dürfe einen Marktanteil von 10 % nicht überschreiten (TESTA, 
1996, S. VIII). Aber selbst nach der Zerteilung des Konglomerats im Verlauf des Kartellverfahrens 
besaß das CIAG immer noch einen Marktanteil von über 70 % (DI CHIO, 1997, S. 38). Da das 
CIAG nach eigenem Selbstverständnis seine Aktivitäten nicht weiter beschränken konnte, 
beschloss es im Juli 1997 die eigene Auflösung, so dass es derzeit keinen größeren 
Versicherungspool mehr gibt. Die früher dem CIAG angehörenden Versicherungen 
reabsorbieren die dem Konsortium übertragenen Funktionsbereiche, vor allem die 
Vertragsverhandlungen mit den Schutzkonsortien (IA, 1997d, S. 15).  
Nach der Intervention der Kartellbehörde und der Auflösung des CIAG gaben die 
Versicherungsprämien um durchschnittlich 10 %, vereinzelt sogar um bis zu 20 % nach. Im Jahr 
2000 wurde allerdings von Seiten der Versicherer wieder eine Prämienerhöhung um 15 % bis 20 % 
durchgesetzt (BACCINO, 2000, S. 17), die nicht in direktem Zusammenhang mit einem Überhang 
an Erstattungen im Vorjahr zusammenhängt (AGOSTINI, 2000, S. 36). Das deutet darauf hin, dass 
der Spielraum der Erstversicherer bei der Prämienfestsetzung sich eher bei 5 % als bei 20 % 
bewegt. 
Von den Beschlüssen der Kartellbehörde nicht betroffen ist der Dachverband der italienischen 
Versicherungswirtschaft ANIA (Associazione Nazionale Imprese Assicuratrici) (ANIA, 2000). 
In ihm sind alle  Versicherungsunternehmen Mitglied. Die ANIA ist in Versicherungssparten 
organisiert. Der Sparte Hagelversicherungen gehören 64 Unternehmen an, die in diesem Markt 
arbeiten (fast alle waren Mitglied im CIAG). Im Jahr 1996 nahmen diese Unternehmen knapp 
446 Mio DM (460,0 Mrd Lire) an Prämien ein, 11,5 % mehr als im Vorjahr. Die 
Hagelversicherungssparte macht nur rund 1 % der gesamten Schadensversicherungen aus. Das 
Verhältnis zwischen Auszahlungen und Prämien im Wirtschaftsjahr 1996 hat sich gegenüber 1995 
von 96,1 % auf 96,9 % leicht verschlechtert. Damit hat sich auch das aggregierte Bilanzergebnis 
der Branche von einem Verlust von 41 Mio DM (47,0 Mrd Lire) im Jahr 1995 auf einen Verlust 
von 59,5 Mio DM (61,0 Mrd Lire) im Jahr 1996 verschlechtert. Dieser Verlust entspricht rund 
13,2 % der Hagelversicherungsprämien (ANIA, 1997).  
Für die meisten Versicherungsunternehmen macht die Hagel- und Ernteversicherungssparte nur 
den kleinsten Teil ihrer Gesamtaktivitäten aus. Es gibt nur zwei reine Hagelversicherungen und 
einen weiteren auf Hagel spezialisierten Anbieter (AGRICONSULTING, 2000, S. 42).  
Die ANIA kann die Aufgaben des CIAG nicht übernehmen. Lediglich ein Teil der 
Informationstätigkeit mit der Erstellung allgemeiner Daten über den Hagelversicherungsmarkt wird 
vom Versicherungsdachverband weitergeführt. Die ANIA hat allerdings keine Möglichkeit, als 
wirtschaftlicher Verhandlungspartner oder Rechtskörperschaft die Nachfolge des CIAG anzutreten. 
Seit 1997 agieren die Hagelversicherer deshalb autonom; Vertragsabschlüsse und 
Schadensermittlungen finden jeweils zwischen dem Versicherungsunternehmen und dem einzelnen 
Versicherungsnehmer statt, mit dem Versichertenkonsortium als Bündelungsinstitution. Der 
Versicherungsmarkt ist damit in Bewegung geraten; die Etablierung eines neuen 
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Gleichgewichtszustandes auf dem Hagelversicherungsmarkt ist möglich geworden (BOUCHE, 
1998, S. II-41). 
 
3.4.1.4 FATA 
 
Von den insgesamt 64 im Hagelversicherungsmarkt operierenden Unternehmen ist FATA (Fondo 
assicurativo tra agricoltori) die größte unabhängige Versicherungsgesellschaft. FATA wurde 1948 
gegründet und gehört seit 1994 zur INA-Assitalia-Gruppe. Da es aus der Konsortiumsbewegung 
entstand und bis zur Auflösung des Genossenschaftsdachverbandes Federconsorzi 1991 mit dem 
Dachverband der Konsortien eng verwoben war, funktioniert das Vertriebsnetz des FATA auch 
heute noch zum Teil über Schutz- und Handelskonsortien. FATA macht 505 Mio DM 
(500,0 Mrd Lire) Umsatz, davon rund 71 Mio DM (70,0 Mrd Lire) im Hagelversicherungssegment. 
FATA ist nur in Italien aktiv und weist für die beiden vergangenen Jahre in der Hagelsparte das in 
der folgenden Tabelle dargestellte Ergebnis auf. 
Tabelle 18: Prämien und Erstattungen von FATA in der Hagelversicherungssparte, 1995/96 
1995 1996  
Mio DM Mrd Lire Mio DM Mrd Lire 
 
Prämien 
Erstattungen 
 
 
52 
50 
 
59,2 
56,3 
 
68 
71 
 
70,1 
73,6 
 
Quelle: FATA, 1998.  
 
 
3.4.2 Versicherungsbedingungen 
 
Die Bedingungen für die Inanspruchnahme der Prämienzuschüsse werden in Artikel 9 des Gesetzes 
185/1992 formuliert. Als Subventionsempfänger wird das Schutzkonsortium bestimmt, das damit 
die Ansprüche der landwirtschaftlichen Betriebe bündelt.  
Um sich bei einer subventionierten Versicherung versichern zu können, musste der Landwirt bisher 
Mitglied eines Schutzkonsortiums sein, da das Konsortium die Versicherungsbedingungen direkt 
mit den Versicherungen in Form von Kollektivverträgen aushandelte und die Subventionen in die 
Gesellschaftskasse des Konsortiums flossen. Bei der subventionierten Versicherung überwies der 
Landwirt seine Nettoprämie an das Konsortium, welche den Staatszuschuss vorstreckte und die 
Bruttoprämie an die Versicherungsgesellschaft überwies. Das Konsortium übernimmt damit eine 
Finanzierungsfunktion.  
Der Beitritt zu einem Schutzkonsortium ist für den Landwirt damit prinzipiell freiwillig. Allerdings 
kann nur das vor Ort ansässige Konsortium gewählt werden. Nach dem Kartellverfahren gegen die 
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Schutzkonsortien wurde die Zuschussregelung des Landwirtschaftsministeriums verändert52 und 
Landwirte können theoretisch die Zuschüsse über das Konsortium in Anspruch nehmen, müssen 
dazu aber nicht Mitglied sein (PINTO, 1998, S.107). Bisher nimmt nur einer von 1.000 Betrieben 
diese Möglichkeit in Anspruch. Die Erfahrung zeigt, dass diese Einzelverträge keine günstigeren 
Konditionen enthalten als die über das Konsortium abgeschlossenen (COLATO, 1999, S.16). Von 
Seiten der Konsortien bestehen immer noch Zweifel an der Durchführbarkeit dieser Regelung, 
insbesondere weil sie dadurch gezwungen werden, Trittbrettfahrern Leistungen zu gewähren, die 
Mitglieder durch ihren Mitgliedsbeitrag bezahlen müssen.  
Der Versicherungsvertrag legt fest, welche Schäden durch Witterungsunbilden an bestimmten 
Kulturen, an Gebäuden und Anlagen sowie durch Pflanzenkrankheiten in Folge von 
Witterungsunbilden erstattet werden sollen. Bei Obst und Gemüse können unter Umständen auch 
qualitative Schäden ersetzt werden; derartige Verträge gibt es v.a. in den Obstanbauzentren, also 
zum Beispiel in den Provinzen Trient und Bozen.53 In der Praxis überwiegt derzeit deutlich die 
Hagelversicherung. Im Jahr 1999 haben die meisten Versicherungsunternehmen überhaupt keine 
anderen Ertragsausfallversicherungen angeboten; Frost- und Windschäden waren daher nicht 
versicherbar (BACCINO, 1999, S. 12). 
Versichertes Interesse ist die durch Witterungsunbilden, v.a. Hagel, gefährdete Erntemenge. Als 
Versicherungsgegenstand wird ein bestimmtes Feldstück definiert; meist müssen alle Feldstücke, 
die mit einer bestimmten Kultur bestellt werden, gleichzeitig versichert werden. Die 
Versicherungssumme wird als Erntewert errechnet, d.h. die Größe der Fläche (in ha), der erwartete 
mengenmäßige Ertrag (in dt/ha, gerundet) und ein vereinbarter Preis je Mengeneinheit werden 
miteinander multipliziert. Die Versicherungssumme wird jährlich, entsprechend den aktuellen 
Ertrags- und Preisentwicklungen, neu berechnet54. Die Abstimmung der Ertrags- und 
Preisparameter ist wichtiger Inhalt der Verhandlungen zwischen Schutzkonsortium und 
Versicherungsgesellschaft; eine solche Vereinbarung ist bilateral, d.h. sie kann sich von 
Versicherungsgesellschaft zu Versicherungsgesellschaft und von Schutzkonsortium zu 
Schutzkonsortium unterscheiden. 
Im Schadensfall wird der mengenmäßige Verlustanteil ermittelt und mit Hilfe der 
Versicherungssumme die Entschädigungsleistung errechnet. Der Versicherte trägt gemäß den 
Vertragsbedingungen eine Selbstbeteiligung, die aus einer vereinbarten Kürzung der 
Schadenleistung um einen prozentualen Anteil besteht. Im Jahr 1992 wurde gesetzlich 
festgeschrieben, dass eine solche Selbstbeteiligung oder Franchise 10 % der Versicherungssumme 
nicht überschreiten darf; nur bei der Versicherung von Frostschäden sind Franchisen von bis zu 
30 % möglich und üblich (BOUCHE, 1998, S. II-41). Bei der reinen Hagelversicherung haben die 
meisten Anbieter den Selbstbehalt mittlerweile auf den Höchstwert von 10 % angehoben 
(BACCINO, 1999, S. 12). Die Versicherungsunternehmen sind mit der Begrenzung nach oben 
unzufrieden und argumentieren, in anderen Ländern sei ein weit höherer Selbstbehalt üblich. Für 
                                                           
52   DPR 324/1996. 
53  Die im Gesetz 185/92 vorgesehene Tierversicherung wurde nie umgesetzt. 
54  Vgl. KNOLL, 1976, S. V.6.1 ff. 
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die Landwirte bedeutete die Erhöhung der Franchise einerseits eine Senkung der 
Versicherungskosten, andererseits aber reduzierte sich dadurch die Anzahl und die Höhe der 
Schadensfälle, in denen die Versicherungen mit Erstattungen eintraten. 
Die Schadensbewertung wird durch unabhängige Sachverständige im Auftrag der Versicherungen 
individuell bei jedem einzelnen Versicherungsnehmer durchgeführt (perizia di primo grado). Das 
Gesetz 185/92 sah vor, dass die Sachverständigengremien aus einem eigenen Fonds (Fondo per la 
gestione del corpo peritale) finanziert werden, der von Schutzkonsortien und Versicherungspool 
zusammen und gleichberechtigt verwaltet wird. Man ging davon aus, dass die Unabhängigkeit der 
Sachverständigen durch dieses Finanzierungssystem eher gewährleistet sei. Wegen 
Meinungsverschiedenheiten über die Verwaltungskontrolle und Refinanzierung dieses Fonds trat 
das Konzept nie in Kraft. Während des Bestehens des CIAG führte dieser die Schadensschätzer 
und Gutachter. Heute arbeitet jedes Unternehmen mit eigenen Schätzern zusammen. Diese 
Sachverständigen sind meist Landwirte, die als Schadensschätzer freiberuflich tätig sind. Sie 
wurden bisher einheitlich an der Universität Piacenza ausgebildet. Falls der von einer Kalamität 
betroffene Landwirt mit dem Ergebnis der Schätzung nicht einverstanden ist, kann er einen zweiten 
Schätzer seiner eigenen Wahl (perizia di appello)55 einschalten. In den vergangenen Jahren 
wurde nach Angaben der Versicherungsgesellschaften davon in weniger als 1 % der Fälle 
Gebrauch gemacht. Seit der Auflösung des CIAG beklagen nicht nur die 
Versicherungsgesellschaften, sondern auch die Schutzkonsortien, dass die Kosten der 
Schadensabwicklung steigen, die Sachverständigenausbildung und -kontrolle ungeregelt und die 
regionale Abdeckung nicht mehr gewährleistet sind. 
Nach Feststellung des Schadens wird dem Versicherungsnehmer in den letzten 20 Tagen eines 
Jahres die Entschädigung direkt ausgezahlt. Die Landwirte überweisen ihren Prämienanteil etwa 
fünf Tage vorher. Da der staatliche Zuschuss zu den Versicherungsprämien erst im Folgejahr bei 
den Konsortien eintrifft und abgerechnet wird, erfüllen letztere auch die wichtige Funktion der 
Vorfinanzierung eines Prämienanteils durch Kreditaufnahme bei Geschäftsbanken, während 
einzelnen Betrieben, besonders wenn ihr Fremdkapitalanteil bereits hoch ist, unter Umständen kein 
Darlehen gewährt wird. 
 
3.4.3 Verbreitung der Versicherung 
 
Als die prämienbegünstigte Ernteversicherung 1970 eingeführt wurde, waren zunächst Getreide, 
Reis, Wein und Mais die hauptsächlich versicherten Kulturen, während auf Tabak, Obst und 
Gemüse insgesamt nur 10 % der Gesamtversicherungssumme entfielen (CICOGNA, 1997, S. 60). 
Die Situation hat sich seitdem grundlegend verändert. 1990 machte Obst allein bereits 22 % der 
Versicherungssumme aus, weitere 8 % entfielen auf Tomaten. Insgesamt sind weniger als 30 % der 
pflanzlichen Bruttoerzeugung versichert (TRACAGNI, 2001, S. 10).  
 
                                                           
55   Zur Schadensschätzung vgl. CICOGNA, 1997, S. 36-41. 
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Schaubild 12: Verteilung der Versicherungssumme auf Kulturen, 1990 
 
 
Quelle: nach CICOGNA, 1997. 
 
 
Die folgende Tabelle zeigt die Partizipation an subventionierten Ernteversicherungen in den Jahren 
1995 und 1999. Am deutlichsten ausgeprägt ist die Inanspruchnahme der Versicherung bei Reis. 
Dazu ist zu bemerken, dass der Reisanbau sich auf die norditalienische Poebene konzentriert. Die 
Versicherungsquote ist dort allgemein höher als beispielsweise in Süditalien (vgl. geringe 
Versicherungsquote bei Oliven). Reis ist nicht nur eine durch Hagel stark gefährdete Kultur 
(leichter Ausschlag der Körner), sondern trägt in spezialisierten Betrieben auch wesentlich zum 
Umsatz bei.  
Vegleichsweise gering versichert sind Getreide und Oliven. Bei ersterem mag dies an den 
sinkenden Preisen je Doppelzentner liegen, bei Oliven am ohnehin von Jahr zu Jahr stark 
schwankenden Ertrag. Die 1995 und 1999 ebenfalls geringe Quote bei Kirschen und Aprikosen 
liegt in anderen Jahren im Durchschnitt der übrigen Obstkulturen. 1995 wurden aber einige der 
größeren Anbaugebiete aus der Versicherbarkeit ausgeschlossen.  Obst- und Gemüseanbau zeigen 
durchschnittliche Versicherungsquoten von 30 bis 40 %. Offenbar nehmen zahlreiche Landwirte 
die Versicherungen trotz Prämienbegünstigung nicht in Anspruch, weil sie darin keine Maßnahme 
zur Sicherung ihres Gewinns sehen können. Die Prämien sind ihnen trotz Subventionierung immer 
noch zu hoch.  
 
Wein
27%
Obst
22%
Getreide
28%
Tomaten
8%
Sonstige
15%
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Tabelle 19: Versicherte Erzeugung in Prozent der gesamten versicherbaren Erzeugung, 1995 und 
1999, auf Basis der Erzeugungsmengen 
 
Kultur 1995 1999 Kultur 1995 1999 
Obstbäume insgesamt 34,3 25,6 Soja, Ölsaaten 16,7 20,1 
Aprikosen 5,8 6,4 Mais 34,7 34,8 
Pflaumen 22,6 22,9 Weizen 9,7 11,6 
Pfirsiche 13,5 15,6 Gerste 6,9 9,1 
Kirschen 0,9 1,0 Reis 99,4 95,5 
Äpfel 48,6 24,4 Tomaten 55,0 55,4 
Birnen 41,0 42,2 Tabak 37,6 40,6 
Gurken, Melonen 21,8 30,1 Oliven 1,2 1,9 
Paprika 14,7 18,0 Trauben 23,1 23,0 
Quelle: Asnacodi (1996); TRACAGNI (2001). 
 
In den Jahren 1995 und 1996 stieg die Inanspruchnahme der Versicherungen gegenüber den 
Vorjahren insgesamt stark an. Dies lag zum Teil am Preisanstieg für Obst, das die im 
Landesdurchschnitt am besten versicherte Kultur ist. Gleichzeitig erreichten die Prämien im 
italienischen Durchschnitt ein historisches Minimum von 6,62 % der Versicherungssumme (im 
Vergleich 1990: 9,56 %). Bis vor kurzem waren in den begünstigten Versicherungen praktisch alle 
Kulturen versicherbar. Im Frühjahr 1997 wurde aber beschlossen, Gemüse, Weizen, Hartweizen, 
Saat- und Futtermais, Oliven, Blumenkohl und Zitrusfrüchte aus der begünstigten 
Ernteversicherung auszuschließen, außerdem alle Risiken außer Hagel. Dies wurde mit 
Etatrestriktionen begründet. Auch 1998 und 1999 wurden prämienbegünstigte Versicherungen nur 
für das Hagelrisiko angeboten; die Versicherer selbst äußerten kein Interesse an 
Mehrgefahrenversicherungen. Insgesamt sind derzeit rund 10 % der gesamten landwirtschaftlichen 
Pflanzenproduktion Italiens versichert (SCHIFF, 1999a, S. 14).  
Das folgende Schaubild zeigt die Verteilung von Versicherungssumme, Prämien und Erstattungen 
auf die verschiedenen Kulturen. Es wird deutlich, dass das Prämienaufkommen der einzelnen 
Kulturen je nach der Schadenswahrscheinlichkeit und der möglichen Höhe der Erstattungen 
unterschiedlich ist. So ist z.B. die Versicherungssumme bei Obst niedriger, das 
Nettoprämienaufkommen aber höher als bei Getreide. 
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Schaubild 13: Versicherungsergebnisse nach Kulturen, Auswahl, Durchschnitt 1988-1990 
Quelle: ASNACODI, 1996. 
Das wirtschaftliche Ergebnis einer Ertragsausfallversicherung wird unter anderem am Verhältnis 
zwischen ausgezahlten Erstattungen und den Prämieneinnahmen gemessen. Die beiden folgenden 
Tabellen zeigen dieses Verhältnis, zunächst im Detail, und dann in einem ausgewählten Jahr (1991) 
bzw. über einen längeren Zeitraum56.  
 
Tabelle 20: Prämienbegünstigte Ertragsausfallversicherung in der Landwirtschaft 
 
Jahr Versicherungs-
summe (A) 
Gesamt-
prämien (B) 
Gesamt-
erstattungen 
(C) 
Erstat-
tungsquote  
C/B (in %) 
Versiche-
rungskosten 
 B/A (in %) 
Versiche-
rungsnutzen 
C/A (in %) 
1997 5,7 Mrd DM 
(5,6 Bio Lire) 
319 Mio DM 
(313 Mrd Lire) 
353 Mio DM 
(346 Mrd Lire)  
110,41 5,64 6,23 
1998 7,4 Mrd DM  
(7,3 Bio Lire) 
403 Mio DM 
(399 Mrd Lire) 
562 Mio DM 
(556 Mrd Lire) 
139,34 5,46 7,61 
1999 7,0 Mio DM 
(7,0 Bio Lire) 
440 Mio DM 
(436 Mrd Lire) 
336 Mio DM 
(333 Mrd Lire) 
76,32 6,24 4,76 
1990
-
1999 
56,7 Mrd DM 
(56,1 Bio Lire) 
4.038 Mio DM 
(3.998 Mrd 
Lire) 
3.071 Mio DM 
(3.041 Mrd 
Lire) 
76,05 7,12 5,42 
Quelle: unter Verwendung von SCHIFF, 2000, S.13; SCHIFF, 1999b, S. 11. 
 
                                                           
56  Im Unterschied zu vorne bereits diskutierten Spanne ist hier ein Zeitraum von 20 Jahren und der 
gesamte Hagelversicherungsmarkt Grundlage der Berechnung. Ein direkter Vergleich mit S. 57  
oder S. 120 ist nicht möglich 
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Tabelle 21: Verhältnis zwischen Erstattungen und Prämien bei der Hagelversicherung, in Prozent 
 
 
 
 
1991 
 
Durchschnitt 1971 bis 1991 
 
Mais 
 
61,82 
 
78,96 
 
Reis 
 
27,82 
 
76,14 
 
Tabak 
 
37,53 
 
97,52 
 
Trauben 
 
56,19 
 
91,69 
 
Obst 
 
64,34 
 
102,58 
 
Getreide 
 
19,41 
 
88,29 
 
Oliven 
 
113,89 
 
105,022 
 
andere 
 
60,66 
 
83,78 
 
insgesamt 
 
55,84 
 
93,02 
1 Prämien = Nettoprämien, d.h. nur Risikokosten ohne Verwaltungsaufwand, Steuerumlage etc. 
2 Zeitspanne 1972-1991 
Quelle: IA, 1992, S. 15. 
Es lässt sich erkennen, dass die Verwaltungskosten- und Gewinnspanne für ein beliebiges 
Versicherungsunternehmen der Hagelbranche langfristig etwa 7 % des Prämienaufkommens 
beträgt. Zudem wird deutlich, dass einzelne Kulturen (z.B. Mais, Reis, Getreide) andere 
subventionieren, v.a. Obst und Oliven. In einzelnen Jahren kann die Abrechnung für eine einzelne 
Kultur extrem ungünstig ausfallen; erst im längerfristigen Durchschnitt nähern sich Prämien und 
Erstattungen einem Ausgleich an. 
Während die Hagelversicherung als etabliertes Versicherungsprodukt gilt, das von den Landwirten 
in großem Umfang in Anspruch genommen wird, besteht nach den Frostversicherungen nur eine 
geringe, lokal begrenzte Nachfrage. Die gegen Frost versicherte Fläche beläuft sich ingesamt nur 
auf 0,4 % der hagelversicherten Fläche. Bei der Frostversicherung ist das Verhältnis zwischen 
Erstattungen und Prämien wegen der geringen Risikostreuung ziemlich knapp. (BOUCHE, 1998, 
S. II-41). Für andere Kalamitäten, wie Windbruch und sintflutartige Regenfälle, wird erst seit 1992 
eine Versicherung angeboten. Franchisen und Selbstbehalte liegen hier wesentlich höher als bei der 
Hagelversicherung. Insgesamt geht dieses, durch die staatliche Intervention generierte 
Versicherungsangebot aber in Richtung All-Risks-Versicherung (BOUCHE, 1998, S. II-43) und 
wird in Zukunft sicher noch größere Bedeutung erlangen. 
 
3.5 Zusammenfassung 
Der Nationale Solidaritätsfonds für die Landwirtschaft zum Ausgleich der klimatisch und 
geographisch bedingten Produktionsnachteile nutzt zwei Instrumente: erstens die direkte Beihilfe in 
Form von verlorenen Zuschüssen, Sonderkrediten oder Befreiung von Gebühren und Abgaben und 
zweitens die Subventionierung der Ernteversicherungen. Außerhalb des Fonds werden 
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strukturpolitische Fördermittel und Agrarkredite indirekt zur Absicherung von Ernterisiken 
eingesetzt. 
Obwohl durchschnittlich 500 Mio DM pro Jahr an Kalamitätenhilfen ausgegeben werden, was rund 
10 % des Agrarhaushaltes entspricht (ohne EAGFL-Mittel), muss die Wirksamkeit der 
Kalamitätenhilfen kritisch beurteilt werden. Verwaltungsprobleme und Haushaltsbegrenzungen 
schränken die Unterstützung zunehmend ein. Die direkten Beihilfen treffen in der Regel erst zwei 
bis drei Jahre nach der Kalamität bei den Betrieben ein und können sie deshalb nicht vor der 
unmittelbaren Existenzkrise bewahren. Abgesehen davon erreichten die Entschädigungen in den 
letzten Jahren nie mehr als 10 % der Schadenssumme.  
In die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen zur Auszahlung von Kalamitätenhilfen sind die 
Regionen einbezogen; dies zieht eine regional unterschiedliche Interpretation des gesetzlichen 
Rahmens nach sich. Ungerechtigkeiten entstehen beispielsweise durch unterschiedliche Methoden 
bei der Feststellung von Schadenfällen. In der Folge besteht auf Seiten der Landwirte Unsicherheit 
über die Anerkennung eines Schadens und die Höhe der Auszahlung.  
Im Marktfruchtbau nivellieren die EU-Flächenprämien die Effekte der Beihilfen, weil sie bei der 
Ermittlung der Schadensschwellen angerechnet werden. Auch die Subventionierung der 
Ernteversicherung zielt eher auf eine Stützung der Obst- und Gemüsebaubetriebe. Insgesamt 
wirken sich die Kalamitätenhilfen durch die Verringerung der Einkommensvarianz im 
Katastrophenbereich und die besondere Berücksichtigung von Familienbetrieben eher struktur-
konservierend aus.  
Insgesamt fließen mehr Fondsmittel in die direkten Beihilfen als in den Prämienzuschuss. Obwohl 
Ernteversicherungen als vergleichsweise effektives Mittel zur Einkommensstabilisierung 
angesehen werden, sind im Durchschnitt nur 30 % der Landwirte versichert, die meisten von ihnen 
in Norditalien. Einige Regionen sind aktuariell nicht solide und weisen vergleichsweise ungünstige 
Prämien-Erstattungsquoten auf. Dies deutet auf eine adverse Selektion hin, die die Versicherung 
tendenziell verteuert.  
Die geringe Partizipation wird damit erklärt, dass die Leistungsfähigkeit der Betriebe zur 
Finanzierung des auf sie entfallenden Prämienanteils (rund 50 % bis 60 % der Gesamtprämie) nicht 
ausreicht, oder aber die Vorteile einer Versicherung nicht verstanden werden. Der Prämienzuschuss 
zur Ernteversicherung nimmt von Jahr zu Jahr ab. Die Höhe der insgesamt zur Verfügung 
stehenden Mittel wird erst im Winter / Frühjahr bestimmt; zu welchen Kulturen, in welchen Zonen 
und gegen welche Kalamitäten er gewährt wird, wird dadurch vergleichsweise kurzfristig 
festgelegt. Für die Landwirte bedeutet das Unsicherheit in Bezug auf alle wesentlichen Kriterien 
für die Entscheidung.  
Die Beteiligung von Konsortien sowohl auf Seiten der Versicherten als auch auf Seiten der 
Versicherungsgesellschaften wurde ursprünglich zur Transaktionskostensenkung eingeführt. Es ist 
fraglich, ob sie diesen Zweck heute erfüllen; trotzdem hat sich für die Versicherungsverträge noch 
kein freier Markt in größerem Umfang entwickelt. 
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4 Beobachtung betrieblicher Entscheidungsprozesse  
 
Die Kenntnis der Rechtslage, der Verwaltungsvorschriften und der organisatorischen Struktur des 
Systems der Kalamitätenhilfen soll nun durch eine Betrachtung seiner Auswirkungen auf der 
betrieblichen Ebene ergänzt werden, um zu einer realistischen Einschätzung der Bedeutung von 
Beihilfen und Versicherungszuschüssen sowie des betrieblichen Risikomanagements zu kommen. 
In der wissenschaftlichen Literatur und in den Unterlagen der Versicherungsunternehmen und der 
Konsortien fehlen mikroökonomische Daten zu dem vorliegenden Thema. Eigene empirische 
Untersuchungen waren deshalb notwendig. Dazu wurde die Methode der Befragung gewählt, die 
vor allem Informationen über subjektive Einschätzungen und Interpretationen zu liefern in der 
Lage ist57. 
 
4.1  Konzeption der Befragung 
 
4.1.1 Konzeption des Fragebogens 
Der Fragebogen58 wurde für eine persönliche Befragung in Face-to-Face Interviews59 konzipiert. Er 
ist vollständig strukturiert und besteht aus 34, meist geschlossenen Fragen. Die Befragung wurde 
als Querschnittserhebung entworfen, d.h. die Daten wurden bei allen Befragten einmalig erhoben. 
Einige Retrospektivfragen, wie z.B. zu den Schadensereignissen der letzten zehn Jahre, ergaben 
auch Längsschnittdaten. Allerdings stößt die Methode der Befragung hier an Grenzen, denn exakte 
Daten sind auf diese Weise kaum zu gewinnen. Da nur in wenigen Betrieben Aufzeichnungen 
darüber vorliegen bzw. für die Befragung herangezogen wurden, werden die gewonnenen Ausagen 
umso unzuverlässiger, je weiter die Angaben in die Vergangenheit zurückgehen.  
Das Ziel der Befragung ist in erster Linie die Exploration der Wirklichkeit des Kalamitätenhilfen- 
bzw. Ernteversicherungssystems und des betrieblichen Risikomanagements. Die Befragung dient 
als Instrument der Kontrolle, um die Übereinstimmung zwischen den geschriebenen Normen und 
ihrer Durchführung in der Praxis zu überprüfen. So konnte der Zweifel, ob die per Gesetz 
bereitgestellten Mittel tatsächlich zur Auszahlung kommen, ausgeräumt werden. Aufgrund der 
teilweise intransparenten Verwendung öffentlicher Mittel60 stand dies zunächst in Frage. 
Die Befragung der Landwirte liefert die Grundlage für eine Theorie des Entscheidungsverhaltens 
im Umfeld von Kalamitätensituationen. Dazu war es wichtig, von den befragten Landwirten 
Angaben zu realistischen Entscheidungssituationen im Risikomanagement zu erhalten. Die 
                                                           
57  FRIEDRICHS, 198014, S. 208. 
58 Siehe Anhang 5. 
59 Vgl. DIEKMANN,19962, S. 373 ff. 
60  Vgl. FROMM, 2000, S. 15. 
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Antworten auf diese Fragen fielen sehr unterschiedlich aus; ihre subjektive Färbung schließt aber 
nicht aus, dass sich Klassifizierungskriterien zur Ordnung der Antworten finden lassen. 
4.1.2  Durchführung der Befragung 
Aus den knapp 150 Adressen von landwirtschaftlichen UnternehmerInnen, die der Autorin zur 
Verfügung standen, gingen 89 auswertbare Fragebögen hervor61. Die Befragungen fanden in vier 
Abschnitten im Zeitraum zwischen November 1997 und November 1998, jeweils außerhalb der 
arbeitsintensiven Sommermonate, statt. Jedes Gespräch dauerte etwa eine Stunde. In rund einem 
Viertel der Fälle schloss sich eine Betriebs- oder Felderbesichtigung an. Jeder Betriebsleiter wurde 
einmal befragt. Die Befragung fand in allen Fällen auf dem Betrieb und in italienischer Sprache, 
die sich am Sprachgebrauch und nicht an agrarökonomischer Terminologie orientierte, statt. So 
erklärt sich die hohe Kooperationsbereitschaft der Befragten und ihre vergleichsweise große 
Aufrichtigkeit, wie durch Rückfragen und Inaugenscheinnahme der betrieblichen Bedingungen 
bestätigt wurde. Damit wurden die drei Grundbedingungen erfüllt, die DIEKMANN (1996², S. 
377) für die Anwendbarkeit des Interviews als Methode empirischer Sozialforschung aufzählt: 
Kooperation der Befragten, Norm der Aufrichtigkeit und gemeinsame Sprache zwischen 
Interviewer und befragter Person. Bei der Auswertung der Fragebögen zeigte sich, dass die 
Anzahl der unbeantworteten oder nicht verstandenen Fragen gering war und nur wenige Missing 
Values eingetragen werden mussten.  
Auch die intensive Vorbereitung der Befragung mit Expertengesprächen62 trug zur Vollständigkeit 
des Fragebogens und zu seiner guten Akzeptanz durch die Landwirte bei. Ein Pretest wurde mit 
vier Befragungen in der Region Trentino der eigentlichen Befragung vorgeschaltet und die daraus 
gewonnenen Erkenntnisse eingearbeitet. Trotzdem stellte sich im Lauf der Interviews das heraus, 
was BURDA und WYPLOSZ (1993, S.16) wie folgt umschreiben: Data correspond to sometimes 
elusive concepts. Einerseits fordert die Methode der Befragung mit ihren inhaltlichen und 
zeitlichen Begrenzungen, dass aus der Fülle der in Frage kommenden Aspekte eines Themas 
diejenigen ausgewählt werden, die im Vorfeld zum Test der aufgestellten Hypothesen geeignet 
erscheinen. Auch bei der hier vorgelegten empirischen Untersuchung hätte eine Reihe weiterer 
ökonomischer, politischer und sozialer Fragestellungen aufgenommen werden können, um eine 
noch umfassendere Antwort zu erhalten. Bei der Auswahl der Inhalte der Befragung stand statt 
dessen das Interesse an der praktischen Lösung landwirtschaftlicher Entscheidungsprobleme, 
welche durch Witterungsunbilden verursacht werden und die betriebliche Existenz bedrohen 
können, im Vordergrund.  
Andererseits ist es grundsätzlich schwierig, die Antworten der Befragten als Datum zu nehmen, 
sobald weiche Informationen, wie zum Beispiel zu Zukunftserwartungen oder Risikobereitschaft, 
                                                           
61  Dies ist eine mit anderen Untersuchungen zum Thema vergleichbare Größenordnung, z.B. WILSON 
et al., 1988, S. 546; WILLOCK et al., 1999, S. 290; HUIRNE et al., 1997, S. 1; POOLE, 2000, 
S. 216. 
62  U.a. ASNACODI, Consorzio di Difesa Verona, Consorzio di Difesa Lecce, Consorzio di Difesa 
Bari, Regionalverwaltung Trento, Provinzialverwaltung Asti, CIA, Coldiretti, FATA, ANIA, INEA, 
Universität Trento, Consorzio di Difesa Bologna; siehe Anhang zum Literaturverzeichnis. 
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oder Betriebsgeheimnisse betroffen sind. Es spielen hier sowohl die Aussagebereitschaft als auch 
die Motivation der Befragten eine Rolle. In der Interviewsituation gibt es für sie gewisse Gründe, 
nicht vollständig oder aufrichtig zu antworten, und statt dessen Informationen zurückzuhalten, zu 
über- oder zu untertreiben oder die Tatsachen zu verdrehen, um sich selbst in günstigerem Licht zu 
zeigen. Die Befragung musste deshalb auf einige Fragen verzichten, auf die mit großer 
Wahrscheinlichkeit keine brauchbaren Antworten zu erwarten gewesen wären, wie z.B. nach der 
exakten Höhe des Gewinns, einer lückenlosen Aufzählung aller erhaltenen Beihilfen oder nach der 
Person, die im Betrieb tatsächlich die Entscheidungen trifft, und die nicht unbedingt mit dem 
Betriebsleiter identisch sein muss.  
Grundsätzlich ist eine Befragung vor dem Hintergrund des Ansatzes der beschränkten Rationalität, 
wie sie in der vorliegenden Arbeit als Grundannahme verwendet wird63, besonders problematisch. 
Solange nicht experimentell oder wahrnehmungspsychologisch vorgegangen wird, ist es kaum 
möglich, die Erhebung mit geeigneten Indikatoren für die beschränkte Rationalität der Entscheider 
und den entsprechenden Auswirkungen auf das Verhalten zu instrumentieren. Auch können die 
Fähigkeiten des Individuums nicht unbedingt sein Verhalten erklären. Die Befragung ist also ein 
Hilfsmittel, das zwar einen gewissen Erkenntnisgewinn verspricht, aber in theoretischer Hinsicht 
unter deutlichen Defiziten leidet. 
4.1.3  Stichprobenauswahl 
 
Die Auswahl der Stichprobe wurde durch zwei Entscheidungen beeinflusst: die Regionenauswahl 
und die Partnerauswahl. Unter den insgesamt 20 italienischen Regionen wurden vier ausgesucht, 
die für die übrigen repräsentativ erscheinen: Trentino, Piemont, Emilia-Romagna und Apulien. 
Während im Trentino hauptsächlich spezialisierter Obstbau betrieben wird, weisen die übrigen 
Regionen eine eher gemischte Struktur auf. Die piemontesische Landwirtschaft konzentriert sich in 
vielen Zonen auf den Weinbau, in der Emilia-Romagna herrscht der Obstbau in gemischten 
Betrieben vor, während in Apulien Zitrusfrüchte, Oliven, Tafeltrauben und Getreide erzeugt 
werden. Der Gewichtung im gesamten italienischen Agrarsektor entsprechend ist die Zahl der 
viehhaltenden Betriebe in der Befragung gering. Die vier Regionen stehen für verschiedene Typen 
von Kalamitäten: In Trentino sind es vor allem die Fröste während der Blüte, die 
Versicherungsschäden hervorrufen. In Piemont erleben die Betriebe in den Tallagen des Po 
Überschwemmungen, in anderen Gebieten Hagel und Trockenheit. In der Emilia-Romagna, 
klimatisch eine ausgesprochene Gunstlage Italiens, müssen die Betriebe trotzdem mit regelmäßigen 
Ernteeinbußen durch Hagelschlag rechnen. Selbst in Apulien kosten Fröste und Hagel in vielen 
Jahren einen Teil der Ernte. Auch Trockenheit macht den Betrieben zu schaffen. 
Die Auswahl der Kooperationspartner fand erst im Anschluss an die Auswahl der Regionen statt. 
In Piemont, Trentino und der Emilia-Romagna stammen die Adressen der Befragten von den 
Landwirtschaftsverwaltungen der Regionen, in Apulien und der Emilia-Romagna auch von den für 
jeweils eine Provinz zuständigen Versicherungskonsortien. Die Auswahl der Adressen wurde von 
                                                           
63  Siehe Kap. 6, 7 und 8. 
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den Partnern selbständig vorgenommen. Dadurch fand eine von der Autorin nicht beeinflussbare 
Präselektion statt, die zum Bias der Stichprobe beiträgt. Die vorgegebene Definition für die 
verschiedenen landwirtschaftlichen Zonen der Region typische Betriebe, die sich einer Befragung 
zur Verfügung stellen würden wurde dahingehend interpretiert, dass kaum Nebenerwerbsbetriebe 
genannt wurden, überdurchschnittlich viele der subjektiv als erfolgreicher empfundenen Betriebe 
angefragt wurden und zu wenig viehhaltende Betriebe genannt wurden, weil die Partner 
landwirtschaftliche Zonen als klimatisch und pedologisch für bestimmte Ackerfrüchte oder 
Sonderkulturen geeignete Naturräume verstanden.  
In der Konsequenz enthält die Stichprobe zu viele Versicherte im Vergleich zur durchschnittlichen 
Versicherungsquote, die in ganz Italien bei rund 30 % liegt. Sie enthält außerdem zu viele durch 
Kalamitäten geschädigte Betriebe. Bei der Auswahl spielte eine Rolle, dass die Betriebe tatsächlich 
schon Kalamitäten erlitten haben. Die Grundgesamtheit ist deshalb nicht die Menge aller 
italienischen Pflanzenbaubetriebe, sondern die Menge der kalamitäten- und/oder 
versicherungserfahrenen  Pflanzenbaubetriebe, was aber in Einklang mit der Intention der 
Untersuchung steht. Einige Partner haben die Stichprobenauswahl geclustert: in der 
Emilia-Romagna und in Trentino konzentrieren sich deshalb die Elemente der Stichprobe auf 
wenige Gemeinden bzw. Täler.  
Trotz der methodischen Mängel bei der Auswahl der Stichprobe zeigt sich, dass die Stichprobe im 
ganzen ex post als befriedigend repräsentativ angesehen werden kann. Die zahlreichen kleinen und 
kleinsten Nebenerwerbsbetriebe mit meist weniger als 1 ha Betriebsfläche, die vermutlich 
mittlerweile mehr als die Hälfte der 2,5 Millionen Betriebe ausmachen, tragen weder nennenswerte 
Anteile zum Bruttosozialprodukt des Agrarsektors bei noch spielen sie als agrarpolitische Klientel 
eine Rolle. Die viehhaltenden Betriebe haben zu den Erkenntnissen über das System der 
Kalamitätenhilfen wenig beizutragen, weil Futterpflanzen in der Regel nicht zu den 
kalamitätengefährdeten oder  versicherungsfähigen Kulturen zählen. Schließlich ist der Effekt, dass 
erfolgreichere Betriebsleiter eher bereit sind, betriebliche und persönliche Auskünfte zu geben als 
weniger erfolgreiche, bei jeder Befragung zu vergegenwärtigen, die auf die Aussage- und 
Kooperationsbereitschaft der Befragten angewiesen ist. 
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4.2  Beschreibung der Stichprobe 
 
4.2.1  Der Betrieb 
 
Die wichtigste Betriebsform innerhalb der Stichprobe sind Familienbetriebe, die mit 
Familienarbeitskräften auf eigenem Land oder auch auf gepachtetem Land wirtschaften. Wenige 
Betriebe werden als Gesellschaft bürgerlichen Rechts geführt. Einige Betriebsleiter bewirtschaften 
den Betrieb ausschließlich mit Lohnarbeitskräften (darunter ist ein Großbetrieb) und drei Betriebe 
sind genossenschaftlich organisiert.  
 
Schaubild 14: Betriebsformen in der Stichprobe 
(n = 89) 
 
 
 
Die Betriebe sind im Schnitt 33,9 ha groß, wenn man die vier Großbetriebe (davon drei 
Genossenschaften) der Stichprobe hinzunimmt, sogar 77,8 ha. Der kleinste Betrieb in der 
Stichprobe ist nur 1 ha groß, der größte 1.500 ha. Die Verteilung der Betriebsflächen weist eine 
hohe Standardabweichung von 231 auf und ist deutlich linksschief. Der Median der Verteilung 
liegt bei 15 ha, der Modus bei 3 ha.  
Nur 5,3 ha oder 16 % der Betriebsflächen sind im Durchschnitt Pachtflächen, da das italienische 
Pachtrecht durch Beschränkung der Zupachtmöglichkeiten die Bodenmobilität stark einschränkt. 
Über die Hälfte aller Befragten haben keinerlei Flächen zugepachtet. Da die Genossenschaften 
teilweise Land ihrer Mitglieder pachten, liegt der Umfang des Pachtlandes bei Berücksichtigung 
der Großbetriebe bei 26,9 ha oder 35 %. 
3 andere Formen
62 Familienbetriebe
6 Personenges.
8 Lohnbetriebe
3 Genossenschaften
7 Familienpachtbetriebe
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Für die Betriebe in der untersuchten Stichprobe ergeben sich die folgenden Mittelwerte. 
Tabelle 22: Mittelwerte der Stichprobe 
 
Variable Durchschnitt aller 
Betriebe 
Durchschnitt aller Betriebe 
ohne Großbetriebe 
Alter des Betriebsleiters 48,6 Jahre  
Familiengröße 4,1 Personen  
Dauer der Betriebsführung 20,6 Jahre  
Erwartete Betriebsweiterführung 12,0 Jahre  
Betriebsgröße 77,8 ha 33,9 ha 
Pachtfläche 26,9 ha 5,3 ha 
Anteil der Beregnungsfläche 76 % 76,4 % 
AK / Betrieb 4,5 2,0 
Fremd AK / Betrieb 10,8 3,2 
Umsatz 349.600 DM (346,1 Mio Lire) 226.500 DM (224,3 Mio Lire) 
Höhe der empfangenen  
Kalamitätenhilfe (je Kalamität) 
102.500 DM (101,5 Mio Lire) 1 - 
Umsatz /ha 4.444 DM (4,4 Mio Lire) 6.666 DM (6,6 Mio Lire) 
Kalamitätenhilfe /ha 1.313 DM (1,3 Mio Lire) 1  
1 Nur 69 Betriebe haben hierzu detaillierte Angaben gemacht, 35 davon haben im fraglichen 
Zehnjahreszeitraum keine Beihilfen erhalten. 
  
 
Tabelle 23: Struktur der Betriebe, nach Betriebsgrößenklassen  
(n = 89) 
Klasse  Häufigkeit Kumulierte Häufigkeit  
1 bis 3 ha 11 11 
2 3-5 ha 11 22 
3 6-10 ha 12 34 
4 11-20 ha 18 52 
5 21-50 ha 18 70 
6 51-100 ha 9 79 
7 101-200 ha 3 82 
8 201-500 ha 4 86 
9 501-1000 ha 1 87 
10 mehr als 1000 ha 2 100,0 
Insgesamt  89  
 
22 der 89 befragten Betriebe umfassen nur 5 ha Fläche oder sogar weniger. Bei diesen Betrieben 
handelt es sich ausschließlich um spezialisierte Obst- und Weinbaubetriebe. Über die Hälfte der 
befragten Betriebe sind Obsterzeuger; die meisten bewirtschaften Apfel-, Pfirsich- oder 
Zitrusplantagen. Sieben produzieren Tafeltrauben. 17 Betriebe betreiben Weinbau, aber nur sechs 
sind reine Weinbaubetriebe. Von den elf Betrieben, die Gemüse anbauen, ist nur einer als 
spezialisierter Gemüsebaubetrieb zu bezeichnen. 17 Betriebe haben Ackerflächen, drei davon 
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erzeugen ausschließlich Getreide, Hülsenfrüchte, Rüben und Kartoffeln. 10 Betriebe bewirtschaften 
Sonderkulturflächen, d.h. Zierpflanzen, Oliven und Baumschulgewächse. Rund 76 % der 
Betriebsflächen sind bewässert, beregnet oder beregnungsfähig, d.h. es gibt entsprechende 
Installationen und die notwendige Wasserversorgung. In neun Betrieben wird in irgendeiner Form 
Vieh gehalten, dabei handelt es sich in acht Fällen um Rinder.  
 
 
Tabelle 24: Produktionszweige der befragten Betriebe 
 
Produktionszweig Anzahl der Betriebe 
Ackerbau 17 
Obstbau 41 
Gemüsebau 5 
Weinbau 9 
Sonderkulturen 6 
Vieh 11 
Insgesamt 89 
 
 
Die Anzahl der Arbeitskräfte liegt bei 4,5 AK je Betrieb, 2,0 AK ohne Großbetriebe. In den 
meisten Betrieben arbeiten der Betriebsleiter und ein weiteres Familienmitglied als volle 
Arbeitskräfte mit. 50 Betriebe beschäftigen ausschließlich Saisonarbeitskräfte und wirtschaften 
sonst mit Familienangehörigen. Nur 17 Betriebe beschäftigen überhaupt keine Lohnarbeitskräfte. 
Inklusive der saisonalen Fremdarbeitskräfte werden im Durchschnitt aller Betriebe 10,8 
Arbeitskräfte beschäftigt, ohne die Großbetriebe 3,2 Fremdarbeitskräfte. Diese Zahl enthält keine 
Information über die von Fremdarbeitskräften geleisteten Arbeitsstunden, da die 
Beschäftigungszeit z.B. bei ErntehelferInnen stark schwankt.  
Nur ein Drittel der Betriebe ist in keiner Form genossenschaftlich organisiert. Die meisten der 
organisierten Betriebe sind Mitglied einer Absatzgenossenschaft, besonders im Obstbau. Zwei 
Drittel vopn ihnen sind, entweder selbst oder über ihre Genossenschaft, Mitglied einer 
Erzeugervereinigung, ebenfalls vor allem im Obst-, Gemüse- oder Weinsektor64. Eine 
Weiterverarbeitung der Erzeugnisse findet meist erst in der Genossenschaft oder 
Erzeugervereinigung statt. 18 Befragte führen wenigstens eine Phase der Weiterverarbeitung, also 
z.B. Käsung, Keltern oder Konfektionieren, im Betrieb durch. 
 
                                                           
64  Dass die Genossenschaft selbst auf mehr oder weniger indirekte Weise eine Versicherung gegen 
Ruin und Existenzverlust ist, erarbeitet KIMBALL (1988, S. 224 ff.) in seinem Aufsatz Farmers 
Cooperatives as Behavior Toward Risk.  
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4.2.2  Der Betriebsleiter 
 
Im Durchschnitt der Stichprobe sind die Befragten 48,6 Jahre alt. Sie sind verheiratet und leben in 
Familien mit einer Größe von im Mittel 4,1 Personen. Sie leiten den Betrieb seit knapp 21 Jahren, 
haben ihn also mit 28 Jahren übernommen. Die größte Altersklasse ist die der 50- bis 60-Jährigen. 
Nur sechs der 89 Befragten sind jünger als 30 Jahre. 60 % der Befragten, darunter auch über 65 
Jahre alte Landwirte, erklären, sie wüssten nicht, wann sie den Betrieb einem Nachfolger 
übergeben würden. Dabei ist unerheblich, ob ein Sohn, eine Tochter oder andere Nachfolger schon 
im Betrieb mitarbeiten. Diejenigen Befragten, die bereits eine Frist gesetzt haben, geben im 
Durchschnitt an, noch 12 Jahre weiterarbeiten zu wollen, also bis zum 61. Lebensjahr. Der Modus 
dieser Verteilung liegt bei 5 Jahren. Etwas weniger als ein Drittel der Betriebe ist ohne Nachfolger. 
In knapp zwei Drittel der Fälle wird der Betrieb an einen Familienangehörigen übergehen. In den 
anderen Betrieben übernimmt der jetzige Partner oder ein Nachbar das Geschäft, bzw. in den 
Genossenschaften geht die Geschäftsführung wiederum an eine bezahlte Kraft über.  
Die größte Gruppe der Befragten (28 Befragte) hat zwölf Jahre die Schule besucht und mit dem 
Abitur abgeschlossen. Eine landwirtschaftliche Lehre gibt es in Italien nicht. Immerhin 17 Befragte 
haben eine Hoch- oder Fachschulausbildung hinter sich, z.B. als Techniker oder Agronom. Ebenso 
viele, besonders ältere Betriebsleiter,  haben nur die Grundschule absolviert. 
Etwas mehr als die Hälfte der befragten Betriebsleiter gehören dem größten italienischen 
Bauernverband Coldiretti an, der die kleinen und mittleren Familienbetriebe vertritt. 15 sind 
Mitglied beim eher wirtschaftsliberalen Verband Confagricoltura und 11 beim politisch links 
anzusiedelnden Bauernverband CIA. Nur wenige gehören keinem Bauernverband an. 
 
4.2.3 Die Risikoeinstellung des Betriebsleiters 
 
Die Risikoeinstellung des Betriebsleiters wird in der vorliegenden Untersuchung in Form einer 
Selbsteinschätzung erfasst65. Im Rahmen der Frage 32 werden die Betriebsleiter aufgefordert, ihr 
Risikoprofil zu beschreiben; dazu stehen die Kategorien Risikofreudigkeit, 
Entscheidungsfreudigkeit und Rationalität / Emotionalität zur Verfügung. Die Antworten 
werden zusammengefasst und in eine Skala von -3 bis +3 übertragen66. Demnach schätzen sich drei 
Viertel der Befragten als risikoscheu ein, ein Fünftel als risikofreudig und eine kleine Minderheit 
als risikoneutral. Dass es eine kleine Zahl von Landwirten gibt, die sich als risikofreudig 
positionieren, bestätigen auch andere Untersuchungen, z.B. KENNEDY (1979, S. 173).  
                                                           
65  Dass dies ein zulässiges Verfahren ist, belegt THOMAS (1987), der die Fähigkeit zu einer 
experimentell nachvollziehbaren Selbsteinschätzung empirisch nachgewiesen hat. Allerdings besteht 
eine solche Selbsteinschätzung in erster Linie aus einer Selbtspositionierung relativ zu anderen 
Betriebsleitern, die als Referenz herangezogen werden. 
66  Vgl. KRAYL et al., 1990, S. 180. 
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Schaubild 15: Risikoeinstellung der Betriebsleiter 
(n=89) 
 
 
Die Situation des lokalen oder regionalen Arbeitsmarktes bestimmt die Erwerbsalternativen 
außerhalb der Landwirtschaft, auf welche die Betriebsleiter beispielsweise im Fall eines Konkurses 
oder der Betriebsaufgabe im Generationenwechsel angewiesen sein könnten. Dadurch wird das 
Risikoverhalten der Landwirte beeinflusst. Der Arbeitsmarkt bestimmt auch die Schattenpreise für 
die im Betrieb eingesetzten Arbeitskräfte und damit teilweise den finanziellen Spielraum. 60 % der 
Befragten sehen die Möglichkeiten, außerhalb des Betriebes Arbeit zu finden, als gering an. Je 
schlechter ein Betriebsleiter die alternativen Erwerbsmöglichkeiten einschätzt, umso risikoscheuer 
zeigt er sich und je besser er sie einschätzt, umso risikofreudiger ist er. Die Korrelation zwischen 
den Variablen Risikoeinstellung / Entscheidungsverhalten und Einschätzung der 
Erwerbsalternativen ist positiv und beträgt 0,319.  
Die Zukunftseinstellung der Befragten als Maß für ihren Optimismus oder Pessimismus wird mit 
der Frage 5 erfasst. Dabei wird eine zustimmende Antwort bei den Variablen 8, 10 und 13 als Indiz 
für eine optimistische Einstellung gewertet, eine zustimmende Antwort bei den Variablen 9, 11 und 
12 dagegen als Indiz für eine pessimistische Einstellung. Die Antworten werden summiert, um die 
Ergebnisse zu stabilisieren. Schließlich ergibt sich die im folgenden Schaubild dargestellte 
Verteilung. Die meisten Befragten äußern sich demnach in leicht pessimistischer Weise (-2). Der 
Median der Verteilung liegt zwischen -2 und -1. 13 % der Befragten sind im neutralen Bereich 
anzusiedeln. Etwas mehr als ein Drittel können als Optimisten bezeichnet werden.  
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Schaubild 16: Zukunftseinstellung der Betriebsleiter 
(n = 7867) 
 
 
 
4.3 Kalamitäten und Kalamitätenhilfen 
4.3.1 Die Auszahlung von Kalamitätenhilfen 
 
Etwas mehr als die Hälfte der Befragten geben an, in den letzten zehn Jahren Kalamitätenhilfen 
erhalten zu haben. Im Durchschnitt aller befragten Betriebe belaufen sich für diesen Zeitraum 
verlorener Zuschuss und Zinszuschuss zusammen auf 102.515 DM (101,5 Mio Lire) je Betrieb. 
Berücksichtigt man nur die Betriebe, die tatsächlich eine Beihilfe empfangen haben, steigt die 
Summe je Betrieb sogar auf 380.164 DM (376,4 Mio Lire) je Betrieb und Auszahlungsgelegenheit. 
Umgerechnet auf die Fläche beläuft sich die ausgezahlte Hilfe auf 1.313 DM (1,3 Mio Lire) je 
Hektar im Durchschnitt aller befragten Betriebe bzw. 4.848 DM (4,8 Mio Lire) je Hektar unter den 
Beihilfeempfängern inklusive Genossenschaften. 
 
Tabelle 25: Absolute Häufigkeit der Auszahlung von Kalamitätenbeihilfen 
In den letzten 10 Jahren Anzahl 
Nie 35 
Einmal 22 
Zweimal 11 
Mehr als zweimal 20 
Keine Antwort 1 
Insgesamt 89 
Von den 53 Befragten, die wenigstens einmal in den zehn berücksichtigten Jahren 
Kalamitätenhilfen bekommen haben, geben 36 an, diese in Form verlorener Zuschüsse erhalten zu 
0
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haben. Deutlich weniger, nämlich 25 Befragte, haben Zinszuschüsse erhalten, und etwa dieselbe 
Anzahl, 24 Befragte, gibt an, in den Genuss von Sonderkrediten gekommen zu sein. 17 Befragten 
wurde in den letzten zehn Jahren eine Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen gewährt68. Die 
übrigen Formen der Kalamitätenhilfe, nämlich Steuererleichterungen und Steuerstundungen, 
werden von sechs bzw. vier Befragten genannt. Sie sind damit entweder als wesentlich seltener 
anzusehen oder werden von den Betriebsleitern nicht als Kalamitätenhilfe identifiziert bzw. in der 
Befragungssituation erinnert. 
 
4.3.2  Die Verbreitung von Ernteversicherungen 
 
68 Befragte, als mehr als drei Viertel, haben eine Hagel- oder Mehrgefahrenversicherung 
abgeschlossen. 20 Befragte haben keine solche Versicherung abgeschlossen, davon hat ein 
Befragter zwar keine Hagel-, aber eine Frostversicherung erworben. 63 Befragte sind aktuell 
Mitglied in einem Versichertenkonsortium. Das lässt darauf schließen, dass mindestens 5 Befragte 
ihre Versicherung unabhängig von einem Konsortium abgeschlossen haben und keine 
Prämienzuschüsse in Anspruch nehmen oder in Anspruch nehmen können, z.B. weil Standort oder 
Kulturen nicht unter die prämienbegünstigt versicherungsfähigen Produkte und Standorte fallen. 
 
 
4.4 Entscheidungsaufgaben 
Betriebliche Entscheidungen werden im folgenden unterschieden in Anbauplanungs-
entscheidungen, Investitionsentscheidungen und Risikomanagemententscheidungen im engeren 
Sinne, d.h. hier die Handhabung des Ertragsrisikos. Darunter fallen die Entscheidung, sich zu 
versichern oder nicht, und / oder die Entscheidung, Vorbeugemaßnahmen gegen 
Witterungsschäden zu ergreifen. Andere Risiko-managementinstrumente werden nicht betrachtet, 
weil sich die Betrachtung auf Ertragsrisiken konzentriert und andere Risikomanagement-
instrumente von den Landwirten kaum oder nicht genutzt werden.  
4.4.1 Anbauplanungsentscheidungen 
Die wichtigste Entscheidung in der Anbauplanung betrifft das Spektrum der Produkte, die erzeugt 
werden sollen. Die Anbauplanung unterliegt von Zeit zu Zeit erzwungenen oder freiwilligen 
Veränderungen; diese werden zum Beispiel durch modifizierte Beihilfenbestimmungen ausgelöst, 
indem die Betriebsleiter versuchen, den staatlichen Transfer weiterhin zu maximieren. In Frage 22 
wird versucht, herauszugfinden, welche Stabilität das Produktionsspektrums bezüglich der 
staatlichen Bezuschussung der Ernteversicherung besitzt. Die Befragten erklären, ob und welche 
                                                                                                                                                                                
67  Abweichungen von der Gesamtzahl der Befragten, 89, ergeben sich hier und bei den folgenden 
Tabellen durch Missing Values bzw. durch nicht mögliche Fragenkombinationen.  
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Kulturen sie gegebenenfalls aus dem Programm nehmen würden, wenn die Bezuschussung der 
Versicherungsprämie für diese Kultur entfiele.  
Tabelle 26: Anbauspektrum der befragten Betriebe 
(Mehrfachnennungen möglich, n = 89) 
 
Kultur absolute Häufigkeit 
Obstbäume 52 
Wein 23 
Getreide 22 
Oliven 15 
Feldgemüse 10 
Zuckerrüben 10 
Tafeltrauben 7 
Tomaten 5 
Mais 5 
Gewächshausgemüse 4 
Andere Sonderkulturen (z.B. 
Arzneipflanzen und Gewürze) 4 
Sonnenblumen 3 
Zitrusfrüchte 3 
Futterpflanzen 3 
Blumen und Zierpflanzen 2 
Feldobstkulturen (z.B. Erdbeeren) 2 
Raps und Soja 2 
Baumschulgewächse 1 
 
Tabelle 27: Stabilität der Anbauplanung 
(n = 68) 
 
Diese Kultur würde entfallen: Befragte 
keine Änderung 47 
Obst 15 
Gemüse 3 
mehrere Kulturen 2 
Getreide 1 
Wein 0 
Sonderkulturen 0 
 
Die Mehrheit der Betriebe ist das Produktionsprogramm stabil. Eine Änderung der 
Rahmenbedingungen der Ernteversicherung würde keine Anpassung hervorrufen. Das bedeutet 
nicht, dass grundsätzlich kein Anpassungsbedarf besteht. Wie bei Wein und einigen 
Sonderkulturen, z.B. Oliven, besteht u.U. keine Möglichkeit, die Flächen anders zu nutzen. Bei 
Getreide scheint die Prämienhöhe auch ohne Zuschuss für die Betriebe tragbar zu sein. Bei Obst 
                                                                                                                                                                                
68  Mehrfachnennungen möglich. 
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und Gemüse erstrecken sich die Austauschbemühungen auf den Ersatz von einer Obstart durch eine 
andere, z.B. Kirschen durch Pfirsiche oder Birnen durch Äpfel. Die Stabilität der Anbauplanung 
lässt sich teilweise durch das Risikoverhalten des Betriebsleiters erklären. Eine 
Kontingenztabellierung ergibt, dass risikofreudige und risikoneutrale Betriebsleiter eher geneigt 
sind, ihr Produktionsprogramm den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen als risikoscheue 
Betriebsleiter. Der Chi-Quadrat-Test für diese Kontingenztabellenanalyse ist valide, der 
Koeffizient positiv69.  
 
Tabelle 28: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp des Betriebsleiters und 
Stabilität des Produktionsprogramms 
 
Risikoverhalten risikoscheu risikoneutral oder 
-freudig 
Insgesamt 
keine Änderung durchführen 33 
75 % 
72 % 
11 
25 % 
28 % 
44 
100 % 
69 % 
Produktionsprogramm anpassen 13 
65 % 
28 % 
7 
35 % 
39 % 
20 
100 % 
31 % 
Insgesamt 46 
72 % 
100 % 
18 
28 % 
100 % 
64 
 
 
4.4.2  Investitionsentscheidungen 
In den Fragen 26 und 27 werden die Teilnehmer der Befragung aufgefordert, sich zu den in den 
zehn Vorjahren getroffenen Investitionsentscheidungen und der entsprechenden Finanzierung zu 
äußern. 13 Befragte erklären, in diesem Zeitraum ausschließlich Ersatzinvestitionen getroffen zu 
haben, zum Beispiel abgeschriebene Landmaschinen ausgetauscht zu haben oder Obstanlagen bzw. 
-bäume turnusmäßig erneuert zu haben. Ein Fünftel der Befragten gibt an, ausschließlich 
Erweiterungsinvestitionen realisiert zu haben oder zugunsten von Erweiterungs- auf 
Ersatzinvestitionen verzichtet zu haben. Unter Erweiterungsinvestitionen fällt in diesem 
Zusammenhang der Bau neuer Anlagen und Gebäude und besonders der Kauf von Land. Etwas 
mehr als ein Drittel der Befragten haben sowohl Ersatz- als auch Erweiterungsinvestitionen 
getätigt.  
Ein Viertel der Befragten schließlich verneint, in den letzten zehn Jahren Investitionen irgendeiner 
Art getätigt zu haben. Von denjenigen Befragten, die entweder gar nicht investiert oder keine 
Ersatzinvestitionen getätigt haben, sind vergleichsweise viele ohne einen Hofnachfolger; die 
Betriebe laufen vermutlich aus. Wenn Erweiterungsinvestitionen getätigt werden, so, um freie 
                                                           
69  Alle folgenden Kreuztabellierungen sind valide und weisen positive Testkoeffizienten auf. Das 
bedeutet, dass die Unterschiede zwischen den Reihen und Spalten nicht auf den Stichprobenfehler 
zurückzuführen sind, sondern auf Unterschiede in der Grundgesamtheit schließen lassen. Das 
Signifikanzniveau liegt bei mindestens 95 %; vgl. ALRECK und SETTLE, 1985², S. 285 ff. 
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Mittel in Grundstücken anzulegen, um den Verkaufswert des Betriebes zu verbessern oder um 
Arbeitserleichterungen einzuführen. 
Schaubild 17: Investitionsverhalten der Befragten (Zehnjahreszeitraum) 
 
Etwas mehr als die Hälfte der Befragten hat im fraglichen Zeitraum einen Kredit für den Betrieb 
aufgenommen. Die meisten von ihnen haben dafür einen zinsbegünstigten Agrarkredit 
aufgenommen. Wenige haben zwar einen Kredit aufgenommen, aber keine Zinsbegünstigung 
erfahren.  43 Befragte haben keinen Kredit aufgenommen. 
Betriebsleiter, die sich selbst als risikoscheu einordnen, investieren seltener als risikofreudige oder 
risikoneutrale Betriebsleiter. Die folgende Kontingenztabelle macht diesen Zusammenhang 
deutlich. Bezieht man nur die Erweiterungsinvestitionen in die Betrachtung ein, so sind es auch 
hier die risikofreudigen Betriebsleiter, die deutlich mehr Erweiterungsinvestitionen tätigen als 
risikoscheue Betriebsleiter. 
Tabelle 29: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Investitionsverhalten und Risikotyp 
 
Risikoverhalten hat nicht investiert hat investiert Insgesamt 
Risikoscheu 16 
28 % 
84 % 
42 
72 % 
70 % 
58 
100 % 
73 % 
Risikoneutral oder -freudig 3 
14 % 
16 % 
18 
86 % 
30 % 
21 
100 % 
27 % 
Insgesamt 19 
24 % 
100 % 
60 
76 % 
100 % 
79 
 
15%
22%
37%
26% Nur Ersatzinvestitionen
Nur Erweiterungsinvestitionen
Sowohl Ersatz- als auch
Erweiterungsinvestitionen
Keine Investitionen
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4.4.3 Handhabung des Ertragsrisikos 
 
Zur Handhabung von Einkommensrisiken, die durch Preis- oder Ertragsschwankungen ausgelöst 
werden, stehen den Landwirten verschiedene Risikomanagementinstrumente zur Verfügung. Diese 
können in betriebliche Instrumente, wie z.B. Diversifizierung der Produktion, und Maßnahmen zur 
Risikoteilung mit Dritten, wie z.B. in Form einer Versicherung, unterschieden werden. Eine dritte 
Gruppe von Risikomanagementinstrumenten setzt auf die Erschließung zusätzlicher 
Einkommensquellen und damit die Diversifizierung der Einkünfte (siehe Schaubild 18).  
Zu den wichtigsten Instrumenten, die das Management von Ertragsrisiken durch 
Witterungsunbilden zum Ziel haben, zählen die Ertragsausfallversicherung, z.B. in Form einer 
Hagelversicherung, und die Schadenverhütung, z.B. in Form von Hagelnetzen. Daneben können 
Landwirte das Risiko auch durch Bildung von Rücklagen aufzufangen versuchen oder sich auf 
öffentliche Kalamitäteninterventionen verlassen. Die beiden zuerst genannten Instrumente, die im 
eigentlichen Sinn als unternehmerisch bezeichnet werden können, stehen im Mittelpunkt der 
folgenden Betrachtung. 
Schaubild 18: Risikomanagementinstrumente in der Landwirtschaft 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
4.4.3.1 Schadensvorbeugung 
Trotz der regelmäßigen Schadensereignisse und des teilweise beträchtlichen und 
existenzbedrohenden Umfangs der erlittenen Schäden greift nur eine Minderheit der Befragten zu 
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Vorbeugemaßnahmen gegen Witterungsschäden70. Etwas mehr als die Hälfte der befragten 
Betriebsleiter kann keine schadensvorbeugende oder -minimierende Maßnahme nennen. In 12 
Betrieben wurden Beregnungsanlagen installiert, die nicht nur der regelmäßigen 
Wasserversorgung, sondern auch der Frostschutzberegnung dienen. 9 Betriebsleiter haben 
ausschließlich Maßnahmen der Frostprävention betrieben, wie zum Beispiel Rauchanlagen. 8 
Befragte haben Hagelnetze71 installiert, weitere 3 betreiben Hagelprävention in Zusammenhang mit 
Bewässerung oder Frostprävention.  
Die Verbreitung von Vorbeugemaßnahmen hängt zumindest teilweise mit dem Versicherungsstatus 
des Betriebes zusammen, denn eine Kreuztabellierung ergibt, dass nicht versicherte Betriebe eher 
dazu neigen, Vorbeugemaßnahmen zu ergreifen, als versicherte Betriebe oder umgekehrt, dass 
versicherte Betriebe weniger in Prävention investieren als versicherte.  
 
4.4.3.2 Versicherung 
Von den 89 Befragten der vorliegenden Untersuchung haben 68 eine Ernteversicherung 
abgeschlossen, also etwa drei Viertel. Jeder vierte Versicherte gibt an, dass der Abschluss der 
Ernteversicherung eine betriebliche Tradition sei, mit anderen Worten, dass sich der Betrieb schon 
seit längerem regelmäßig versichern würde. 12 der Befragten erklären jedoch, dass die 
Versicherung erst vor kurzem nach einem größeren Schaden abgeschlossen worden sei, um weitere 
Witterungsschäden abzusichern. 10 Betriebsleiter schlossen die Versicherung ab, als die 
entsprechende Kultur in die Liste der versicherbaren Kulturen aufgenommen wurde und damit 
feststand, dass es bei einem Witterungsschaden keinen Ausgleich in Form einer Beihilfe geben 
würde. 4 Befragte schließlich bekamen den Rat, eine Ernteversicherung abzuschließen, von der 
Genossenschaft oder Erzeugervereinigung, der sie angehören. Etwa jeder sechste Befragte gibt 
mehrere oder andere Gründe an, wie zum Beispiel, dass eine Kostenbetrachtung ergeben habe, dass 
bei der erwarteten Preis- oder Ertragssituation der Abschluss einer Versicherung vorteilhaft sei.  
Die Versicherungsentscheidung ist, wie bereits oben gezeigt wurde, in hohem Maße 
zuschussabhängig. Zwei Drittel der Betriebsleiter geben an, sich nicht mehr gegen 
Witterungsschäden zu versichern, wenn es keinen Prämienzuschuss gäbe. Zwei von fünf Befragten 
erklären, sie würden unter Umständen auch bereit sein, die doppelte Prämie zu tragen, weil das 
Einkommensrisiko zu hoch sei.  
Wenn der Betrieb mit einem Agrarkredit belastet ist, führt der Wegfall von Prämienzuschüssen 
nach Auskunft der Befragten eher dazu, sich nicht zu versichern. Dies könnte durch den Bedarf an 
Cash Flow begründet sein, der mit regelmäßigen Tilgungszahlungen einhergeht, so dass die 
Betriebe nach Abfluss der Kreditverpflichtungen nicht mehr in der Lage sind, den Prämienbetrag 
aufzubringen. Aus Sicht der Banken ist dieses Verhalten unerwünscht, da sich durch den Wegfall 
der Versicherung das Kreditrisiko erhöht (vgl. Kap. 4.5.2).  
                                                           
70  Zu den technischen Möglichkeiten der Prävention siehe BRANDONE (1997), BORIN und 
SAONCELLA (2000), VENTURA (2000), FORNACIARI (1999), RIMBL (1999), VITTONE et al. 
(2000). 
71  Speziell zu Hagelnetzen siehe BRANDONE, 1997, S. 40-41. 
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Bei der Analyse dieser Aussagen ist zu beachten, dass spontane Antworten in einer Befragung 
nicht unbedingt den Schluss zulassen, dass sich die Befragten in Wirklichkeit tatsächlich so 
verhalten würden. Erst bei einer intensiveren Betrachtung der möglichen Wechselwirkungen und 
Komplikationen des Verzichts auf Versicherung werden die Nachteile dieser Entscheidung 
deutlich, denn die Versicherung dient ja gerade dazu, sicherzustellen, dass fällige Kredite bedient 
werden können. 
 
Tabelle 30: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Belastung durch einen Agrarkredit 
und Zuschussabhängigkeit der Versicherungsentscheidung 
 
Wenn Zuschuss 
entfällt... 
kein Agrarkredit Agrarkredit Insgesamt 
nicht 
zuschussabhängig, 
trotzdem versichern 
15 
56 % 
47 % 
12 
44 % 
32 % 
27 
100 % 
39 % 
zuschussabhängig, 
nicht mehr versichern 
17 
41 % 
53 % 
25 
59 % 
68 % 
42 
100 % 
61 % 
Insgesamt 32 
46 % 
100 % 
37 
54 % 
100 % 
69 
 
Bezogen auf die Betriebsgröße, stets gemessen am Umsatz, lässt sich sagen, dass die Leiter 
größerer Betriebe eher angeben, sich auch ohne Prämienzuschüsse versichern zu wollen als die 
Leiter kleinerer Betriebe. 
 
Tabelle 31: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und 
Zuschussabhängigkeit der Versicherungsentscheidung 
 
Umsatz ≤ 50 Mio Lire > 50 Mio Lire Insgesamt 
nicht 
zuschussabhängig, 
trotzdem versichern 
5 
22 % 
31 % 
18 
78 % 
38 % 
23 
100 % 
37 % 
zuschussabhängig, 
nicht versichern 
11 
28 % 
69 % 
29 
72 % 
62 % 
40 
100 % 
63 % 
Insgesamt 16 
25 % 
100 % 
47 
75 % 
100 % 
63 
 
Die Zuschussabhängigkeit der Versicherung wird schließlich auch durch die Risikoeinstellung des 
Betriebsleiters bestimmt. Risikoscheue Betriebsleiter sind eher geneigt als risikofreudige oder 
risikoneutrale Betriebsleiter, sich trotzdem zu versichern, auch wenn die Prämien nicht 
staatlicherseits bezuschusst werden. Risikofreudige oder risikoneutrale Betriebsleiter dagegen 
entscheiden sich unter diesen Umständen eher, keine Versicherung abzuschließen, sondern das 
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Risiko selbst zu tragen. Der Versicherungszuschuss verursacht für ihren Risikotyp einen 
Mitnahmeeffekt.  
 
Tabelle 32: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und 
Zuschussabhängigkeit der Versicherungsentscheidung 
 
Risikotyp risikoscheu risikoneutral oder -
freudig 
Insgesamt 
nicht 
zuschussabhängig, 
trotzdem versichern 
26 
70 % 
55 % 
11 
22 % 
65 % 
37 
100 % 
57 % 
zuschussabhängig, 
nicht versichern 
21 
78 % 
45 % 
6 
22 % 
35 % 
27 
100 % 
42 % 
Insgesamt 47 
73 % 
100 % 
17 
27 % 
100 % 
64 
 
 
 
4.5 Faktoren des Risikomanagements 
 
Das reale Risikomanagement landwirtschaftlicher Betriebe folgt keiner mathematischen 
Optimierungs- oder Minimierungsfunktion, wie in den nächsten Kapiteln noch genauer dargelegt 
wird. Vielmehr ist es das komplexe Ergebnis struktureller und situativer Einflüsse und ihrer 
Wechselwirkungen miteinander. Im folgenden werden die Faktoren, die Risikomanagement-
Entscheidungen beeinflussen72, aufgeschlüsselt in betriebsleiterspezifische Faktoren, z.B. Alter und 
Ausbildung des Betriebsleiters, betriebsspezifische Faktoren, z.B. Flächenausstattung und 
Produktionsausrichtung des Betriebes, sowie umweltspezifische Faktoren, z.B. die Lage des 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmarktes. Von Bedeutung ist schließlich auch der Einfluss der 
Schadenshäufigkeit und des Schadensausmaßes. Aus dem Gesamtkomplex des betrieblichen 
Risikomanagements werden aus pragmatischen Gründen nur die beiden wichtigsten 
Handlungsalternativen Prävention, z.B. durch Hagelnetze oder Frostberegnung, und 
Versicherung herausgegriffen und der Handlungsalternative Nichts tun gegenübergestellt. Im 
nächsten Abschnitt wird erarbeitet, welche Ergebnisse damit erzielt werden, und zwar nicht nur 
monetärer Art, sondern auch, was die subjektive Zufriedenheit des Betriebsleiters und seine 
Perspektive betrifft. So ergibt sich die im folgenden Schaubild dargestellte Systematik der 
Fragebogenauswertung. 
 
                                                           
72  Vgl. POOLE, 2000, S. 214 ff.; WILLOCK et al., 1999, S. 286 ff. 
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Schaubild 19: Systematik der Befragung 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
4.5.1 Betriebsleiterspezifische Faktoren 
 
4.5.1.1  Persönliche Eigenschaften 
 
Bei der Entscheidung sich zu versichern oder vorzubeugen hat das Alter des Betriebsleiters einen 
deutlichen Einfluss73. Ältere Betriebsleiter neigen dazu, sich zu versichern, jüngere dazu, 
Schadensprävention zu betreiben. Kreuztabellierungen zeigen, dass Entscheider, die jünger als 45 
Jahre sind, signifikant häufiger als ältere Betriebsleiter auf das Instrument der Versicherung 
verzichten. Dafür geben sie - ebenfalls signifikant - häufiger an, Schadensprävention zu betreiben.  
In Bezug auf die Ausbildung verhält es sich etwas anders. Je besser ausgebildet ein Betriebsleiter 
ist, umso eher wird er keinerlei Versicherungs- oder Präventionsmaßnahmen ergreifen. Befragte, 
die in ihrer Ausbildung keine Hochschulreife erreicht haben, haben in der Regel mehr 
Schadensvorbeugung betrieben. Dies wird durch eine Kontingenztabellierung bestätigt. 
Auch eine optimistische oder pessimistische Zukunftseinstellung beeinflusst die Entscheidung, sich 
zu versichern oder Schadensprävention zu betreiben. Von den 78 Befragten, die sich zu Frage 5 
detailliert geäußert haben, haben sich 41 als Pessimisten positioniert und 28 als Optimisten. 9 
                                                           
73  Vgl. WILSON et al., 1988, S. 550. 
Einflussfaktoren auf die Entscheidung 
betriebsleiter-
spezifische Faktoren 
betriebsspezifische 
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Umwelteinflüsse 
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Befragte befinden sich in der neutralen Zone, d.h. ihre optimistischen und pessimistischen 
Antworten wiegen einander auf. Pessimistische Betriebsleiter sind häufiger versichert als 
optimistische. Sie ergreifen deshalb seltener Schadenspräventionsmaßnahmen, denn diese beiden 
Instrumente substituieren einander. In ihrer Grundhaltung neutrale Betriebsleiter ähneln in ihrem 
Versicherungsverhalten eher den Optimisten, in ihrem Vorbeugeverhalten aber eher den 
Pessimisten.  Die folgenden Kreuztabellen belegen dies. Die Chi-Quadrat-Tests ergeben positive 
Koeffizienten, die erwarteten Zellenhäufigkeiten sind aber wegen der schwachen Besetzung der 
zweiten Säule geringer als 5. Wenn Optimisten und Neutrale zusammengefasst werden, kann ein 
valider Chi-Quadrat-Test durchgeführt werden. 
 
Tabelle 33: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Versicherungsstatus und 
Zukunftseinstellung 
Versicherungsstatus Pessimisten Neutrale Optimisten Insgesamt 
nicht versichert 6 
40 % 
15 % 
2 
13 % 
22 % 
7 
47 % 
25 % 
15 
100 % 
19 % 
versichert 35 
56 % 
85 % 
7 
11 % 
78 % 
21 
33 % 
75 % 
63 
100 % 
81 % 
Insgesamt 41 
53 % 
100 % 
9 
12 % 
100 % 
28 
36 % 
100 % 
78 
 
 
Tabelle 34: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Schadensprävention und 
Zukunftseinstellung 
Prävention Pessimisten Neutrale Optimisten Insgesamt 
beugt nicht vor 26 
58 % 
63 % 
6 
13 % 
22 % 
13 
29 % 
52 % 
45 
100 % 
60 % 
beugt vor 15 
50 % 
37 % 
3 
10 % 
33 % 
12 
40 % 
48 % 
30 
100 % 
40 % 
Insgesamt 41 
55 % 
100 % 
9 
12 % 
100 % 
25 
33 % 
100 % 
75 
 
 
In Bezug auf die Risikoeinstellung ergibt sich ein komplexes Bild. Risikofreudige und -neutrale 
Betriebsleiter entscheiden sich eher für eine Versicherung als risikoscheue Betriebsleiter. 
Risikoscheue Betriebsleiter greifen dagegen häufiger zur Schadensprävention. Möglicherweise ist 
das deutlich typspezifische Verhalten der Befragten dadurch zu erklären, dass risikofreudige 
Betriebsleiter aufgrund ihrer Disposition Risiken einzugehen oder in Kauf zu nehmen stärker daran 
interessiert sind, sich in irgendeiner Weise abzusichern oder die möglichen negativen Folgen des 
riskanten Verhaltens zu reduzieren. Risikoscheue Betriebsleiter dagegen empfinden 
möglicherweise das Bedürfnis sich abzusichern nicht so stark, da sie beim Bewährten bleiben und 
das wahrgenommene Schadenspotenzial damit subjektiv geringer ist. Es ist aber auch denkbar, dass 
gerade sich in ihrem Spielraum als sehr eingeschränkt empfindende Betriebsleiter 
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Handlungsalternativen ignorieren, weil sie ihnen als (zu) unzuverlässig erscheinen. Diese 
Interpretation wird in den Kapiteln 6 bis 9 weiterverfolgt. 
Tabelle 35: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Versicherungsstatus 
 
Versicherungsstatus risikoscheu risikoneutral oder 
freudig 
Insgesamt 
nicht versichert 15 
88 % 
25 % 
2 
12 % 
10 % 
17 
100 % 
21 % 
versichert 45 
71 % 
75 % 
18 
29 % 
90 % 
63 
100 % 
79 % 
Insgesamt 60 
75 % 
100% 
20 
25 % 
100 % 
80 
 
Tabelle 36: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Schadensprävention 
 
Schadensprävention risikoscheu risikoneutral oder 
freudig 
Insgesamt 
beugt nicht vor 32 
70 % 
54 % 
14 
30 % 
70 % 
46 
100 % 
58 % 
beugt vor 27 
82 % 
46 % 
6 
18 % 
30 % 
33 
100 % 
42 % 
Insgesamt 59 
75 % 
100% 
20 
25 % 
100 % 
79 
 
Die Einschätzung des außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmarktes in der Region hat einen 
zweifachen Einfluss auf das Risikomanagement der Betriebsleiter. Einerseits sind sie um so eher 
geneigt, vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen, je ungünstiger sie die alternativen 
Erwerbsmöglichkeiten einschätzen. Andererseits geht die Häufigkeit der Versicherung deutlich 
zurück. Möglicherweise ist der Zusammenhang zwischen Risikomanagement und den 
Erwerbsalternativen wiederum dadurch zu erklären, dass die beiden Instrumente der Prävention 
und der Versicherung sich gegenseitig substituieren. 
 
 
4.5.1.2  Nutzung von Informationsquellen 
Die allgemein verbreitete Mitgliedschaft in einem Bauernverband bringt es mit sich, dass über 
90 % der Betriebsleiter über betriebliche Aufzeichnungen irgendeiner Art verfügen und die Frage, 
ob die Einnahmen und Ausgaben des Betriebes in irgendeiner Weise regelmäßig und systematisch 
aufgezeichnet werden können, positiv beantworten können. Die Erfassung von Ausgaben und 
Einnahmen sowie die Erstellung von Übersichten ist eine der Serviceleistungen, die die 
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Bauernverbände ihren Mitgliedern anbieten. Dabei handelt es sich allerdings meistens um einfache 
Rechnungslegung. 18 Betriebe können eine Gewinn- und Verlustrechnung oder eine 
Kostenrechnung für einzelne Produkte oder Kostenstellen vorlegen, 14 Betriebe, darunter die 
Genossenschaften, erstellen eine Bilanz und 11 Betriebe verfügen über ein aktuelles Inventar.  
 
Tabelle 37: Buchführungsunterlagen in den Betrieben 
Vorhandene Unterlagen absolut 
nur Inventar 3 
nur Bilanz 11 
nur Gewinn- und Verlustrechnung 11 
Inventar und Bilanz 2 
Inventar und GuV 6 
GuV und Bilanz 1 
Inventar, Bilanz und GuV 15 
keine Unterlagen 39 
Insgesamt 88 
 
Die Nutzung dieser Unterlagen im Planungs- und Entscheidungsprozess fällt nach Angaben der 
Betriebsleiter spärlich aus. 37 Befragte erklären, (Plan-)Kostenrechnungen bzw. einfache 
Aufwand-Ertrags-Rechnungen zu erstellen, um zu einer Entscheidung zu kommen. 22 Befragte 
benutzen dazu Buchführungsergebnisse, also vergangenheitsbezogene Daten. Die EDV-gestützte 
Planung, zum Beispiel mit Hilfe linearer Programmierung oder Simulation, wird nur von drei 
Betrieben verwendet.  
Auch Beratungsangebote werden kaum genutzt, obwohl sie reichlich vorhanden sind. So nehmen 
acht Betriebe private Beratung in Anspruch, womit auch Beratung durch Firmenvertreter erfasst 
wird, 14 Betriebe lassen sich von ihrer Genossenschaft oder Erzeugervereinigung oder vom 
Schutzkonsortium für das DOP-Produkt74, das sie erzeugen, beraten. Staatliche Beratung, zum 
Beispiel durch Vertreter der Regionalverwaltung oder der Regionalentwicklungsämter, nimmt nach 
eigenen Angaben nur ein Betrieb in Anspruch.  
Dagegen erklären 22 Betriebsleiter, sich im Entscheidungsprozess ganz auf ihre Intuition zu 
verlassen, 14 vermeiden betriebliche Veränderungen und treffen stets nur eine Auswahl aus dem 
traditionellen Instrumentarium des Betriebes. Insgesamt sind die Informationsgrundlagen für 
Risikomanagemententscheidungen wohl als unzureichend zu bezeichnen. 
Bezüglich des vorhandenen Beratungsangebotes, das der Betrieb nutzen kann, ergibt sich ein 
leichter Unterschied zwischen den Gruppen. Demnach sind Betriebe, die keine Beratung in 
Anspruch nehmen, etwas öfter nicht versichert, während Betriebe, die wenigstens eine 
                                                           
74  DOP-Produkt: Produkt mit geschützter Herkunftsbezeichnung (Denominazione di origine protetta) 
(GRIENBERGER, 2000).  
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Beratungsquelle nutzen, in aller Regel versichert sind. Die Beratung, sollten 
Risikomanagementthemen darin enthalten sein, scheint die Versicherungslösung vor den 
Instrumenten zur Schadensprävention zu bevorzugen. Betriebe, die Beratungen, z.B. durch ihre 
Genossenschaft oder Erzeugervereinigung nutzen, ergreifen nämlich etwas seltener Maßnahmen 
zur Schadensvorbeugung als Betriebe, die sich nicht beraten lassen.   
Es besteht ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße75 und dem Vorhandensein 
systematischer Aufzeichnungen. Größere Betriebe verfügen in großer Mehrheit über solche 
Aufzeichnungen, sehr kleine Betriebe dagegen in aller Regel nicht. Der Zusammenhang zwischen 
dem verstärkten Vorhandensein von Buchführungsunterlagen in größeren Betrieben ist statistisch 
signifikant auf einem 95 % bzw. 99 %-Signifikanzniveau (ZÖFEL, 1988², S. 212ff.). Ähnlich sieht 
es bei der Verwendung von Buchführungsunterlagen im Planungsprozess aus. Ein valider Chi-
Quadrat- Test bestätigt, dass die unterschiedlichen Gewohnheiten in den beiden Betriebsgrößen-
Gruppen nicht nur durch den Stichprobenfehler verursacht werden, sondern dass tatsächlich 
größere Betriebe häufiger ihre Buchführungsunterlagen zur Planung heranziehen als kleinere.  
Tabelle 38: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Umsatz und Verwendung von 
Buchführungsergebnissen im Planungsprozess 
 
Umsatz ≤ 50 Mio Lire > 50 Mio Lire Insgesamt 
wird nicht verwendet 19 
32 % 
90 % 
41 
68 % 
71 % 
60 
100 % 
76 % 
wird verwendet 2 
11 % 
10 % 
17 
89 % 
29 % 
19 
100 % 
24 % 
Insgesamt 21 
27 % 
100 % 
58 
73 % 
100 % 
79 
 
Umgekehrt lässt sich an Hand der Befragungsergebnisse aber nicht nachweisen, dass kleinere 
Betriebe nach den Maßstäben von Intuition und Tradition geführt werden. Die Leiter von Betrieben 
mit geringeren Umsätzen als 50 Mio Lire jährlich haben zwar eine leichte Tendenz, Intuition und 
Tradition im Planungsprozess zu benutzen, die Unterschiede zwischen den beiden Gruppen sind 
aber äußerst gering. Außerdem scheinen risikoscheue Betriebsleiter sich etwas stärker auf 
Planungsunterlagen in Form von Buchführungsergebnissen und Kostenbetrachtungen zu verlassen 
als risikofreudige Betriebsleiter, aber auch dieser Zusammenhang ist statistisch anhand des 
vorliegenden Materials nicht nachweisbar. Deutlicher ist der Zusammenhang zwischen dem 
Risikotyp des Betriebsleiters und seinem Verharren in Traditionen. Risikoneutrale und 
risikofreudige Betriebsleiter sind eher geneigt, traditionelle Verhaltensweisen zu ändern, während 
risikoscheue Betriebsleiter sich im Planungsprozess häufiger auf bewährte Routinen 
                                                           
75  Wegen der stark unterschiedlichen Flächenverwertung in Acker- oder Obstbaubetrieben wird die 
Betriebsgröße nicht in Fläche gemessen, sondern am Umsatz.  
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zurückziehen76. Die Wettervorhersage als Informationsquelle im Entscheidungsprozess spielt für 
die meisten Befragten (77) eine wichtige Rolle. 12 erklären, nicht darauf zu achten. 
 
4.5.1.3 Zeithorizonte 
Aufgrund der großen Bedeutung von Dauerkulturen ist der Zeithorizont der unmittelbaren 
betrieblichen Planung für die meisten Befragten vergleichsweise lang77. Fast drei Viertel aller 
Betriebsleiter geben an, mehr als zwei Jahre vorauszuplanen, was die Auswahl der Kulturen und 
andere betriebliche Programmplanungsentscheidungen (nicht aber Investitionsentscheidungen) 
betrifft. Immerhin geben aber auch 4 Befragte an, nur zwei Jahre vorauszuplanen. Jeder fünfte 
erklärt, der Zeithorizont betrage etwa ein Jahr bzw. eine Vegetationsperiode. 
 
4.5.1.4 Entscheidungskriterien und Prioritäten 
Mit den Fragen 31 und 33 werden die Betriebsleiter aufgefordert, sich zu ihren 
Entscheidungskriterien und Prioritäten zu äußern78. Auf Frage 31 antworten die Betriebsleiter in 
einer gestützten Auswahl mit der Aufzählung ihrer wichtigsten Entscheidungskriterien bei 
Programmentscheidungen. Dies könnte zum Beispiel eine Optimierung der Fruchtfolge oder eine 
Umsatzoptimierung auf Basis der Vorjahresergebnisse oder der Preiserwartungen sein. Etwa die 
Hälfte der Befragten geben an, dass ihnen bei Programmentscheidungen meist keine Wahl bleibt, 
da sie Dauerkulturen bewirtschaften. Das bedeutet, dass eine in der Vergangenheit getroffene 
Entscheidung den aktuellen Planungsprozess dominiert. Andere vergangenheitsorientierte Kriterien 
sind Preise und Ergebnisse der Vorjahre. Insgesamt nennen mehr als zwei Drittel der Befragten 
vergangenheitsorientierte Kriterien. Die Gestaltung von Fruchtfolgen, die Maximierung von 
Prämienauszahlungen und die Befolgung von Ratschlägen der Genossenschaften sind dagegen als 
gegenwartsorientierte Kriterien zu betrachten, da sie eine Änderung von Entscheidungen aufgrund 
von Tagesereignissen oder aktuellen Boden- und Klimasituationen zulassen. Ein Fünftel der 
Befragten urteilt nach solchen Kriterien. Der Einfluss von Preiserwartungen und die Einbeziehung 
von noch nicht ausprobierten Neuheiten, z.B. im Saatgut- oder Pflanzenschutzmittelbereich, ist als 
Zukunftsorientierung im Entscheidungsprozess zu betrachten, die Unsicherheit im 
Entscheidungsprozess nicht nur zulässt, sondern sogar forciert. Die Betriebsleiter wollen 
möglicherweise die darin enthaltene Chance nutzen. 11 Befragte erklären, sich nach 
zukunftsorientierten Kriterien zu richten. Die Kreuztabellierung zeigt, dass risikofreudige oder 
risikoneutrale Betriebsleiter eher zukunftsorientierte Kriterien auswählen als risikoscheue 
Betriebsleiter. 
Die Kriterien, die den Befragten zur Auswahl stehen, lassen sich nicht nur nach zeitlichen, sondern 
auch nach inhaltlichen Aspekten zusammenfassen. Demnach orientiert sich etwa ein Fünftel der 
                                                           
76  Zur Assoziation von Häufigkeitsdaten siehe WALLIS und ROBERTS, 1962², S. 218 ff. 
77  Zur Komplexität der Planungsentscheidungen im Obstbau vgl. KOLLATZ, 1995, S. 624 ff. 
78  Bei Frage 31 werden die verschiedenen gewählten Kombinationen von Kriterien betrachtet und die 
Antworten unter verschiedenen Aspekten zusammengefasst. Bei Frage 33 gilt dagegen jede 
Antwortmöglichkeit als eigene Variable.  
 
BETRIEBLICHE ENTSCHEIDUNGSPROZESSE 
 
103
 
Betriebsleiter an Preisen und Prämien, jeder zehnte achtet vor allem auf agronomische 
Anforderungen und jeder sechste berücksichtigt externe Signale wie z.B. den Rat von 
Genossenschaft. Etwas mehr als die Hälfte bewirtschaften Dauerkulturen und geben deshalb an, 
keine vergleichbare Anbauplanung durchzuführen. Risikoscheue Betriebsleiter ziehen sich eher auf 
das Argument der Dauerkulturen zurück als risikofreudige und risikoneutrale Betriebsleiter. Für 
diese gelten stärker agronomische Argumente, Preis- und Ertragsüberlegungen, das Ausprobieren 
von Neuheiten und der Wettbewerbsvorteil, den sie aus Beratung ziehen können. 
In Frage 33 werden die Befragten aufgefordert, ihre Prioritäten im Planungs- und 
Entscheidungsprozess zu nennen. Dabei stehen die in Tabelle 31 dargestellten 
Antwortmöglichkeiten zur Wahl. Nach dem Gewinnkriterium für den Betrieb und der 
Notwendigkeit der Kostenreduzierung folgen bereits die langfristige Planungsperspektive und die 
Erhaltung des Arbeitsplatzes im Betrieb als wichtige Prioritäten. 
Tabelle 39: Prioritäten der Betriebsleiter 
(n = 89, Mehrfachnennungen möglich, geordnet nach Häufigkeit, in Klammern Position im Fragebogen) 
Für mich ist es besonders wichtig, dass zustimmende Antworten 
der Betrieb einen Gewinn erzielt (10) 66 
ich die Kosten pro Hektar so weit wie möglich reduziere 
(2) 
46 
ich langfristig planen kann (7) 30 
ich am Jahresende einen Überschuss erziele (5) 29 
mein Arbeitsplatz im Betrieb erhalten bleibt (9) 27 
ich kurzfristig flexibel bin (8) 26 
ich das Risiko verringere, indem ich diversifiziere (3) 25 
ich gut versichert bin, trotz hoher Versicherungskosten 
pro Hektar (1) 
22 
ich immer liquide bin (4) 18 
ich Landmaschinen nicht auf Kredit kaufe (6) 15 
 
Es bestehen statistisch signifikante Korrelationen zwischen einigen Antwortmöglichkeiten (Die 
folgende Tabelle gibt darüber einen Überblick). Zum Beispiel korrelieren die Prioritäten gut 
versichert zu sein und langfristig planen. Der Korrelationskoeffizient für diesen Zusammenhang 
beträgt in der Stichprobe 0,308. Die Korrelationskoeffizienten belegen einen positiven 
Zusammenhang zwischen dem Wunsch, die Produktion zu diversifizieren und dem Wunsch, immer 
liquide zu sein. Diejenigen Betriebsleiter, die gut versichert zu sein wünschen und dafür hohe 
Aufwendungen in Kauf nehmen, halten es tendenziell auch für wichtig, am Jahresende einen 
positiven Überschuss zu erzielen, Landmaschinen nicht auf Kredit zu kaufen und langfristig planen 
zu können sowie den eigenen Arbeitsplatz zu bewahren. Damit können sie auch als eher 
risikoscheu eingestuft werden. Die negativen Korrelationen zwischen Priorität 1 und 2 (r = -0,436) 
und Priorität 7 und 8 (r = -0,406) sind darauf zurückzuführen, dass sich diese Prioritäten logisch 
oder doch wenigstens im Verständnis der Landwirte gegenseitig ausschließen. In die Kategorie der 
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Unvereinbarkeit fällt auch die negative Korrelation zwischen der Priorität, den eigenen Arbeitsplatz 
zu erhalten und der Betonung, dass der Betrieb einen Gewinn abwerfen muss (r = -0,615).  
Tabelle 40: Zusammenhang zwischen der Auswahl von Prioritäten im Planungsprozess 
(n=89) 
Kombination von Prioritäten Korrelationskoeffizient r 
meinen Arbeitsplatz erhalten x Betriebsgewinn -0,615 
gut versichert x minimiere Hektarkosten -0,436 
langfristige Planung x kurzfristige Flexibilität -0,406 
immer liquide x meinen Arbeitsplatz erhalten 0,337 
gut versichertx langfristige Planung 0,308 
gut versichertx meinen Arbeitsplatz erhalten 0,302 
Überschuss am Jahresende x meinen Arbeitsplatz erhalten 0,271 
Landmaschinen nicht auf Kredit x kurzfristige Flexibilität 0,239 
diversifizieren x immer liquide 0,245 
gut versichert x Landmaschinen nicht auf Kredit 0,229 
Überschuss am Jahresende x langfristige Planung 0,214 
gut versichert x Überschuss am Jahresende 0,213 
 
4.5.2 Betriebsspezifische Faktoren 
Die Flächenausstattung des Betriebes wirkt sich auf seinen Versicherungsstatus insofern aus, als 
die Leiter kleinerer Betriebe (mit weniger als 10 ha) deutlich häufiger Ernteversicherungen 
abschließen als die Leiter größerer Betriebe. Auf die Entscheidung, Vorbeugemaßnahmen zu 
ergreifen, scheint die Flächenausstattung genau den gegenteiligen Effekt zu haben. Je kleiner der 
Betrieb ist, umso seltener werden Maßnahmen zur Schadensprävention ergriffen. Vermutlich 
können größere Betriebe eher die dazu erforderlichen Investitionen aufbringen bzw. rentabel 
nutzen. Auch die Prävention durch geographische Diversifizierung erfordert eine insgesamt 
größere Betriebsfläche und eventuell die Möglichkeit, durch Pachtung und Verpachtung bzw. 
Flächentausch Obstschläge in Zonen zu bewirtschaften, deren Schadenseintreffens-
wahrscheinlichkeit nicht miteinander korreliert sind, so dass ein geographisches Portfolio gebildet 
werden kann79. 
Die Kreuztabellierung von Versicherungsstatus und Produktionsausrichtung ergibt, dass Obstbau-, 
Gemüsebau- und gemischte Betriebe verglichen mit anderen Ausrichtungen häufiger versichert 
sind. Ackerbau-, Weinbau- und Sonderkulturbetriebe (worunter in dieser Betrachtung auch 
Olivenanbaubetriebe fallen) sind dagegen seltener versichert. Fast genau umgekehrt verhält es sich 
                                                           
79  Vgl. DAVIS et al., 1997, S. 1119 ff. 
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in bezug auf die ergriffenen Maßnahmen zur Schadensprävention. Hier belegen die Kreuztabellen, 
dass Ackerbau-, Weinbau- und Sonderkulturbetriebe mehr Vorbeugemaßnahmen ergreifen als 
Obstbau-, Gemüsebau- und gemischte Betriebe. Tatsächlich stehen den Ackerbaubetrieben im 
Bereich der Be- und Entwässerung relativ günstige und einfach zu installierende Möglichkeiten 
zum Ausgleich von Widrigkeiten der Witterung zur Verfügung80, die auch noch zur 
Ertragssteigerung unter Normalbedingungen dienen. Die technischen Möglichkeiten zur 
Schadensprävention im Obstbau, beispielsweise durch Hagelnetze oder Berauchung, sind auf die 
Abwehr von Witterungschäden begrenzt und erfüllen keinen weiteren Zweck. Die beiden 
Instrumente des Risikomanagements, Versicherung und Vorbeugung, scheinen sich gegenseitig zu 
substituieren. Wo Vorbeugung nicht möglich, zu teuer oder im Verhältnis zur Schadenshäufigkeit 
zu aufwendig ist, ist die Versicherungslösung angebracht. 
Die Belastung des Betriebes mit einem oder mehreren Agrarkrediten veranlasst die Betriebsleiter 
dazu, sich zu versichern, um im Schadensfall liquide zu sein und Zins- und Tilgungszahlungen 
leisten zu können. Es besteht ein signifikanter Zusammenhang zwischen dem Versicherungsstatus 
und der Existenz eines Agrarkredits, wie die Kreuztabellierung zeigt. Der valide Chi-Quadrat-Test 
weist einen positiven Koeffizienten auf, das bedeutet, dass die Unterschiede zwischen den Reihen 
und Spalten nicht allein auf den Stichprobenfehler zurückzuführen sind, sondern auf Unterschieden 
zwischen den Gruppen in der Grundgesamtheit beruhen. Dieses Ergebnis wird auch von 
LEATHERS (1994, S. 276 ff.) bestätigt.  
Tabelle 41: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Agrarkreditbelastung und 
Versicherungsstatus 
Kreditstatus kein Agrarkredit Agrarkredit Insgesamt 
nicht versichert 11 
55 % 
26 % 
9 
45 % 
20 % 
20 
100 % 
23 % 
versichert 31 
46 % 
74 % 
37 
54 % 
80 % 
68 
100 % 
77 % 
Insgesamt 42 
48 % 
100% 
46 
52 % 
100 % 
88 
 
So gut wie alle befragten Betriebe sind Mitglied in mindestens einer horizontalen oder vertikalen 
Organisation, zum Beispiel in einer Genossenschaft, in einer Erzeugervereinigung oder in einem 
Konsortium. Die Betriebsleiter sind zudem in der Regel Mitglied in verschiedenen 
Bauernverbänden. Auch der Grad der Integration eines Betriebes in übergeordnete regionale oder 
Branchenorganisationen spielt eine Rolle für die hier betrachteten 
Risikomanagemententscheidungen. Ein Betrieb ist umso eher versichert, je stärker er integriert ist. 
Auch hier zeigt sich wieder die Substituierbarkeit von Risikomanagementstrategien, denn je stärker 
der Betrieb integriert ist, um so weniger Schadensprävention wird betrieben. Dies lässt sich 
einerseits dadurch erklären, dass die Integration in regionalen Absatzorganisationen im 
Schadensfall dazu führt, dass höhere Preise ausgezahlt werden, weil beispielsweise innerhalb der 
                                                           
80  Zur Rentabilität von Bewässerungsinvestitionen im Ackerbau siehe BENSON (1972). 
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Obsterzeugervereinigung ein Nachfrageüberhang entsteht und das Erzeugnis knapp ist. 
Andererseits drängen die Erzeugervereinigungen im Interesse ihrer Mitglieder darauf, dass diese 
Versicherungen abschließen.  
 
Tabelle 42: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Integrationsgrad und 
Versicherungsstatus 
Versicherungsstatus schwach stark Insgesamt 
nicht versichert 13 
65 % 
38 % 
7 
35 % 
13 % 
20 
100 % 
23 % 
Versichert 21 
31 % 
62 % 
47 
69 % 
87 % 
68 
100 % 
77 % 
Insgesamt 34 
39 % 
100% 
54  
61% 
100 % 
88 
 
Tabelle 43: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Integrationsgrad und 
Schadensprävention 
Schadenprävention schwach stark Insgesamt 
beugt nicht vor 14 
29 % 
44 % 
35 
71 % 
65 % 
49 
100 % 
57 % 
beugt vor 18 
49 % 
56 % 
19 
51 % 
35 % 
37 
100 % 
43 % 
Insgesamt 32 
37 % 
100% 
54 
63 % 
100 % 
86 
 
4.5.3 Umweltfaktor Witterung 
Im folgenden soll untersucht werden, ob die vom Betrieb bzw. Betriebsleiter nicht beeinflussbare 
Häufigkeit sowie das Ausmaß von Kalamitäten signifikanten Einfluss auf das Risikomanagement 
des Betriebes haben. Die häufigste Kalamität ist nach Angaben der befragten Betriebe der Hagel. 
80 der 89 Betriebe sind davon betroffen, 19 davon jährlich und sechs sogar mehrmals jährlich. 
Hagelschäden treten auf sehr begrenzten Flächen auf, ebenso wie Frostschäden. Nur zehn Betriebe 
haben im fraglichen Zeitraum nie Frostschäden erlitten, 61 Betriebe kennen sie in unregelmäßigen 
Abständen. In 17 Betrieben tritt wenigstens einmal jährlich ein Frostschaden auf, in einem Betrieb 
mehrmals jährlich. Die dritthäufigste Kalamität ist nach weitem Abstand die Dürre. Nur 27 
Betriebsleiter berichten davon, zwei von drei in unregelmäßigen Abständen und nur sieben jährlich 
oder sogar mehrmals jährlich. Weniger oft werden Schäden durch Unwetter und Starkregen (21 
Nennungen), Überschwemmungen (19 Nennungen) oder Schneefälle (17 Nennungen) erwähnt. 
Neun Betriebe berichten von Stürmen, die mit Windbruch verbunden waren und zwei Betriebe von 
Schäden durch Erdbeben. Diese Kalamitäten sind so selten, dass sie im Versicherungssystem nicht 
abgedeckt werden, sie sind aber klassische Anlässe für Beihilfenauszahlungen. 
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Die Auswertung der Häufigkeit der Kalamitäten zeigt, dass alle Betriebe schon einmal Kalamitäten 
überstanden haben. In der Stichprobe sind 35 Betriebe von Kalamitäten selten betroffen. 33 
gehören zur Klasse der durchschnittlich betroffenen Betriebe und 21 Befragte erfahren mehrere 
Kalamitäten in regelmäßigen Abständen und sind damit als Hochrisikobetriebe einzustufen. Die 
meisten Befragten waren nicht in der Lage, die Schadenshäufigkeit zu schätzen. Aus den wenigen 
auswertbaren Antworten lässt sich für Hagel eine Wahrscheinlichkeitsverteilung mit einem 
Minimum bei 10 %, einem Maximum bei 60 % und einem Mittelwert bei 34 % errechnen. Ein 
Kalamitätenschaden alle zwei bis drei Jahre kann für die Betriebe der Stichprobe als 
Durchschnittswert angesehen werden; im Durchschnitt aller Betriebe liegt die 
Eintreffenswahrscheinlichkeit von Kalamitäten darunter. 
Schaubild 20: Betroffenheit der Betriebe durch Kalamitäten, summiert 
(n= 89) 
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n schädigen die Unternehmen stets auf mehrerlei Weise: durch Beschädigung oder 
 von Anlagen und Ausrüstung (z.B. erfrorene Dauerkulturen, abgeschwemmte Erde), 
agseinbußen (z.B. Verlust der Frucht vor der Ernte) und durch Qualitätseinbußen (z.B. 
rüchte). Die empfindlichsten Kulturen sind demnach die Dauerkulturen, da eine 
g durch Frost oder Trockenheit sich in vielen Fällen noch Jahre später bemerkbar macht. 
rer Wiese sind hochwertige Kulturen betroffen, bei denen der finanzielle Ertrag weniger 
Menge als vielmehr durch die Qualität erzielt wird, wie z.B. Pfirsiche oder Äpfel. Bei 
ulturen, z.B. Wein, kann ein quantitativer Ertragsverlust zum Teil sogar durch eine 
alität kompensiert werden. 
Angaben der befragten Betriebe werden die Obstkulturen bei weitem am stärksten von 
n geschädigt. Über 90 % der Obstproduzenten erklärten, die Kulturen würden durch 
n sehr stark geschädigt. Demgegenüber behaupteten dasselbe nur zwei Drittel der 
oduzenten, da Gemüse eine kürzere Vegetationszeit hat und zudem manchmal durch 
el oder Gewächshäuser geschützt wird. Von den Getreide-, Sonderkultur- und 
BETRIEBLICHE ENTSCHEIDUNGSPROZESSE 
 
108
 
Weinerzeugern erklärten sogar weniger als ein Fünftel, dass die Früchte durch die erlittenen 
Kalamitäten nicht geschädigt würden bzw. der Schaden sehr begrenzt sei. 
 
Tabelle 44: Schädigung der Kulturen durch Kalamitäten 
in % der Anworten 
 
Kultur nicht geschädigt wenig geschädigt stark geschädigt 
Getreide 9 23 68 
Obst 0 8 92 
Gemüse 5 32 63 
Sonderkulturen und Wein 18 33 49 
 
 
Die in der folgenden Tabelle dargestellten Maßzahlen errechnen sich als gewichtete Summe der 
Antworten auf die Frage 19 (Variablen 41 bis 58) bezogen auf die Anzahl der überhaupt von 
Kalamitäten betroffenen Betrieben. 
 
 
 A: Anzahl der Betroffenen 
 n: Anzahl der Antworten "Diese Kultur wurde nicht geschädigt" 
 s: Anzahl der Antworten "Diese Kultur wurde nur schwach geschädigt." 
 S: Anzahl der Antworten "Diese Kultur wurde stark geschädigt." 
   µ= (0n + 1s+ 2S )/ A = (2S +s)/ A 
 
Je größer µ ist, um so stärker wird die Kultur nach Angaben der Befragten geschädigt. Im 
günstigsten Fall ist µ gleich 0, d.h. alle Befragten geben an, die Kultur sei in der Vergangenheit 
nicht geschädigt worden; im ungünstigsten Fall ist µ gleich 2, dann haben alle Befragten 
angegeben, die Kultur sei stark geschädigt worden. Im Gesamtdurchschnitt aller Kulturen beträgt µ 
1,60. Überdurchschnittlich geschädigt wurden demnach Obstbäume, Zitrusfrüchte, andere 
Obstkulturen (z.B. Erdbeeren), Tafeltrauben und Baumschulgewächse. Relativ unempfindlich sind 
Raps, Soja, Sonnenblumen, Zuckerrüben, Wein, Oliven und Futterpflanzen. 
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Tabelle 45: Maßzahl für die Schädigung von landwirtschaftlichen Kulturen durch Kalamitäten 
Kultur µ 
Zitrusfrüchte 2,00 
Baumschulgewächse 2,00 
Obstbäume 1,94 
Andere Kulturen 1,75 
Tafeltrauben 1,71 
Tomaten 1,60 
Mais 1,60 
Gemüse  1,60 
Getreide 1,59 
Gewächshausgemüse  1,50 
Zierpflanzen 1,50 
Futterpflanzen 1,33 
Sonnenblumen 1,33 
Wein 1,30 
Rüben 1,30 
Oliven 1,13 
Raps und Soja 0,50 
 
Die Ausschüttung von Kalamitätenhilfe ist eine Funktion von Schadenshäufigkeit und 
Schadensausmaß, denn sie erfolgt nur in besonders häufig und/oder besonders schwer betroffenen 
Gebieten. Es besteht deshalb ein direkter gleichsinniger Zusammenhang zwischen dem 
Versicherungsstatus des Betriebes und der Auszahlung von Kalamitätenhilfe an den Betrieb. 
Betriebe, die noch nie Kalamitätenhilfe  erhalten haben, sind mit größerer Wahrscheinlichkeit nicht 
versichert als Betriebe, die schon einmal eine Auszahlung erhalten haben. Dies belegt die folgende 
Kontingenztabelle. 
Tabelle 46: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Versicherungsstatus und 
Auszahlung von Kalamitätenhilfe 
Auszahlung von 
Kalamitätenhilfe 
nie mindestens einmal Insgesamt 
nicht versichert 10 
50 % 
29 % 
10 
50 % 
19 % 
20 
100 % 
23 % 
versichert 25 
37 % 
71 % 
43 
63 % 
81 % 
68 
100 % 
77 % 
Insgesamt 35 
40 % 
100% 
53 
60 % 
100 % 
88 
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Das Ergebnis wird durch die Kreuztabellierung von Versicherungsstatus des Betriebes und 
Schadenshäufigkeit bestätigt. Auch hier zeigt sich, dass mindestens durchschnittlich oder stark 
betroffene Betriebe häufiger versichert sind als schwach betroffene und seltener auf die 
Versicherung verzichten als diese. Ebenso wirkt sich die Schadenshäufigkeit auf die Bereitschaft 
des Betriebes aus, Vorbeugemaßnahmen zu ergreifen. Mindestens durchschnittlich häufig 
betroffene Betriebe ergreifen deutlich häufiger Vorsichtsmaßnahmen als weniger stark betroffene 
Betriebe. Dies zeigt die folgende Kontingenztabellenanalyse. 
Tabelle 47: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Kalamitätenstatus und 
Schadensprävention 
Schadens-
prävention 
schwach betroffen durchschnittlich 
betroffen 
stark betroffen Insgesamt 
beugt nicht 
vor 
21 
43 % 
62 % 
20 
41 % 
61 % 
8 
16 % 
42 % 
49 
100 % 
57 % 
beugt vor 13 
35 % 
38 % 
13 
35 % 
39 % 
11 
30 % 
58 % 
37 
100 % 
43 % 
Insgesamt 34 
40 % 
100% 
33 
38 % 
100% 
19 
22 % 
100 % 
86 
 
Im Zusammenhang mit dem Risikotyp des Betriebsleiters zeigt sich, dass das Risikoverhalten 
wenigstens teilweise durch die Kalamitätenerfahrungen bedingt ist. Risikoscheue Betriebsleiter 
zählen sich überdurchschnittlich häufig zur Gruppe der stark betroffenen Betriebe, während 
risikofreudige oder neutrale Betriebsleiter in der Gruppe der schwach betroffenen Betriebe 
überrepräsentiert sind. Unter den durchschnittlich betroffenen Betrieben halten sich die 
Risikotypen die Waage. Da die erwartete Zellenhäufigkeit mit 4,93 knapp unter der für einen 
validen Chi-Quadrat-Test erforderlichen Häufigkeit von 5 liegt, kann ein valider Test nur 
durchgeführt werden, wenn risikofreudige und risikoneutrale Betriebsleiter zusammengefasst 
werden.  
Tabelle 48: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Kalamitätenstatus 
 
Der Betrieb ist von 
Kalamitäten... 
risikoscheu risikoneutral oder 
freudig 
Insgesamt 
schwach betroffen 22 
71 % 
37 % 
9 
29 % 
43 % 
31 
100 % 
38 % 
durchschnittlich oder 
stark betroffen 
38 
76 % 
63 % 
12 
24 % 
57 % 
50 
100 % 
62 % 
Insgesamt 60 
74 % 
100% 
21 
26 % 
100 % 
81 
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4.6 Ergebnisse des betrieblichen Entscheidungsprozesses 
 
Die Ergebnisse des betrieblichen Entscheidungsprozesses werden im folgenden nicht nur als 
wirtschaftliche Ergebnisse im engeren Sinne, also Umsatz und Gewinn, verstanden, sondern 
umfassen sowohl die subjektive Zufriedenheit des Betriebsleiters und seine Perspektive als auch 
die Perspektive des Betriebes, die sich in der Nachfolgelösung manifestiert. Sowohl skalierbare als 
auch weiche Betriebsergebnisse werden durch den Risikotyp des Betriebsleiters, seine 
Risikomanagemententscheidungen, die Schadenshäufigkeit und das Schadensausmaß beeinflusst.  
4.6.1 Finanzielle Ergebnisgrößen 
Zu den finanziellen Ergebnisgrößen, die hier betrachtet werden sollen, zählen Umsatz und Gewinn. 
Die Betriebsleiter werden in Frage 17 gebeten, Angaben zu Umsatz und Gewinn zu machen. Der 
Umsatz wird dabei als Bruttoergebnis aller betrieblichen Einnahmen aus ordentlichem Geschäft 
definiert, ohne Transferzahlungen. Die Befragten sollen eine gerundete Zahl angeben. Die meisten 
Betriebsleiter, besonders die Obstbauern, haben keine Schwierigkeit, eine Zahl zu nennen, denn ein 
so definierter Umsatz entspricht im wesentlichem dem, was die Absatzgenossenschaften oder 
Erzeugervereinigungen mit ihren Mitgliedern abrechnen.  
Der Umsatz beläuft sich im Durchschnitt der Betriebe (ohne Großbetriebe) auf 226.543 DM 
(224,3 Mio Lire) oder umgerechnet auf 6.666 DM (6,6 Mio Lire) je Hektar. Wenn die 
Genossenschaften in die Rechnung miteinbezogen werden, sinkt der Hektarumsatz auf 4.141 DM 
(4,1 Mio Lire), da die befragten Großbetriebe Kulturen mit geringerer Flächenwertschöpfung 
produzieren.  
Bezüglich des Betriebsergebnisses sollen die Betriebsleiter eine der vorgeschlagenen Klassen 
auswählen. Die Klassifizierung soll die Antwortbereitschaft verbessern. Als Betriebsergebnis wird 
das Nettoergebnis aller betrieblicher Einnahmen abzüglich aller betrieblichen Ausgaben aus 
ordentlichem Geschäft verstanden, wiederum ohne Transferzahlungen. Das bedeutet, dass aus 
diesem Gewinn und den Transferzahlungen alle noch nicht entlohnten Familienarbeitskräfte 
inklusive des Betriebsleiters (sofern er nicht ein Gehalt bezieht) und das eingesetzte Eigenkapital 
entlohnt werden müssen. 
 
4.6.1.1 Umsatz 
79 Befragte machen verwertbare Angaben zum Umsatz. 4 geben an, im Vorjahr bis zu 10.100 DM 
(10 Mio Lire) Umsatz erwirtschaftet zu haben. Diese Betriebe sind in der Regel in diesem Zeitraum 
Opfer einer Kalamität geworden. 17 Betriebe erwirtschafteten zwischen 10.100 DM (10 Mio Lire) 
und 50.500 DM (50 Mio Lire), 21 bis zu 101.000 DM (100 Mio Lire) und 37 Betriebe mehr als 
101.000 DM (100 Mio Lire). Der Mittelwert der Umsatzverteilung liegt dank der Großbetriebe bei 
349.460 DM (346 Mio Lire), ohne sie bei 226.240 DM (224 Mio Lire).  Der umsatzstärkste Betrieb 
erwirtschaftet 4,04 Mio DM (4,0 Mrd Lire) jährlich. Der Median der Verteilung liegt bei 
101.000 DM (100 Mio Lire).  
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Schaubild 21: Umsatzverteilung 
n = 79 
 
4.6.1.2  Betriebsergebnis 
80 Befragte machen auswertbare Angaben zu ihrem Betriebsergebnis. 21 teilen mit, sie hätten im 
Vorjahr einen Verlust erwirtschaftet und weitere 16 geben an, die Rechnung sei +/- Null 
aufgegangen. Knapp die Hälfte aller Betriebe haben offensichtlich von Transferzahlungen und der 
betrieblichen Substanz gezehrt. Dazu ist zu sagen, dass die meisten Befragten angaben, in den 
letzten drei Jahren Kalamitäten erlitten zu haben, worauf die schlechten Betriebsergebnisse direkt 
zurückzuführen seien. 8 der Befragten geben an, einen Gewinn von bis zu 10.100 DM 
(10 Mio Lire) erwirtschaftet zu haben, 20 haben bis zu 50.500 DM (50 Mio Lire) erwirtschaftet, 9 
bis zu 100.100 DM (100 Mio Lire). 6 Befragte schließlich behaupten, mehr als 100.100 DM 
(100 Mio Lire) als positives Betriebsergebnis erwirtschaftet zu haben. Zu ihnen zählen die 
Großbetriebe. Der Median der Gewinnverteilung liegt in der Klasse zwischen 50 Mio Lire und 
100 Mio Lire.  
Umsatz und Gewinn sind positiv korreliert: je höher der Umsatz ist, umso besser fällt auch das 
Betriebsergebnis aus. Der Korrelationskoeffizient für eine Spearman-Rangkorrelation beläuft sich 
auf 0,381. 
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Schaubild 22: Gewinnverteilung 
n = 80 
 
 
4.6.1.3 Interdependenzen  
 
Umsatz und Betriebsergebnis werden in hohem Maße vom Risikoverhalten des Betriebsleiters 
beeinflusst. Risikoscheue Betriebsleiter erwirtschaften tendenziell höhere Umsätze und bessere 
Betriebsergebnisse als risikoneutrale oder -freundliche Betriebsleiter. Risikofreudige und  
-neutrale Betriebsleiter sind dagegen in den unteren Umsatz- und Ergebnisklassen 
überrepräsentiert. Dies belegen die beiden folgenden Kreuztabellierungen. 
Tabelle 49: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Umsatz 
 
Umsatz risikoscheu risikoneutral oder -
freudig 
Insgesamt 
≤ 50 Mio Lire 11 
65 % 
20 % 
6 
35 % 
32 % 
17 
100 % 
23 % 
> 50 Mio Lire 43 
77 % 
80 % 
13 
23 % 
68 % 
56 
100 % 
77 % 
Insgesamt 54 
74 % 
100 % 
19  
26 % 
100 % 
73 
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Tabelle 50: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Betriebsergebnis 
Betriebsergebnis risikoscheu risikoneutral oder 
freudig 
Insgesamt 
bis 10 Mio Lire 27 
68 % 
49 % 
13 
32 % 
65 % 
40 
100 % 
53 % 
mehr als 10 Mio Lire 28 
80 % 
51 % 
7 
20 % 
35 % 
35 
100 % 
47 % 
Insgesamt 55 
73 % 
100 % 
20  
27 % 
100 % 
75 
 
 
Der Versicherungsstatus des Betriebs hat keinen Einfluss auf das Betriebsergebnis. Eine 
Kreuztabellierung mit validem Chi-Quadrat-Test ergibt keinen signifikanten Unterschied zwischen 
den Betrieben, die mehr als 10 Mio Lire erwirtschaften und denen, die weniger als das oder sogar 
Verluste einfahren. Die Versicherungsentscheidung scheint also ergebnisneutral zu sein. 
Die Häufigkeit von Kalamitäten hat den erwarteten Einfluss auf das Betriebsergebnis. Betriebe, die 
durchschnittlich oder sehr häufig betroffen waren, sind in der unteren Ergebnisgruppe 
überrepräsentiert, während erfolgreichere Betriebe deutlich seltener von Kalamitäten betroffen 
waren. Daraus folgt, dass die Erstattungen von durch Kalamitätenhilfen nicht ausreichend waren, 
so dass geschädigte Betriebs- und Produktionsgrundlagen nicht vollständig wiederhergestellt 
werden konnten. Dies beweist die folgende Kontingenztabellenanalyse.  
 
Tabelle 51: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Betriebsergebnis und 
Kalamitätenhäufigkeit 
Betriebsergebnis schwach betroffen durchschnittlich oder 
stark betroffen 
Insgesamt 
bis 10 Mio Lire 16 
35 % 
52 % 
29 
65 % 
59 % 
45 
100 % 
56 % 
mehr als 10 Mio Lire 15 
43 % 
48 % 
20 
57 % 
41 % 
35 
100 % 
44 % 
Insgesamt 31 
39 % 
100 % 
49  
61 % 
100 % 
80 
 
 
Dieser Zusammenhang bestätigt sich bei der Kreuztabellierung von Betriebsergebnis und der 
Auszahlung von Kalamitätenhilfe an die Betriebe. Letztere ist eine Funktion der 
Schadenshäufigkeit und des Schadensausmaßes. Betriebe mit einem schlechten Betriebsergebnis 
haben in der Vergangenheit mit größerer Wahrscheinlichkeit Kalamitätenhilfe erhalten als Betriebe 
mit einem Betriebsergebnis von mehr als 10 Mio Lire. 
Die Schadensprävention in Form von Hagelnetzen, Beregnungs- oder Berauchungsanlagen scheint 
sich nicht bezahlt zu machen. Aus der folgenden Kreuztabelle geht hervor, dass Betriebe, die 
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Vorbeugemaßnahmen ergreifen, öfter in den unteren Ergebnisklassen auftauchen als solche, die 
darauf verzichten. Dies könnte jedoch auch das Ergebnis der höheren Schadenswahrscheinlichkeit 
sein, von denen vorbeugende Betriebe betroffen sind. 
Tabelle 52: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Schadensprävention und 
Betriebsergebnis 
Betriebsergebnis beugt nicht vor beugt vor Insgesamt 
bis 10 Mio Lire 22 
51 % 
48 % 
21 
49 % 
66 % 
43 
100 % 
55 % 
mehr als 10 Mio Lire 24 
69 % 
52 % 
11 
31 % 
34 % 
35 
100 % 
45 % 
Insgesamt 46 
59 % 
100 % 
32  
41 % 
100 % 
78 
 
 
 
4.6.2 Zufriedenheit 
Die Zufriedenheit der befragten Betriebsleiter mit dem Kalamitätenhilfensystem fällt verglichen 
mit dem selbstbestimmten Versicherungsstatus gering aus. Ein Drittel der Betriebsleiter äußert 
Zufriedenheit mit den Beihilfen, zwei Drittel haben Kritik anzumerken, z.B. an der 35 %-Schwelle 
beim Schadensausmaß, an der Regionalisierung als Kriterium und an der langen Frist zwischen 
Antragsstellung und Auszahlung. Die meisten Betriebe warten etwa ein Jahr auf die Auszahlung, 
nur 4 haben die Beihilfen bereits nach einem halben Jahr erhalten. Jeweils 12 Betriebe müssen zwei 
Jahre oder sogar länger als zwei Jahre warten. Zudem geben nur 17 der 53 betroffenen Betriebe an, 
die Beihilfe habe mehr als die Hälfte des Schadens oder den Schaden ausreichend abgedeckt. Die 
anderen beklagen, dass die Beihilfe absolut unzureichend, verglichen mit dem Schaden, gewesen 
sei; 21 Befragte geben an, die Beihilfe habe zwischen 10 % und 40 % des Schadens abgedeckt.  
Auf die Frage Fühlen Sie sich gut versichert? antworteten dagegen mehr als 70 % der Befragten 
mit Ja, weniger als 30 % äußerten sich unzufrieden. Diejenigen Befragten, die mit dem 
staatlichen Beihilfenangebot zufrieden sind, zeigen sich öfter zufrieden mit dem 
Versicherungsstatus des Betriebes und umgekehrt. Unzufriedenheit schließt stets beides ein: mit 
dem Versicherungsstatus ebenso wie mit dem Beihilfenangebot. Dies belegt die folgende 
Kreuztabelle. 
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Tabelle 53: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Zufriedenheit mit dem 
Versicherungsstatus und Zufriedenheit mit dem Beihilfenangebot 
Zufriedenheit mit dem 
Beihilfenangebot 
fühle mich nicht gut 
versichert 
fühle mich gut 
versichert 
Insgesamt 
zufrieden 4 
18 % 
22 % 
18 
82 % 
46 % 
22 
100 % 
37 % 
nicht zufrieden 14 
40 % 
78 % 
21 
60 % 
54 % 
35 
100 % 
61 % 
Insgesamt 18 
32 % 
100 % 
39  
68 % 
100 % 
57 
 
 
Das Risikoverhalten des Betriebsleiters scheint die Zufriedenheit mit dem Beihilfenangebot positiv 
zu beeinflussen, das heißt, ein risikofreudiger oder risikoneutraler Betriebsleiter äußert sich mit 
größerer Wahrscheinlichkeit zufrieden mit dem Beihilfenangebot als ein risikoscheuer 
Betriebsleiter. Die folgende Kontingenztabelle erhärtet diese Annahme; der valide Chi-Quadrat-
Test ergibt einen positiven Koeffizienten. 
 
Tabelle 54: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Risikotyp und Zufriedenheit mit 
dem Beihilfenangebot 
Zufriedenheit mit dem 
Beihilfenangebot 
risikoscheu risikoneutral oder -
freudig 
Insgesamt 
zufrieden 11 
55 % 
25 % 
9 
45 % 
60 % 
20 
100 % 
34 % 
nicht zufrieden 33 
85 % 
75 % 
6 
15 % 
40 % 
39 
100 % 
66 % 
Insgesamt 44 
75 % 
100 % 
15  
25 % 
100 % 
59 
 
 
Die Versicherungszufriedenheit wird dagegen wesentlich von Schadensumfang und -häufigkeit 
beeinflusst. Dies zeigt sich am Zusammenhang zwischen der Versicherungszufriedenheit und dem 
Erhalt von Kalamitätenhilfe, wie er in der folgenden Kreuztabellierung dargestellt ist. Die 
Kontingenztabellenanalyse, dass diejenigen Betriebsleiter, die nie eine Beihilfe erhalten haben, mit 
größerer Wahrscheinlichkeit mit ihrem Versicherungsstatus zufrieden sind als Betriebsleiter, die 
bereits einmal eine Beihilfe erhalten haben, weshalb davon auszugehen ist, dass sie wenigstens 
einmal in der Vergangenheit von einem größeren, nicht versicherbaren Schaden betroffen waren. 
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Tabelle 55: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Versicherungszufriedenheit und 
Erhalt von Kalamitätenhilfe 
Erhalt von 
Kalamitätenhilfe 
nein, habe nie 
erhalten 
ja, habe erhalten Insgesamt 
fühle mich nicht gut 
versichert 
5 
24 % 
18 % 
16 
76 % 
36 % 
21 
100 % 
29 % 
fühle mich gut 
versichert 
23 
45 % 
82 % 
28 
55 % 
64 % 
51 
100 % 
71 % 
Insgesamt 28 
39 % 
100 % 
44  
61 % 
100 % 
72 
 
 
 
4.6.3 Betriebliche Perspektive 
 
Die Perspektive des Betriebsleiters ist in erster Linie eine Funktion seines Alters. Sie hängt aber 
auch mit seinem Risikoverhalten zusammen; Betriebsleiter, die sich als risikoscheu einstufen, 
finden sich mit größerer Wahrscheinlichkeit in der Gruppe der Betriebsleiter mit einer langfristigen 
oder noch unbestimmten Perspektive als risikoneutrale oder risikofreudige Betriebsleiter. Letztere 
geben häufiger an, eine kurz- oder mittelfristige Perspektive zu haben, d.h. eine Perspektive von bis 
zu 10 Jahren. Je schwieriger die Bedingungen auf dem außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmarkt 
sind, um so eher geben die Betriebsleiter an, eine langfristige oder unbestimmte Perspektive zu 
besitzen. Die Betriebsleiter, die ihre Erwerbsalternativen als günstig einschätzen, beschreiben ihre 
Perspektive als kurz- und mittelfristig.  
Der Erfolg des Betriebes und der betrieblichen Entscheidungen kann nicht nur in monetären 
Ergebnisgrößen oder in Zufriedenheit gemessen werden. Er spiegelt sich möglicherweise auch in 
der Lösung des Hofnachfolgeproblems. Einen Hochnachfolger vorweisen zu können, sei dies ein 
Familienmitglied oder ein Partner, ist ein Kennzeichen für einen Betrieb, der eine eigene 
Entwicklungsperspektive hat, unabhängig von der Perspektive des Betriebsleiters.  
Ein Drittel der Betriebsleiter sind nach eigenen Angaben ohne Nachfolger. Die Unterschiede bei 
einzelnen Kriterien zwischen den Betrieben mit Nachfolger und den Betrieben ohne Nachfolger 
fallen gering aus. Trotzdem lässt sich sagen, dass mit statistischer Signifikanz risikofreudige 
Betriebsleiter eher einen Nachfolger nennen können als risikoscheue. Versicherte Betriebe haben 
häufiger Nachfolgeprobleme als nicht versicherte Betriebe und Betriebe, die wenigstens einmal 
Kalamitätenhilfen erhalten haben eher als Betriebe, die im betrachteten Zeitraum keine solche 
Beihilfe erhalten haben. Dies könnte darauf hindeuten, dass eine Art Frustrationseffekt gibt, der 
bewirkt, dass eine hohe Schadenshäufigkeit oder ein überdurchschnittliches Ausmaß an 
Witterungsschäden dazu führt, dass ein Betrieb für einen Jungunternehmer uninteressant ist. Die 
folgende Kreuztabelle zeigt den Zusammenhang zwischen Nachfolgeproblem und Erhalt von 
Kalamitätenhilfe. 
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Tabelle 56: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Nachfolgeproblem und Erhalt von 
Kalamitätenhilfe 
Erhalt von 
Kalamitätenhilfe 
kein Nachfolger Nachfolger 
vorhanden 
Insgesamt 
habe nie 
Kalamitätenhilfe 
erhalten 
7 
20 % 
26 % 
28 
80 % 
47 % 
35 
100 % 
40 % 
habe wenigstens einmal 
Kalamitätenhilfe 
erhalten 
20 
38 % 
74 % 
32 
62 % 
53 % 
52 
100 % 
60 % 
Insgesamt 27 
31 % 
100 % 
60  
69 % 
100 % 
87 
 
 
 
Schließlich besteht auch ein Zusammenhang zwischen der Lösung des Nachfolgeproblems und den 
finanziellen Ergebnisgrößen des betrieblichen Wirtschaftens. Betriebe mit einem Umsatz von mehr 
als 100 Mio Lire (101.000 DM) können öfter einen Nachfolger benennen als Betriebe mit einem 
geringeren Umsatz und erfolgreichere Betriebe öfter als weniger erfolgreiche. Damit hat die 
Häufigkeit und das Ausmaß von Kalamitätenschäden, die, wie in  Kap. 4.6.1.3 nachgewiesen 
wurde, Umsatz und Betriebsergebnis beeinflussen, einen Effekt auf die Hofnachfolge. Je häufiger 
der Betrieb Kalamitätenschäden erleidet, die nicht in vollem Umfang ausgeglichen werden, umso 
schwerer wird es, die Nachfolgefrage zu lösen. Dies ist aus den beiden folgenden 
Kontingenztabellenanalysen ersichtlich. 
 
Tabelle 57: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Nachfolgeproblem und Umsatz 
Umsatz kein Nachfolger Nachfolger 
vorhanden 
Insgesamt 
≤ 50 Mio Lire 10 
48 % 
37 % 
11 
52 % 
22 % 
21 
100 % 
27 % 
> 50 Mio Lire 17 
30 % 
63 % 
40 
70 % 
78 % 
57 
100 % 
73 % 
Insgesamt 27 
35 % 
100 % 
51  
65 % 
100 % 
78 
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Tabelle 58: Kontingenztabellenanalyse: Zusammenhang zwischen Nachfolgeproblem und 
Betriebsergebnis 
Betriebsergebnis kein Nachfolger Nachfolger 
vorhanden 
Insgesamt 
bis 10 Mio Lire 11 
25 % 
44 % 
33 
75 % 
61 % 
44 
100 % 
56 % 
mehr als 10 Mio Lire 14 
42 % 
56 % 
21 
58 % 
39 % 
33 
100 % 
44 % 
Insgesamt 25 
32 % 
100 % 
54  
68 % 
100 % 
79 
 
 
 
 
4.7 Zur Logik betrieblicher Entscheidungsprozesse unter Unsicherheit 
Im folgenden sollen die Ergebnisse der Befragung und ihre Aussage über betriebliche 
Entscheidungsprozesse zusammengefasst dargestellt werden. Dabei wird der Zusammenhang der 
jeweiligen Entscheidungsaufgaben mit dem Management naturbedingter Risiken herausgearbeitet. 
Die Entscheidungen werden durch externe und interne Parameter beeinflusst.  
Schaubild 23: Anbauplanungsentscheidung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Anbauplanung, wenn sie als Teil des Managements naturbedingter Risiken betrachtet wird, 
wird in erster Linie von systemischen Parametern beeinflusst. Dazu zählen neben 
Standorteigenschaften und Vermarktungsmöglichkeiten die Risikoeinstellung des Betriebsleiters 
und die Größe des Betriebes. Je mehr Flexibilität die Ausstattung des Betriebes und die Einstellung 
des Betriebsleiters zulassen, umso eher werden Anpassungen im Dienste des Risikomanagements 
vorgenommen. Anders als erwartet verursacht die Versicherungsintervention für zwei Drittel der 
Betriebe keine Änderung des Anbauprogramms; d.h. insbesondere, dass die Wahl der angebauten 
Produkte nicht auf die prämienbegünstigte Ernteversicherung abgestellt wurde, sondern die 
Subvention mitgenommen wurde. Ihr Verhalten lässt sich als beharrend kennzeichnen. 
BETRIEB Anbauplan Produkte 
Externer Einfluss: 
Versicherungsintervention 
Systemparameter  
- Betriebsgröße 
- Risikoeinstellung 
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In der Investitionsplanung kommt die staatliche Intervention durch die Bereitstellung von 
Agrarkrediten deutlich zum Tragen. Nur eine Minderheit der Betriebe hat investiert, ohne einen 
solchen Kredit zu nutzen. Unter den internen Einflussfaktoren auf Investitionsentscheidungen sind 
wiederum die Risikoeinstellung des Entscheiders und die Hofnachfolge zu nennen. Wenn es keinen 
Hofnachfolger gibt, wirkt dies bremsend auf die Investitionstätigkeit, woran auch die 
Investitionsförderung nichts ändern kann. Eine vorsichtige und Risiko scheuende Einstellung zieht 
ebenfalls eine geringere Investitionsneigung nach sich.  
Schaubild 24: Investitionsentscheidung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Schadensvorbeugungs-  und Versicherungsentscheidung wurden in der vorliegenden Untersuchung 
genauer betrachtet. Die jeweiligen Entscheidungsaufgaben sollen zunächst jede für sich und 
anschließend mit ihren Wechselwirkungen dargestellt werden. 
Schaubild 25: Präventionsentscheidung 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Nur in wenigen Betrieben werden Schadenverhütungsmaßnahmen ergriffen, obwohl es theoretisch 
in allen befragten Betrieben technische Möglichkeiten dazu gäbe. Ob ein Betriebsleiter 
BETRIEB Investition 
Betriebsstruktur 
und -organisation 
Systemparameter:  
- Risikoeinstellung 
- Hofnachfolge 
Externer Einfluss: 
Agrarkredit 
BETRIEB Schadenverhütung Ertragsvariabilität 
Externer Einfluss: 
- Schadensursache 
- Versicherungssubvention 
Systemparameter: 
- Versicherungsstatus 
- Risikoeinstellung 
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Anstrengungen unternimmt, um durch Witterungsunbilden verursachten Schaden abzuwenden oder 
zu verringern, hängt vor allem davon von der Art des Schadens ab. Die zur Verfügung stehenden 
Technologien sind in der Regel nur einer spezifischen Schadenursache angepasst; bei anderen 
Witterungsunbilden können sie den Schaden nicht verhüten. Aber auch der Versicherungsstatus des 
Betriebes beeinflusst die Präventionsentscheidung, da sich Versicherung und Vorbeugemaßnahmen 
substitutieren; letztere sichert zwar den physischen Ertrag, die Versicherung stabilisiert statt dessen 
den monetären Ertrag. Zudem bedeuten Vorbeugemaßnahmen, wie z.B. Hagelnetze, eine 
Investition, die sich über mehrere Jahre amortisieren muss, während eine Versicherung jährlich 
gekündigt werden kann. Bei einer Änderung des Anbauprogramms könnte eine Versicherung leicht 
angepasst werden, während eine Investition in Schadensverhütungsmaßnahmen versunkene Kosten 
darstellt. Weil der Versicherungsstatus Einfluss auf die Präventionsentscheidung hat, ist es auch 
von Bedeutung, ob Versicherungssubventionen für den speziellen Standort und die fragliche Kultur 
gewährt werden. Ist dies nicht der Fall, verbessert das die relative Attraktivität von 
Schadenverhütungsmaßnahmen.  
Eine risikoaverse Grundeinstellung bringt einen Entscheider dazu, Präventionsmaßnahmen zu 
ergreifen. Bei Versicherungsentscheidungen sind es allerdings eher die risikoneutralen oder  
-freundlichen Betriebleiter, die die Versicherungsoption wahrnehmen. Dies könnte damit 
zusammenhängen, dass die Versicherungsentscheidung selbst ein schwer abschätzbares Risiko 
beinhaltet, nämlich ihr Verhältnis von Kosten zu Leistungen und die Frage, ob sie das tatsächliche 
Ertragsrisiko abdecken und bei Schäden tatsächlich Erstattungen in einer dem Schaden 
entsprechenden Höhe ausgezahlt werden. Dieses Problem tritt vor allem bei Qualitätsschäden und 
bei erhöhten Ernte- oder Verarbeitungskosten auf. Weitere interne Einflussfaktoren sind die 
Betriebsgröße und der Kreditstatus des Betriebes.  
Schaubild 26: Versicherungsentscheidung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 
BETRIEB Versicherung Ergebnisvariabilität 
Externer Einfluss: 
- Versicherungssubvention 
Systemparameter: 
- Betriebsgröße 
- Risikoverhalten 
- Kreditstatus 
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Zu den vom Betrieb nicht steuerbaren externen Parametern zählt die Versicherungssubvention. 
Obowohl davon auszugehen ist, dass eine Versicherungssubvention in Höhe von 40 % bis 50 % der 
Bruttoprämie mehr als die Übernahme des Verwaltungs- und Gewinnzuschlages der 
Versicherungsgesellschaften durch den Staat bedeutet, gibt es eine Reihe von Betriebsleitern, die 
diesen Einkommenstransfer an die Landwirtschaft nicht in Anspruch nehmen. Im italienischen 
Durchschnitt sind dies sogar noch deutlich mehr als in der Stichprobe.  
Das folgende Schaubild zeigt die Wechselwirkungen zwischen Partizipation an der 
prämienbegünstigten Ernteversicherung, den Aktivitäten der Schadensvorbeugung und den 
verschiedenen in dieser Untersuchung erhobenen Einflussfaktoren. Einige Faktoren wirken auf 
beide Ansätze im Management von witterungsbedingten Risiken gleichermaßen, z.B. geht eine 
bessere Ausbildung mit einem geringeren Engagement im Ertragsrisikomanagement einher, d.h. 
sowohl was die Versicherung als auch was die Schadenverhütung betrifft. Andere Faktoren gehen 
mit einer höheren Partizipation an der Versicherung, aber mit einer geringen Präventionsneigung 
einher, z.B. die Inanspruchnahme von Beratung. Eine dritte Klasse von Einflussfaktoren zieht eine 
höhere Präventionsaktivität, aber eine geringere Neigung, sich zu versichern, nach sich, z.B. die 
Betriebsgröße.  
Im Schaubild werden zudem die Wirkungen auf das Betriebsergebnis dargestellt; während die 
Partizipation an der prämienbegünstigten  Ernteversicherung im Durchschnitt der Betriebe 
ergebnisneutral bleibt, steht das Engagement für Schadenverhütung in negativer Korrelation zum 
Betriebsergebnis. Dies hängt vermutlich vor allem mit den Nachteilen zusammen, die eine hohe 
Betroffenheit durch Kalamitäten mit sich bringt.  
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Schaubild 27: Wechselwirkungen zwischen Partizipation an der Versicherung, Schadensvorbeugung 
und Betriebsergebnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
 
 
 
PARTIZIPATION AN 
VERSICHERUNG 
SCHADENS-
VORBEUGUNG 
BETRIEBSERGEBNIS 
Betroffenheit von 
Kalamitäten 
Ausbildung 
Alter 
Risiko-
scheu 
Auszahlung von 
Kalamitätenhilfen 
Versicherungs-
subvention 
Agrar-
kredit 
Integra-
tionsgrad 
Beratung 
Betriebs-
größe 
Erwerbs-
alternativen 
+ 
+ 
+ 
+ 
- 
+ 
- + 
+ 
-
-
- 
+ 
+ 
- 
-
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5 Interventionsreaktionen landwirtschaftlicher Betriebe  
 
 
5.1 Reaktionen auf die Kalamitätenhilfe 
Damit ein landwirtschaftlicher Betrieb Anspruch auf eine Kalamitätenhilfe erheben kann, muss der 
Verlust, der direkt durch die Kalamität verursacht wurde, mindestens 35 % des Produktionswertes 
betragen. Seit der EU-Agrarreform 1992 werden bei der Festsetzung der marktfähigen Erzeugung 
aus der Pflanzenproduktion die EU-Flächenprämien angerechnet. Die auf die Fläche bezogenen 
Preisausgleichszahlungen tragen dazu bei, das Produktionsrisiko bei den entsprechenden Kulturen 
zu nivellieren, da der Naturalertrag nur noch für etwa die Hälfte des Einkommens aus der 
pflanzlichen Produktion verantwortlich ist, während die Flächenprämie einen sicheren, 
witterungsunabhängigen Einkommensbestandteil darstellt.  
Im Getreidebaubetrieb, dessen Bruttoflächenerlöse81 zu 30 % aus Prämien bestehen, muss der reale 
Ertragsverlust also etwa 50 % betragen, damit insgesamt die 35 %-Schwelle überschritten wird. Bei 
Ölsaaten, bei denen Prämie und Marktertrag etwa gleichgewichtig am Bruttoflächenerlös beteiligt 
sind, muss der Verlust 70 % des Naturalertrages erreichen, damit eine Kalamitätenhilfe beantragt 
werden kann. 
Anders sieht es im Obst-, Gemüse- und Weinbau aus, für die keine Flächenprämien gewährt 
werden. Sofern diese Kulturen in der betroffenen Zone nicht gegen die jeweilige Kalamität, also 
z.B. Hagel oder Frost, versicherbar sind, kann die 35 %- Schwelle umso schneller erreicht werden, 
je spezialisierter der Betrieb ist und je gravierender die Ertrags- und Preisschwankungen durch 
Qualitätsminderung sind.  
Es lässt sich der Schluss ziehen, dass das System der Kalamitätenhilfen unter den gegebenen 
Umständen nur beim Anbau von Dauer- und Sonderkulturen, bei denen die Marktordnungen keine 
Flächenprämien vorsehen, von Bedeutung für die landwirtschaftlichen Einkommen und damit für 
die Wettbewerbskraft der Betriebe ist. Für diese Kulturen ist das System gut angepasst. Praktisch 
bedeutungslos ist es dagegen für Getreide- und Ölsaatenproduzenten sowie für die viehhaltenden 
Betriebe.  
Die als verlorene Zuschüsse gewährten Kalamitätenhilfen dienen als Soforthilfemaßnahmen. Die 
Beihilfe soll die nach Kalamitäten auftretenden Liquiditätsengpässe beseitigen, indem den 
Betrieben Mittel zur Verfügung gestellt werden, mit denen sie alle regelmäßig oder unregelmäßig 
anfallenden Kosten begleichen können, z.B. Löhne, Lebenshaltungskosten, Strom und Wasser. 
Verlorene Zuschüsse zu betrieblichen Investitionen werden eingesetzt, um die Reparatur oder den 
Ersatz von betrieblicher Technik oder Anlagen, z.B. verschlämmte Entwässerungskanäle, zu 
finanzieren. Diese Maßnahmen müssen in der Regel sofort durchgeführt werden, da besonders 
                                                           
81  Naturalertrag in dt/ha x Erzeugerpreis in Lire/dt + Transferleistungen 
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solche Einrichtungen betroffen sind, deren Funktionstüchtigkeit durch jede Kalamität unmittelbar 
beeinträchtigt wird. 
Fünfjährige Kredite ersetzen Umlaufvermögen, das durch die Kalamität verloren geht, z.B. weil 
aus der Ernte keine Erlöse mehr erzielt werden bzw. unvorhergesehen höhere Erntekosten 
entstehen. Diese Kredite sind für den Kauf von Betriebsmitteln gedacht. Sie sollen nicht für eine 
längerfristige betriebliche Umstrukturierung verwendet werden. Zehnjährige Kredite dagegen sind 
für den Wiederaufbau von Betriebsstrukturen vorgesehen. Ihre Fristigkeit entspricht der 
Nutzungsdauer von Gebäuden, Anlagen und Maschinen. Die Kreditsummen fallen entsprechend 
höher aus. Sie können zum Erwerb von lebendem und totem Inventar eingesetzt werden, das als 
Produktionsmittel in mehr als einer Produktionsperiode eingesetzt wird. Bei der Vergabe der 
Kredite werden die Geschäftsbanken  zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit der Betriebe 
herangezogen; damit verringert sich die Informationsasymmetrie, die zu Ungunsten des Staates 
besteht. Da sich die staatliche Kreditgarantie über den Interbankenfonds nur auf einen Teil der 
Kreditsumme erstreckt, sind die Banken daran interessiert, die Bonität der Betriebe zu prüfen, an 
die sie Kredite ausreichen, um das ihnen verbleibende Haftungsrisiko zu verringern. 
75 % der Kalamitätenbeihilfen werden als verlorene Zuschüsse ausgezahlt, 25 % als Zinszuschüsse 
zu Sonderkrediten. Über die Hälfte der Beihilfen wird zur Entschädigung der Betriebe für die 
erlittenen Ernteverluste eingesetzt, ein weiteres Drittel für Schäden an den betrieblichen Anlagen, 
Gebäuden und Geräten. Etwa 16 % werden für Reparaturen und Erneuerungen von ländlichen 
Infrastruktureinrichtungen, Be- und Entwässerungsanlagen bereitgestellt. 
Die Landwirte zeigen eine deutliche Vorliebe für den verlorenen Zuschuss82. Kreditförderungen 
sind für sie wesentlich weniger interessant, da sie die Subvention anscheinend im Haushalt 
konsumieren und nicht in betriebliche Reparaturen investieren wollen. Am Beispiel der 
Entwicklung der Auszahlungen in der Emilia-Romagna von 1994 bis 1996 (Kap. 3.3.3.3) zeigt 
sich, dass der verlorene Zuschuss nicht nur bei der Erstattung der unmittelbaren Ernteverluste die 
größte Bedeutung hat, sondern auch bei der Förderung der Wiederinstandsetzung.  
In der Vergangenheit haben die Kalamitätenhilfen immer nur den kleinsten Teil der gemeldeten 
Schäden abgedeckt83. Selbst in normalen Jahren reichen die verfügbaren Mittel bei weitem nicht 
aus, so dass zahlreiche Kalamitätenverluste unentschädigt bleiben müssen. Die Unberechenbarkeit 
von Beihilfen für den landwirtschaftlichen Betrieb und die oft lange Verzögerung der Auszahlung 
schmälert die positiven Subventionseffekte. Gerade die langen Abwicklungszeiten bedeuten, dass 
die Beihilfen keine idealen Existenzgarantien darstellen, weil die verspäteten Auszahlungen die 
Liquiditäts- und Stabilitätsprobleme, die in der Regel unmittelbar im Anschluss an die Kalamität 
auftreten, nicht wirksam lösen können. 
Wie die Auswertung der Befragung zeigt, garantiert die Begünstigung eines Betriebes mit 
Kalamitätenhilfen nicht, dass die betriebliche Perspektive wirksam verbessert wird (Kap. 4.6.3). 
Das Nachfolgeproblem ist tatsächlich eher in Betrieben gelöst, die in der jüngeren Vergangenheit 
                                                           
82   Beispiel Piemont 1997, Emilia-Romagna 1994-96. 
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trotz Kalamitätenschäden keine Kalamitätenhilfen erhalten haben. Dies liegt freilich in erster Linie 
daran, dass in einem solchen Fall der Betrieb insgesamt eine eher günstige Ertragslage aufweist. 
Die Kalamitätenbeihilfe, ob als verlorener Zuschuss oder Kreditbeihilfe kann diesen Standort- oder 
Zufallsvorteil aber nicht ausgleichen. Auch  die geringe Zufriedenheit der Betriebsleiter mit der 
Kalamitätenhilfe - fast zwei Drittel sind mit dem Geldgeschenk nicht zufrieden - deutet darauf 
hin, dass die ausgleichende Wirkung als sehr begrenzt empfungen wird. 
Als Interventionsreaktion auf die Kalamitätenhilfe weist die Befragung nach, dass die Auszahlung 
der Kalamitätenhilfen die Neigung der Landwirte, eigene Vorbeugungsmaßnahmen zu ergreifen, 
dämpft. Betriebe, die in den letzten Jahren in den Genuss von verlorenen Zuschüssen oder 
Zinszuschüssen gekommen sind, betreiben noch weniger Prävention als andere. Im Falle einer 
Kalamität kann nämlich die schadenbegrenzende Wirkung einer Frostberegnung dazu führen, dass 
die Schadensschwelle von 35 % gerade nicht überschritten wird. In diesem Fall wäre der Betrieb 
unter Umständen besser gestellt, er hätte den gesamten Schaden in Kauf gekommen und damit die 
Berechtigung für die Kalamitätenhilfe erworben. 
Der Zweck der beiden Instrumente Zuschuss und Kreditförderung ist die Verbesserung der 
kurzfristigen Überlebensfähigkeit der Betriebe. Tatsächlich kappen die verlorenen Zuschüsse und 
Kredithilfen effektiv das extreme Risiko. Trotz im europäischen Durchschnitt vergleichsweise 
häufiger Jahrhundertkatastrophen ist die Abnahmerate bei der Anzahl der Betriebe und dem 
Umfang der bewirtschafteten Fläche nicht höher als in anderen europäischen Ländern. Im Obst-, 
Gemüse- und Weinbau, die einen großen Anteil an der landwirtschaftlichen Erzeugung haben, 
tragen die Kalamitätenhilfen nachweislich dazu bei, die Entsiedelung und Verödung klimatisch 
gefährdeter Landstriche zu verzögern oder sogar zu verhindern.  
Das folgende Schaubild zeigt am Beispiel des Jahres 1997, wie die Beihilfen in den einzelnen 
Gebieten verteilt werden. Die Entschädigungen für Ernteausfälle sind in Norditalien besonders 
hoch; dies entspricht dem überdurchschnittlich hohen Produktionswert im Vergleich zu Mittel- und 
Süditalien. Mittelitalien profitiert von den Beihilfen zur Infrastruktur mehr als die anderen 
Regionen, dabei sind die Erdbebenschäden vom Oktober und November 1997 noch nicht 
berücksichtigt. In Süditalien werden knapp 42 % der Mittel für Reparaturen eingesetzt, der größte 
Teil davon als verlorener Zuschuss zu den dringenden Instandsetzungsmaßnahmen. Süditalien zieht 
den größten Vorteil aus dem Nationalen Solidaritätsfonds, obwohl im Durchschnitt weniger 
intensiv, mit geringeren Erträgen und geringerem Faktoreinsatz gewirtschaftet wird. Allerdings 
finden sich im Mezzogiorno verstärkt die nicht versicherbaren Risiken Dürre und sintflutartige 
Regenfälle und nicht versicherbare Kulturen, wie z.B. Oliven.  
                                                                                                                                                                                
83  Auswertung von TV, IA, Sole 24 (Jahrgänge 1988-1996); AIAG, 1999, S. 32. 
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Schaubild 28: Verteilung der Kalamitätenhilfen, Kapitel Beihilfen, 1997 
 
 
Quelle: MILANI, 1997, S. 1 und S. 7. 
 
 
 
Das folgende Schaubild zeigt, dass die Verteilung der Beihilfen 1997 nicht der Verteilung der 
festgestellten Schäden entspricht, es also eine regionale Schieflage zugunsten der süditalienischen 
Regionen, aber auch der Lombardei und Umbrien gibt, während die Emilia-Romagna und 
Trentino-Südtirol vergleichsweise benachteiligt werden. An dieser Stelle kann nur gemutmaßt 
werden, dass einige Regionen sich stärker als andere dafür einsetzen, Mittel aus dem 
Solidaritätsfonds an ihre landwirtschaftlichen Betriebe zu leiten; aus Sicht der Landwirte entsteht 
dadurch ein Gerechtigkeitsproblem. Die Absicht des Landwirtschaftsministeriums, einen 
interregionalen Ausgleich der agrarstrukturellen Entwicklung zu bewirken, wirkt in dieselbe 
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Richtung. Die Nivellierung von Standortunterschieden bestraft in erster Linie norditalienische 
Betriebe, die sich durch eine größere ökonomische Ertragskraft auszeichnen.  
Schaubild 29: Verteilung von Schäden und Beihilfen aus dem Kalamitätenfonds auf die Regionen, 
199784 
 
Quelle: MILANI, 1997, S. 7. 
 
Für Süditalien ist der verlorene Zuschuss die am häufigsten gewährte Beihilfeform. Dies spiegelt 
die häufig geringe Leistungsfähigkeit und die dünne Kapitaldecke der süditalienischen Betriebe 
wider, die nach einer Kalamität besonders dringend liquide Mittel benötigen, während sie an 
Krediten weniger interessiert sind, unter anderem auch deswegen, weil sie wegen zu geringer 
Absicherungsmöglichkeiten mit und ohne Zinsbegünstigung von den Banken keinen Zugang zu 
Krediten erhalten. In Norditalien dagegen stellt die Investitionshilfe, d.h. der zinsbegünstigte 
Agrarkredit, die beliebteste Beihilfe dar. Dies kommt zum Teil daher, dass die Betriebe aufwendige 
betriebliche Anlagen, z.B. zur Beregnung, besitzen. Andererseits sind die Betriebe im Durchschnitt 
eher geeignet und bereit, die staatliche Beihilfe aus eigenen Mitteln aufzustocken, um die 
Produktion wieder in Gang zu bringen. In Mittelitalien sucht man möglicherweise mittels 
verstärkter Infrastrukturförderung den Anschluss an Norditalien. 
 
                                                           
84   Zur besseren Übersicht sind nicht alle Regionen dargestellt. 
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Schaubild 30: Verwendung der Kalamitätenhilfen, Kapitel Beihilfen, nach Regionen und Form, 1997 
 
Quelle: MILANI, 1997, S. 7. 
 
Im Vergleich zu den Versicherungssubventionen sind die verschiedenen Beihilfeinterventionen von 
der Form her bürokratischer und erfordern einen höheren staatlichen Verwaltungsaufwand. 
Andererseits erlauben sie dem Landwirtschaftsministerium bzw. den regionalen 
Landwirtschaftsverwaltungen, Fördermittel direkt an einzelne Betriebe zu verteilen, was einen 
politischen, wahltaktischen Vorteil darstellen kann. Versicherungssubventionen dagegen kommen 
allen Betrieben in gleicher Weise zugute und werden von den Betrieben nicht als individuelle 
Katastrophenhilfe eingeschätzt. Im Gegensatz zur Versicherungssubvention kommt die 
Kalamitätenhilfe als Beihilfe beim landwirtschaftlichen Betrieb an und nicht bei einem Dritten, 
z.B. der Versicherungsgesellschaft. Dadurch ist ihr Beihilfecharakter leichter erkennbar und 
transparenter. So kann erklärt werden, dass der Beihilfenetat des Nationalen Soidaritätsfonds im 
Vergleich zum Versicherungssubventionsetat besser ausgestattet ist, obwohl alle am System 
Beteiligten zugeben, dass die Versicherungssubventionen schneller und effektiver im Sinne einer 
Einkommensgarantie wirken. 
 
 
5.2 Reaktionen auf die Versicherungssubvention 
Die Beiträge zu Kalamitätenversicherungen werden im Prinzip je etwa zur Hälfte vom italienischen 
Staat und von den Landwirten getragen. Die Staatsquote am Prämienaufkommen ist allerdings 
unter den Haushaltsbeschränkungen der letzten Jahre kontinuierlich zurückgegangen85. Im Jahr 
1996 trug der Staat nur noch 45 %, im Jahr 1997 durchschnittlich 42 % bei. In einzelnen Provinzen 
gewährt die Administration allerdings weitere Zuschüsse in Höhe von 10 % bis 20 % der Prämien. 
Auch die Region bzw. das Konsortium kann theoretisch Beitragszuschüsse gewähren, doch wird 
diese Möglichkeit nur in Trentino-Südtirol genutzt. 
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Trotz der sinkenden Zuschussquote auf mittlerweile fast 40 %86 hat die Versicherungspartizipation 
in den letzten Jahren beinahe kontinuierlich zugenommen. Wie eine Auswertung von Statistiken 
des Dachverbandes der Hagelkonsortien, Asnacodi, zeigt, hat sich die Versicherungssumme 
zwischen 1975 und 1995 vervierfacht. Das folgende Schaubild zeigt die Entwicklung von 
Versicherungssumme und Versicherungserstattungen mit der entsprechenden Trendgerade, jeweils 
inflationsbereinigt87 und relativ88.   
Schaubild 31: Entwicklung von Versicherungssumme und Erstattungen 
inflationsbereinigt, relativ: 1971 = 1. 
Quelle: eigene Darstellung unter Verwendung von ASNACODI (1996) und ISTAT (1999). 
 
Interessant ist, dass die Trendabweichungen der Versicherungssumme der Entwicklung der 
Erstattungen nachhinkt. Ab 1978 gehen beispielsweise die Erstattungen zurück, die 
Versicherungssumme sinkt ab 1979. 1981 steigen die Erstattungen wieder an, was darauf hindeutet, 
dass in diesem Jahr mehr Hagelschäden als in den Vorjahren zu verzeichnen gewesen waren und 
1982 zieht auch die Versicherungssumme wieder an. Sie stagniert in den Jahren, in denen die 
Erstattungen um den Trend schwanken und steigt ab 1987 wieder an, als auch die Erstattungen über 
dem Trend lagen. 1990 fallen die Erstattungen ab, denn die Jahre 1990 bis 1993 waren klimatisch 
günstig, und auch die Versicherungssumme reagiert, denn die Versicherungsneigung geht mit 
ausbleibenden Schäden sofort zurück.  
                                                                                                                                                                                
85  Vgl. AIAG, 1999, S. 25. 
86  Vgl. AIAG, 1999, S. 25. 
87  Unter Verwendung von ISTAT (1999) transformiert in den Lirewert des Jahres 1999. 
88  1971 = 100. 
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Die Beihilfen zu den Ernteversicherungen verringern die Produktionskosten besonders im Obst- 
und Gemüsebau erheblich. In stark hagelgefährdeten Zonen mit einer besonders hohen 
Schadenswahrscheinlichkeit könnten sie ohne Subventionierung 20 % bis 30 % der 
Produktionskosten ausmachen. Beispielsweise werden die Gemeinden um Verona, in denen der 
Apfelanbau vorherrscht, zum Teil von zehn Hagelschlägen jährlich getroffen. Die Prämien 
erreichen bis zu 25 % der Versicherungssumme, d.h. beispielsweise für einen Doppelzentner 
Golden Delicious mit einem Erzeugerpreis von 49 DM (48.000 Lire) müßten 12,25 DM Prämie 
gezahlt werden, das sind bei 400 dt/ha Ertrag 4.900 DM Versicherungsprämie je Hektar. Dank der 
Subvention entfallen auf den Landwirt nur 7,36 DM Prämie je Doppelzentner oder 2.944 DM je ha. 
Die Beispielrechnung in der folgenden Tabelle zeigt, wie eine knapp 40-prozentige 
Prämiensubventionierung die Gesamtproduktionskosten im Obstbau um 8 % verringert. 
 
Tabelle 59: Prämienrechnung für Golden Delicious 
Technische Daten:  Spindelbusch, 1.785 Pflanzen/ha 
   16 Nutzungsjahre, 400 dt/ha Ertrag 
   125 kg/ha Erntegeschwindigkeit 
   umgerechnet in DM/ha 
 
 Kosten in DM/ha in % der Gesamtkosten a in % der Gesamtkosten b
Materialkosten c 2.138 8,8 9,6 
Energie 687 2,8 3,1 
Lohnkosten 9.175 37,8 41,1 
Versicherung 4.900a 
2.944b 
20,2  
13,2 
Abschreibungen 3.898 16,0 17,4 
Sonstige Kosten d 3.494 14,4 15,6 
Gesamtkosten 24.292a 
22.336b 
100 100 
a ohne Prämienzuschuss 
b mit Prämienzuschuss 
c Pflanzen, PSM, Dünger, Wasser 
d z.B. Kapitalkosten. 
Quelle: eigene Berechnung unter Verwendung von ALVISI, 1996, S. 49. 
 
Trotz der durch die Subventionierung praktisch halbierten Prämien werden 
Ertragsausfallversicherungen insgesamt nur von 30 % der Betriebe abgeschlossen. Auch der 
Ausschluss von versicherbaren Kulturen aus der Berechtigung zur Kalamitätenhilfe konnte die 
Versicherungsquote nicht entscheidend erhöhen89. Dies liegt mit Sicherheit nicht nur am fehlenden 
Angebot, sondern an den absoluten Kosten der Versicherung, die von Betriebsleitern trotz allem 
noch als zu hoch eingeschätzt werden und an der daraus entstehenden mangelnden 
                                                           
89  Dieselbe Beobachtung legen auch BLANK et al. (1997) ihrem Aufsatz Is the Market Failing 
Agricultural Producers Who Wish to Manage Risks? zugrunde. 
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Versicherungsbereitschaft der Betriebe. Besonders hoch ist die Versicherungsquote bei Reis, 
Äpfeln und Industrietomaten, die in der Regel in hochspezialisierten Betrieben, bei Reis und 
Äpfeln meist sogar als einzige Frucht, erzeugt werden. Spezialisierung scheint also die 
Versicherungsbereitschaft zu erhöhen. Stark diversifizierte Betriebe, wie z.B. die Erzeuger von 
Süßkirschen, die stets nur einige Bäume abernten und ihr Einkommen aus zahlreichen anderen 
Produkten erwirtschaften, sehen für ihre individuellen Nischenprodukte auch keinen 
Versicherungsbedarf.  
Zahlreiche italienische Betriebe könnten ohne Beihilfe keine Versicherung abschließen, weil ihnen 
hierfür die Liquidität fehlt. Die begünstigte Versicherung sorgt damit nicht nur für die Stärkung der 
einzelbetrieblichen Wettbewerbskraft, sondern bewirkt auch, dass nicht nur einzelne, besonders 
leistungsfähige, sondern eine Vielzahl von Betrieben in hagelgefährdeten Zonen überleben. Dies 
führt auch dazu, dass ansonsten aus der Produktion ausscheidende Betriebe und Regionen 
weiterproduzieren können. Die selektierende Wirkung des Konkurrenzkampfes unter den 
Obsterzeugern innerhalb Italiens wird so etwas entschärft; die Wettbewerbskraft der italienischen 
Obsterzeugung gegenüber der anderer europäischer Obstbaugebiete, zumindest kurzfristig, 
gestärkt.  
Wie die Befragung zeigt, unterscheidet sich der typische Versicherungsnehmer deutlich von einem 
Entscheider, der auf dieses Risikomanagementinstrument verzichtet. Versicherte Betriebsleiter sind 
in der Regel älter als 45 Jahre, haben eine geringere Schulbildung und sind pessimistisch in ihrer 
Zukunftseinstellung. Die Betriebe sind vergleichsweise klein, von Dauerkulturen geprägt. Ihr 
Integrationsgrad in Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften ist hoch. Sie haben Zins- und 
Tilgungslasten für einen Agrarkredit zu tragen. In der Vergangenheit haben sie bereits wenigstens 
einmal Kalamitätenhilfen erhalten, sind also mit Witterungsunbilden erfahren. 
Schaubild 32: Regionale Unterschiede bei der Ernteversicherung, Verteilung der 
Versicherungssumme, Durchschnitt 1993-1995 
 
Quelle: eigene Berechnung unter Verwendung von TESTA, 1996, S. VIII. 
Der Grund liegt nicht nur darin, dass die norditalienischen Betriebe im Durchschnitt eher in der 
Lage sind, die Versicherungspolicen zu finanzieren. Es wird ihnen auch unterstellt, 
unternehmerisch weiter zu sein, d.h. die Vorteile einer Abtretung des Produktionsrisikos an eine 
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Versicherungsgesellschaft besser zu erkennen und für sich zu nutzen. In erster Linie aber treten die 
begünstigt versicherbaren Risiken Hagel und Frost weit mehr im Norden als im Süden auf, und 
richten außerdem im Norden mehr Schaden an als im Süden.  
Die folgende Tabelle zeigt, dass einzelne Regionen vom Versicherungssystem mehr profitieren 
bzw. unter günstigeren Bedingungen versichern können als andere. Manche Regionen, z.B. Sizilien 
oder Molise, bezahlen einen geringeren Preis für die gleiche (Versicherungs-) Leistung. Andere 
Regionen, z.B. Sardinien, erhalten höhere Erstattungen im Verhältnis zum Prämienaufkommen. 
Tabelle 60: Kosten und Vorteil der Versicherung im regionalen Vergleich, Durchschnitt 1993-1995 
  Kosten der 
Versicherung1 
Nutzen der 
Versicherung2 
relative Kosten 
der Versicherung3 
relativer Nutzen 
der Versicherung4 
Piemont 0,064 1,189 89,4 143,3 
Ligurien 0,074 1,000 103,1 120,5 
Lombardei 0,039 0,781 54,6 94,2 
Trentino-Südtirol 0,096 0,807 133,4 97,2 
Venetien 0,072 1,060 100,9 127,8 
Friaul- Julisch Venetien 0,085 0,478 118,7 57,6 
Emilia-Romagna 0,105 0,681 145,8 82,0 
Toskana 0,059 0,811 82,1 97,7 
Marken 0,068 0,736 94,9 88,6 
Umbrien 0,065 0,817 90,3 98,4 
Latium 0,071 1,270 98,7 153,0 
Abruzzen 0,078 0,170 108,4 20,4 
Molise 0,039 0,708 54,5 85,3 
Kampanien 0,080 1,228 110,9 147,9 
Apulien 0,064 0,801 89,1 96,4 
Basilicata 0,061 1,385 85,1 166,8 
Sizilien 0,037 1,304 52,0 157,1 
Sardinien 0,081 1,492 112,1 179,7 
Italien 0,072 0,830 100,0 100,0 
1 Verhältnis (Brutto-)Prämien zur Versicherungssumme; 2 Verhältnis Erstattungen zu (Brutto-)Prämien; 
3 Ein Wert über 100 bedeutet, dass die Versicherung in der Region mehr kostet als im italienischen 
Durchschnitt und umgekehrt.  4 Ein Wert über 100 bedeutet, dass die Erstattungsquote höher ist als im 
italienischen Durchschnitt und umgekehrt.  
Quelle: eigene Berechnung unter Verwendung von TESTA, 1996, S. VIII. 
 
In Regionen mit hohem klimatischem Risiko, wie z.B. Friaul-Julisch Venetien, sind auch die 
Ernteversicherungen teurer als im italienischen Durchschnitt, der bei etwa 7  % der 
Versicherungssumme liegt. Offensichtlich führen die Versicherungsgesellschaften nur in sehr 
begrenztem Umfang einen interregionalen Ausgleich durch. Dies könnte daran liegen, dass eine 
Reihe der Hagelversicherungsunternehmen nicht in ganz Italien tätig ist. Klimatische Gunstlagen 
wie die Lombardei oder Sizilien profitieren von Prämien,90 die zum Teil nur ein Drittel der 
maximalen Prämien betragen. 
                                                           
90  Prämien bedeuten in diesem Zusammenhang Bruttoprämien, d.h. jene Prämien, welche die 
Versicherungsgesellschaften erheben, ohne Berücksichtigung des staatlichen Zuschusses.  
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Während das Verhältnis von Erstattungen zu Prämien im italienischen Durchschnitt bei 83 % liegt, 
erreichen einzelne Regionen eine wesentlich höhere Erstattungsquote. Der Vorteil eines Landwirts 
aus Kampanien aus der Versicherung ist beispielsweise größer als der eines toskanischen 
Landwirts, denn von jeder eingezahlten Lira erhält ersterer 0,4 Lira mehr als zweiterer in Form 
einer Erstattung im Schadenfall zurück. Besonders hoch ist die Erstattungsquote in Regionen, in 
denen insgesamt nur eine geringe Zahl von Landwirten bzw. ein geringer Anteil der 
landwirtschaftlichen Betriebe versichert sind, nämlich vor allem jene, die eine hohe Schadensquote 
aufweisen und für welche die Versicherung deshalb besonders interessant ist. Die 
Versicherungsunternehmen bieten die Versicherungsleistung in diesen Regionen mit einer 
risikoträchtigen Auswahl von Versicherten trotzdem an, weil zwar kein Gewinn, aber doch Umsatz 
generiert wird; die Verwaltungskostenspanne wird durch den sicheren staatlichen Zuschuss 
gedeckt. Schließlich betrachten die Versicherungsgesellschaften die Regionen nicht als 
abgeschlossene Teilmärkte, sondern poolen die Risiken über den gesamten Vertriebsbereich. 
 
 
 
5.3 Reaktionen von Versicherungen und Konsortien auf die Interventionspolitik 
 
Seit einiger Zeit wird in agrapolitischen Gremien diskutiert, Pflanzenkrankheiten in den 
Versicherungsschutz aufzunehmen. Die Versicherungsgesellschaften zeigen sich darüber wenig 
erfreut. Sie argumentieren, dass Schäden durch Pflanzenkrankheiten seitens der Landwirte durch 
verschiedene technische und Kulturmaßnahmen zu vermeiden sind, demnach nicht zu typischen 
Versicherungsrisiken gehören. Wenn durch die sinkenden Preise und Prämien für die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse beim Landwirt ein ökonomischer Zwang zur Rückführung von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteleinsatz besteht, werde die Neigung, den Risikoausgleich aus der 
Versicherung herbeizuführen, nur noch weiter verstärkt91. Pflanzenkrankheiten werden deshalb in 
der Regel in die Ernteversicherungen nicht eingeschlossen; allerdings kann die 
Versicherungssumme einer Kalamitätenversicherung und damit die Prämienschuld gesenkt werden, 
wenn beispielsweise eine Virose den zu erwartenden Ertrag drückt.  
Der Prämienzuschuss ist für die meisten Versicherungsgesellschaften, die Ernteversicherungen 
verkaufen, wohl der einzige Grund, weshalb sie dieses an sich nicht besonders attraktive Segment 
anbieten92. Dadurch können höhere Prämien verlangt werden, als Leistungsfähigkeit und 
Zahlungsbereitschaft der Landwirte es zuließen. Insbesondere schöpfen die Erstversicherer eine 
wesentlich höhere Risiko-, Kostendeckungs- und Gewinnspanne ab, als dies anders möglich wäre.  
Eine kaum beachtete Stützung des italienischen Staates für das Ernteversicherungssystem ist die im 
Gesetz 185/1992 festgeschriebene staatliche Rückversicherungsverpflichtung. Die 
Rückversicherung der Hagelversicherungsunternehmen ist zwar grundsätzlich privat, in schweren 
                                                           
91  Vgl. SCHLIEPER (1997). 
92  Noch zögerlicher als bei der reinen Hagelversicherung ist das Engagement der Hagelversicherer für 
die sogenannten Zusatzgefahrenversicherungen, insbesondere die Frostversicherung (AIAG, 1999, 
S. 25).  
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Fällen aber können dafür 5 % der Fondsmittel eingesetzt werden. Die staatliche Rückversicherung 
tritt ein, wenn in einem Jahr die ausgezahlten Erstattungen die Prämien um 30 % überschreiten. 
Damit wird den Versicherungsunternehmen das extreme Risiko abgenommen. Seit Bestehen des 
Fonds wurde die Rückversicherung allerdings noch nie in Anspruch genommen. Statt dessen 
zedieren die Hagelversicherungsunternehmen das Risiko, das sie nicht selbst tragen wollen, 
ausschließlich auf dem privaten Rückversicherungsmarkt (AIAG, 1999, S. 26). 
Die Konsortien profitieren direkt von der italienischen Kalamitätengesetzgebung, weil ihnen damit 
eine Sonderstellung zugesichert wird. Ihre Aufgabe, im Namen und auf Rechnung der 
Mitgliedsbetriebe Kollektivverträge abzuschließen, darf von keiner anderen Institution 
wahrgenommen werden. Das Konsortium verwaltet die Prämienzuschüsse aus dem Nationalen 
Solidaritätsfonds und wird selbst von den Mitgliedsbeiträgen der Versicherten finanziert. Die für 
die Verwaltung der Konsortien eingehobenen Beiträge belaufen sich insgesamt auf geschätzte 
10 Mio DM, also etwa 110.000 DM je Konsortium.  
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6 Neoklassische Entscheidungstheorie und tatsächliches 
Entscheidungsverhalten 
 
 
6.1 Erklärungsleistungen der neoklassischen Entscheidungstheorie  
 
Risikomanagemententscheidungen zur Handhabung des Ertragsrisikos sind immer Entscheidungen 
unter Unsicherheit. Im folgenden ist zu prüfen, ob das Instrumentarium der neoklassischen 
Entscheidungstheorie, das zur Analyse und Unterstützung unternehmerischen Verhaltens unter 
Unsicherheit93 entwickelt wurde, auch zur Erklärung des tatsächlichen Entscheidungsverhaltens 
geeignet ist. Die neoklassische Entscheidungstheorie baut auf Beiträge verschiedener Autoren 
zusammen, unter denen im folgenden nur die wichtigsten genannt werden: 
• Daniel Bernoulli, der vorschlug, bei Entscheidungen unter Unsicherheit statt des monetären 
Ergebniserwartungswerts einen Nutzenwert zu verwenden, in den subjektive 
Risikoauffassungen des Entscheiders eingehen (BERNOULLI, reprint 1954, S. 23 ff.); 
• John von Neumann und Oskar Morgenstern, die eine Reihe von Axiomen definierten, die als 
Voraussetzung rationalen Verhaltens erfüllt werden müssen, damit eine Nutzenmaximierung 
möglich ist (VON NEUMANN und MORGENSTERN, 1967, S. 15-45); 
• Leonhard J. Savage, der die Bedingungen für die Verwendung subjektiver 
Wahrscheinlichkeiten festlegte und damit ermöglichte, individuelle 
Wahrscheinlichkeitsauffassungen mit dem Konzept der Erwartungsnutzenmaximierung zu 
verbinden (SAVAGE (19722)); 
• Kenneth J. Arrow und John W. Pratt, die den Begriff der Risikoaversion mit einer Kennzahl, 
dem Arrow-Pratt-Maß, ausstatteten, das sich aus der Risikonutzenfunktion ermitteln läßt 
(PRATT (1964), ARROW (1965), MAG, 1990, S. 119 ff.)94.  
Das Grundmodell der neoklassischen Theorie besteht aus einem rationalen Entscheider, der seine 
Präferenzen bezüglich der ihm zur Verfügung stehenden Handlungsalternativen und ihrer 
Ergebnisse in einer Risikonutzenfunktion abbildet. Er wählt diejenige Alternative mit dem 
höchsten Erwartungsnutzen.  
                                                           
93  Im folgenden wird Unsicherheit verwendet, um die Haltung unvollkommenen Wissens in 
Situationen zu beschreiben, in denen das Ergebnis der Handlungen von zufälligen Umweltzuständen 
oder nicht bekannten Handlungen anderer Akteure abhängt. Risiko dagegen bezeichnet die 
unsicheren Ergebnisse selbst, insbesondere solche, die ungünstige Auswirkungen haben, das 
downside risk (siehe auch HARDAKER et al., 1997, S. 5). 
94  Bei EECKHOUDT et al. (1995) wird dieser Ansatz noch weitergeführt und die dritte und vierte 
Ableitung der Risikonutzenfunktion verwendet, um prudence und temperance als weitere 
Einstellungsmaße zu definieren. 
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Schaubild 33: Neoklassisches Modell von Entscheidungen unter Unsicherheit 
  
 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Quelle: eigene Darstellung, unter Verwendung von DILLON, 1979, S. 28. 
 
Die Intention des neoklassischen Ansatzes besteht in erster Linie darin zu beschreiben, wie 
rationales Verhalten aussieht; in diesem Sinne handelt es sich um ein normatives Interesse. Insofern 
die Autoren, wie z.B. EISENFÜHR und WEBER (1999), SCHNEIDER (1995) oder BAMBERG 
und COENENBERG (1974) ein Interesse an der Lösung praktischer Probleme von Unternehmen 
haben, handelt es sich um eine präskriptive Anwendung, die der Unterstützung rationalen 
Entscheidungsverhaltens durch formal optimale Lösungen dient95. Sie beruht aber immer auf dem 
Rationalitätspostulat. 
Die Risikonutzentheorie96 ist nur in der Lage, das Verhalten von Entscheidern zu prognostizieren, 
die ihre Prämissen erfüllen und die Axiome des Modells berücksichtigen. Tun sie das nicht, 
tauchen Diskrepanzen zwischen der Lösung, die nach dem Kriterium der Maximierung des 
Erwartungsnutzens ergriffen werden müsste, und dem tatsächlichen Verhalten der Akteure auf. Im 
Widerspruch zu theoretischen Überlegungen stehen beispielsweise einige der in der vorliegenden 
Arbeit über die Kalamitätenentscheidungen italienischer Landwirte gemachten Beobachtungen. 
                                                           
95  Einige agrarökonomische Anwendungen: DILLON (1999) zu Production Practice Alternatives for 
Income and Suitable Field Day Risk Management, BABCOCK et al. (1987), JUST und POPE 
(1979) zu Produktionsfunktionen unter Unsicherheit, DILLON (1979). 
96  Neoklassische Entscheidungstheorie, Risikonutzentheorie, Erwartungsnutzentheorie werden hier 
synonym verwendet. 
a: Ergebnisse  
p: Wahrscheinlichkeiten 
Erkennen des Entscheidungsproblems 
Verarbeitung aller relevanten 
Informationen 
Erstellung einer eindeutigen relevanten 
Präferenzordnung 
Generierung aller möglichen 
Handlungsoptionen 
Generierung subjektiver 
Wahrscheinlichkeiten für Umweltzustände  
Verwendung zusätzlicher Informationen 
nach der Bayes-Regel 
Formulierung der Risikonutzenfunktion 
U = U (a,p) 
Auswahl nach dem Bernoulli-Prinzip 
Max U 
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Beispielsweise wird der Transfer staatlicher Mittel in Form des verlorenen Zuschusses gegenüber 
der Kreditförderung bevorzugt, ohne dass der tatsächliche Subventionswert der Zinsvergünstigung 
unter Berücksichtigung des Leverage-Effektes ermittelt und mit dem Subventionswert des 
Zuschusses verglichen würde (vgl. Kap. 5.1). Auch die Tatsache, dass risikoscheue Landwirte sich 
seltener versichern als risikofreudige (vgl. Kap. 4.5.1.1), widerspricht dem Konzept der 
Risikoprämie, wie es von ARROW und PRATT (siehe oben) entwickelt wurde. Da die 
Versicherungsprämie Verwaltungskosten- und Gewinnzuschläge enthält, ist sie höher als der 
Schadenerwartungswert. Akzeptiert wird sie nach Auffassung der Risikonutzentheorie deshalb nur 
von Entscheidern, deren Sicherheitsäquivalent aufgrund ihrer Risikoaversion unter dem 
Erwartungswert liegt.  
Es kann gezeigt werden, dass Präventionsmaßnahmen zur Vorbeugung gegen ein Schadensereignis 
oder zur Abmilderung seiner Konsequenzen auch dann nicht ergriffen werden, wenn ihre 
Vorteilhafigkeit nachgewiesen ist. Dies trifft insbesondere auf die Ertragsausfallversicherung zu. 
LEATHERS (1994, S. 273) beobachtet übrigens in den USA ebenfalls eine überraschend geringe 
Versicherungsneigung: Many farmers in the United States evince a hardy disinterest in crop 
insurance, even when that insurance appears to be fair or more than fair (that is, subsidized by 
the government).  
Ähnliche Beobachtungen, die im Gegensatz zur Risikonutzentheorie stehen, haben auch andere 
Autoren gemacht. HOROWITZ und LICHTENBERG (1993)97 zeigen zum Beispiel, dass gegen 
Ertragsausfall versicherte Landwirte im amerikanischen Corn Belt mehr Pflanzenschutzmittel 
benutzen als nicht versicherte. KUNREUTHER (1973, S. 23) wies nach, dass eine Versicherung 
gegen Überschwemmung von Hausbesitzern nicht nur bei einem aktuariell gerechtfertigten Preis 
nicht gekauft wird, sondern auch bei einer neunzigprozentigen Subventionierung nicht; das 
bedeutet, dass die Entscheider in diesem Fall die Alternative mit dem niedrigeren Erwartungswert 
wählen98. ÖHLMÉR et al. (1997) stellen in ihrer Untersuchung zu den Entscheidungsprozessen 
schwedischer Farmer fest, dass ihre Bereitschaft, quantitative Informationen zu suchen oder zu 
benutzen, äußerst gering ist, und dass sie kaum Überlegungen darüber anstellen, die Problemlösung 
durch Verbesserung der Informationslage zu erleichtern. Der Vorgang der Entscheidung scheint 
besser mit einer Matrix beschrieben werden zu können als mit einem linearen Prozess (ÖHLMÉR 
et al., 1998). JOHNSON et al. (1961, S. 150) wiesen nach, dass Landwirte in der Praxis das Gesetz 
vom abnehmenden Grenzertrag ignorieren99. 
Zur Erklärung des tatsächlichen Verhaltens von landwirtschaftlichen Entscheidern ist die 
Risikonutzentheorie also nur eingeschränkt geeignet (BUSCHENA und ZILBERMAN, 1994, S. 
425 ff.)100. Im wesentlichen liegt dies daran, dass die impliziten und expliziten Grundannahmen des 
                                                           
97  Siehe auch HOROWITZ und LICHTENBERG (1994). 
98  Siehe dazu auch ARROW (1982, S. 2), KUNREUTHER et al. (1978). 
99  Vgl. ROBISON (1982) mit einer Zusammenstellung von Erfolgen und Misserfolgen der 
Prognostizierung des tatsächlichen Verhaltens mit Hilfe der Risikonutzentheorie; weitere 
Referenzen bei WILLOCK et al., 1999, S. 287. 
100  Vgl. auch HAZELL (1982) und die Diskussionsbeiträge zu seinem Artikel von ROE (1982) und 
BINSWANGER (1982).  
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neoklassischen Ansatzes in der Praxis nicht erfüllt sind. Zudem richtet sich der landwirtschaftliche 
Entscheider nicht nach den Handlungsanforderungen der normativen Modelle. Für die Ermittlung 
der optimalen Lösung stehen ihm in der Regel auch die notwendigen Informationen nicht zur 
Verfügung. Dies wurde auch an den Ergebnissen der Befragung italienischer Landwirte plastisch 
deutlich. 
 
 
6.2 Überprüfung der Prämissen der normativen Entscheidungstheorie  
 
6.2.1 Prämisse 1: Der Entscheider handelt vollkommen rational. 
 
Die neoklassische, normative Ökonomie geht von der vollkommenen Konkurrenz zwischen den 
Marktteilnehmern aus. Damit eine solche vollkommene Konkurrenz möglich ist, muss der Markt 
nicht nur barrierefrei sein, sondern die Akteure müssen auch über vollständige Einsicht verfügen 
und sich vollkommen rational verhalten. Entsprechend diesem Ansatz überleben im Wettbewerb 
nur Agenten, die das Rationalprinzip befolgen, das heißt, die ein gegebenes Ziel mit möglichst 
geringem Mitteleinsatz oder mit gegebenem Mitteleinsatz ein Ziel möglichst weitgehend erreichen 
wollen (STEFFEN und BORN, 1987, S. 243). 
Das Rationalitätspostulat für Entscheidungen betrifft drei Aspekte: Erstens muss der Entscheider 
über die entsprechende kognitive und analytische Kompetenz verfügen, d.h. er muss in der Lage 
sein, alle relevanten Rahmenbedingungen richtig zu erkennen, die notwendigen Informationen zu 
beschaffen und zu verarbeiten und geeignete Handlungsalternationen zu generieren. Zweitens muss 
die Intention seiner Handlungen problemorientiert sein. Insbesondere erfordert das 
Rationalitätspostulat, dass der richtige Ausschnitt aus dem Gesamtkomplex der 
Entscheidungssituation gewählt wird. Für die Entscheidung selbst dürfen drittens keine Kosten 
anfallen, und zwar weder in Form direkter Kosten noch als Opportunitätskosten. Verhaltensweisen, 
die diese drei Kriterien erfüllen, werden als formal und objektiv rational betrachtet.  
In der Wirklichkeit werden statt dessen Verhaltensweisen vorgefunden, die als beschränkt oder 
intendiert rational bezeichnet werden. Die Konzeption des beschränkten Rationalverhaltens 
(Bounded Rationality) geht auf Herbert SIMON (1957) zurück, der damit 
verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse in die Ökonomie einarbeitete. Beschränkte Rationalität 
ist durch die begrenzten kognitiven Fähigkeiten und Informationsverarbeitungskapazitäten des 
Menschen bedingt. Im Vergleich zu allen, für eine rationale Entscheidung notwendigen 
Informationen ist sein Wissensstand deshalb nur lückenhaft. Aus diesem Grund ist er 
möglicherweise auch nicht in der Lage, das Problem, vor dem er steht, richtig zu erkennen und 
einzuordnen und die Konsequenzen seiner Handlungen abzusehen. Schließlich fallen in der 
Wirklichkeit auch Entscheidungskosten an, und zwar nicht nur solche, die direkt mit der zu 
lösenden Aufgabe zusammenhängen, sondern auch Kosten im übertragenen Sinn, z.B. innere und 
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zwischenmenschliche Konflikte, die den Entscheidungsprozess beeinflussen können und 
verhindern, dass die formal rationale Lösung ausgewählt wird. 
Trotz der offensichtlichen Defizite ist das Verhalten von Entscheidern in der Wirklichkeit aber 
nicht als insgesamt irrational zu bezeichnen. Vielmehr handelt es sich, wenn der Akteur einem 
eigenen, nachvollziehbaren Auswahlprotokoll gefolgt ist, um subjektiv rationale Handlungen 
(STEFFEN und BORN, 1987, S. 243).  
Subjektive Rationalität äußert sich in der Praxis in der logischen Ableitung der Entscheidung aus 
den faktischen und wertenden Entscheidungsprämissen (GOTTWALD, 1990, S. 18) und im 
instrumentelle[n] Charakter des Handelns (GOTTWALD, 1990, S. 19), d.h. wenn  die Handlung 
der Erfüllung der individuellen Ziele des Entscheiders dient, unter Berücksichtigung der von ihm 
wahrgenommenen äußeren Umstände und erarbeiteten Optionen.  
HEINEN (1985, S. 46) fasst diese Argumente zusammen: Der Mensch der Entscheidungstheorie 
verfügt über Fähigkeiten, die ihn die schwierigen Probleme der Überlegungsphase, die zwischen 
dem Auftauchen eines Wunsches, der Formulierung von Zielen und der Ausführung der gewählten 
Handlungsweise liegt, mühelos bewältigen lassen. Die Denk- und Rechenfähigkeit des Menschen 
wird überschätzt. (...) Der Mensch hat zwar die Absicht, rational zu handeln; psychische und 
verstandesmäßige Faktoren stehen jedoch dem vollkommen rationalen Verhalten im Wege. In der 
Wirklichkeit ist daher eine Entscheidung immer nur beschränkt rational. 
Diese eingeschränkte Rationalitätsprämisse kann auch für den landwirtschaftlichen Entscheider in 
Anspruch genommen werden, wenn er sich als Unternehmer versteht, der mittels seiner 
Handlungsfähigkeit wirtschaftliche Erfolge erzielen will. Dazu ist es nicht notwendig, dass er über 
außergewöhnliche kognitive oder intellektuelle Fähigkeiten und Qualifikationen verfügt, 
umfangreiche betriebliche Aufzeichnungen zur Hand hat oder sich elektronischer 
Datenverarbeitung zur Entscheidungsunterstützung bedient. Solange er Vermutungen über 
nachprüfbare Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge anstellt und sich entsprechend seiner Annahmen 
zielgerichtet verhält, wird sein Verhalten im folgenden als subjektiv rational bezeichnet, auch wenn 
es erratisch, unlogisch oder unangepasst erscheint. Im Gegensatz dazu werden intuitive oder 
willkürliche Entscheidungen oder Handlungen als (objektiv und subjektiv) irrational bezeichnet 
(STEFFEN und BORN, 1987, S. 244).  
 
6.2.2 Prämisse 2: Das Ziel ist (Gewinn-)Maximierung. 
Die Prämisse vollkommener Rationalität sagt nichts über die Ziele des Entscheiders im einzelnen 
aus. Unter einem Ziel wird dabei eine Eigenschaft (Zielvariable) in Verbindung mit einer Angabe 
über die Präferenz des Entscheiders bezüglich dieser Eigenschaft (EISENFÜHR und WEBER, 
1999, S. 31) verstanden. Damit eine Unterscheidung zwischen wünschenswerten und weniger 
wünschenswerten Aktivitäten getroffen werden kann, muss eine zweite Prämisse über die 
Ausrichtung rationalen Verhaltens vorliegen. Im neoklassischen Ansatz wird implizit davon 
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ausgegangen, dass es dem Entscheider um die Maximierung des Ergebnisses geht, in der Regel also 
um Gewinnmaximierung101. In der Agrarökonomie wird meist davon ausgegangen, dass der 
Landwirt sich als gewinnmaximierender Mengenanpasser verhält102. 
Empirische Untersuchungen haben dagegen belegt103, dass das Zielsystem des landwirtschaftlichen 
Entscheiders nicht eindimensional ist. Vielmehr handelt es sich um individuelle, differenzierte, 
komplexe Zielbündel. BRANDES (1985, S. 25-33) nennt in Ergänzung zu den klassischen 
ökonomischen Zielen wie Maximierung von Gewinn, Umsatz oder Eigenkapitalrendite auch 
nichtökonomische Ziele wie Freizeit, Unabhängigkeit oder Erhaltung des Familienerbes als 
nutzenstiftende Ziele. Insbesondere ist nach seiner Darstellung zu berücksichtigen, dass im 
landwirtschaftlichen Familienbetrieb mit seinen komplexen Beziehungen zwischen Unternehmen 
und Haushalt und dem Rückgriff auf Familienarbeitskräfte direkte Konkurrenz zwischen Gewinn 
und Freizeit besteht. Weitere Interdependenzen, die die Komplexität des Zielbündels noch erhöhen, 
bestehen zwischen Investition und Konsum. 
Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung durchgeführte Befragung von italienischen 
Landwirten weist ebenfalls nach, dass neben Gewinnerzielungsüberlegungen vergleichsweise 
häufig Sicherheitswünsche genannt werden, die als konkurrierend dazu empfunden werden (vgl. 
Kap. 4.5.1.4). Wenn aber bei einer Entscheidung mehrere Ziele verfolgt werden sollen, müssen sie 
in der neoklassischen Entscheidungstheorie zur Operationalisierung zusammengefasst, gewichtet 
oder harmonisiert werden104. Bei EISENFÜHR und WEBER (1999, S.141-142) wird festgestellt, 
dass es dabei zu kognitiven Verzerrungen kommen kann, zum Beispiel dadurch, dass zur besseren 
Messbarkeit der Zielerreichung aufgesplittete Ziele vom Entscheider stärker gewertet werden, 
dass disaggregierte Ziele übergewichtet und aggregierte Ziele untergewichtet werden.  
Was die Berücksichtigung mehrerer Ziele in der betrieblichen Planung betrifft, stellt NELLINGER 
(1990, S. 280-281), dem es gelungen ist, alle vom Entscheidungsträger verbal geäußerten 
Zielzustände in entsprechend ausgestalteten (...) Entscheidungsmodellen abzubilden, fest, dass die 
Einsetzbarkeit seines LP-basierten Verfahrens in der Beratung von der Bereitschaft der Landwirte 
abhängt, ihre individuell verfolgten Ziele mitzuteilen.  
Die Prämisse Das Ziel ist (Gewinn-)Maximierung ist also deswegen zu kritisieren, weil eine 
solche Zielvorschrift zwar methodisch sauber und mathematisch für eine große Gruppe von 
Funktionen vergleichsweise einfach zu lösen ist, aber in der wirtschaftlichen Wirklichkeit kaum 
jemals befolgt wird105. SIMON (1955, S. 110) hat deshalb an die Stelle des maximierenden das 
satisfiszierende Verhalten gesetzt und damit einen Term entwickelt, der empirisch beobachtbares 
                                                           
101  Z.B. VARIAN, 1995³, S. 351. 
102  Z.B. BRANDES et al. (1997), STEINHAUSER et al. (19925). 
103  Z.B. FLINN et al. (1980), BITSCH (1994) und die dort genannte Literatur, HARDAKER et al. 
(1997, S. 154 ff.). Kritik an der eindimensionalen Zieldefinition üben vor allem ROMERO und 
REHMAN (1989), siehe dort auch Literaturüberblick zur Zielforschung.  
104  Multiple Criteria Decision Making wird unter anderem bei EISENFÜHR und WEBER (1999), 
KEENEY und RAIFFA (199314) und WEBER (1983) untersucht. 
105  Zu den satisfizierenden Verhaltensweisen zählen z.B. die sogenannten Safety-First-Strategien, u.a. 
beschrieben bei ROUMASSET (1976), PARIKH und SHAH (1994), BIGMAN (1996). 
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Suchverhalten besser beschreibt: In actual human decision-making, alternatives are often 
examined sequentially. (... ) When alternatives are examined sequentially, we may regard the first 
satisfactory alternative that is evaluated as such as the one actually selected. 
Damit die Risikonutzenfunktion den Entscheider tatsächlich zu einer Maximierung seines Nutzens 
führen kann, müssen seine individuellen Ziele in die Risikonutzenfunktion eingehen. Der 
Gesamtrisikonutzen wird aus den verschiedenen Zielattributen, bewertet mit ihrem Nutzenbeitrag 
und der subjektiven Risikoeinstellung des Entscheiders, aggregiert106. Für die Methode der 
Risikonutzenmaximierung ist ein Zielsystem umso besser brauchbar, je einfacher es ist. Das 
Zielsystem des Entscheidungsträgers muss einige Anforderungen erfüllen, damit eine rationale 
Entscheidung überhaupt möglich ist. Die wichtigsten sind107 Vollständigkeit, d.h. alle relevanten 
Ziele müssen aufgedeckt und bekannt sein, Redundanzfreiheit, d.h. die Ziele dürfen sich nicht 
überschneiden, Messbarkeit, vor allem, damit die Zielerreichung festgestellt werden kann und 
Präferenzunabhängigkeit, d.h. die Präferenzen sollten für jedes Ziel unabhängig von der Erreichung 
anderer Ziele angegeben werden können. 
Die meisten Unternehmer haben Schwierigkeiten, ihre Ziele in Übereinstimmung mit diesen 
Kriterien zu artikulieren. Ihre begrenzte Rationalität und ihr eigenes Wissen darum hindert sie 
daran, eindeutige, sich nicht überschneidende Ziele zu formulieren und alle Ziele aufzuzählen, 
ohne vielleicht eines zu vergessen, das ihnen selbst ex ante womöglich nicht bewusst ist108. 
Zusätzlich ergeben sich in der Praxis drei weitere Probleme, nämlich die Quantifizierung 
nichtmonetärer Zielvariablen, die Bewältigung von Zielkonflikten und die Wahl einer geeigneten 
Aggregationsmethode. Bei bestimmten Zielen tauchen aber auch logisch-technische Probleme auf; 
wie soll zum Beispiel Wohlbefinden gemessen werden, insbesondere dann, wenn das 
Wohlbefinden Dritter zu den Unternehmerzielen gehört?  
Nach den Prämissen der neoklassischen Entscheidungstheorie muss der Entscheidungsträger in der 
Lage sein, seine Ziele zu beschreiben, zu operationalisieren und die einzelnen Ziele zu 
koordinieren (SCHNEIDER, 1995, S. 108-114). Eine theoretische Anleitung zur Bemessung und 
Bewertung verschiedener Teilziele fehlt aber bislang. Eine landwirtschaftliche Betriebsleiterin  will 
beispielsweise mit der anstehenden Investition in den Milchviehstall die Ziele Arbeitserleichterung, 
Kostenreduzierung und Verbesserung der Milchqualität und damit Reduzierung des Ertragsrisikos 
erreichen. Daneben spielen selbstverständlich übergeordnete Ziele wie Existenzsicherheit, 
betriebliches Wachstum oder Arbeitszufriedenheit und Prestige eine Rolle. Die ihr zur Verfügung 
stehenden Alternativen sind Kombinationen verschiedener Haltungsformen, Bestandsgrößen und 
Arbeitsorganisationen und können durch einen Gesamtbetrag aus Investitionssumme und 
diskontiertem Unterhalt des Systems beschrieben werden. Stochastische Variablen sind unter 
anderem Milchleistung, Tiergesundheit, Wartungs- und Reparaturbedarf. Zur Ermittlung des 
Nutzens, den ihr die verschiedenen Haltungssysteme bieten, ist es notwendig, dass die 
                                                           
106  Zur empirischen Ermittlung von Nutzenfunktionen siehe die bei BOUZIT und GLEYSES (1997) 
und ROBISON und BARRY (1987) beschriebenen Verfahren. 
107  EISENFÜHR und WEBER, 1999, S. 60 ff.; BAMBERG und COENENBERG, 1974, S. 28-30. 
108  Vgl. BAZZANI, 1995, S. 146. 
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Entscheiderin ihre Ziele nicht nur eindeutig beschreibt, z.B. Kosten minimieren, sondern sie auch 
zueinander in Beziehung setzt. Es muss beispielsweise eine Entscheidung darüber getroffen 
werden, in welchem Austauschverhältnis die Kosten einer bestimmten Melktechnik zu der 
gewünschten Verringerung der Zellzahl in der Milch steht. Für die Konkurrenz zwischen 
Qualitätsverbesserung, Kostenreduzierung und Arbeitserleichterung muss eine Lösung gefunden 
werden, denn eine bessere Verwirklichung des einen Teilziels kann eine schlechtere Realisierung 
des anderen nach sich ziehen. 
Jede Handlungsalternative wird durch eine bestimmte Kombination von Niveauerreichung der 
einzelnen Zielvariablen beschrieben. Damit eine Entscheidung getroffen werden kann, müssen 
diese in die Risikonutzenfunktion überführt werden. Hierin unterscheidet sich die 
Risikonutzentheorie auch von anderen, einfacheren Entscheidungsregeln, wie zum Beispiel dem 
lexikographischen Ansatz, bei dem eine Zielhierarchie erstellt wird, und ein rangniedrigeres Ziel 
erst entscheidungsrelevant wird, wenn die ranghöheren Ziele erfüllt worden sind.  
In der Theorie wird Stabilität der Ziele in der Entscheidungssituation verlangt. In Wirklichkeit 
entfernt sich das Entscheidungsmodell in seiner Abbildungsfunktion in zunehmender Entfernung 
zum Referenzzeitpunkt, in dem, jedenfalls subjektiv, Realität und Modell übereinstimmen, mehr 
und mehr von der Realität (GOTTWALD, 1990, S. 31-32). Da die Entscheidungswirklichkeit für 
jede Entscheidung eine Zeitspanne erfordert, bis das Problem identifiziert, die Ziele, die relevanten 
Umweltzustände und Handlungsalternativen bestimmt, die Lösung gefunden und umgesetzt sind, 
müssen reale Entscheider mit dem Wandel von Zielen rechnen. So mag die oben beschriebene 
Investitionsplanung für einen Milchviehstall durch die BSE-Krise im Winter 2000/2001 hinfällig 
geworden sein. Doch neben der Beeinflussung des Zielsystems durch äußere Umstände kommt es 
im wirklichen Leben auch zu Veränderungen der Ziele durch die Generierung von 
Handlungsalternativen; beispielsweise könnte das Ziel der Arbeitserleichterung im obigen Beispiel 
wegfallen, wenn im Zuge des Planungsprozesses eine Haltungs- und Organisationsform in der 
Vordergrund rückt, in der Lohnarbeitskräfte vorgesehen sind, bei denen Arbeitserschwernis von 
vorneherein monetär ausgeglichen werden kann. 
 
6.2.3 Prämisse 3: Entscheidungsvorbereitung und Entscheidungsfindung 
geschehen simultan. 
Rationales Verhalten verlangt eine Analyse und Strukturierung des Entscheidungsproblems. Die 
Entscheidungstheoretiker fordern, dass dazu mindestens die folgenden fünf Schritte durchgeführt 
werden (HARDAKER et al., 1997, S. 156): Identifikation der Handlungsalternativen, Identifikation 
der Ziele und Zielfunktionen, Quantifizierung der Zielattribute, Quantifizierung der Präferenzen 
und Ordnung der Handlungsalternativen. Darauf folgt die Auswahl der in Bezug auf die Ziele und 
Präferenzen optimalen Handlungsoption. Dies alles geschieht theoretisch simultan und unmittelbar.  
Die Entscheidungsprozedur erfordert bei einem vollkommen rationalen Entscheider keinen 
Zeitaufwand, da ihm alle Informationen zur Verfügung stehen und er sie dank seiner kognitiven 
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Fähigkeiten auch unmittelbar entscheidungsrelevant umsetzen kann. Die Phasenhaftigkeit des 
Entscheidungsprozesses (KAHLE, 19902, S. 41ff.) ist im Grundmodell zugunsten größerer 
Präzision abstrahiert bzw. unterdrückt. 
In der Praxis zieht schon der erste Schritt, nämlich die Identifikation und Analyse der  
Handlungsalternativen, umfangreiche Informationsbeschaffungs- und -verarbeitungsaktivitäten 
nach sich. Wenn beispielsweise eine Genossenschaft ihren Mitgliedern zur Qualitätssicherung die 
Installation von Hagelnetzen nahelegt, muss sich die Betriebsleiterin zunächst über die 
Eigenschaften und Preise der handelsüblichen Anlagen informieren. Für die Quantifizierung von 
Zielen, Präferenzen und Handlungsfolgen sind Tests und Messungen am Standort, durchgeführt 
von Kammerberatern oder Firmentechnikern, vonnöten. Alles in allem gerät die Entscheidung 
damit zu einem zeitaufwändigen Prozess, und das bedeutet nicht nur entsprechende Kosten, 
sondern auch Verzögerungen. 
Auch die Abwicklung der Entscheidung und die Durchsetzung der Beschlüsse wird in der Theorie 
nicht als Aspekt betrachtet, der die Problematik der Entscheidungsaufgabe schon im Vorfeld 
zusätzlich erhöht. In der Praxis kann es sein, dass selbst einmal getroffene Entscheidungen aus 
diesem Gründen nicht durchgeführt werden, weil beispielsweise die beschlossene 
Neustrukturierung der Betriebsabläufe am Widerstand mitarbeitender Familienarbeitskräfte 
scheitert. 
 
6.2.4 Prämisse 4: Umwelt und Entscheider sind voneinander unabhängig. 
Das Grundmodell der Risikonutzentheorie setzt voraus, dass der Entscheider durch seine 
Entscheidungen die Umweltgrößen nicht beeinflussen kann, sondern als Datum in sein 
Entscheidungsfeld einsetzt. Die Umwelt bestimmt die Ergebnisse seiner Handlungen, nicht 
umgekehrt (LAUX, 1982, S. 23-24). Die Aktionsunabhängigkeit der Umwelt ist aus methodischen 
Gründen notwendig109, aber in praktischer Hinsicht nicht erfüllt. Vielmehr kann der Entscheider 
durch seine Handlungen die Eintreffenswahrscheinlichkeit eines bestimmten Umweltzustandes 
beeinflussen oder verändert diese, ohne es zu wollen oder auch nur zu wissen110. Dies könnte zum 
Beispiel der Fall sein bei der Teilnahme an  einer Impfkampagne gegen eine Tierseuche, die an 
sich Einfluss auf die Populationsdichte und damit die Virulenz eines Erregers hat; bei der 
Regulierung des Wasserhaushalts durch Be- oder Entwässerungsanlagen, die Einfluss auf den 
Grundwasserspiegel oder den Inhalt von Wasserreservoirs nimmt; oder bei der Wahl einer 
bestimmten Weizenvarietät, die die Ausbreitung einer Pflanzenkrankheit fördert, die vorher keine 
besondere Rolle gespielt hat. 
                                                           
109  Vgl. MOTSCH, 1995, S. 5-7. MOTSCH (1995, S. 43 ff.) stellt ein Modell vor, das einen 
aktionsabhängigen Umweltraum zuläßt (Fishburn/Balch-Modell), das aber einen Supergenie-
Aktor erfordert, der jedes mögliche Ereignis eintreten lassen kann. Bei diesem Modell handelt es 
sich um ein Gedankenspiel, nicht um eine Modifikation des neoklassischen Grundmodells im Sinne 
einer größeren Realitätsnähe. 
110  Siehe auch KRAUTKRAEMER et al., 1992, S. 870-877. 
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6.3 Vorschriften für den Entscheidungsprozess unter Unsicherheit 
 
Die neoklassische Entscheidungstheorie als normative Theorie stellt an den Entscheider bestimmte 
Anforderungen; wenn er diese im Entscheidungsprozess erfüllt, ist gewährleistet, dass das 
Instrument der Risikonutzenfunktion eine rationale Lösung liefert. Zu diesen Bedingungen zählen 
insbesondere die Erfüllung grundlegender Axiome bei der Präferenzordnung  und die Fähigkeit zur 
Bestimmung der (subjektiven) Wahrscheinlichkeiten.  
6.3.1 Axiome der Risikonutzentheorie 
Damit die Maximierung der Risikonutzenfunktion möglich ist und tatsächlich zur optimalen 
Lösung führt, müssen bestimmte logische Grundprinzipien befolgt werden, die von Neumann und 
Morgenstern in Form von Axiomen rationalenVerhaltens festgelegt  haben. Die Axiome kommen 
bei der Erstellung der Präferenzordnung zum Tragen111:  
1. Ordinales Prinzip: Vollständige Ordnung und Transitivität.             
Der Entscheider kann die Ergebnisse seiner Handlungen miteinander vergleichen und sie 
entsprechend seiner Präferenzen in eine vollständige Ordnung bringen. Diese Ordnung ist 
transitiv, d.h. wenn A gegenüber B bevorzugt wird und B gegenüber C, dann wird auch A 
gegenüber C bevorzugt. 
2. Stetigkeitsprinzip 
Das Stetigkeitsprinzip impliziert, dass es für jeden Paarvergleich zweier Lotterien112 einen 
Punkt gibt, an dem  zwei unsichere Ergebnisse als einander gleichwertig empfunden werden, 
wenn man die Wahrscheinlichkeit variiert, mit der die Ergebnisse eintreten.  
3. Unabhängigkeitsprinzip 
Die Rangordnung der Ergebnisse entsprechend den Präferenzen des Entscheiders soll sich 
durch das Hinzufügen irrelevanter Ergebnisse oder Ergebniskomponenten nicht ändern, d.h. die 
Wahl zwischen zwei Alternativen richtet sich nach feststellbaren Unterschieden, beiden 
Alternativen gemeinsame Eigenschaften spielen dabei keine Rolle, weil sie gleich bewertet 
werden sollen. 
Die Verletzung dieser Axiome in der Entscheidungswirklichkeit wurde vielfach experimentell und 
empirisch nachgewiesen (SCHOEMAKER, 1982, S. 541 ff.). Gegen das Ordinalprinzip wird 
beispielsweise immer dann verstoßen, wenn der Entscheider in komplexen Situationen nicht in der 
Lage ist, anzugeben, welches Ergebnis und damit welche Handlungsalternative er vorzieht oder ob 
er indifferent ist. Bei Entscheidungen unter Unsicherheit geht in die zu beurteilenden Ergebnisse 
                                                           
111   Nach BERG und KUHLMANN, 1993, S. 200 ff.; LAUX, 1982, S. 174 ff.; EISENFÜHR und 
WEBER, 1999, S. 212 ff. 
112  Unter Lotterie werden Kombinationen unsicherer Ergebnisse verstanden, unter denen der 
Entscheider auswählen soll. 
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beispielsweise immer das Element der Wahrscheinlichkeit ein, was den Vergleich erschwert, wenn 
der Entscheider bei sehr ähnlichen Eintreffenswahrscheinlichkeiten zweier Ergebnisse die 
Differenz zu vernachlässigen bereit ist und sie deshalb nicht eindeutig ordnen kann.  
Wenn dem Entscheidungsträger die Mühe des Ordnens zu groß ist, weil seine 
Präferenzunterschiede nur gering sind (SINN, 1980, S.7), entstehen intransitive Ordnungen. Das 
Transitivitätsaxiom wird insbesondere dann verletzt, wenn die Abweichungen zwischen zwei zu 
beurteilenden Ergebnissen unterhalb der sogenannten Fühlbarkeitsschwelle liegen, da das 
Unterscheidungs- und Wertungsvermögen erst bei gewissen fühlbaren Unterschieden einsetzt. 
(KRELLE, 1968, S. 22). Kleinste Unterschiede seiner Präferenzen kann der Entscheider nicht 
wahrnehmen oder werten; sie kommen möglicherweise erst beim Vergleich mit einer weiteren 
Variante zum Ausdruck, so dass zirkuläre Präferenzordnungen artikuliert werden. Empirische 
Untersuchungen zeigen, dass die befragten Individuen nicht in der Lage waren, alle Alternativen 
vollständig gegeneinander abzuwägen. Bei MAZZOTTA  und OPALUCH (1995) mussten die 
Befragten bespielsweise entscheiden, welches von zwei Grundstücken für eine bestimmte 
Naturschutzmaßnahme zur Verfügung gestellt werden soll. Die Grundstücke unterschieden sich in 
maximal sechs Parametern. MAZZOTTA und OPALUCH wiesen den Einsatz qualitativer 
Vereinfachungsstrategien nach; insbesondere wurden für unwichtig gehaltene Attribute ignoriert. 
Identische und geringfügig unterschiedlich erscheinende Attribute wurden beim  Paarvergleich 
ebenfalls ausgeschlossen. Auf diese Weise war die Wahl des Grundstücks letztendlich nicht 
konsistent  mit einem Optimierungskriterium.  
Die Umkehrung von Präferenzen (preference reversal) unter bestimmten Umständen haben Sarah 
Lichtenstein und Paul Slovic nicht nur im Experiment (LICHTENSTEIN und SLOVIC, 1971), 
sondern auch unter realistischen Bedingungen in Las Vegas bestätigt (LICHTENSTEIN und 
SLOVIC, 1973)113. Sie ließen Spieler für zwei verschiedene Spiele zunächst bieten und dann unter 
ihnen auswählen und stellten dabei fest, dass häufig das Spiel gewählt wurde, für das weniger 
geboten worden war. Entsprechend den Anforderungen an konsistentes Verhalten sollte aber 
sowohl Beurteilungen als auch Wahlakte derselben Präferenzordnung folgen. Ein rationaler 
Entscheider sollte demnach beim Bieten und beim Wählen zum selben Ergebnis kommen und 
dieselbe Alternative bevorzugen. LICHTENSTEIN und SLOVIC (1971, S. 55) schlussfolgerten, 
dass das beobachtete inkonsistente Verhalten durch unterschiedliche Evaluierungsverfahren 
ausgelöst wird; beim Bieten wird zunächst die Höhe des möglichen Gewinns und die übrigen 
Faktoren (Wahrscheinlichkeiten und die Höhe des möglichen Verlustes) nur näherungsweise 
berücksichtigt, bei der Wahl des Spiels werden letztere dagegen explizit miteinbezogen. In der 
Entscheidungswirklichkeit ist es das befriedigende Ergebnis, das den Entscheider davon abhält, 
                                                           
113  Die Ergebnisse wurden von GRETHER und PLOTT (1979) repliziert. Als Erklärung wurde 
angenommen, dass die Kriterien für in einem Interview geäußerte Präferenzen für die Entscheider in 
erster Linie leichte Bestimmbarkeit und einfache Rechtfertigung gegenüber Dritten sind (ebenda, 
S. 628); vgl. auch BRANDES et al., 1997, S. 465-466. 
THEORIE UND VERHALTEN 
 
147
eine vollständige Präferenzordnung herzustellen; solange ihn sein vereinfachtes Verfahren in die 
Nähe des Optimums bringt, genügt ihm dies114. 
Das Stetigkeitsaxiom wird in der Praxis häufig dann verletzt, wenn es um Existenzfragen eines 
Unternehmens, Leben und Tod eines Menschen geht, also um einen unendlich großen oder kleinen 
Nutzen  (MOTSCH, 1995, S. 68). In einem solchen Fall können oder wollen Entscheider keine 
Indifferenzwahrscheinlichkeit angeben und verwenden stattdessen lexikographische Ziel- bzw. 
Präferenzordnungen. Stetigkeit der Präferenzen ist auch dann nicht gegeben, wenn Unsicherheit an 
sich als nachteilig empfunden wird und eine unsichere Alternative nur deshalb nicht ausgewählt 
wird, weil die Eintrittswahrscheinlichkeit kleiner als eins ist. Die neoklassische 
Entscheidungstheorie fordert dagegen: For any set of outcome, a decision maker should always 
prefer a gamble between the best and worst outcome to a sure intermediate outcome if the odds of 
the best outcome are good enough. (PLOUS, 1993, S. 81).  
Im empirischen Verhalten hängt beim direkten Vergleich die Präferenz für eine von zwei 
Alternativen oft vom Kontext ab (TVERSKY, 1996, S. 191). Damit wird gegen das 
Unabhängigkeitsaxiom verstoßen. Bei vielen Alternativen mit mehreren relevanten Argumenten 
gerät der Vergleich für Entscheider mit begrenzten kognitiven Fähigkeiten zu einer 
unübersichtlichen Angelegenheit. Dies zeigt sich daran, dass bisweilen schon mühselige Analysen 
erforderlich sind, um jemand die Inkonsistenz seines Verhaltens, d.h. (hier) die Verletzung des 
Unabhängigkeitsaxioms offensichtlich werden zu lassen (MOTSCH, 1995, S. 71). Selbst der 
Entscheidungstheoretiker Leonhard Savage unterlag bei einem Experiment dem sogenannten 
Allais-Paradoxon, das der Nutzentheoriekritiker Allais konstruierte, um zu zeigen, dass die 
meisten Entscheider intuitiv das Unabhängigkeitsaxiom verletzen, indem sie beiden Alternativen 
gemeinsame Konsequenzen unterschiedlich bewerten (MOTSCH, 1995, S. 69)115. Dieser Effekt 
wird auch Common Consequence-Effekt genannt (MOTSCH, 1995, S. 74).  
 
6.3.2 Bestimmung der Wahrscheinlichkeiten  
Entscheidungsträger sind in Entscheidungssituationen, in denen das Ergebnis nicht feststeht, 
gefordert, ihre subjektiven Wahrscheinlichkeiten oder Glaubwürdigkeitsziffern zu bestimmen. 
Diese beruhen nur zum Teil auf vorhandenen Informationen, sondern auch auf Schlussfolgerungen, 
die der Entscheidungsträger selbst zieht. Zur Installation der Hagelnetze muss die Betriebsleiterin 
beispielsweise angeben können, für wie wahrscheinlich sie einen Hagelschaden hält. Die logische 
Bestimmung von Wahrscheinlichkeiten, z.B. nach der Laplace-Methode durch Division der ein 
einzelnes Ergebnis bestimmenden Ereignisse durch die Gesamtzahl aller überhaupt möglichen 
(Elementar)Ereignisse oder nach der Limesmethode durch Ableitung von relativen Häufigkeiten, 
                                                           
114  Zur Präferenzumkehr siehe auch TVERSKY (1996, S. 189 ff.); zu Verstößen gegen die Axiome der 
Risikonutzentheorie siehe auch die bei HEINER (1983, S. 573) angegebene Literatur. 
115  Zum Allais-Paradoxon auch BERG und KUHLMANN, 1993, S. 201-202; EISENFÜHR und 
WEBER, 1999, S. 359-361; LAUX, 1982, S. 193-194; POPE, 1982, S. 376-377; MOTSCH, 1995, 
S. 69-76; BRANDES et al., 1997, S. 464-465. 
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spielt in der betriebswirtschaftlichen Praxis kaum eine Rolle116. Die subjektivistische 
Wahrscheinlichkeitsauffassung, die mittlerweile auch in der Risikonutzentheorie dominiert117, 
geht hingegen davon aus, dass den Ereignissen keine Wahrscheinlichkeiten an sich zukommen, 
sondern dass der Entscheidungsträger die Wahrscheinlichkeiten gemäß dem Grad seines Glaubens 
an das Eintreten des jeweiligen Ereignisses subjektiv festlegt. Dabei unterscheiden sich die 
Wahrscheinlichkeitsurteile in der Regel  auch bei gleichem Informationsstand  von 
Entscheidungsträger zu Entscheidungsträger. (MOTSCH, 1995, S. 19).  
Nach GOTTWALD (1990, S. 66) teilt sich [die subjektive Wahrscheinlichkeitsauffassung] in eine 
introspektive bzw. intuitionistische und eine sogenannte bayesianische Richtung. Bei der 
introspektiven Deutung (...) steht der Test der Ausage über die reale Welt an der individuellen 
Intuition des Aktors im Mittelpunkt der Definition. Dagegen kommt es bei der bayesianischen 
Ausrichtung in erster Linie auf die konkrete Beobachtbarkeit des Verhaltens als Maßstab des 
Glaubensgrades an das Eintreten bestimmter Umweltzustände an. Letztere hat für die deskriptive, 
erstere für die normative Entscheidungstheorie Bedeutung.  
Auch subjektive Wahrscheinlichkeiten müssen bestimmten Axiomen genügen, die Andreij 
Kolmogoroff118 in den 1930er Jahren wie folgt formuliert hat: 
• Nichtnegativität: Die Wahrscheinlichkeiten sind für alle möglichen Ereignisse nicht negativ. 
• Normierung: Die Wahrscheinlichkeit für das sichere Ereignis ist eins, für das unmögliche 
Ereignis Null. 
• Additivität: Die Wahrscheinlichkeiten für disjunkte Ereignisse können summiert werden. 
Wenn reale Entscheider unter Erfüllung dieser Axiome ihre subjektiven Wahrscheinlichkeiten 
bestimmen sollen, fällt ihnen dies besonders beim dritten Axiom, der Additivität, häufig schwer. 
Aufgrund der Fühlbarkeitsschwellen werden nämlich in der Regel auch hier einander ähnliche 
Ergebnisse zusammengefasst und ihre gemeinsame Eintreffenswahrscheinlichkeit überbewertet. 
Andererseits werden sehr seltene Varianten ignoriert und ihre Eintreffenswahrscheinlichkeit 
anderen, meist den häufigsten Ergebnissen zugeschlagen. Die Summe der Wahrscheinlichkeiten 
aller berücksichtigten Ergebnisse beträgt dann nicht Eins, sondern ist kleiner oder größer.  
Dazu kommt, dass für die gemeinsame Bestimmung der Wahrscheinlichkeiten mehrerer 
stochastischer Variablen gleichzeitig, wie dies der Regelfall sein wird, stochastische 
Unabhängigkeit gegeben sein muss, das heisst, dass die Eintreffenswahrscheinlichkeit einer 
Variable nicht von der einer anderen beeinflusst werden darf. Für die meisten stochastischen 
Zielvariablen gilt dies jedoch nicht; so gibt es zum Beispiel Wechselwirkungen zwischen den 
Erzeugerpreisen für verschiedene Getreide oder den Marktpreisen für Futtermittel (HARDAKER et 
                                                           
116  SMITH und MANDAC (1995) weisen nach, dass subjektive Wahrscheinlichkeitsfunktionen in der 
Regel weniger Varianz aufweisen als sogenannte objektive Funktionen. 
117  Vgl. SCHOEMAKER, 1982, S. 535-537. 
118  Nach MAG, 1990, S. 52. 
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al., 1997, S. 47). Aufgrund komplexer Interdependenzen auf den Märkten ist es für einen einzelnen 
Entscheider zudem meist nicht zu ermitteln, ob stochastische Abhängigkeit oder Unabhängigkeit 
vorliegt. 
Zusätzlich zu den logischen und analytischen Schwierigkeiten bei der Bestimmung der 
Wahrscheinlichkeiten kommen eine Reihe psychologischer Fehlerquellen, die HARDAKER et al. 
(1997, S. 60-63) aufzählen119:  
• der Drang, Unsicherheit zu vermeiden und deshalb zufällige Ereignisse als sicher zu 
betrachten, z.B. bei der Spekulation auf Preisanstieg bei Getreide im Frühjahr, 
• der Drang, die eigene Erfahrung als repräsentativ zu betrachten und daraus eine 
Wahrscheinlichkeit abzuleiten, z.B. die betriebliche Geschichte der Hagelschläge, 
• der Wunsch, eigene Werturteile und Prognosen in der Wirklichkeit bestätigt zu sehen, z.B. die 
Überzeugung, dass ein bestimmter Zuschlag bei der Düngergabe zu einer entsprechenden 
Ertragssteigerung führt, 
• die Überschätzung von Wahrscheinlichkeiten aufgrund einer Zufallsreihe, z.B. die Umdeutung 
von Glücks- oder Pechsträhnen zu Handlungserfolgen oder misserfolgen, 
• Konservatismus (Anchoring) als Abneigung, Wahrscheinlichkeitseinschätzungen aufgrund 
neuer Informationen zu revidieren und statt dessen von einem bestimmten, prominenten Wert 
auszugehen, z.B. dem Jahresüberschuss im ersten Jahr nach der Betriebsübernahme, anhand 
dessen die Urteile über alle Folgejahre formuliert werden. 
 
Um die Verzerrungen bei der Bestimmung von Wahrscheinlichkeiten gering zu halten, schlagen 
HARDAKER et al. (1997, S. 30 ff.) verschiedene Methoden vor, die solche und ähnliche 
Fehlerquellen in Schach halten, z.B. die Risk Management Software ELI.  
Statt sich mit der Bestimmung subjektiver Wahrscheinlichkeiten sorgfältig und distanziert 
auseinanderzusetzen, Konsistenzprüfungen und Revisionen durchzuführen, greifen 
landwirtschaftliche Entscheider in der Regel zu Methoden, die einzeln und kombiniert allerdings 
zahlreiche Fehlerquellen aufweisen. Häufig benutzt wird die Vorschätzung mittels Zeitreihen, also 
vergangenheitsbezogener Daten aus dem eigenen Betrieb. HARDAKER et al (1997, S. 69) sagen 
dazu: There is usually some doubt about the relevance of historical data themselves and the 
outcomes of interest. Most obviously, all historical data are from the past, and all decision 
outcomes lie in the future. Die Vergangenheit wird unzulässigerweise als zufällige Stichprobe 
interpretiert und die Verteilung relativer Häufigkeiten, z.B. von Klimadaten, in die Zukunft 
projiziert, da man davon ausgeht, dass sich die Zeitreihe fortsetzt.  
                                                           
119  Weitere Fehlerquellen bei der Wahrscheinlichkeitsbildung und dem Umgang mit subjektiven 
Wahrscheinlichkeiten: EISENFÜHR und WEBER, 1999, S. 175 ff.; HOGARTH (1975); PLOUS, 
1993, S. 131 ff.; DILLON, 1979, S. 34; ARROW (1982). 
THEORIE UND VERHALTEN 
 
150
Eine weitere scheinobjektive Prognosemethode ist die Heranziehung von Expertenwissen, ohne 
aber das Zustandekommen der Prognosen nachprüfen oder beeinflussen zu können. Dazu kann u.a. 
die Benutzung des Hundertjährigen Kalenders und anderer traditioneller externer 
Prognoseinformationen gezählt werden. Selbst die Heranziehung amtlicher Statistiken, z.B. von 
Ertragsschätzungen, bedarf als Grundlage subjektiver Wahrscheinlichkeiten der Analyse. 
HARDAKER et al. (1997, S. 70) schildern die Problematik dabei, denn Ertragsschätzungen, die auf 
Forschungsstationen gewonnen werden, dürfen nur unter Berücksichtigung der Verfahrens- und 
Standorteinflüsse übertragen werden. Sie empfehlen deswegen, solche Informationen unter den 
folgenden Gesichtspunkten zu prüfen: wo und wie sind die Ergebnisse zustande gekommen, 
welches Anbauverfahren wurde verwendet, wer ist der Verfasser der Prognose?  
Insgesamt scheint deshalb die Fähigkeit landwirtschaftlicher Entscheider, Wahrscheinlichkeiten zu 
bestimmen und das Verhalten entsprechend auszurichten, begrenzt zu sein. Dass beispielweise eine 
zutreffende Prognose von Preisentwicklungen nicht durch Fähigkeit und Kenntnisse des 
Entscheiders begründet ist, sondern völlig zufällig ist und nicht regelmäßig reproduziert werden 
kann, weisen auch TRIP  et al. (2000, S. 474) in ihrer Studie über die Preiserwartungen 
niederländischer Blumenzüchter nach.  
 
6.4 Informationen im Entscheidungsprozess 
 
Jenseits der kognitiven und analytischen Anforderungen an den Entscheider im Grundmodell der 
Risikonutzentheorie besteht eine Diskrepanz zwischen Wirklichkeit und Theorie in Bezug auf die 
Informationen120. Im folgenden Abschnitt soll deshalb untersucht werden, welche Informationen 
dem Entscheider laut Theorie zur Verfügung stehen müssen, damit er die Maximierung des 
Risikonutzens vornehmen kann, und welche er in der Regel tatsächlich verwendet. 
 
6.4.1 Verfügbarkeit 
Die Strukturierung des Entscheidungsproblems im Sinne der Risikonutzentheorie verlangt eine 
Reihe von detaillierten Informationen, insbesondere über das Entscheidungsumfeld, die 
Wahrscheinlichkeiten, mit denen bestimmte Umweltzustände eintreten (siehe oben) und die 
Handlungsalternativen. In der betriebswirtschaftlichen Entscheidungswirklichkeit sind neben den 
bereits angesprochenen Schwierigkeiten bei der Bestimmung der subjektiven Wahrscheinlichkeiten 
auch Probleme bei der Beschreibung des Entscheidungsumfelds und der Handlungsoptionen 
feststellbar. Diese liegen zum einen in der verfügbaren Datenbasis begründet, zum anderen in 
Zugriffserschwernissen, die einen beschränkt rationalen Entscheider kennzeichnen. 
Die im Rahmen dieser Untersuchung durchgeführte Befragung italienischer Landwirte hat ergeben, 
dass betriebliche Informationen nur begrenzt in Form schriftlicher Aufzeichnungen festgehalten, 
                                                           
120  Vgl. CHAVAS und POPE (1984). 
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aufbewahrt und für Entscheidungen herangezogen werden (Kap. 4.5.1.2). Zwar verfügen über 90 % 
der Betriebe dank der Mitgliedschaft in einem Bauernverband über Ein- und Ausgabenrechnungen. 
Ausgefeiltere Dokumentationen, insbesondere Gewinn- und Verlustrechnungen, Kostenrechnungen 
für einzelne Produkte oder Kostenstellen oder Inventare und Bilanzen können allerdings nur die 
wenigsten Betriebsleiter heranziehen. Diese Beobachtung ist sicher keine Ausnahme, sondern trifft 
auf die meisten landwirtschaftlichen Unternehmen auch in anderen Regionen und Ländern zu. Dies 
hängt nicht nur mit der Ausbildung der Betriebsleiter121, sondern auch mit der geringen 
Veränderungsrate vieler landwirtschaftlicher Betriebe zusammen, die in jahreszeitlich bestimmte 
Produktionszyklen mit immer wiederkehrenden Aktivitäten eingebunden sind und im Lauf der Zeit 
nicht oder nur wenig wachsen. Die Überwachungs- und Planungsfunktion betrieblicher 
Aufzeichnungen wird deshalb von vielen Betriebsleitern nicht gesehen122. Aber auch die 
steuerliche Sonderstellung der Landwirtschaft trägt dazu bei, dass sich kaufmännische 
Aufzeichnungsgrundsätze, wie z.B. doppelte Buchführung, im Sektor nicht durchsetzen konnten. 
Schon in der Theorie ist die Parameterbestimmung schwierig123. COLLENDER (1989, S. 1002) 
schreibt dazu: Estimation risk complicates the determination of optimal behavior. Thus, the 
normative role economists can play may be limited by the time and effort devoted to data 
generation. Auch in der Praxis beschränken objektive Lücken im Datenmaterial die zur 
Strukturierung einer Entscheidungsaufgabe verfügbare Information. Dazu kommt noch dass der 
Zugriff auf vorhandene, dem Entscheider eigentlich vorliegende Information, häufig nicht 
konsequent genug ist. Die verhaltenswissenschaftlich orientierten Ökonomen Amos TVERSKY 
(1996) und Daniel KAHNEMAN (1996) haben eine Reihe solcher Defizite der Availability von 
Informationen beschrieben124. Für sie ist die Verfügbarkeit von Informationen das Ergebnis einer 
Heuristik, die zunächst vom Naheliegenden und leicht Erinnerten ausgeht. Deshalb spielen häufige, 
auffällige, besondern angenehme oder unangenehme Erfahrungen bei der Konstruktion des 
Weltbilds und der Interpretation von Ereignissen eine größere Rolle als seltene, unauffällige oder 
emotional wenig anregende Erlebnisse. 
James MARCH (1994, S. 231) beschreibt ein ähnliches Phänomen, das er Decision Making 
Myopia nennt, mit Out of sight, out of mind. Seiner Ansicht nach wird die Wahrnehmung 
entscheidungsrelevanter Größen dadurch verzerrt, dass allem, was klar und nah erscheint, 
wesentlich größere Bedeutung beigemessen wird als dem, was weiter entfernt liegt oder eine 
fuzzy-Information darstellt. Deswegen wird auch in der landwirtschaftlichen Praxis die 
langfristige gegenüber der kurzfristigen Planung vernachlässigt, Vorbilder und neue 
Handlungsoptionen eher beim Nachbarn gesucht als in der Fachliteratur und Einkommen 
konsumiert statt investiert: In short, there is a tendency to respond to present, local concerns and 
                                                           
121  Vgl. INEA, 1996a, S. 60. 
122  Zum Teil werden auch in der theoretischen Behandlung von Entscheidungsproblemen aus diesem 
Grund nur statische Modelle verwendet (vgl. STEFFEN und BORN, 1987). 
123  Siehe z.B. LOVE und BUCCOLA (1991) zur simultanen Schätzung von Risikoaversions- und 
Technologiekoeffizienten, MARRA und SCHURLE (1994) zum Schätzfehler bei der Ableitung von 
Betriebs- aus Regionalerträgen, JUST und WENINGER (1999) zur Rechtfertigung der Annahme 
normalverteilter Erträge, EISGRUBER und SCHUMAN (1963) zur sehr eingeschränkten 
Verwendbarkeit aggregierter Daten für die Schätzung von Varianzen auf betrieblicher Ebene. 
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to leave the resulting long-run and more distant problems for subsequent or more distant decision 
makers. (MARCH, 1994, S. 232). 
6.4.2 Verlässlichkeit 
Ursächlich für die beschränkte praktische Anwendbarkeit des Risikonutzenmodells zur Erklärung 
reller Entscheidungssituationen ist neben den Informationslücken auch der Tatbestand, dass ein 
Entscheidungsträger stets aufgefordert ist, die Qualität der verfügbaren Informationen zu 
beurteilen. Mit gutem Grund werden nämlich in der Praxis Unterschiede in der Zuverlässigkeit 
gemacht: Informationen sind deshalb nicht gleich Informationen.  
Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit seiner Daten zieht der Entscheider in der Regel nicht nur 
weitere Quellen, sondern auch seine Erfahrungen zu Rate. Hier kommen die Elemente Vertrauen 
und Misstrauen ins Spiel. Vertrauen und Misstrauen sind das komplexe Ergebnis persönlicher, 
innerer Erwartungen und sozialer Konstruktionen. Auch eine an sich vielleicht unglaubwürdige 
Wetterprognose eines renommierten meteorologischen Instituts beeinflusst deshalb die 
Arbeitsplanung des Landwirts stärker als der Blick auf sein eigenes Barometer. Haben die 
Voraussagen bisher öfter enttäuscht, nützt möglicherweise auch die in Hinblick auf professionelle 
Arbeitsweisen aufgebaute Reputation nichts und der Landwirt vertraut lieber der Indikatorfunktion 
von Bauernregeln. Bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit von Information kommen die 
Eigenschaften der Informationen in realistischen Entscheidungssituationen meist stärker zum 
Tragen, als sie dies nach dem Rationalitätspostulat sollten. Lebendige Informationen werden 
stärker berücksichtigt als blasse, abstrakte oder statistische Aussagen (PLOUS, 1993, S. 126). Aus 
diesem Grund überzeugen persönliche Erfahrungsberichte von Verwendern einer neuen 
Landmaschine mehr als auf der Grundlage statistischer Auswertungen erstellte Empfehlungen. 
Dazu gehört natürlich auch, dass ein Entscheider eine Prognose für umso glaubwürdiger hält, je 
besser er sich in ihrem Szenario wiederfinden kann, je besser er die Aussagen auf seine eigene 
Erfahrungswelt übertragen kann. 
Die plastische Vorstellbarkeit eines stochastischen Umweltzustandes bestimmt schließlich, ob er 
als solcher wahrgenommen und berücksichtigt wird, oder in Form eines Restzustandes in den 
Entscheidungsprozess eingeht125. In der Praxis wird häufig mit Aussagen wie in allen übrigen 
Fällen gearbeitet. Darunter fällt alles, was noch nicht genau bestimmt werden kann, nicht 
vorstellbar ist, oder von Dritten gemutmaßt wird, vom Entscheidungsträger aber nicht geglaubt 
werden kann. Da Prognosen umso unglaubwürdiger werden, je weiter sie in die Zukunft reichen, 
muss der Entscheider bestimmen, wie weit in die Zukunft mögliche Veränderungen der Parameter 
berücksichtigt werden sollen. Der Entscheidungshorizont ist damit direkt abhängig von der 
Verlässlichkeit der verfügbaren Informationen und wird subjektiv festgelegt (GOTTWALD, 1990, 
S. 47). 
                                                                                                                                                                                
124  Nach EISENFÜHR und WEBER, 1999, S. 176. 
125  Vgl. GOTTWALD, 1990, S. 47. 
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6.4.3 Kosten 
In der Entscheidungswirklichkeit sind Informationen nicht kostenlos. Die Bestimmung des 
optimalen Umfangs der Suche nach Informationen unter expliziter Spezifikation und 
Berücksichtigung der dabei anfallenden Kosten ist Bestandteil aller entscheidungstheoretischen 
Lehrbücher126 und soll hier deshalb nicht weiter diskutiert werden. Statt dessen soll auf solche 
Implikationen von Informationskosten eingegangen werden, die in die neoklassische 
Entscheidungstheorie bisher keinen Eingang gefunden haben. 
In der Theorie heißt es, dass ein Entscheider nie mehr für den Erwerb von Informationen ausgeben 
sollte als das, was er als ihren Wert bestimmt hat. In der Praxis sind weder die Kosten der 
Informationsbeschaffung im vorhinein klar, noch kann eindeutig festgelegt werden, wie neues 
Wissen bewertet wird, weil Informations- und Handlungsentscheidungen stets eng miteinander 
verwoben sind (MAG, 1990, S. 196). Diese Situation kann schon bei einstufigen Informations-
Handlungsentscheidungen (wie z.B. beim Preisvergleich und der unmittelbar darauf folgenden 
Wahl der preisgünstigsten Alternative) unübersichtlich werden; wenn aber mehrstufige 
Entscheidungsbäume mit rekursiven Elementen abzuarbeiten sind, wird die Angelegenheit für den 
durchschnittlichen Entscheidungsträger rasch zu komplex.  
Den größten Vorteil sieht der Entscheider in einem Informationsgewinn, der aus einer 
Entscheidung unter Unsicherheit eine unter Sicherheit macht. Gerade die Beseitigung jeglicher 
Unsicherheit ist aber in der Regel am teuersten, z.B. eine Vollerhebung über das Interesse bei allen 
potentiellen AbnehmerInnen eines neuen Produkts, bevor die Innovation in Serie geht. Zu 
rechtfertigen ist ein solcher Aufwand möglicherweise dann, wenn die größere Klarheit konstruktiv 
genutzt werden kann, das heißt, dass eine Alternative sich als absolut vorzüglich herausstellt. 
Weniger nützlich und in keinem Verhältnis zum Aufwand erscheinen dem Entscheider aber 
Wissenszuwächse, wenn sie zur Ablehnung aller verfügbaren Handlungsoptionen führen, denn 
dann findet er sich an den Punkt im Entscheidungsprozess zurückgeworfen, an dem er 
Handlungsalternativen generiert.  
Das Kostenargument wird durch den Zeitfaktor verschärft; im Ablauf der Zeit können sich 
zunächst als vorteilhaft beurteilte Informationsbeschaffungsaktivitäten durch sukzessive 
Veränderung der Rahmenbedingungen schließlich als ineffizient erweisen. Gerade in der 
pflanzlichen Produktion ist zusätzliche Information, z.B. über neue Varietäten, nicht unmittelbar 
erhältlich, sondern erst nach einer oder sogar mehreren Vegetationsperioden. Bis valide Ergebnisse 
der Versuchsstationen vorliegen, können sich die Interessen und Bedürfnisse des Landwirts 
möglicherweise völlig verändert haben. 
 
                                                           
126  Z.B. BAMBERG und COENENBERG, 1974, S. 118 ff.; MAG, 1990, S. 144 ff. 
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6.5 Anwendbarkeit des neoklassischen Modells 
 
Bisher wurden Aspekte zusammengetragen, warum die Grundvoraussetzungen der 
Risikonutzentheorie als theoretische Rahmensetzungen zwar sinnvoll sein mögen, aber in der 
Entscheidungswirklichkeit doch meist nicht oder nicht in vollem Maße erfüllt werden. Nicht nur 
Prämissen und Anforderungen an den Entscheider und die Informationsbasis zur Strukturierung des 
Entscheidungsproblems erscheinen als unangepasst, sondern auch die Kernthese, dass eine 
rationale Entscheidung auf der Maximierung des Risikonutzens basieren sollte. In Frage gestellt 
wird im folgenden, ob der Problemlösungsprozess bzw. die Entscheidungsaufgabe in der 
Risikonutzenfunktion überhaupt abgebildet werden kann127. Die normative Funktion der 
Risikonutzenfunktion wird durch die unvollständige Abbildung zwar wenig beeinträchtigt, wohl 
aber die deskriptive Funktion und damit die prognostische Leistungsfähigkeit. 
Die Risikonutzenfunktion nach von Neumann und Morgenstern berücksichtigt simultan die 
Höhenpräferenz als auch die Risikoeinstellung des Entscheiders. An ihr ist also erkennbar, welches 
Nutzenniveau der Entscheider einem bestimmten Ergebnis zuweist und welchen Einfluss seine 
Risikoeinstellung darauf nimmt. In der Regel wird dabei mit einer zweidimensionalen 
Risikonutzenfunktion gearbeitet; die X-Koordinate gibt den aggregierten Ergebnisparameter unter 
Unsicherheit an (also z.B. Gewinn oder Vermögen), die Y-Koordinate den Nutzen, den der 
Entscheider diesem Parameter zuschreibt.  
Die Schwierigkeiten bei Zielfeststellung, -quantifizierung und koordination wurden bereits 
diskutiert. Insbesondere der Zwang zur Reduzierung, Vereinfachung und Vereinheitlichung der 
Zielparameter unter die Bewertung der Ergebnisse in einem abtrakten Nutzenbegriff (DILLON, 
1979, S. 31) machen die Risikonutzenfunktion zu einem Instrument, das sich intuitiv nicht 
erschließt und keine Entsprechung in realistischen Entscheidungskalkülen hat. 
Die Erhebung der Nutzenwerte für die Zusammenstellung einer individuellen Risikonutzenfunktion 
hat sich in Experimenten als schwierig erwiesen128. FARQUHAR (1984, S. 1283-1300) beschreibt 
dafür verschiedene Verfahren, z.B. die Wahrscheinlichkeitsäquivalenzmethode, bei der der 
Entscheider eine Indifferenzwahrscheinlichkeit für den Vergleich zweier Lotterien angeben soll. 
Verschiedene Autoren haben nachgewiesen, dass die Verwendung solcher, theoretisch 
gleichwertiger Erhebungsmethoden, bei ein- und demselben Probanden zu unterschiedlichen 
Nutzenfunktionen führt (MOTSCH, 1995, S. 80-81). Wenn es aber selbst unter kontrollierten 
Laborbedingungen nicht möglich ist, eindeutige Nutzenfunktionen zu ermitteln, wieviel weniger ist 
davon auszugehen, dass der Nutzenbegriff in den komplexen Aufgabenstellungen der Praxis 
tatsächlich eingesetzt werden kann. Aus der Sicht der kognitiven Psychologie ist zu fragen, ob der 
Entscheider überhaupt in der Lage ist, seinen zukünftigen Nutzen einzuschätzen (KAHNEMAN, 
                                                           
127  Diese Frage stellen u.a. auch DILLON (1979), BOND und WONDER (1980), SCHOEMAKER 
(1982), ANDERSON und MAPP (1996). 
128  Siehe dazu auch HARDAKER et al., 1997, S. 138; DILLON, 1979, S. 33. 
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1996, S. 209-211) bzw. sich an seine Präferenzen von gestern zu erinnern (KAHNEMAN, 1996, 
S. 211-215). Der Begriff des Nutzens an sich ist also fragwürdig. 
Aus demselben Grund ist der Risikoaversionskoeffizient der Kritik ausgesetzt. MCCARL und 
BESSLER (1989) weisen nach, dass je nach Erhebungsmethode für ein und denselben Entscheider 
unterschiedliche Koeffizienten ermittelt werden, die alle auf der Definition von Arrow und Pratt 
beruhen. Die Problematik bei der Erhebung der individuellen Nutzenfunktion schlägt sich auch in 
der Willkürlichkeit der ermittelten Arrow-Pratt-Maße nieder.  
Fragwürdig ist zudem, wie angebracht es ist, als einzige Abwehrreaktion auf Risiko nur die 
Diskontierung des Nutzens um eine Risikoprämie zuzulassen. Nicht nur unterhalb des persönlichen 
Existenzminimums findet eine solche Diskontierung nicht statt, sondern auch bei all jenen 
Entscheidern, die aufgrund innerer oder äußerer Faktoren Risikosituationen grundsätzlich anders 
bewerten als Entscheidungen unter Sicherheit (BOND und WONDER, 1980, S. 21). Die 
Entscheidungsregel den Kopf in den Sand stecken und warten bis die Krise vorbei ist mag zwar 
von der klassischen Risikonutzentheorie als irrational identifiziert werden, wird aber zur 
Überlebenssicherung immer wieder angewendet. Eine Strategie muss in der Praxis nicht richtig 
sein, damit sie überlebt, sondern nur richtig genug bzw. besser und vor allem nicht 
schlechter als andere Strategien.  
Die Risikonutzenfunktion ist eine Abbildung individueller Präferenzen. Weil der Nutzen in diesem 
Modell nur intervallskaliert ist, ist keine interpersonelle Vergleichbarkeit gegeben (DILLON, 1979, 
S. 25). Gerade im landwirtschaftlichen Familienbetrieb werden Entscheidungen nicht vom 
Betriebsleiter allein, sondern in der Diskussion mit Familienangehörigen oder, wie in 
Kooperationen, mit Partnern getroffen. Dazu findet eine Einigung über Ziele und Bewertungen von 
Konsequenzen statt, über die wenig bekannt ist, die aber nicht in der Risikonutzenfunktion 
abgebildet wird.  
Bei der Berücksichtigung von Zeitpräferenzen in Entscheidungssituationen unter Unsicherheit hat 
die neoklassische Risikonutzentheorie bislang noch keine befriedigenden Antworten geben können 
(EISENFÜHR und WEBER, 1999, S. 292). Die intertemporale Verteilung von Konsequenzen einer 
Entscheidung spielt aber in der Praxis, wo die meisten Entscheidungen unter Unsicherheit 
stattfinden, eine große Rolle. In der Landwirtschaft sind davon beispielsweise alle 
Investitionsentscheidungen betroffen sowie die Ausbildung der Familienangehörigen und die 
Organisation der Hofnachfolge.  
Innerhalb der neoklassischen Theorie, also unter Berücksichtigung der obengenannten Prämissen, 
gibt es eine Reihe von Ansätzen, die versuchen, die Erklärungs- und Anwendungsdefizite des 
Grundmodells abzubauen. Dazu zählen insbesondere129 Modelle, in denen einzelne Axiome 
aufgehoben oder abgeschwächt werden130; weiche bzw. flexible Modelle, insbesondere 
                                                           
129  MOTSCH, 1995, S. 54. 
130  Z.B. SAVAGE (1954),  BALCH und FISHBURN (1974); vgl. SCHOEMAKER (1982). 
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Modelle, die von unvollständigen Informationen ausgehen131 und die eine unscharfe 
Risikonutzenfunktion zulassen132; Modelle, die ohne Präferenzordnungen auskommen, 
insbesondere solche, die auf stochastischer Dominanz beruhen133; Fuzzy-Entscheidungsmodelle134. 
Auch spieltheoretische Ansätze werden zur Modellierung strategischer Verhaltensweisen und 
vertraglicher Konstruktionen herangezogen (HOROWITZ et al., 1996). ROUMASSET (1995) hat 
die Berücksichtigung von Agency-Kosten vorgeschlagen. In den mehr verhaltenswissenschaftlich 
orientierten Ansätzen hat man sich dagegen vom Rationalitätspostulat abgewendet und es durch die 
realitätsnähere Annahme beschränkter Rationalität ersetzt135. Ein solcher Ansatz soll im folgenden 
Abschnitt vorgestellt werden. 
 
6.6 Zusammenfassung 
 
Es wurde gezeigt, dass der landwirtschaftliche Entscheider grundlegende Prämissen der 
neoklassischen Entscheidungstheorie nicht erfüllt. Seine kognitiven Fähigkeiten sind ebenso 
begrenzt wie die ihm zur Verfügung stehenden Informationen. Der Entscheider ist nicht in der 
Lage, seine Risikonutzenfunktion zu bestimmen. Insbesondere der Begriff des Nutzens hat keine 
Entsprechung in der Wirklichkeit.  
Weil das Modell der normativen Risikonutzentheorie das tatsächliche Entscheidungsverhalten stark 
abstrahiert darstellt, lässt es sich nicht verwenden, um eine stets zutreffende Prognose des 
Verhaltens anzufertigen136. Als Instrument des Policy Assessment137 ist dieser Ansatz deshalb 
nur eingeschränkt brauchbar. Im folgenden wird deshalb ein Modell entwickelt, das trotz einiger 
Defizite auf der normativen Ebene näher an der Entscheidungswirklichkeit ist. 
                                                           
131  Z.B. MENGES und KOFLER (1976). 
132  Z.B. GOTTWALD (1990), BOUZIT und GLEYSES (1997). 
133  Z.B. ROBISON und HANSON (1997), MEYER (1987), ROBISON und BARRY (1987), 
ROBISON et al. (1987); BERG (1997). 
134  Z.B. BOSCH (1993). 
135  Siehe dazu auch das Projekt von BUCK et al. (1996) in der zweiten Phase, wie es auf dem 
EUNITA-Seminar in Wageningen  vorgestellt wurde. 
136  Vgl. ROBISON, 1982, S. 374; SCHOEMAKER, 1982, S. 552 ff. 
137  Eine solche Beurteilung von Politikänderungen mit Hilfe neoklassischer Modelle nimmt z.B. 
PARTON (1979) vor.  
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7 Heiners Theorie vom vorhersagbaren Verhalten 
 
 
Der landwirtschaftliche Unternehmer ist kein vollkommen rationaler Entscheider im Sinne der 
neoklassischen Risikonutzentheorie; vielmehr handelt er nur begrenzt rational. In der 
Entscheidungswirklichkeit lässt sich diese beschränkte Rationalität in Form selektiver 
Wahrnehmung, kognitiver Dissonanzen, paradoxen Verhaltens, von Biases und 
Kontextabhängigkeiten  (PLOUS, 1993, S. 15 ff.) sowie von sogenannten Daumenregeln 
beobachten. Daumenregeln werden immer dann angewendet, wenn Entscheidungsaufgaben zu 
komplex sind, um sie vollständig zu analysieren. Statt dessen wird der Lösungsweg mittels einer 
Regel abgekürzt, die auf Grund von Erfahrungswerten eine akzeptable Lösung verspricht. Mit 
der Entstehung solcher Regeln befasst sich die Theorie des vorhersagbaren Verhaltens von Ronald 
A. Heiner, einem amerikanischen Institutionenökonomen. Seine wesentlichen Arbeiten zu diesem 
Thema sind die Aufsätze The Origin of Predictable Behavior (1983), Rational Expectations 
When Agents Imperfectly Use Information (1985c), The Necessity of Imperfect Decisions 
(1988a), The Necessity of Delaying Economic Adjustment (1988b), The Origin of Predictable 
Dynamic Behavior (1989) und Imperfect Choice and the Origin of Institutional Rules (1990). 
 
 
7.1 Prämissen  
 
Heiners Theorie vom vorhersagbaren Verhalten ist dem Denkansatz von Herbert Simon138 
zuzuordnen, in dessen Mittelpunkt die beschränkte Rationalität steht (CONLISK, 1996). Zu den 
Grundannahmen des Bounded Rationality-Ansatzes gehört erstens, dass der Entscheider nur 
unvollständige Informationen über die Umwelt, insbesondere über die ihm zur Verfügung 
stehenden Handlungsalternativen, hat. Vor allem der zeitliche Planungshorizont ist beschränkt. 
Zweitens sind Risiko und Unsicherheit Teil seiner entscheidungsspezifischen Zielfunktion, denn 
nahezu keine Entscheidung wird unter Sicherheit getroffen. Es ist dem Entscheider nicht einmal 
möglich, die genaue Form der Wahrscheinlichkeitsfunktion abzuschätzen (SIMON, 1958, S. 57). 
Drittens verhindern die Komplexität der Umwelt und die beschränkten kognitiven und analytischen 
Fähigkeiten des wirtschaftlichen Akteurs eine Kalkulation der Alternativen. Die Hierarchie der 
Ziele ist selten vollständig bzw. konsequent (SIMON, 1997, S. 74). Aus diesem Grund ist das 
Verhalten beschränkt rationaler Entscheider nur zufällig optimal im Sinne der neoklassischen 
Risikonutzentheorie.  
Nichts desto weniger ist auch beschränkte Rationalität eine Form von Rationalität; sie ist nicht zu 
verwechseln mit irrationalem Verhalten. Unter Rationalität (SIMON, 1997, S. 85 ff.) wird bei 
Heiner und in der folgenden Betrachtung immer prozedurale Rationalität verstanden; im 
Unterschied zu Produkt- oder Ergebnisrationalität bedeutet dies, dass nicht das Resultat daraufhin 
                                                           
138  Vgl. SIMON, 1972, S. 163 f. 
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untersucht wird, ob der Entscheider rational gehandelt hat, sondern seine Vorgehensweise. In 
diesem Sinne stellt Heiner bestimmte Anforderungen an den Entscheider. Dieser 
• wertet Informationen aus, allerdings meist nur teilweise,  
• kann ausgewählte Handlungsalternativen beschreiben und bewerten,  
• besitzt individuelle Präferenzen, 
• kann Handlungsalternativen ordnen (möglicherweise nicht vollständig) und orientiert sich 
dabei an den eigenen Interessen (Opportunismus),  
• anerkennt das Dominanzprinzip, d.h. entscheidet sich für die als besser identifizierte Lösung. 
Nach SIMON (1963, S. 332) versucht der Entscheider, die Komplexität und Unsicherheit in seiner 
Umgebung zu reduzieren, um trotz seiner begrenzten Rationalität zu Entscheidungen zu kommen. 
Er setzt dazu insbesondere auf standardisierte Verfahren. Die Gründe für die Verhaltenspersistenz 
(SIMON, 1997, S. 106), die in standardisierten Verfahren zu erkennen ist, sieht Simon in den 
Kosten, die zur und während der Vorbereitung einer neuen Handlung anfallen (make-ready- 
costs): Habits and routines may not only serve their purposes effectively, but also conserve 
scarce and costly decision-making time and attention. (SIMON, 1997, S. 87). HEINER (1983) 
erklärt die Entstehung von standardisierten Verfahren und beharrliche Festhalten an bestimmten 
Verhaltensweisen etwas anders als Simon, aber auch unter der Grundannahme beschränkter 
Rationalität. Dies soll im folgenden Kapitel gezeigt werden.  
 
 
7.2 Kernaussagen zu Verhaltensregeln 
7.2.1 Die Bedeutung von Unsicherheit 
Die beschränkte Rationalität des wirtschaftlichen Agenten äußert sich in der Praxis darin, dass 
seine Fähigkeiten (competence) nicht ausreichen, um ein schwieriges Entscheidungsproblem 
(difficulty) vollständig zu lösen. Dieser C-D-Gap ist verantwortlich für die Unsicherheit in 
Entscheidungssituationen. Die Größe des C-D-Gap bestimmt das Ausmaß der Unsicherheit (U). 
Diese ist nach HEINER (1983, S. 562) eine Funktion U(p, e) von Wahrnehmungsvariablen (p) und 
Umweltvariablen (e). Die Wahrnehmungsvariablen (p) berücksichtigen die sensorischen (s), 
kognitiven (c) und morphologischen (m) Qualitäten des Entscheiders, insbesondere die Häufigkeit 
des Irrtums bei der Präferenzbildung, die Bedeutung von Fehlern bei der Informationsverarbeitung 
und die Verwendung unzuverlässiger Informationen über Wahrscheinlichkeiten. In die 
Umweltvariablen gehen der Grad der Komplexität von Umweltsituationen, die 
Wahrscheinlichkeiten, mit denen bestimmte Umweltsituationen eintreten und die Stabilität dieser 
Wahrscheinlichkeiten ein (HEINER, 1983, S. 564). Je komplexer also die Umwelt bzw. je 
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unzuverlässiger die Wahrnehmung des Agenten ist, desto größer ist die Unsicherheit (U), unter der 
eine Entscheidung gefällt wird. 
 
 
 
 U = u (p,e) 
 U = u (s,c,m,e) 
 
 
Unsicherheit bewirkt aus Sicht des Entscheiders, dass er Fehler begeht, so dass sich die Intention 
seines Handelns nicht erfüllt. Unsicherheit verringert die Wahrscheinlichkeit, die richtige Aktion 
zu wählen und verschlechtert damit die Zuverlässigkeit der Auswahl, denn der Agent kennt die 
Wahrscheinlichkeiten nicht, mit der ein bestimmter Umweltzustand eintritt, er weiß nicht, wann 
oder warum er einen Fehler begeht oder bereits begangen hat (HEINER, 1983, S. 565), indem er 
nicht die beste Handlungsalternative auswählte.  
Heiners zentrale These lautet, dass beobachtbare Regelmäßigkeiten im empirischen Verhalten, 
behavioral rules oder Daumenregeln aus der Unsicherheit bei der Unterscheidung von 
vorteilhaftem und weniger vorteilhaftem Verhalten entstehen. Deswegen selektiert der Entscheider 
die genutzten Informationen und verkleinert das Repertoire seiner Handlungsoptionen auf 
diejenigen, die ihm überschaubar und kontrollierbar erscheinen. Das Verhalten eines begrenzt 
rationalen Entscheiders ist also um so stärker regelgebunden, je komplexer und unsicherer sich die 
Situation aus seiner subjektiven Warte darstellt. Ein vollkommen informierter Entscheider wäre 
dagegen in der Lage, auch auf kleinste Veränderungen in seiner Umwelt spontan und flexibel zu 
reagieren; sein Verhalten wäre damit erratisch und entzöge sich einer Vorhersage (HEINER, 1983, 
S. 561). Während also die neoklassische Entscheidungstheorie davon ausgeht, dass zunehmende 
Rationalität und kognitive Kompetenz dazu führen, dass aus mehr oder minder ungezieltem Suchen 
und Zufallserfolgen schließlich zielgerichtete Optimierungsstrategien mit einem Ergebnis- oder 
Gleichgewichtszustand, nämlich im Optimum, werden, behauptet Heiner das Gegenteil: Je weniger 
souverän der Entscheider im Umgang mit Umweltinformationen ist und je weniger er in der Lage 
ist, seine Zielfunktionen zu maximieren, umso einfacher ist seine Strategie, denn in einer 
wiederkehrenden Situation wählt er immer wieder dieselben Optionen.  
7.2.2 Die Zuverlässigkeitsbedingung als Metaregel 
Komplexe Entscheidungssituationen und die daraus entstehende Unsicherheit führen nach 
HEINER (1983, S. 562) dazu, dass das Verhalten des Entscheiders sich an Regeln hält und 
deswegen bei Kenntnis der Regeln vorhergesagt werden kann. Aus empirischen Beobachtungen 
leitet Heiner ab, dass das Verhaltensspektrum um so begrenzter und das Verhalten deshalb um so 
besser vorhersagbar ist, je weniger gut und genau die Situation analysiert werden kann. Als 
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Beispiel führt er die verschiedenen Reiz-Standardreaktionen an, die als Instinkte und Reflexe aus 
der Biologie und Ethologie bekannt sind (HEINER, 1983, S. 575-576). Je einfacher ein 
Organismus konstruiert ist, um so stringenter sind seine Reaktionen auf (Umwelt-)Reize. Mit 
zunehmender Leistungsfähigkeit bei der Informationsverarbeitung werden die Reaktionen von 
Lebewesen dagegen immer komplexer. Standardverhaltensregeln werden durch differenziertes, 
individuell angepasstes Verhalten ergänzt und ersetzt. Dies gilt in ähnlicher Weise auch für 
menschliche Entscheider. In Situationen, in denen z.B. die Kopfrechenkapazität eines Einzelnen 
überschritten wird oder in denen keine Zeit für Überlegungen ist, empfehlen sich Lösungsroutinen, 
die ohne weiteres Hinterfragen angewendet werden, weil sie aus Erfahrung akzeptable 
Ergebnisse erzielen, auch wenn es sich nicht um mathematische oder logische Optima handelt. Die 
empirischen Ergebnisse von Axelrods Spielexperimenten mit Tit for Tat, diverse Black Jack-
Spielanleitungen und Lösungsangaben für den Rubics Cube bestätigen die Vorteilhaftigkeit von 
einfachen Regeln zur Bewältigung komplexer Situationen (HEINER, 1983, S. 563-564).  
Wenn die Situation so strukturiert ist, dass der Agent die Konsequenzen seiner Handlung im voraus 
nicht eindeutig bestimmen kann, bleibt die Handlungsfähigkeit auf Grund einer Verhaltensregel 
erhalten. Verhaltensregeln kommen dadurch zustande, dass eine neue Aktion nur dann ausgewählt 
wird, wenn es für den Agenten ausreichend verlässlich ist, dass er von der größeren 
Handlungsfreiheit profitiert (HEINER, 1983, S. 566). Das Set der Handlungsoptionen wird in 
komplizierten Entscheidungssituationen auf wenige simple Lösungswege, beispielsweise in der 
Form Wenn A dann B, verkleinert.  
Die Strategie, in schwierigen Situationen mit Hilfe einfacher Regeln  schnell reagieren zu können, 
ist nach MAZZOTTA und OPALUCH (1995, S. 500) komplizierteren Optimierungsverfahren 
überlegen, denn: Beyond the C-D-Gap, attempts to optimize become unreliable, in that they may 
produce less desirable results than simpler decision strategies. THALER et al. (1997) belegen, 
dass die Verwendung von mehr Informationen in einem solchen Fall nicht zu im Ergebnis 
besseren Entscheidungen bzw. Entscheidungsresultaten führt139. 
Regeldominiertes Verhalten zeichnet sich dadurch aus, dass sich im tatsächlich benutzten Set von 
Verhaltensoptionen nur eine begrenzte Zahl von Handlungsalternativen befindet. Es werden nur 
diejenigen Handlungsalternativen in das Set aufgenommen, die bestimmte Kriterien erfüllen. Diese 
Kriterien fasst HEINER (1983, S. 566) in einer Zuverlässigkeitsbedingung zusammen. Die 
Zuverlässigkeitsbedingung hat die Form einer Ungleichung und berücksichtigt die 
Eintrittswahrscheinlichkeit der Situation, auf die der Entscheider mit der fraglichen 
Handlungsalternative reagieren will sowie die Veränderung, die die Nutzung der Option im 
Vergleich zum ursprünglichen Zustand für den Entscheider nach sich ziehen wird. Da es sich um 
eine Entscheidung unter Unsicherheit bei beschränkter Rationalität handelt, geht auch die 
Möglichkeit eines Irrtums bzw. einer Fehlentscheidung ein.  
                                                           
139  Diese Beobachtung machen beispielsweise auch KAEN und ROSENMAN (1986, S. 212). 
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Eine Handlungsalternative wird dann ausgewählt, wenn  
 π(e))(1w(U)l(e)π(e)r(U)g(e) −∗∗∗∗ f  
 
Dabei ist: 
π (e): Wahrscheinlichkeit, dass die Situation, auf welche die Handlungsalternative abzielt, 
eintritt140; entsprechend ist (1-π (e)) die Wahrscheinlichkeit, dass die Situation nicht 
eintritt; 
r (U):  Wahrscheinlichkeit, dass diese Situation eintritt, unter Unsicherheit U zutreffend erkannt 
und die richtige Option ausgewählt wird141; 
w (U):  Wahrscheinlichkeit des Irrtums, d.h. dass die Option zur falschen Zeit ausgewählt wird142; 
g (e):  der Gewinn aus der Wahl der richtigen Aktion zum richtigen Zeitpunkt143, wenn eine 
positive Veränderung der Performance des Entscheiders im Vergleich zum 
Ausgangszustand erreicht wird; 
l (e):  der mögliche Verlust, wenn durch eine Fehlentscheidung eine Verschlechterung der 
Performance im Vergleich zum Ausgangszustand eintritt.  
Durch Umformung ergibt sich die Zuverlässigkeitsbedingung, in der die tatsächliche 
Zuverlässigkeit einer Wahlentscheidung unter Unsicherheit der geforderten Zuverlässigkeit 
gegenüber gestellt wird. Der erste Term der Ungleichung, r(U)/w(U), wird als reliability ratio 
bezeichnet, der zweite, in den Performanceveränderung und Wahrscheinlichkeit eingehen, als 
tolerance limit T(e) (HEINER, 1983, S. 566). Das Toleranzlimit stellt eine Art Erwartungswert 
dar und vergleicht die Performanceveränderungen, die eintreten können, wenn man eine 
Handlungsalternative zum richtigen bzw. falschen Zeitpunkt auswählt: 
 
 
              
 
(e) 
(e) -1 
g(e)
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w(U)
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π
π
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140  In HEINERS Terminologie (1983, S. 566): right conditions occur with probability π. 
141  In HEINERS Terminologie (1983, S. 565): conditional probability of selecting the action when it is 
actually the right time to do so.  
142  In HEINERS Terminologie (1983, S. 565): conditional probability of selecting the new action 
when it is actually the wrong time. 
143  In HEINERS Terminologie (1983, S. 565): gain in performance (compared to staying with the 
initial repertoire).  
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Die tatsächliche Zuverlässigkeit r(U)/w(U) muss größer sein als das Toleranzlimit T(e) einer neuen 
Alternative, damit die Zuverlässigkeitsbedingung erfüllt ist und die neue Option in das 
Handlungsset aufgenommen wird. Nur wenn die Zuverlässigkeitsbedingung erfüllt ist, ist mit 
ausreichender Sicherheit gewährleistet, dass die Aufnahme der fraglichen Handlungsalternative in 
das Set des Entscheiders eine Verbesserung der Performance im Vergleich zum Ausgangszustand 
bedeutet. Wenn dies nicht gewährleistet ist, tut der Entscheider besser daran, die Option zu 
ignorieren. Gleichzeitig werden Aktion a und Gegenaktion Nicht-a nur dann in das Set 
aufgenommen, wenn die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Situation, in der die 
Handlungsalternative a passt, gleich ½ ist und die Performanceveränderungen für a und Nicht-a 
gleich groß ausfallen144.  
Die Größe des C-D-Gap wirkt sich auf r(U) und w(U) aus: Je größer der Abstand zwischen 
Kompetenz und Anforderungen ist, desto kleiner ist r(U) und desto größer ist w(U), desto kleiner 
ist also auch der Term r (U)/w (U). Je weniger kompetent ein Entscheider ist, umso kleiner ist die 
Zuverlässigkeit seiner Entscheidungen. Die Zuverlässigkeitsbedingung wird dann nur von 
denjenigen Handlungsoptionen erfüllt, deren mögliche negative Konsequenzen gering ausfallen, 
bzw. deren negative von ihren positiven Konsequenzen weit übertroffen werden. Je kleiner die 
Wahrscheinlichkeit ist, den richtigen Zeitpunkt für eine Aktion zu identifizieren, umso seltener 
wird diese Aktion ausgewählt. Je größer die Unsicherheit ist, desto wahrscheinlicher ist es, sich 
falsch zu entscheiden und umso größer müssen die Gewinne im Vergleich zu den möglichen 
Verlusten sein, wenn eine Wahlmöglichkeit sinnvoll sein soll.  
Unsicherheit reduziert die Chance, den richtigen Zeitpunkt für eine bestimmte Aktion zu erkennen 
und erhöht die Möglichkeit, den falschen Zeitpunkt zu wählen. Je kleiner aber die tatsächliche 
Zuverlässigkeit wird, umso weniger Handlungsalternativen liefern ein Toleranzlimit, das kleiner ist 
als r(U)/w(U) und umso mehr Alternativen werden eliminiert. Unsicherheit ist deshalb der Grund 
für empirisch feststellbare Regelmäßigkeiten im Verhalten (HEINER, 1983, S.570). Aus der 
Zuverlässigkeitsbedingung folgt weiter, dass Unsicherheit die Bildung von Regeln veranlasst, die 
nur in wahrscheinlichen oder häufig auftretenden Situationen angepasst werden (HEINER, 1983, 
S. 567). Je größer π (e) ist, das heißt, je wahrscheinlicher diejenigen Umstände sind, unter denen 
die neue Handlungsalternative das erwünschte Ergebnis erbringt, umso eher ist r(U)/w(U) > T(e). 
Der Entscheider ignoriert Handlungsalternativen, die nur in seltenen oder ungewöhnlichen 
Situationen angebracht sind (auch wenn π (e) > 0 ist), und nimmt in sein begrenztes Repertoire von 
Verhaltensweisen nur diejenigen auf, die meistens akzeptable Ergebnisse erbringen. Das 
Verhalten wird in erster Linie auf rekursive Aspekte abgestellt, damit die 
Zuverlässigkeitsbedingung erfüllt wird.  
Bei Veränderungen der Umwelt vergrößert sich in der Regel der C-D-Gap und die 
Zuverlässigkeit bei der Reaktion auf die neue Situation wird geringer. Damit die 
Zuverlässigkeitsbedingung weiter erfüllt wird, wird das Set an Handlungsalternativen auf 
diejenigen reduziert, deren Konsequenzen am besten abzuschätzen sind und bei denen 
entsprechend hohe Zuverlässigkeiten verwirklicht werden (HEINER, 1985c, S. 205). Wenn sich 
                                                           
144  Nachweis bei DRIVER, 1992, S. 368. 
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die Umweltzustände ändern, verändert sich entweder r(U)/w(U) oder T(e) einer Handlungsoption. 
Unterschreitet die tatsächliche Zuverlässigkeit die Toleranzgrenze T(e), so ist es sinnvoll, die 
betreffende Aktion aus dem Verhaltensrepertoire auszuschließen (HEINER, 1983, S. 582). 
Insbesondere wenn sich verschiedene Faktoren, z.B. die kognitive Wahrnehmungsfähigkeit und 
Umweltkomponenten, gleichzeitig verändern, kann es sein, dass die Zuverlässigkeitsbedingung 
nicht mehr erfüllt ist und die entsprechende Handlungsoption ausgeschlossen wird. Umgekehrt 
können möglicherweise neue Optionen aufgenommen werden, wenn durch innere oder äußere 
Faktoren, z.B. durch eine bessere Informationsverarbeitungskapazität oder durch eine Erhöhung 
der möglichen Gewinne aus der Handlung, eine höhere Zuverlässigkeit bzw. ein geringeres 
Toleranzlimit erreicht wird.  
Je größer die möglichen Performancenachteile einer neuen Handlungsalternative im Verhältnis zu 
den Vorteilen sind, umso seltener wird diese Aktion ausgewählt. Da das Auswahlkriterium in Form 
einer Ungleichung formuliert ist, kann der Entscheider für Alternativen, deren Variablen ein 
Ergebnis abseits des unmittelbaren Grenzbereichs ergeben, von hoher Stabilität der Wahl ausgehen. 
Er muss nämlich nicht genau das Optimum treffen, sondern es genügt ihm, sich im tolerierbaren 
Bereich aufzuhalten145.  
 
7.3 Heiner im Licht der neoklassischen Entscheidungstheorie 
 
Die neoklassische Entscheidungstheorie geht davon aus, dass die Wahlentscheidungen eines 
wirtschaftlichen Agenten stets zum Ziel haben, eine mathematisch eindeutig beschreibbare 
Zielfunktion zu maximieren. Heiner lehnt diese normative Maximierungsannahme ab, weil sie 
selten zutreffende Aussagen über tatsächlich beobachtete Entscheidungen macht. Selbst wenn die 
Ergebnisse der Handlungen mit den von der neoklassischen Gleichgewichtstheorie vorhergesagten 
übereinstimmen, werden die zu Grunde liegenden Prozesse nicht ausreichend erklärt, da die 
Entscheider wegen ihrer Bounded Rationality nicht in der Lage sind, das Optimum zu 
identifizieren (HEINER, 1983, S. 560). Die beobachteten Unterschiede zwischen Theorie und 
Empirie dienen Heiner als Denkanstoß. Statt der Erforschung von Maximierungsimplikationen 
widmet er sich dem Verständnis der Auswirkungen von Unsicherheit auf das Verhalten (HEINER, 
1983, S. 571).  
Die Risikonutzentheorie postuliert, dass Informationen dazu dienen, Handlungsoptionen 
auszuschließen und damit den Spielraum verengen, bis schließlich nur die Gleichgewichtslösung 
übrigbleibt. Die Unterschiede zwischen empirischem Verhalten und theoretischen Ergebnissen 
erklären sie mit einem error term, der in seiner Beschaffenheit allerdings unbestimmt bleibt. 
Heiner dagegen behauptet, dass das Verhalten umso komplexer wird, je mehr Informationen 
verarbeitet werden. Die voraussagbaren Regelmäßigkeiten im Verhalten sind das Ergebnis von 
Verhaltensregeln, die ihrerseits das Ergebnis von Unsicherheit sind (HEINER, 1983, S. 572). 
                                                           
145  Vgl. MOTSCH, 1995, S. 101; MENGES und KOFLER, 1976, S. 9 (LPI, lineare partielle 
Information).  
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Damit versteht HEINER (1985a, S. 391) seine Theorie vom vorhersagbaren Verhalten als eine 
Anpassung der Erwartungsnutzentheorie an die Wirklichkeit begrenzter Rationalität. Wenn 
Agenten auf vorhandene Informationen perfekt, d.h. umfassend und angemessen reagieren 
könnten, wäre das Bayes-Theorem erfüllt. Einem begrenzt rationalen Entscheider unterlaufen 
dagegen Fehler bei der Interpretation und Nutzung von Information. Sogenannte Typ I-Fehler 
treten auf, wenn Alternativen ignoriert werden, obwohl sie bevorzugenswert sind, weil r (U) kleiner 
als Eins ist. Typ II-Fehler sind dagegen festzustellen, wenn Alternativen ausgewählt werden, die 
ignoriert werden sollten (w(U) > 0)146. Optimales Verhalten im Sinne der Bayes-Theorie bestünde 
in einer absolut zuverlässigen Auswahl der richtigen Optionen (r(U) =1, w(U) = 0). Die 
Zuverlässigkeit der Entscheidung geht damit gegen unendlich; alle Handlungsoptionen sind 
möglich und ein mathematisches Optimierungskriterium kann zum Einsatz kommen.  
In der Risikonutzentheorie besteht die optimale Lösung in  der Maximierung des 
Erwartungsnutzens. An der Theorie des vorhersagbaren Verhaltens wird in diesem Zusammenhang 
kritisiert, dass Heiners Modell kein anderes Ergebnis liefert als die Erwartungsnutzenmaximierung, 
nämlich dass eine Aktion nur dann in Frage kommt, wenn sie in wenigstens einer Situation einen 
mindestens ebenso großen Erwartungsnutzen aufweist wie andere verfügbare Aktionen. 
Andererseits werde mit der Zuverlässigkeitsbedingung nicht sichergestellt, dass eine bestimmte 
Aktion a0 ausgewählt und ins Repertoire aufgenommen werde, auch wenn sie den höchsten 
Erwartungsnutzen hat (BOOKSTABER und LANGSAM, 1985, S. 571 ff.).  
Die generelle Gültigkeit der Zuverlässigkeitsbedingung sieht Heiner dadurch bestätigt, dass sie von 
einer Aktion a0 erfüllt wird, sobald beim Vergleich mit einer anderen Aktion a1 eine positive 
Erwartungsnutzendifferenz erzielt wird. Es gilt, dass a0  gegenüber a1 bevorzugt wird, wenn die 
Differenz ∆i (a0, a1) der Erwartungsnutzenfunktionen von a0 und a1 positiv ist bzw.  
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erfüllt ist (HEINER, 1985a, S. 392). Dabei ist es nicht notwendig, dass der Agent seinen 
Erwartungsnutzen maximiert. Die Theorie vorhersagbaren Verhaltens ist demnach eine 
Erweiterung der Erwartungsnutzentheorie, die ihrerseits nur den Fall beschreibt, in dem 
vollkommene Rationalität der Entscheider herrscht (HOEHN, 1988, S.1120).  
                                                           
146  Vgl. MILON und BOGGESS, 1988, S. 1108 ff. 
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BOOKSTABER und LANGSAM (1985, S. 573) kritisieren außerdem, dass die Faktoren, die 
Unsicherheit verursachen, von Heiner in Umweltvariablen und Wahrnehmungsvariablen 
aufgesplittet werden; da ihre Wirkung aber gleich ist, könnten sie genauso gut zu einer noise 
variable, wie in der Erwartungsnutzentheorie, zusammengefasst werden: Either the world is 
growing darker or the individuals vision is dimming. Both situations lead to exactly the same 
result for the model: there is more noise in the information variable.. Der Kritik an der 
Differenzierung in Umwelt- und Wahrnehmungsvariablen entgegnet HEINER (1985a, S. 394), 
dass diese Differenzierung erlaubt, zu erklären, warum Agenten manchmal mehrere kostenlose 
Informationsquellen, die ihnen zur Verfügung stehen, nicht nutzen, sondern sich weiterhin auf 
weniger Informationen oder weniger zuverlässige Informationen verlassen. Es gibt nämlich zwei 
Fehlerquellen, zum einen unvollkommene Information (imperfect information) und zum anderen 
unvollkommene Reaktion auf Information (imperfect response to information) (HEINER, 1985a, 
S. 394). Die Zuverlässigkeit aus der Zuverlässigkeitsbedingung differenziert sich dadurch in eine 
Zwei-Stufen-Zuverlässigkeit (HEINER, 1985c, S. 202). Die erste Stufe wird von den 
Umweltvariablen bestimmt und durch das statistische Risiko bzw. die objektive Unsicherheit, die 
beispielsweise aus mangelnden Daten resultiert, beschrieben. Stufe zwei berücksichtigt die 
Wahrnehmungsvariablen, die durch die individuellen Fähigkeiten des Entscheiders, mit den 
Informationen umzugehen und sie zur Entscheidungsfindung zu nutzen, determiniert sind. Heiner 
führt aus, dass die potenziell fehlerhafte Nutzung von Informationen die reliability ratio 
verringert (HEINER, 1985c, S. 202). Damit der Agent von der Auswahl einer Handlungsalternative 
profitiert, muss die zweistufige Zuverlässigkeitsbedingung erfüllt werden. Das bedeutet, dass 
Agenten die Wahrscheinlichkeit auf eine Information falsch zu reagieren, im selben Maß 
verringern müssen, wie ihre Sicherheit, richtig zu reagieren, zurückgeht (HEINER, 1985c, S. 203). 
Wenn die gemeinsame Zwei-Stufen-Zuverlässigkeitsbedingung gleichzeitig für alle Aktionen 
zunimmt, zum Beispiel weil die Informationen zuverlässiger werden, dann steigt auch die 
Vorteilhaftigkeit (marginal benefit) der Aktionen (HEINER, 1988a, S.34). 
BOOKSTABER und LANGSAM (1985, S. 573-574) stellen als Gegenthese zu Heiners Theorie 
vom vorhersagbaren Verhalten die Behauptung auf, dass wachsende Unsicherheit dazu führen 
kann, dass nicht weniger, sondern mehr Handlungsalternativen ins Repertoire aufgenommen 
werden. Wenn man nämlich anfangs von nahezu keiner Unsicherheit ausgehe, stehe die beste 
Handlungsoption zu Beginn fest; mit wachsender Unsicherheit verwische sich die Eindeutigkeit der 
Auswahl. Dieser Behauptung setzt HEINER (1985a) entgegen, dass das Verhalten im Falle 
vollkommener Information des Agenten völlige Flexibilität erlangt und deshalb nicht mehr 
vorausgesagt werden kann. Das bedeutet, dass Entscheidungen unter Sicherheit nicht nur dem 
mathematischen Maximierungspostulat gehorchen, sondern einem komplexen Zielsystem und 
einem umfangreichen Set an Handlungsalternativen, um diese Ziele zu verwirklichen. Er 
bezeichnet dies als Verhaltensentropie (HEINER, 1985a, S. 393). Demnach nimmt die Entropie 
zu, wenn der Agent mehr Aktionen auswählt, aber keine Aktion häufiger gewählt wird als andere. 
Eine höhere Entropie bedeutet, dass das Verhalten schwerer vorhergesagt werden kann.  
BOOKSTABER und LANGSAM (1985, S. 574-575) behaupten, dass ein kleineres Repertoire an 
Handlungsalternativen nicht automatisch zu einem besser voraussagbaren Verhalten führt, sondern 
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nur dann, wenn das Set sehr klein und überschaubar ist. Heiners Definition von Predictability 
halten sie nicht für aussagekräftig. In einem späteren Aufsatz geht HEINER (1985d, S. 581) auf 
diese Kritik ein und definiert Predictability als Möglichkeit, recurrent patterns zu entdecken. In 
Betrachtung empirischer Entscheidungssituationen kann herausgearbeitet werden, welche 
Handlungsoptionen dem Agenten überhaupt zur Verfügung stehen und nach welchen Kriterien 
diese zum Einsatz kommen. Die Größe des Alternativensets ist damit weniger ausschlaggebend als 
die Stringenz des Zusammenhangs zwischen Situationsvariablen und Wahlentscheidung. 
Die neoklassische Entscheidungstheorie geht davon aus, dass Wahlprozesse Optimierungsverhalten 
durch die Selektion der erfolgreichsten Entscheider zumindest simulieren. Unter 
Evolutionsgesichtspunkten überleben Agenten im wirtschaftlichen Wettbewerb auf längere Sicht 
nur dann, wenn sie ihr Verhalten im Sinne der Maximierung ihrer Zielfunktionen optimieren. Tun 
sie das nicht, werden sie von anderen, erfolgreicheren Entscheidern verdrängt. Nach HEINER 
(1983, S. 568) ist vorhersagbares Verhalten nicht in der Lage, optimierende Strategien zu 
simulieren; vielmehr tritt es nur dann auf, wenn der Agent auf Grund seiner Unsicherheit nicht in 
der Lage ist, zu maximieren. Der Fortbestand dysfunktionalen Verhaltens wird durch schwache 
Selektionsprozesse erlaubt, wenn eine unterdurchschnittliche Performance im Wettbewerb nicht 
zum sofortigen Ausscheiden des Agenten führt (HEINER, 1983, S. 569). Regeldominiertes 
Verhalten, das auf der Ignoranz bestimmter seltener, aber möglicher Umweltzustände aufbaut, 
überlebt, solange diese seltenen Ereignisse tatsächlich nicht eintreten.  
 
7.4 Die Bedeutung von Information  
 
Einige Jahre nach der ersten Ausarbeitung seiner Theorie vom vorhersagbaren Verhalten legte 
HEINER (1988a) eine Analyse der Verwendung von Information vor. Die Verwertung von 
Informationen, insbesondere solchen, die eingeholt wurden, um die Auswahl der Handlungsoption 
zu erleichtern, unterliegt ebenfalls der beschränkten Rationalität. Heiner unterscheidet drei 
Aspekte, nämlich die endliche Aufnahmekapazität des Entscheiders, die Komplexität von 
Informationen und die Vertrauenswürdigkeit von Informationen. 
Die endliche Aufnahmekapazität des Agenten (finite channel capacity, HEINER, 1988a, S. 35) 
wirkt sich negativ auf die Klarheit und Ordnung der Information aus. Die quantitative kognitive 
Begrenzung führt dazu, dass der Entscheider nicht alle vorhandenen bzw. notwendigen 
Informationen gleichzeitig und in gleicher Qualität aufnehmen und verarbeiten kann. Die Auswahl 
von Informationen zur Verarbeitung erfolgt unbewusst und willkürlich. Sie wird zudem dadurch 
gestört, dass unvollständige und verstümmelte Informationen nicht als solche erkannt werden.  
Die Komplexität von Information (information complexity, HEINER, 1988a, S. 36), zusammen 
mit einer begrenzten Fähigkeit, Daten zu interpretieren, macht es für den Agenten schwierig, für 
die Prognose notwendige Informationen von anderen, nicht notwendigen Informationen zu 
unterscheiden.  
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Schließlich weist nonlocal information, also solche Daten, die nicht direkt aus dem persönlichen 
Erfahrungsbereich des Entscheiders stammen, eine geringere Vertrauenswürdigkeit auf. Da das 
Lernen aus Erfahrung die wichtigste Quelle von zuverlässigen Informationen darstellt, werden 
periphere Informationsquellen geringer gewichtet: Agents past experience will then have a 
biasing effect on their ability to use information even when processing a fixed amount of 
information, or the messages involved are of equal complexity. (HEINER, 1988a, S. 36). 
Diese drei Charakteristika von Informationen bewirken, dass zusätzliche Daten über die Umwelt 
und die Entscheidungssituation nicht zuverlässig genutzt werden können. Zwar sagen mehr 
Informationen die Konsequenzen der Handlungen besser voraus, aber ab einem bestimmten Punkt, 
der durch die beschränkte Rationalität des Entscheiders bestimmt wird, verursacht mehr 
Information auch eine wachsende Anzahl von Entscheidungsfehlern. Der Grenznutzen von mehr 
Information wird damit negativ, bevor Agenten die Schwelle erreichen, ab der sie zuverlässige 
Informationen vollkommen nutzen können (HEINER, 1988a, S. 41). Sobald die 
Wahrscheinlichkeit, Informationen falsch zu interpretieren, größer als Null ist (Irrtumsschwelle), 
geht die Gesamtzuverlässigkeit einer Handlungsoption zurück. Solange aber die 
Wahrscheinlichkeit, sich zu irren, nur langsam ansteigt, gibt es eine Zone positiven Grenznutzens 
des Informationsgebrauchs auch im Bereich unvollkommener Entscheidungen (ID-Zone 147) 
(HEINER, 1988a, S.29-30).  
Ein Entscheider, der Informationen nur unvollkommen verwerten kann, sucht nach einem trade-
off zwischen Information und Entscheidungsfehlern. Dabei muss er die Entscheidungskosten 
berücksichtigen, d.h. jeglichen Aufwand zur Verringerung von Entscheidungsfehlern. Aber nicht 
nur deshalb profitiert ein Entscheider nicht unbedingt von Informationen. Solange er sich in der 
Unsicherheitszone bewegt, kann es für ihn sinnvoll sein, selbst zutreffende Prognoseinformationen, 
die kostenlos zur Verfügung stehen, zu ignorieren. (HEINER, 1989, S. 243)148.  
 
 
7.5 Die Flexibilität des Verhaltens 
Gewohnheiten, Routinen, Verwaltungsvorgänge und Bräuche (HEINER, 1983, S. 567) sind einige 
Ausprägungen regeldominierten Verhaltens. In der Institutionenökonomie werden dafür auch die 
Begriffe standard operating procedure (SOP) oder Daumenregel (rule of thumb) verwendet. 
Die geringe Anpassungsfrequenz von Verhaltensregeln ist das Ergebnis von Unsicherheit und dient 
der Stabilisierung der Performance des Entscheiders und damit dem Überlebensziel. Von einer 
Flexibilisierung des Verhaltens machen Entscheider dann Gebrauch, wenn sie über neue 
Informationen verfügen und diese zuverlässig richtig interpretieren können, so dass sich die 
tatsächliche Zuverlässigkeit r(U)/w(U) für die Auswahl einer neuen Handlungsalternative erhöht. 
Eine größere Variation im Verhalten ist also nicht auf die Wirkung des Zufalls zurückzuführen, 
sondern im Gegenteil auf eine bessere Beherrschung desselben.  
                                                           
147  ID: imperfect decision. 
148  Vgl. ÖHLMÉR et al. (1997). 
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Heiner liefert in verschiedenen Aufsätzen aus den achtziger Jahren im wesentlichen zwei 
Erklärungen für Verhaltensveränderungen bzw. dynamisches Verhalten. Zum einen untersucht er 
die Reaktion auf sich ändernde Umweltzustände bzw. Ziele, die schrittweise und unter dauernder 
Fehleranalyse und -kontrolle geschieht. Zum anderen beschreibt er den Verhaltenssprung, bei dem 
die Anpassungsperiode aus einem Verzögerungszeitraum und einer plötzlichen, akzentuierten 
Verhaltensänderung besteht. 
In seinem Aufsatz Origin of Predictable Dynamic Behavior (1989) diskutiert Heiner 
verschiedene Forschungsergebnisse über die Auswirkung von Erfahrung. Lernen aus Erfahrung 
kommt insbesondere bei dynamischen Anpassungen zum Tragen. Der C-D-Gap verursacht auch 
bei solchen Entscheidungen Fehler, denn auf Grund der beschränkten Rationalität des Entscheiders 
ist die eigene Erfahrung als Quelle von Wissen nicht vollkommen zuverlässig. Der Entscheider 
versucht die Anpassungsentscheidungen deshalb durch Selbstbeschränkung zu zügeln: Imperfect 
agents thereby face the burden of dynamic errors that can be avoided only by inducing a 
predictable self-stabilizing tendency in their behavior that otherwise may never evolve from 
deciding perfectly (HEINER, 1989, S. 234). Der Entscheider versucht, auf unvollkommene Weise 
ein erratisches optimales Ziel zu verfolgen, dessen Position er schätzen muss (perceived target, 
HEINER, 1989, S. 237). Der Entscheidungsfehler (decision error) beläuft sich auf den Abstand 
zwischen dem optimalen und dem geschätzten Ziel. Die Verteilung des  Entscheidungsfehlers als 
Zufallsvariable hängt sowohl von der Fähigkeit des Agenten, ein sich stets veränderndes Ziel zu 
verfolgen, als auch von der Komplexität des Zielpfades an sich ab(HEINER, 1989, S. 238). Auch 
eine schrittweise, fraktionelle Anpassung kann vom Agenten nur in Richtung seiner Zielschätzung 
vorgenommen werden (HEINER, 1989, S. 240). Die Bewegung, die der Agent dabei vollzieht, 
konvergiert in Richtung auf ein stabiles Gleichgewicht (HEINER, 1989, S. 242), aber sie ist nicht 
linear. Obwohl Agenten (HEINER, 1989, S. 244) einen gewissen Anreiz haben, sich schrittweise 
an veränderte Umweltzustände anzupassen, garantiert das alleine noch nicht, dass sich durch diese 
schrittweise Anpassung letztendlich ein Gleichgewicht ergibt. Damit das Erreichen eines 
Gleichgewichts grundsätzlich möglich ist, darf es nur eine endliche Anzahl möglicher 
Gleichgewichtszustände geben, der Ausschlag durch Entscheidungsfehler darf nur gering sein bzw. 
das Ziel muss sich stets in dieselbe Richtung bewegen.  
Eine andere Erklärung für empirisch beobachtbare Anpassungsreaktionen liefert HEINER (1989, 
S. 248) mit seiner Analyse einer punctuated response. Demnach passen sich Agenten zunächst 
sehr langsam an neue Umweltzustände an, bis ihre Fähigkeit, das neue Ziel zu orten, ausreichend 
gewachsen ist, um dann sofort möglichst nahe an die vermuteten Zielkoordinaten zu springen. 
Danach folgt wieder eine Phase langsamer Anpassung, um die verbleibende Distanz weiter zu 
verringern und die optimale Anpassungsreaktion zu Ende zu bringen. KAEN und ROSENMAN 
(1986, S. 212) untersuchen, wie solche plötzlichen Verhaltenssprünge (sudden switching 
behavior bzw. sudden reversal of previous behavior and a persistent movement in another 
direction or behavior of a different kind) in der Praxis aussehen. Sie wenden Heiners Theorie auf 
die Finanzmärkte an, wo sie die täglichen Preisänderungen besser erklärt als Standard-
Markttheorien. Sie halten news, also zum Beispiel Tageskursinformation, für das auslösende 
Element der Verhaltensänderung: news decreases environmental complexity because it provides 
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information for correctly revising previously held expectations (KAEN und ROSENMAN, 1986, 
S. 213). Da die Wahrnehmungsfähigkeit nicht bei allen Agenten auf einem Markt gleich ist, 
reagieren sie unterschiedlich schnell und stark auf die Neuigkeit; in Bezug auf ihre kognitive 
Kompetenz überlegene Entscheider weisen für Verhaltensänderungen größere tatsächliche 
Zuverlässigkeiten auf und ändern ihre Anlagestrategie deshalb früher als weniger kompetente 
Entscheider. Diese warten auf weitere Prognoseinformationen, deren Zuverlässigkeit steigt, je 
weniger weit die Prognose in die Zukunft reicht, d.h. je weniger spekulativ sie ist (KAEN und 
ROSENMAN, 1986, S. 215).  
 
7.6 Zusammenfassung 
Auf der Suche nach einer Erklärung dafür, wie das Verhalten von Entscheidern zustande kommt, 
lehnt Heiner die Maxime der Nutzenmaximierung ab. Statt dessen führt seines Erachtens die 
Unsicherheit, in der sich Entscheider realistischerweise befinden, dazu, dass für die Auswahl einer 
Handlungsoption eine Zuverlässigkeitsbedingung gestellt wird, in der die begrenzte Rationalität 
des Entscheiders berücksichtigt wird. Alternativen, die diese Bedingung erfüllen, werden ins 
Verhaltensrepertoire aufgenommen, andere nicht. Je komplexer die Situation des Entscheiders ist 
und je größer die Unsicherheit, desto weniger Handlungsoptionen gelangen in das Repertoire und 
desto besser vorhersagbar wird das Verhalten des Agenten. Auf diese Weise entstehen empirisch 
beobachtbare Verhaltensregeln, die dazu dienen, trotz einer beschränkten Rationalität in komplexen 
Situationen handlungsfähig zu bleiben. 
Informationen spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle. Sie tragen dazu bei, die 
Zuverlässigkeit für die Auswahl neuer Handlungsalternativen zu erhöhen und damit das Verhalten 
zu flexibilisieren. Ein beschränkt rationaler Entscheider kann allerdings nicht mit Sicherheit 
beurteilen, wann die Nutzung von Informationen zuverlässig die Gesamtperformance verbessert 
oder zumindest nicht verschlechtert. Die Nutzung von Informationen unterliegt also selbst der 
Zuverlässigkeitsbedingung.  
Das Verhalten italienischer Landwirte im Kalamitätenfall, wie es Thema dieser Arbeit ist, legt eine 
Erklärung mit Hilfe des Heinerschen Ansatzes nahe. Wie im folgenden Abschnitt gezeigt werden 
soll, sind die wichtigsten Elemente des untersuchten Beispiels mit der Theorie vom vorhersagbaren 
Verhalten gut vereinbar. Mit ihrer Hilfe lassen sich Erkenntnisse darüber gewinnen, wie die 
Strategieauswahl der Landwirte funktioniert. Von Interesse ist inbesondere, ob bestimmte 
irrationale Verhaltensweisen, die in der Praxis beobachtet werden, durch das Vorhandensein des 
C-D-Gaps erklärt werden können. 
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8 Verhaltensmodell bei Annahme beschränkter Rationalität 
 
Bei Entscheidungsmodellen unter beschränkter Rationalität liegt die Schwierigkeit darin, die 
Modellparameter zu operationalisieren. Anders als Konstruktionen, die das Verhalten eines 
vollkommen rationalen Entscheiders modellieren, müssen sie Verhalten berücksichtigen, das 
theoretisch von völlig fehlender Einsicht bis zu beinahe vollkommener Rationalität reichen kann. 
Dazu kommt, dass das eigentliche Entscheidungsverhalten der Beobachtung nicht zugänglich ist, 
so dass der Entscheider als Black Box betrachtet werden muss. Heiners Theorie des 
vorhersagbaren Verhaltens leistet zur Darstellung und Erklärung begrenzt rationalen Verhaltens 
einen wichtigen Beitrag, weil sie die Wirkung von Unsicherheit aufschlüsselt und die Logik der 
Selbstbindung des Entscheiders durch Regeln erklärt.  
Eine Übertragung von Heiners Theorie auf die Entscheidungssituation der italienischen Landwirte 
im Kalamitätenfall bedarf einiger Modifikationen und Anpassungen. Daraus entsteht ein 
Entscheidungsmodell für die Entscheidungswirklichkeit im Kalamitätenfall, das zur Evaluierung 
von Alternativen der Kalamitätenintervention verwendet werden kann.  
 
 
8.1 Modellkonzeption 
 
8.1.1 Systematik 
Das hier zu entwickelnde Verhaltensmodell ist primär ein Beschreibungs- und Erklärungsmodell; 
es dient der Beurteilung systemgestaltender Maßnahmen. Als präskriptives Modell zur 
Unterstützung des Rationalverhaltens eines Entscheiders kann es aufgrund seiner beschränkten 
diskriminierenden Kraft bei der Bestimmung empfehlenswerter Lösungen nicht verwendet werden. 
Es bildet nur einen Teil der Entscheidungsaufgaben eines landwirtschaftlichen Unternehmens ab, 
nämlich den Bereich des Risikomanagements natürlicher Kalamitäten unter dem Aspekt der 
Existenzgefährdung. Seine Übertragbarkeit auf andere Entscheidungssituationen wäre erst zu 
prüfen.  
Das Modell spiegelt einen Entscheidungsprozess wider, in den mehrstufige Auswahlaktivitäten 
eingebunden sind, nämlich die selektive Wahrnehmung und Klassifikation von Informationen und 
die Identifikation zuverlässiger Handlungsalternativen. Die Komponenten des Modells sind: 
• exogene Einflüsse, insbesondere exogene Informationen,  
• der Ausgangskonflikt bzw. die Entscheidungsaufgabe, 
• die (zu prüfenden) Handlungsalternativen, 
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• Ergebnisvariablen, subjektive Erwartungen und Irrtumswahrscheinlichkeiten, die in die 
Zuverlässigkeitsbedingung eingehen, 
• die Auswahlentscheidung. 
Als Partialmodell stellt es sowohl vertikal als auch horizontal nur einen Ausschnitt aus dem 
Gesamtprozess betrieblicher Führung dar. Beschaffungs- und Absatzentscheidungen, Personal- und 
Arbeitskapazitätsplanung sowie Investitions- und Finanzierungsaktivitäten werden ausgeblendet. 
Das Modell konzentriert sich stattdessen auf den Produktionsbereich. Aus Gründen der Einfachheit 
werden auch die letzten Phasen des Prozesses betrieblicher Führung, in der einmal getroffene 
Entscheidungen durchgesetzt werden und die Umsetzung kontrolliert wird, um neue Daten für 
Führung und Steuerung zu gewinnen, nicht berücksichtigt.  
Nicht nur aufgrund seines Partialcharakters, sondern auch wegen der Interdependenzen mit 
externen Einflussfaktoren ist es als offenes Modell konzipiert. Da Lernen und Erfahrungen bei 
Annahme beschränkter Rationalität eine wichtige Rolle spielen, weil sich dadurch die kognitiven 
Fähigkeiten des Entscheiders verbessern können, soll es sich um eine dynamische Modellierung 
handeln149. 
 
8.1.2 Modelleigenschaften 
Aus allen Daten, die ein Entscheider seiner Umwelt entnehmen könnte, nimmt er nur wenige 
tatsächlich wahr und in den Entscheidungsprozess auf. Nach MARCH und SÉVON (1988, S. 376) 
erfolgt die Auswertung von Umweltdaten in einem Screeningprozess: Decision-makers scan 
automatically for cues and are likely to exaggerate the importance of cues that are salient and 
frequent. Im Rahmen eines selected processing (HARSH et al., 1981, S. 14) werden aus Daten 
Informationen und aus Information Wissen. Die Frage, welche Daten für eine Entscheidung 
objektiv gebraucht werden, spielt nur eine untergeordnete Rolle, weil der Entscheider dies aufgrund 
begrenzter Rationalität kaum zuverlässig beurteilen kann. Statt dessen wählt er Informationen aus, 
die er aufgrund subjektiver Gegebenheiten für relevant hält bzw. für relevant zu halten gelernt hat.  
Die Relevanz wird in einem Auswahlprozess beurteilt, bei dem Informationen aufgrund der 
Zuverlässigkeitsbedingung als entscheidungsauslösend oder inert klassifiziert werden. Nur 
wenige Schlüsselinformationen, die ausreichend zuverlässig sind, lösen tatsächlich einen 
Entscheidungsprozess aus, sie triggern eine Reaktion.  Andere werden ignoriert. Die 
Klassifikationsmechanismen bleiben im Zeitablauf weitgehend gleich. Die Nutzung von 
Daumenregeln bei Suchverhalten und Informationsbeschaffung wird auch von HEINEN (19807, 
S. 47) bestätigt.  
                                                           
149  Zur Systematik von Modellen siehe ADAM (1996), BERG und KUHLMANN(1993), STEFFEN 
und BORN(1987). 
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Im Zentrum des Modells stehen bekannte Handlungsmöglichkeiten. In den Entscheidungsprozessen 
der Praxis geht es meist um eine Auswahl aus einer Reihe von vorhandenen Alternativen, denn: 
Eine Entscheidung ist häufig nur eine rein routinemäßige Reaktion. Auf bestimmte Informationen 
aus der Umwelt reagiert der entscheidende Mensch mit einem bereits bestehenden Programm von 
Tätigkeiten. (HEINEN, 19807, S. 47). Nur selten wird eine Alternative in Reaktion auf ein 
Problem neu generiert. Landwirtschaftliche Betriebsleiter gehen speziell bei 
Kalamitätenentscheidungen in der Regel nicht aktiv auf die Suche nach einer Lösung für die 
Verringerung der Ertragsausfälle, denn die Schadensereignisse sind ihnen im Grundsatz bekannt, 
ebenso wie das vorhandene Reaktionsrepertoire. Sie prüfen die ihnen bekannten 
produktionstechnischen Methoden, wie z.B. die Installation von Bewässerungseinrichtungen, sowie 
Versicherungs- oder Diversifizierungsmöglichkeiten und entscheiden darüber, ob sie diese 
Lösungen in ihrem Betrieb realisieren sollen oder nicht.  
Jede Handlungsoption dient einem bestimmten Zweck; deshalb ist sie meist nur unter bestimmten 
Umständen oder zu einem bestimmten Zeitpunkt angebracht. Beispielsweise ist die 
Handlungsoption Versicherung gegen Hagel abschließen dann sinnvoll, wenn es im 
Versicherungszeitraum tatsächlich hagelt. Bleibt der Hagelschaden aus, hätte der Entscheider im 
nachhinein besser auf die Versicherung verzichtet und die Prämie eingespart. Je wahrscheinlicher 
die richtige Situation für den Einsatz einer bestimmten Handlungsoption ist, beispielsweise je 
größer π (e) für Hagel ist, desto eher ist die Zuverlässigkeitsbedingung r(U)/w(U) > T(e) erfüllt. 
Die Versicherungsoption erfüllt bei häufigen Hagelschlägen eher die Zuverlässigkeitsbedingung als 
bei seltenen Schadenereignissen.  
Der Entscheider ignoriert aufgrund der Zuverlässigkeitsbedingung Lösungsmöglichkeiten, die nur 
in seltenen und ungewöhnlichen Situationen angebracht sind, auch wenn deren 
Eintreffenswahrscheinlichkeit größer als Null ist. Das Verhalten wird auf rekursive Aspekte 
abgestellt, denn für sie wird die Zuverlässigkeitsbedingung häufig erfüllt. Das Repertoire an 
Verhaltensweisen wird dadurch auf diejenigen begrenzt, deren Nützlichkeit sich in 
Standardsituationen beweist; so ensteht ein Set an Verhaltensregeln. Diese Verhaltensregeln haben 
den Vorteil, dass in häufiger auftretenden Situationen cognitive and computational resources 
(MARCHIONATTI, 1999, S. 426) eingespart werden150. Solche Daumenregeln sind durch eine 
eingeschränkte Nutzung von Informationen oder einen geringeren Informationsverarbeitungsbedarf 
gekennzeichnet. In der Wirklichkeit kann beobachtet werden, dass Alltagsaufgaben durch Routinen 
gelöst werden, während einmalige, besondere oder neue Aufgaben mit voller Aufmerksamkeit 
bedacht werden. 
Ein wichtiges Charakteristikum des Modells ist es, dass es in erster Linie die Unterdrückung 
unzuverlässiger Handlungsalternativen zum Ziel hat151, also eine negative Selektion, nicht aber die 
positive Selektion der besten Alternative. Diese Strategie beruht auf der begrenzten Rationalität des 
Entscheiders, der sich wegen seiner unvollkommenen Informationen und seines eingeschränkten 
                                                           
150  Auch SLONIM (1999) ist der Ansicht, dass durch die Anwendung von Daumenregeln 
Entscheidungskosten eingespart werden.  
151  Siehe dazu BRETZKE, 1980, S. 107. 
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Verständnisses nicht sicher sein kann, das Optimum identifiziert zu haben. Verlässlicher ist es, zu 
riskante Alternativen zunächst auszuschließen. Für eine präskriptive Anwendung des hier 
vorgeschlagenen Modell ist problematisch, dass in vielen einfacheren Entscheidungssituationen, in 
denen der Entscheider über eine gute Übersicht verfügt, viele Handlungsalternativen durch die 
Metaregel der Zuverlässigkeitsbedingung zugelassen werden. Die Metaregel entfaltet hier nur 
geringe Diskrimanz. Ein Entscheidungskalkül hat jedoch eigentlich die Funktion, eine Aktion 
auszuwählen und eine Handlungsempfehlung zu erarbeiten. Die Situation, in der die Auswahl einer 
Option unter mehreren möglichen weitgehend beliebig ist, ist aber durchaus realistisch. Nur selten 
bleibt im Auswahl- und Filterprozess tatsächlich nur eine mögliche Lösung übrig. Die letztendliche 
Entscheidung, die sogenannte Finalentscheidung (STEFFEN und BORN, 1987, S. 239) und 
damit die Festlegung auf eine Alternative wird in solchen Fällen meist durch die eine Sensitivitäts- 
oder Stabilitätsanalyse152 getroffen.  
Die Sensitivitätsanalyse bezieht sich dabei auf die linke Seite der Ungleichung der 
Zuverlässigkeitsbedingung, d.h. auf die Wahrscheinlichkeit, dass die richtige Aktion zum richtigen 
Zeitpunkt ausgewählt wurde, und die Irrtumswahrscheinlichkeit, die der Entscheider für sich 
ansetzt sowie den Quotienten dieser beiden Wahrscheinlichkeiten. Je sicherer er sich ist, umso 
größer wird die Zuverlässigkeit seiner Entscheidung und umso verlässlicher ist, dass die Auswahl 
der Alternative zur Verbesserung seiner Performance beiträgt. Mit der Frage Wie sehr darf ich 
mich irren? kann der Entscheider prüfen, wie tolerant die Lösung gegenüber einer höheren 
Irrtumswahrscheinlichkeit ist. Mit der Stabilitätsanalyse wird auf der rechten Seite der Ungleichung 
untersucht, inwieweit sich das Verhältnis von Verlusten zu Gewinnen (im Sinne von Verbesserung 
bzw. Verschlechterung des Gesamtergebnisses an monetären und nicht monetären, harten und 
weichen Zielbestandteilen) verändern darf, ehe die Zuverlässigkeitsbedingung nicht mehr erfüllt 
ist. Die Lösung ist umso robuster, je weiter das Toleranzlimit vom Zuverlässigkeitskoeffizienten 
entfernt ist.  
                                                           
152  Hiermit ist nicht die Stabilitätsanalyse der Linearen Programmierung (vgl. STEINHAUSER et al., 
19925, S. 246 ff.) gemeint, sondern die Begriffe werden in den neuen Zusammenhang übertragen. 
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Schaubild 34: Verhaltensmodell unter beschränkter Rationalität 
 
Daten
A B C D E F
Klassifizierung
auf Grund der Zuverlässigkeitsbedingung
Problemaufdeckung
Auswahl einer Option
Zusammenstellung der Handlungsalternativen
Prüfung der Zuverlässigkeitsbedingung
Ist die ZB
erfüllt?
Alternative wird einer
Positivliste hinzugefügt
ja
Gibt es weitere
Alternativen?
ja
nein
Gibt es weitere
Alternativen?
ja
Vergleich der Alternativen
anhand der ZB
nein
Gibt es eine
Positivliste?
nein
ja
nein
trigger
Auswahl der günstigsten
Alternative Auswahl der Nulloption
 
Quelle: eigene Darstellung. 
VERHALTENSMODELL 
 
175
Das Verhaltensmodell stellt eine Metaregel zur Auswahl von Verhaltensalternativen dar. Anhand 
eines Beispiels soll diese Metaregel illustriert werden. Die für den Landwirt zur Debatte stehende 
Option ist: Wende Pflanzenschutzmittel an. Diese Verhaltensweise ist sinnvoll, wenn es danach 
noch mindestens eine Stunde trocken bleibt. In der Beispielsituation geht der Landwirt davon aus, 
dass es mit siebzigprozentiger Wahrscheinlichkeit nicht regnen wird, so dass optimale 
Bekämpfungsergebnisse gegen Pilzbefall erzielt werden. Mit dreißigprozentiger 
Wahrscheinlichkeit aber wird es regnen, so dass die Behandlung nicht den gewünschten Erfolg 
liefert. In sieben von zehn Fällen ist die Option also angebracht, in drei von zehn Fällen aber hätte 
man die Alternative besser nicht gewählt. Das Verhältnis von möglichem Verlust zum möglichen 
Gewinn aus dem Befolgen dieser Strategie setzt er mit 1:10 an, da auf der Verlustseite nur die 
Kosten des PSM-Einsatzes und eine verhältnismäßig geringe Ertragseinbuße stehen, wenn die 
Maßnahme zum nächstmöglichen Zeitpunkt wiederholt wird, während der mögliche Gewinn in der 
Ertragssicherung, und zwar aktuell und in zukünftigen ähnlichen Situationen, besteht. Der Landwirt 
geht davon aus, dass er den richtigen Zeitpunkt zum Spritzen des PSM mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erkennt, und sich in der Vergangenheit nur in 5 % der Fälle geirrt hat. Unter 
diesen Bedingungen ist die Benutzung der Handlungsvorschrift eine sinnvolle Option, da ihre 
Zuverlässigkeit  das Toleranzlimit weit überschreitet. Der Verlust bei falscher Anwendung der 
Alternative kann sogar den Gewinn um das 44-fache übersteigen, ehe es notwendig wird, diese 
Regel aus dem Set an Handlungsoptionen auszuschließen. Bei der ursprünglich angenommenen 
Verlust-Gewinn-Relation kann sich der Landwirt sogar eine wesentlich größere 
Irrtumswahrscheinlichkeit zugestehen, ehe er von dem Ausbringen von PSM Abstand nehmen 
muss.  
Der Auswahlprozess, den der Entscheider laut dem hier vorgestellten Modell durchläuft, führt 
natürlich lediglich zufällig zu einem bestmöglichen Ergebnis im Sinne der normativen 
Entscheidungstheorie153. Wahrscheinlicher ist, dass sich der Entscheider mit der ersten 
befriedigenden Lösung zufriedengibt, jedenfalls aber nach der ersten Prüfung aller zunächst 
vorliegenden Optionen nicht in eine neue Phase der Generierung von Handlungsalternativen 
eintritt. Das heißt aber nicht, dass der Entscheider nicht stets auf der Suche nach einem Optimum 
ist bzw. auf die Verwendung von Optimierungsinstrumenten verzichtet.  
Die Differenz zwischen dem eigentlichen Optimum, das unter vollkommener Rationalität erzielt 
werden könnte, und dem Ergebnis der Daumenregeln kann als Regelkosten verstanden werden 
(ROSENTHAL, 1993, S. 12). Agenten mit Erfahrung, die über eine höhere kognitive Kompetenz 
verfügen (SLONIM, 1994, S. 142) und beispielsweise früher auf ein Problem aufmerksam werden, 
so dass ihnen eine längere Anpassungszeit zur Verfügung steht, erzielen geringere Regelkosten als 
unerfahrenere Entscheider. Nach HEINER (1990, S. 720 f.) würde ein vollkommen rationaler 
Agent nicht davon profitieren, immer einem mehr oder weniger restriktiven Set an Regeln zu 
folgen, von denen es eine Reihe von Ausnahmesituationen gibt, in denen Vorteile durch 
Abweichung von den Regeln erzielt werden können. Ein unvollkommener Agent kann dagegen 
nicht immer eindeutig identifizieren, wann es sinnvoll ist, von seinem Set an Handlungsalternativen 
                                                           
153  Vgl. HEINEN, 19807, S. 47. 
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abzuweichen. Er riskiert, zwei Fehler zu begehen, nämlich nicht abzuweichen, wenn es sinnvoll 
wäre (Typ 1-Fehler) und abzuweichen, obwohl es nicht sinnvoll ist (Typ 2-Fehler). Die Ursachen 
für die fehlerhafte Entscheidung liegen unter anderem darin, dass komplexe Information fehlerhaft 
interpretiert wird oder dass unvollständige, inkonsistente oder multiple Motivationen vorliegen. Da 
die Erfahrung des Agenten aus dem Befolgen von Regeln den Blick für Typ 1-Fehler schärft, 
enthält der Regelgehorsam selbst ein destabilisierendes Element, sobald nämlich Vorteile aus dem 
Abweichen von der Regel erzielt werden. Andererseits schützen Regeln den Entscheider davor, 
Typ 2-Fehler zu begehen.  
 
 
8.2 Diskussion des Verhaltensmodells  
8.2.1 Der C-D-Gap 
Heiners zentrale Aussage, dass Unsicherheit und begrenzte Rationalität vorhersagbare 
Regelmässigkeiten im Verhalten auslösen, stimmt mit agrarökonomischen Beobachtungen überein. 
Beispielsweise ist die Rationalisierung der Arbeitsabläufe, die Sensitivität der Planung gegenüber 
Veränderungen von Rahmenbedingungen und die Vernetzung des Unternehmens mit seiner 
Umwelt umso ausgeprägter, je größer die (Management-)Befähigungen und die wirtschaftlichen 
Spielräume des landwirtschaflichen Unternehmers sind, wie bei den großen markt- und 
exportorientierten landwirtschaftlichen Unternehmen in den USA154. Umgekehrt ist die 
betriebliche Organisation umso einfacher, je beschränkter der Betriebsleiter in  seinen 
Möglichkeiten ist, etwa in einem Subsistenzbetrieb in einem Entwicklungsland, der für das 
Überleben seines Haushaltes wirtschaftet155. Im Subsistenzbetrieb behält der Betriebsleiter mit 
großer Wahrscheinlichkeit betriebliche Abläufe über längere Zeiträume bei, nimmt sie nach 
Störungen unverändert wieder auf, orientiert sich am Überkommenen und Bewährten bzw. weist 
auch in schwierigen Situationen ein großes Beharrungsvermögen auf. Der Manager-Unternehmer 
betrachtet dagegen seine Produktionsfaktoren, inklusive seiner eigenen Arbeitskraft, der 
Flächenausstattung und dem Standort seines Betriebes, als variabel. Seine Intention ist es, sich den 
Produktions- und Marktbedingungen möglichst gut und flexibel anzupassen. Da er aus einer 
Vielfalt von Handlungsmöglichkeiten, technologischen und organisatorischen Optionen wählen 
kann, ist es schwierig seine Anpassungsreaktionen im einzelnen vorherzusagen156. Trotzdem agiert 
auch der geschulte Manager-Unternehmer, dem eine Reihe von internen und externen 
Informationsquellen erschlossen sind, unter beschränkter Rationalität. Vollkommene Rationalität 
kann bei ihm nicht vorausgesetzt werden, wohl aber intendierte Rationalität, d.h. vor allem, dass er 
                                                           
154  PENNINGS und LEUTHOLD (2000), BLACK und DORFMAN (2000), PATRICK und MUSSER 
(1996), SMITH und BAQUET (1996), JUST und CALVIN (1994), NOELL und ODENING (1997).  
155  Vgl. ROUMASSET (1976), PARIKH und SHAH (1994), BINSWANGER (1980), KUNREUTHER 
und WRIGHT (1979), OGUNTADE und BAMIRE (1994). 
156  Hier ist ausdrücklich nicht von Produktvielfalt die Rede, die im Subsistenzbetrieb in der Regel höher 
ist als in hochspezialisierten, marktorientierten Unternehmen, sondern vom Komplexitätsgrad der 
Organisation und ihrer Flexibilität im Zeitablauf.  
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Handlungsalternativen generieren, bewerten und nach dem Dominanzprinzip die als günstigste 
erkannte Option auswählen kann.  
Der Competence-Difficulty-Gap, den HEINER (1983, S. 562) als Ursache der Unsicherheit von 
Entscheidern identifiziert, fällt bei landwirtschaftlichen Betriebleitern je nach Aufgabenstellung 
unterschiedlich aus. Besonders hoch ist er generell dort, wo die Eintreffenswahrscheinlichkeit eines 
Ereignisses zwar niedrig ist, die Konsequenzen aber weitreichend (z.B. Unfallversicherung) sind, 
wo zur Lösung des Entscheidungsproblems Expertenwissen benötigt wird (z.B. Steueroptimierung) 
oder die Konsequenzen weit in die Zukunft reichen (z.B. bauliche Investitionen), immer dann also, 
wenn eine hohe Difficulty vorliegt.  
Die Erkenntnis- und Analysekompetenz ist ebenfalls individuell unterschiedlich ausgeprägt. Die 
kognitive Wahrnehmungsfähigkeit wird durch biologische und soziale, physische und psychische 
Faktoren bestimmt. Nach SIMON (1959, S. 273) funktioniert die Wahrnehmung als aktiver Filter: 
In fact, filtering is not merely a passive selection of some part of the presented whole, but an 
active process involving attention to a very small part of the whole and exclusion, from the outset, 
of almost all that is not within the scope of attention.  Nur Daten, die diesen Filter passieren, 
können tatsächlich entscheidungsrelevant werden.  
Begrenzte Rationalität führt dazu, dass bei der Daten- und Informationsverarbeitung Fehler 
gemacht werden, dass dem Entscheider z.B. Verwechslungen, unzulässige Vereinfachungen oder 
Fehlinterpretationen unterlaufen. Dies beeinflusst die Erkenntnis der Zusammenhänge zwischen 
Individuum und Umwelt und die Ermittlung von Wahrscheinlichkeitserwartungen, die als 
Ausgangsgrößen für die Planung dienen. 
Die kognitiven Fähigkeiten sind - darauf deuten auch die Ergebnisse der Befragung italienischer 
Landwirte hin - mit dem Alter positiv, mit Wissen, Fertigkeiten und dem außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitsmarkt negativ korreliert. Je nach Entscheider ergeben sich deshalb Gaps zwischen 
individueller Kompetenz und situationsabhängiger Schwierigkeit der Aufgabe und daraus folgend 
eine individuelle, entscheider- und entscheidungsspezifische Unsicherheit. Eine so definierte 
Unsicherheit wächst mit zunehmender Difficulty der Situation und geht mit steigender 
Competence zurück. Dass dieses Konzept von Risiko und Unsicherheit der Wirklichkeit 
näherkommt als die Annahme, dass die Risikoeinstellung und damit Entscheidungen unter Risiko 
vor allem vom Einkommensniveau der Ausgangssituation und der erwarteten Einkommensvarianz 
bestimmt werden157, wird von WILSON et al. (1988) bestätigt. In einer Untersuchung von 
Milchviehhaltern in Arizona arbeitete er heraus, dass Schwankungen der Input- und Outputpreise 
umso weniger als Risikoursache verantwortlich gemacht wurden, je höher der Ausbildungsstand 
der Befragten war. Besser ausgebildete Betriebsleiter trauten sich offensichtlich eher zu, die 
Preisvariablität mit betrieblichen Maßnahmen kontrollieren zu können. Zudem wuchs die 
Bedeutung von Veränderungen der politischen Rahmenbedingungen als Quelle von Unsicherheit 
mit zunehmendem Alter der Befragten; jüngeren Betriebsleitern war vermutlich noch nicht 
                                                           
157  Z.B. HUIRNE et al. (1996), BAR-SHIRA (1991), BAR-SHIRA et al. (1997), KING und ROBISON 
(1981). 
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bewusst, wie komplex die Veränderungen sind, die neue Förderrichtlinien u.ä. mit sich bringen158. 
In der Praxis werden außerdem neben dem Gewinnniveau und dem Variationskoeffizienten der 
trendbereinigten Gewinne (HANF und CORDTS, 1983, S. 288) vor allem auch die Aufwand-
Ertrags-Relation und die Kapazitätsverhältnisse, die Standortbedingungen und der 
Spezialisierungsgrad als Indikatoren für das betriebliche Risiko und zur Quantifizierung desselben 
herangezogen (HANF und CORDTS, 1983, S. 288).  
 
8.2.2 Entscheidungsvolumen und Ziele 
 
Nach Heiner ist das Kriterium für die Zusammenstellung der Handlungsoptionen des Entscheiders 
die Zuverlässigkeit der Alternative in Hinblick auf ihren Beitrag zur Verbesserung der 
Gesamtperformance des Individuums. Dazu vergleicht HEINER (1983, S. 566) möglichen 
Gewinn (g(e)) und Verlust (l(e)) einer Handlungsalternative, unter Berücksichtigung der 
Eintreffenswahrscheinlichkeit π der Situation, an der sich die gewählte Handlungsalternative 
orientiert159, mit der Zuverlässigkeit der Wahl, ausgedrückt im Quotienten der 
Wahrscheinlichkeiten von Bestätigung (r(U))und Falsifikation (w(U)) der Annahme. Nur wenn die 
tatsächliche Zuverlässigkeit der Handlungsalternative größer ist als das Toleranzlimit, also die 
geforderte Zuverlässigkeit, ist es sinnvoll, die Option in das Handlungsset aufzunehmen.  
Das Modell nimmt weiterhin an, dass der Entscheider den zu erwartenden Verlust aus der 
fraglichen Handlungsoption ins Verhältnis zu seinen Gewinnerwartungen setzt. Dieser Quotient 
wird mit der Zuverlässigkeit der Auswahl verglichen und nur, wenn die Vorteile daraus, die 
richtige Handlung zum richtigen Zeitpunkt auszuwählen (r(U)·g(e)·π) größer sind als die Nachteile 
aus einer falschen Auswahl (w(U)·l(e)·(1-π)), bzw. wenn Wagemut mit entsprechenden Gewinnen 
belohnt wird, wählt der Entscheider die Handlungsalternative aus. Andernfalls ignoriert er sie.  
Der Quotient l/g kann als die kritische Masse der Entscheidung aufgefasst werden. Eine 
Alternative, die bei einer unpassenden Auswahl mit einer zu großen möglichen Verschlechterung 
der Performance behaftet ist, vielleicht sogar ruinös ist (l (e) → ∞), und damit die kritische Masse 
überschritten wird, kann vom Entscheider nicht in das Set der möglichen Handlungsoptionen 
aufgenommen werden. Die kritische Masse einer Entscheidung wird damit in erster Linie durch das 
mögliche Verlustvolumen bestimmt. Jenseits der individuellen Ruingrenze des Unternehmens, für 
das der Entscheider verantwortlich ist, wird vermutlich jedes Verlustvolumen in der subjektiven 
                                                           
158  Psychologische und sozioökonomische Einflussfaktoren weisen auch PENNINGS und LEUTHOLD 
(2000), POOLE (2000), WILLOCK et al. (1999), BAR-SHIRA (1997), BOUZIT und GLEYSES 
(1997), PATRICK und MUSSER (1996), PATRICK et al. (1985), BOGGESS et al. (1985), BOND 
und WONDER (1980) nach. Die sozioökonomischen und betrieblichen Einflussfaktoren auf die 
Ernteversicherungsentscheidung untersuchen u.a. VANDEVEER und LOEHMAN (1994), SMITH 
und BAQUET (1996), JUST und CALVIN (1994), LOEHMAN et al. (1990), GOODWIN (1993), 
SMITH und GOODWIN (1996), COBLE et al. (1996), BLACK und DORFMAN (2000), COBLE 
und BARNETT (1999b).  
159  In HEINERs (1983, S. 565) Terminologie: the probabilities of the right (...) time to select the 
action 
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Bewertung gegen unendlich gehen. Auch die Chance einer sehr guten Performance g(e), falls der 
Entscheider die Situation richtig einschätzt, oder eine hohe subjektive Sicherheit r(U) kann eine 
solche riskante Option dann nicht in den Bereich der Zuverlässigkeit katapultieren und 
auswahlfähig machen. 
Die Ziele des Entscheiders und seine Arten-, Höhen- Risiko- und Zeitpräferenzen gehen in dem 
Quotienten l/g auf, der die Verschlechterung der Performance durch eine unzeitige Entscheidung 
ins Verhältnis zur Verbesserung der Performance durch eine angebrachte Entscheidung setzt. 
Heiner geht dabei implizit von der im Lauf der Evolution ausgebildeten Dominanz des 
Überlebenswillens des Individuums aus, der alle anderen Ziele im Fall von Zielkonflikten 
auslöscht. Grundsätzlich läßt sich der Überlegung zustimmen, dass die Kernelemente jedes 
Zielsystems die Schaffung von Existenzsicherheit für den Betriebsleiter und seine Familie sowie 
die Schaffung von Existenzsicherheit für den Betrieb als Grundlage für den Fortbestand in der 
Zukunft sind160. KUNREUTHER und WRIGHT (1979) liefern in ihrem Aufsatz Safety first, 
gambling, and the subsistence farmer Belege dafür, dass bei Subsistenzbetrieben eine solche 
lexikographische Zielordnung mit der Priorität Safety first vorliegt, die insbesondere dazu führt, 
dass trotz geringerer Ertragserwartungen eher food crops als cash crops angebaut werden. 
SCHNEIDER (1995, S. 99) geht davon aus, dass zuverlässige Handlungsprogramme das 
Existenzminimum stets mit Sicherheit gewährleisten müssen. Er fährt fort: Erfüllt kein 
Handlungsprogramm diese Bedingung, liegt eine Grenzentscheidung vor. Im hier vorgestellten 
Verhaltensmodell wird dagegen in einem solchen Fall die Nulloption (å) gewählt, das heißt, der 
Entscheider verharrt im Nichtstun. 
Diese Subsummierung aller Ziele unter das Überlebensziel ist nicht unproblematisch. Wo andere 
neoklassische Ansätze das Problem der mehrdimensionalen Ziele differenziert betrachten, arbeitet 
das Modell mit einer Synthese aller Einzelziele. Andererseits adressiert diese Synthese einen 
Aspekt, der in der neoklassischen Theorie, besonders, wenn sie auf landwirtschaftliche Betriebe 
angewendet wird, stets unterdrückt wird: nämlich, dass die Zielfunktion des 
Eigentümerunternehmers auch die Zielfunktion des Unternehmens darstellt. Es wird davon 
ausgegangen, dass der Überlebensaspekt für den Unternehmer als Person noch wesentlich 
wichtiger ist als für ein Unternehmen, das in diesem Sinne nur das Mittel zum Zweck darstellt.  
Entscheider sind sich auch in komplexen Aufgabenstellungen ihrer Ziele und des Verhältnisses 
einzelner Ziele zueinander zumindest teilweise bewusst. Wie sehr Zielkonflikte Entscheidungen 
hemmen und verzögern können, wird in Heiners Metaregel und im Entscheidungsmodell 
vernachlässigt. Nicht berücksichtigt wird auch, dass Entscheider in der Praxis ihre Strategien durch 
eine Zielerreichungsanalyse, die einen Soll-Ist-Vergleich enthält, überprüfen und justieren161. Die 
Realitätsnähe der Annahme, dass sich das gesamte Zielsystem eines Entscheiders im Vergleich l/g 
abbilden läßt, ist begrenzt und wird hier vor allem aus Mangel an Alternativen verwendet. In dem 
hier vorgestellten Verhaltensmodell unter Unsicherheit wird der Quotient l/g außerdem individuell 
                                                           
160  Siehe dazu GOODWIN und SMITH (1995). 
161  Vgl. STEINHAUSER, 19925, S. 25-26; ZELLER, 1990, S. 27-30 (und die dort angegebene 
Literatur); REISCH und ZEDDIES, 1992, S. 41-42; BARRY et al., 1988, S. 21-37. 
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und subjektiv bestimmt und erfordert deshalb umfangreiche Informationen über den Entscheider162. 
Dessen Ziele können allerdings kaum so operationalisiert werden, dass der Zielerreichungsgrad am 
Ziel überprüfbar ist, und zwar auch für Dritte (ADAM, 1996, S. 100). Die interpersonelle 
Harmonisierung von Präferenzen hat sich auch in Laborsituationen als kaum realisierbar erwiesen, 
denn die Wahlentscheidungen verschiedener Probanden ähnelten einander zwar bei monetären 
Auszahlungen, bei multidimensional payoffs waren sie jedoch vollkommen unterschiedlich 
(SIMON, 1963, S. 325).  
 
8.2.3 Subjektive Wahrscheinlichkeiten 
 
Heiners Blickwinkel ist die Vogelperspektive des Wissenschaftlers, der versucht die Kriterien zu 
definieren, nach denen er das Verhalten der Agenten vorhersagen kann. Wenn der 
landwirtschaftliche Entscheider für sich selbst bestimmen möchte, wann es sinnvoll ist, eine 
Handlungsoption zu berücksichtigen, stößt er an die Grenzen seiner beschränkten Rationalität, die 
sich auf seine Fähigkeit auswirkt, die Variablen in Heiners Metaregel zu quantifizieren. 
In dem hier vorgestellten Verhaltensmodell werden deshalb die Parameter der 
Zuverlässigkeitsbedingung durch subjektive Werte ersetzt. Aus der objektiven 
Zuverlässigkeitsbedingung von HEINER (1983) wird damit eine subjektive 
Zuverlässigkeitsbedingung. Die Variablen werden analog zu den subjektiven Wahrscheinlichkeiten 
nach Savage ermittelt, nämlich durch Selbstauskunft des Entscheiders. Dieser formt seine 
Erwartungen durch Auswertung der vergangenen persönlichen Erfahrungen, Nutzung von 
Expertenwissen und Erwartungsbildung für die Zukunft163, gegebenenfalls unter Einsatz eines 
Anpassungskoeffizienten, um in der Vergangenheit begangenen Irrtümern vorzubeugen, oder eines 
Trendkoeffizienten, falls ein Trend vermutet wird164. Auf diese Weise können sich substanzielle 
Abweichungen der subjektiven Erwartungen der Landwirte von den Schätzungen auf der 
Grundlage historischer Ereignisse ergeben165. Für den Außenstehenden werden die Erwartungen 
des Betriebsleiters durch sein Verhalten sichtbar166: Art und Laufzeit von Pacht- und 
                                                           
162  In der traditionellen Agrarökonomie gibt es dagegen für jede Änderung der Datenkonstellung nur 
eine angemessene rationale Reaktion, d.h. über die Unternehmereigenschaften brauchen keine 
Informationen vorzuliegen (situationsbedingter Determinismus, BRANDES, 1985, S. 2). 
163  THOMAS (1987, S. 1104), der Selbstauskunft und Fremdbeurteilung im Fall der Risikoeinstellung 
verglichen hat, kommt zu dem Schluss, dass die Selbstauskunft eine mit der Fremdbeurteilung 
vergleichbare Präzision und Qualität hat. 
164  Vgl. BURDA und WYPLOSZ, 1993, S. 43. Ein Anpassungskoeffizient könnte z.B. die aus der 
Betriebsgeschichte ermittelte Wahrscheinlichkeit für Hagelschlag nach unten korrigieren, wenn der 
Betriebsleiter der Meinung ist, das Ergebnis sei durch außergewöhnliche Ereignisse verzerrt. 
Umgekehrt könnte er die statistisch ermittelte Wahrscheinlichkeit nach oben korrigieren, wenn er 
denkt, dass ein Trend zu immer häufigeren Hagelschauern aufgrund klimatischer Veränderungen 
versteht. 
165  Vgl. die Ergebnisse zur Ertragsschätzung von COBLE und BARNETT, 1999, S. 7. 
166  Vgl. KATONA, 1958, S. 59. 
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Kreditverträgen, Finanzpläne und Budgetierungen geben Auskunft über Zukunftseinschätzungen 
und subjektive Erwartungswerte von Eintreffenswahrscheinlichkeiten.  
Die Verwendung subjektiver Wahrscheinlichkeiten im Modell berücksichtigt die 
Vergangenheitsbindung vieler Entscheidungen landwirtschaftlicher Betriebsleiter. Diese 
Orientierung an den bisher erzielten Ergebnissen ist bei mangelnder Einsicht in die Zukunft eine 
sinnvolle Herangehensweise. Sie wurde auch bei der Befragung italienischer Landwirte für die 
Mehrheit der Befragten nachgewiesen. Rule following als Strategie wird von Entscheidern mit 
Vergangenheitspräferenz wegen der größeren subjektiven Verlässlichkeit des aus den eigenen 
Erfahrungen gewonnenen Destillats bevorzugt.  
Für die Determinierung subjektiver Wahrscheinlichkeiten sind zwei weitere Aspekte von 
Bedeutung, nämlich die Erklärungen, die ein Entscheider für das Eintreffen bestimmter Ereignisse 
heranzieht, und die Existenz von Fühlbarkeitsschwellen. Für die subjektive Wahrnehmung von 
Wahrscheinlichkeiten ist u.a. ausschlaggebend, welche causal story (DAWES, 1999, S. 31) damit 
verknüpft ist, d.h. wie sich der Entscheider das Zustandekommen des Ereignisses erklärt. Echte 
Zufallsereignisse werden aus diesem Grund mit linearen Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen 
begründet, die in Wirklichkeit so nicht bestehen. So wird Pseudo-Sicherheit (DAWES, 1999, 
S. 37) erzeugt, und der Entscheider verhält sich, als kennte er die zukünftigen Umweltzustände. 
Eine Fühlbarkeitsschwelle besteht in einer Mindestwahrscheinlichkeit für die Berücksichtigung 
eines Ereignisses.  Bei nicht existenzgefährdenden Entscheidungen liegt die Fühlbarkeitsschwelle 
meist nur wenig unter 5 %. (...) Wie hoch mindestens eine beachtliche Wahrscheinlichkeit sein 
muss, kann nicht verbindlich festgelegt werden., heißt es dazu bei SCHNEIDER (1995, S. 99). 
Die Quantifizierung einer Wahrscheinlichkeitserwartung hängt also auch mit dem Grad an 
Existenzgefährdung zusammen, der durch das fragliche Ereignis bzw. die möglichen Reaktion 
darauf erreicht wird. KUNREUTHER (1986, S. 98 ff.) weist in seiner Untersuchung von 
Überschwemmungsversicherungen in den USA nach, dass die Entscheider sich hauptsächlich 
deshalb nicht versichern, weil sie die Schadnswahrscheinlichkeit völlig unterschätzen und einen 
möglichen Schaden deshalb ignorieren.  
 
8.2.4 Ungleichung  
Die Zuverlässigkeitsbedingung des Verhaltensmodells wird durch eine Ungleichung gebildet. Eine 
Ungleichung liefert eine Intervalllösung und ist damit eine robuste Entscheidungshilfe. Abseits des 
Grenzbereichs kann sie kleinere Ungenauigkeiten aufnehmen, ohne dass sich das Ergebnis von der 
Aussage her ändert. Solche Bewertungsdefekte167 tauchen auf, wenn die Quantifizierung der 
Ergebniswerte nicht vollständig gelingt, weil nicht alle ökonomischen Konsequenzen erfasst 
werden. In normativen Maximierungsmodellen geht ein wesentlicher Einfluss von der genauen und 
zutreffenden Quantifizierung der eingesetzten Variablen und der Form der Funktion aus. Schon 
kleinere Veränderungen der Kontrollfunktion geben beispielsweise den Ausschlag dafür, ob im 
                                                           
167  Vgl. ADAM, 1996, S. 145-158. 
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Ackerbau maximale oder gar keine Schadenskontrolle durch den Einsatz von Pestiziden ausgeübt 
wird (FOX und WEERSINK, 1995). 
Schaubild 35: Intervalllösung der Zuverlässigkeitsbedingung 
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k von Entscheidungssituationen 
idungssituationen können nicht nur inhaltlich, sondern auch durch die Anzahl 
sstand der Entscheider, durch die Anzahl und die Beschaffung der möglichen 
en, beschrieben werden. Ausschlaggebend ist außerdem die Vorgehensweise 
cheidungsumfeld, vor allem, ob es sich um eine neutrale Umwelt handelt oder 
d ihren eigenen  Intentionen handelnden Gegenspielern zu rechnen ist. 
auch die vorliegenden Wahrscheinlichkeitsinformationen zur Differenzierung 
n. Je nach Entscheidungssituation sind starre Verhaltensregeln angebracht, d.h. 
n  Vorteil, oder nicht. 
 Tabelle werden vier typische betriebliche Entscheidungssituationen 
e technische Produktionsentscheidung findet zum Beispiel statt, wenn ein 
enbearbeitung vor der Saat festgelegt werden muss. Diese Entscheidung ist in 
turiert, notwendige Informationen wie Boden- und Lufttemperatur oder der 
ng der Krume stehen dem Entscheider mit hoher Aktualität und Zuverlässigkeit 
e Unsicherheit ist gering, so dass der Entscheider nicht auf ein starres 
zugreifen braucht. Ähnlich ist es bei Vermarktungsentscheidunge, mit dem 
d, dass mit Gegenspielern zu rechnen ist. Erhält die Situation dadurch einen 
r, mag es sinnvoll sein, auf Regeln wie z.B. Fristsetzungen, zurückzugreifen. 
und Vorbeugeentscheidungen ist es vor allem die wegen der mangelhaften 
informationen große Unsicherheit, die dazu führt, dass Entscheidungsregeln 
n. Dies soll im folgenden Abschnitt dargestellt werden.  
T (e) 
r/w < T(e) r/w > T(e) 
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Tabelle 61: Systematik von Entscheidungssituationen 
 
Kriterium technische 
Produktions-
entscheidung 
Vermarktungs-
entscheidung 
Versicherungs-
entscheidung 
Vorbeuge-
entscheidung 
Entscheidungssituation 
 
Qualität 
 
Entscheidungsstufen 
 
 
gut definiert 
 
mehrere 
 
 
schlecht strukturiert 
 
mehrere 
 
 
strukturiert 
 
eine 
 
 
schlecht 
strukturiert 
mehrere 
Entscheidungsträger 
 
Anzahl 
 
 
Informationsstand 
 
 
einer 
 
 
gut 
 
 
einer oder mehrere 
(je nach Integra-
tionsgrad) 
eingeschränkt 
 
 
einer 
 
 
schlecht 
 
 
einer 
 
 
schlecht 
Handlungsalternativen 
 
Anzahl 
 
Beschaffenheit 
 
 
unendlich 
 
vielfältig, 
z.T. kontinuierliche 
Variierung des 
Einsatzniveaus von 
Faktoren möglich 
 
 
unendlich 
 
komplexe 
Wechselwirkungen 
 
 
 
durch Angebot 
limitiert 
durch Angebot 
vorgegeben 
 
 
 
begrenzt 
 
nach diskreter 
Anfangs-
entscheidung 
z.T. kontinuier-
liche Variation 
des Faktorein-
satzes möglich  
Umwelt 
 
Vorgehensweise der 
Umwelt 
 
Wahrscheinlichkeits-
informationen 
 
 
neutral 
 
 
z.T. aus Stichproben 
ableitbar, 
Experteninforma-
tionen vorhanden 
 
 
Spielsituation mit 
Gegenspielern 
 
subjektiv, z.T. 
widersprüchlich, 
Expertenprognosen 
eingeschränkt 
verlässlich 
 
 
neutral 
 
 
intuitionistisch, 
z.T. referierend 
auf Daten aus der 
Vergangenheit 
 
 
neutral 
 
 
intuitionistisch, 
z.T. referierend 
auf Daten aus 
der 
Vergangenheit 
Verhaltensregeln nicht angebracht eher nicht 
angebracht 
angebracht angebracht 
Quelle: eigene Darstellung.  
 
8.3.2 Versicherungs- und Vorbeugeentscheidungen 
 
Das Entscheidungsmodell unter beschränkter Rationalität erklärt einige der Regelmäßigkeiten, die 
die Reaktionen von Landwirten auf Witterungskalamitäten kennzeichnen. Solche 
Regelmäßigkeiten, die sich nicht durch Optimierungsstrategien erklären lassen, wurden auch bei 
der Befragung italienischer Landwirte festgestellt, beispielsweise dass sich risikoscheue Landwirte 
seltener versichern als risikofreudige. Laut neoklassischer Risikonutzentheorie müsste es genau 
umgekehrt sein, weil Versicherungen nur für risikoscheue Entscheider interessant sind, deren 
Risikoprämie größer als Null ist. Nach den hier beschriebenen begrenzt rationalen 
Verhaltensweisen weist die Gruppe von Landwirten, die von der Risikonutzentheorie als 
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risikoscheu identifiziert werden, einen größeren C-D-Gap und damit größere Unsicherheit in der 
Entscheidungssituation auf. Ihr Zuverlässigkeitsquotient ist damit kleiner als der von Landwirten, 
die von sich aufgrund besserer Übersicht168 eine geringere Irrtumswahrscheinlichkeit und eine 
höhere Quote an richtigen Einschätzungen annehmen. Für einen solchen, relativ kompetenteren 
Entscheider ist die Zuverlässigkeit der Versicherungsentscheidung öfter gegeben und sie versichern 
sich deshalb häufiger als Landwirte mit einer größeren Unsicherheit. 
Die Entscheidungen im Risikomanagement naturbedingter Risiken werden an Ereignissen 
ausgerichtet, die häufig eintreten (d.h. nur an Ereignissen mit π → 1, T→ 0). Der Landwirt 
versichert sich also nur gegen die häufigsten Gefahren, bevorzugt dann, wenn der Schaden bereits 
wenigstens einmal eingetreten ist (π > 0). Je kleiner die Wahrscheinlichkeit ist, bei der ein Ereignis 
noch berücksichtigt wird, umso mehr Ereignisse müssen berücksichtigt werden, so dass auch umso 
mehr Reaktionsvarianten bereitgehalten werden müssen. Bei gleichzeitiger Budgetrestriktion des 
Entscheiders und Kostenpflichtigkeit von Versicherungen ist es aber nicht möglich, sich gegen alle 
Gefahren zu versichern, so dass eine Auswahl getroffen werden muss. Nur die zuverlässigsten 
Varianten werden ausgewählt. 
Aus demselben Grund versichern sich viele Landwirte nur, wenn sie oder jemand, den sie 
persönlich kennen, bereits Schadenserfahrungen gemacht hat169. Bei dieser Regel werden Kosten-
Nutzen-Überlegungen zurückgedrängt; statt dessen geht der Entscheider davon aus, dass eine 
unmittelbare, lokale Erfahrung ein ausreichend hohes r(U) gewährleistet. Der Anstieg der 
Versicherungsneigung im Jahr nach einem Schadensereignis170 wird dadurch verursacht, dass die 
subjektive Wahrscheinlichkeit des versicherbaren Schadensereignisses dadurch aktualisiert und 
angehoben wird. Je länger das Ereignis zurückliegt, umso geringer ist die subjektive 
Wahrscheinlichkeitsschätzung. Unmittelbar nach einem Schadensereignis wird π, also die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich die Versicherung als richtige Handlungsoption erweist, höher 
eingeschätzt.  
Auch warum die Versicherung regelmäßig der Schadensvorbeugung vorgezogen wird, ohne dass 
dem ein detaillierter Vergleich der Optionen zu Grunde läge, erklärt sich aus der 
Zuverlässigkeitsbedingung. Kosten und Leistungen der Versicherung sind besser abschätzbar als 
Kosten und Leistungen von Hagelnetzen, Frostberauchung und anderen Präventionsmaßnahmen. 
Installationen zur Prävention binden nämlich Kapital über einen längeren Zeitraum, wobei zum 
Zeitpunkt der Entscheidung nicht klar ist, dass sie im Fall einer Kalamität tatsächlich den 
erwarteten Schutz bieten. Die Versicherung dagegen, besonders wenn sie nur für ein Jahr 
abgeschlossen wird, gewährleistet im Vorhinein einen besseren Überblick über ihren Beitrag zur 
Schadensbegrenzung. Damit besitzt die Versicherung einen höheren Quotienten r(U)/ w(U).  
                                                           
168  Die Übersicht und Kompetenz von Entscheidern ist nicht gleichbedeutend mit ihrer Ausbildung und 
Erfahrung. 
169  Diese Regel wird bei SIMON (1986a, S. 21) zitiert; sie geht auf KUNREUTHERs Untersuchung zu 
Überschwemmungsversicherungen zurück (KUNREUTHER, 1973). 
170  Siehe Kap. 5.2, vgl. auch SCHLIEPER, 1997, S. 59; SCHMITZ, 1998, S. 57. 
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Verschiedene Rechenmethoden, die im praktischen Management naturbedingter Risiken eingesetzt 
werden171, können ebenfalls in Übereinstimmung mit der Zuverlässigkeitsbedingung gebracht 
werden. Die Verwendung von Risikozu- oder -abschlägen nimmt zum Beispiel Einfluss auf den 
Quotienten l/g oder den Quotienten r/w; bei einem Risikoabschlag von den Vorteilen einer 
Präventionsmaßnahme (g(e)) wird ihre relative Vorzüglichkeit verringert und sie dadurch in 
klassischen Entscheidungskalkülen ebenso wie im Verhaltensmodell weniger attraktiv. 
Alternativrechnungen unter Berücksichtigung verschiedener Zukunftslagen (Szenarioanalyse) 
sollen helfen, l (e) und g (e) genauer zu bestimmen. Die Ermittlung kritischer Werte und die 
Sensitivitätsanalyse beim Einsatz linearer Programmierung  dient der genaueren Kartierung des 
Grenzbereichs zwischen r/w und T(e).  
 
8.3.3 Weitere Verhaltensregeln 
 
Daumenregeln werden im betrieblichen Entscheidungsprozess in der Landwirtschaft häufig 
verwendet. Sie sind durch eine unvollständige Bestandsaufnahme der verfügbaren Informationen, 
durch eine unmittelbare Anwendung ohne Reflexionsphase und durch ihre wiederholte Anwendung 
und Benutzung charakterisiert. Verhaltensregeln, die auf diese Weise im Repertoire des Landwirts 
etabliert werden, sind z.B.: 
• Schiebe die Entscheidung auf, bis sie unumgänglich wird. Diese Regel geht davon aus, dass 
sich die Variablen in der Ungleichung im Lauf der Zeit noch verändern, z.B. in dem die 
Irrtumswahrscheinlichkeit zurückgeht. Der Entscheider aktualisiert von Zeit zu Zeit die 
Zuverlässigkeitsbedingung für die fraglichen Handlungsoptionen und beobachtet insbesondere, 
ob sich der Abstand zwischen Toleranzlimit und Zuverlässigkeitskoeffizient vergrößert oder 
verkleinert; dadurch können weniger verläßliche Alternativen aussortiert werden.  
• Benutze Entscheidungsunterstützungssysteme in der Phase der Alternativengenerierung, nicht 
im Auswahlprozess172. Mit Hilfe von computergestützter Planung und 
Simulationsprogrammen erforscht der Praktiker vor allem seine Handlungsspielräume. Bei der 
Auswahl geeigneter Alternativen aber ist ihm die subjektive Irrtumswahrscheinlichkeit w(U) 
für die Programmlösungen zu hoch, so dass er sich nicht auf sie verlassen kann. Vor allem die 
beschränkten Verarbeitungsmöglichkeiten für weiche Daten begrenzen 
Entscheidungsunterstützungssysteme auf den Bereich der Erweiterung der Auswahl, nicht auf 
die Auswahl selbst. 
• Setze nicht alles auf eine Karte. BERNOULLI (reprint 1954, S. 44-45) beschreibt diese 
Diversifizierungsregel für Kaufleute, die gefährdete Güter beim Transport auf mehrere Schiffe 
verteilen. Die Wahrscheinlichkeit, dass sie alle Schiffe verlieren, ist geringer als die 
Wahrscheinlichkeit, ein Schiff zu verlieren. Umgekehrt ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
                                                           
171  Vgl. BRANDES und ODENING, 1992, S. 181 ff. 
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Teil der Ware ankommt, größer als die Wahrscheinlichkeit, dass nichts ankommt. Es wird also 
die Strategie mit dem größeren π und dem kleineren l(e) gewählt. Auch in der 
landwirtschaftlichen Praxis werden Diversifizierungsstrategien eingesetzt, um eine bessere 
Gesamtperformance im ungünstigsten Fall zu sichern. 
• Heute ist wichtiger als morgen ist wichtiger als übermorgen. Dazu führt HEINER (1990, S. 
724) aus: As information refers to more temporally distant future events, imperfect agents 
become less reliable at using such information to guide their current decisions. This drop in 
reliability implies their current behavior will tend to be relatively more sensitive to information 
about nearer rather than about more distant future events (...), thereby producing a general 
symptom of positive time preference. Je näher die Konsequenzen einer Entscheidung an der 
Gegenwart liegen, umso sicherer ist sich der Entscheider über seine Irrtumswahrscheinlichkeit, 
d.h. umso größer ist sein r(U) und umso kleiner ist sein w(U). Wenn also zwei 
Handlungsoptionen sich nur durch die Aktualität der wichtigsten Performancekonsequenzen 
unterscheiden, dann wird der aktuelleren der beiden Optionen der Vorzug gegeben, weil sie mit 
größerer Zuverlässigkeit ausgewählt werden kann. 
 
 
8.4 Flexibilisierung des Verhaltens 
 
8.4.1 Vorteile von Verhaltensregeln 
Im folgenden soll erarbeitet werden, unter welchen Bedingungen ein Entscheider im Modell bereit 
ist, neue Alternativen in sein Handlungsset aufzunehmen und damit von den bis dahin verwendeten 
Verhaltensregeln abzuweichen. Im Unterschied zu vollkommen rationalen Entscheidungskalkülen 
sind Daumenregeln und ein eingeschränktes Repertoire an Verhaltensweisen an eine bestimmte 
Umweltsituation angepasst. Unter diesen definierten Bedingungen ähnelt die Strategie 
möglicherweise rationalem Verhalten und erzeugt befriedigende oder sogar kaum 
verbesserungsfähige Ergebnisse (SLONIM, 1999, S. 218). Sobald sich die Umweltsituation ändert, 
z.B. durch neue politische Rahmenbedingungen, entfernt sich aber das Ergebnis vom Optimum und 
es wird sinnvoll, neue Regeln zuzulassen bzw. alte auszusortieren.  
Verzögerte Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen ist ein weitverbreitetes, empirisch 
beobachtetes Phänomen. HEINER (1988b, S. 255) erklärt hierzu: It shows that agents who 
repsond imperfctly must adjust very slowly relative to agents who always adjust optimally, if they 
start reacting immediately after a decision parameter begins shifting and the initial rate of 
parameter change is non-zero. Verzögerte Anpassung kann damit als intendiert rationales 
Verhalten unvollkommener Agenten verstanden werden, die wissen, dass sie unvollkommen sind. 
Eine unverzügliche Reaktion ist nur sinnvoll, wenn unmittelbar nach dem Start der Reaktion ein 
Vorteil entsteht, egal ob die Entscheidung unvollkommen ist oder nicht. Die Trägheit wird nicht 
                                                                                                                                                                                
172  Vgl. KUHLMANN und BRODERSEN, 1999, S. 80-83. 
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dadurch gerechtfertigt, dass die Verluste durch die verzögerte Anpassung nur gering sind. Vielmehr 
können sich ändernde Umweltzustände von Agenten mit unvollkommenen Fertigkeiten in der 
Interpretation von Informationen eben nicht immer optimal beantwortet werden. Sie riskieren 
Entscheidungsfehler durch eine zu schnelle Reaktion (bevor sich der Parameter tatsächlich ändert), 
eine rechtzeitige, aber falsch gerichtete Reaktion (wie ein Torwart, der sich in die falsche Ecke 
wirft) oder eine Reaktion, die rechtzeitig und in der zutreffenden Richtung, aber im falschen 
Ausmaß erfolgt, also mit zu geringem oder zu starkem Ausschlag. Bei einer zu späten Reaktion 
erlaubt die Verzögerung mehr Zeit, um zu lernen, wann und wie auf einen sich ändernden 
Parameter reagiert werden muss. (HEINER, 1988b, S. 263). Die Verzögerung ist außerdem 
dadurch motiviert, dass die Agenten bei einer positiven Wahrscheinlichkeit, eine falsche 
Initialentscheidung zu treffen, vor allem vermeiden wollen, den ersten Schritt in die falsche 
Richtung zu tun, und sich damit vom Optimum noch weiter zu entfernen. 
Eine entscheidende Komponente von Heiners Theorie des vorhersagbaren Verhaltens ist seine 
Behauptung, dass eine Flexibilisierung des Verhaltens173 die Erfolgsaussichten eines begrenzt 
rationalen Entscheiders nicht unbedingt verbessert (HEINER, 1983, S. 563). Auch für den 
landwirtschaftlichen Entscheider stellt sich die Frage, ob er mit einer Strategie, die sich zum großen 
Teil aus Routinen und Daumenregeln zusammensetzt, besser fährt als mit einer flexibilisierten 
Strategie, in der die meisten oder sogar alle Entscheidungen durch das Management nach 
Optimierungsgesichtspunkten getroffen werden.  
Der Vorteil von Routinen und Daumenregeln ist neben ihrer größeren Zuverlässigkeit, dass sie den 
Entscheidungsprozess verkürzen und damit Zeit sparen. Die Arbeitskapazität stellt, vor allem im 
Familienbetrieb, häufig den am stärksten begrenzenden Produktionsfaktor dar. Die Arbeitszeit des 
Unternehmers muss zwischen strategischen Aufgaben und ausführenden Tätigkeiten verteilt 
werden. Letztere, z.B. Feldbestellung, Milchviehfütterung oder Maschinenpflege, können nur 
ausgelagert werden, wenn ein entsprechendes Angebot vorliegt und das Outsourcing finanzierbar 
ist. Aus diesem Grund sind landwirtschaftliche Betriebsleiter häufig gezwungen, den Planungs- 
und Steuerungsprozess zugunsten anderer anfallender Arbeiten zu begrenzen. Routinen und 
Regeln, z.B. Fütterungsregime im Jahresablauf, Feldarbeitstermine oder Sortenwahl, ersetzen in 
solchen Fällen eine zeitaufwändige und auch kostenträchtige Informationsbeschaffung und -
verarbeitung. Unter der Bedingung, dass die Organisation des Betriebes sich in einer Phase 
befindet, wo der Betriebsleiter das Betriebsergebnis in erster Linie durch seine ausführenden 
Tätigkeiten und nicht durch seine unternehmerischen Planungsaktivitäten sichert, ist der Einsatz 
von Daumenregeln sinnvoll. Dagegen verschlechtert sich die Performance, wenn der Betriebsleiter 
anfängt, Fütterung, Maschinenpflege oder Feldarbeit zugunsten von strategischer Beschäftigung zu 
vernachlässigen.Umgekehrt gibt erst die Marktorientierung eines Unternehmens sowie seine 
Einbettung in eine Umgebung ähnlich strukturierter Unternehmen einem Betriebsleiter die 
                                                           
173  Unter Flexibilisierung ist hier die Zulassung neuer Handlungsoptionen zu verstehen, nicht die 
Veränderung des Anpassungsvermögens eines Betriebes durch Veränderung seiner Ressourcen oder 
Organisationsform.  
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Möglichkeit, seine Arbeitskapazität für dispositive Aufgaben freizumachen, indem er ausführende 
Tätigkeiten z.B. an Lohnarbeitskräfte oder Lohnunternehmer vergibt174. 
 
8.4.2 Vorteile von Flexibilisierung 
Heiner ermöglicht die Flexibilisierung von Verhalten ceteris paribus durch zunehmende Übersicht 
des Entscheiders. Zusätzliche Information kann das Verhalten des Entscheiders verändern und aus 
einem starren Set an wenigen Handlungsalternativen ein flexibles, mehrdimensionales Set machen, 
mit dem der Entscheider auf Veränderungen der Rahmenbedingungen, der Ziele oder der 
Prioritäten bzw. Präferenzen unmittelbar reagieren kann. Allerdings unterliegt auch die Zulassung 
neuer Informationen einer Auswahl im Rahmen der Zuverlässigkeitsbedingung. Der Entscheider 
bestimmt dadurch, welche Informationen er berücksichtigt bzw. what information he will allow to 
influence his behavior (HEINER, 1983, S. 566).  
Vielfach wird argumentiert, dass suboptimale Entscheidungen durch eine bessere Datenbasis 
vermieden werden können. Mehr Informationen führen aber nicht unbedingt zu mehr Rationalität 
im Verhalten. Statt dessen reagieren wirtschaftliche Agenten auch auf hochwertige 
Prognoseinformationen oft nicht oder nicht in vollem Umfang (HEINER, 1989, S. 243). Wenn 
Landwirte ihr Verhalten trotz zusätzlicher Informationen, die beispielsweise in Form kostenloser 
Beratungsdienstleistungen angeboten werden, nicht ändern, liegt das daran, dass sie diese 
Informationen für irrelevant oder unzuverlässig halten175. Sie brauchen die Informationen nicht und 
ignorieren sie deshalb.  
Die gezielte Zulassung von neuen Informationen im Rahmen von Lernen dient der Vergrößerung 
der Kompetenz und damit der Reduzierung des C-D-Gap176. Ziel ist die Verbesserung des 
Überlebenserfolges durch Flexibilisierung des Verhaltens. Diese ist aber nur möglich, wenn durch 
höhere kognitive Kompetenz Irrtümer zurückgedrängt werden können und häufiger richtig 
entschieden wird. Der Entscheider versucht, sein r(U) zu erhöhen, bzw. sein w(U) zu verringern. 
Die Lernentscheidung unterliegt aber der Zuverlässigkeitsbedingung. Lernen aus Erfahrung weist 
dabei gegenüber dem Lernen von Dritten in der Regel eine höhere Zuverlässigkeit auf, da sich der 
Entscheider sicher sein kann, dass die fraglichen Informationen zutreffend sind.  
Die Verbesserung der Kompetenz bedeutet eine komplexe Veränderung der 
Entscheidungssituation. Die Nutzung zusätzlicher Informationen, selbst wenn sie nach der 
Zuverlässigkeitsbedingung möglich ist, erhöht die Entscheidungskosten. Durch den höheren 
Aufwand lässt sich die Irrtumsschwelle erhöhen und damit die Anzahl der Entscheidungsfehler 
jenseits der Irrtumsschwelle verringern (HEINER, 1988a, S. 42). Kompetentere erzielen gegenüber 
                                                           
174  Vgl. STEFFEN und BORN, 1987, S. 106. 
175  Vgl. ÖHLMÉR et al., 1997, S. 264-265. 
176  Vgl. DE PALMA et al. (1994), deren Modell einen Entscheider vorsieht, der zu Beginn jeder 
Periode darüber entscheidet, welcher Teil des Einkommens für Konsum aufgewendet und welcher 
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weniger kompetenten Akteuren einen positiven marginalen Vorteil. Agenten, die Informationen 
besser nutzen können, können auf komplexe Botschaften reagieren, bevor Fehler in der Auswahl 
von Aktionen passieren, aber: more skillful agents may end up using more information, but a 
larger fraction of that information is used imperfectly compared to less competent agents who 
respond to less information, but also use relatively more of it without error. (HEINER, 1988a, 
S. 43).  
8.5 Zusammenfassung 
 
In diesem Kapitel wurde ein beschreibendes Verhaltensmodell für begrenzt rationale Entscheider 
unter Unsicherheit erarbeitet und auf betriebliche Situationen angewendet. Nach diesem Modell 
müssen Handlungsalternativen eine Zuverlässigkeitsbedingung erfüllen, damit sie in das Set 
möglicher Optionen aufgenommen werden, aus denen der Entscheider seine Handlungen auswählt. 
Zudem wurde beschrieben, was den Entscheider veranlasst, dieses Set zu verändern.  
Im folgenden soll dieses Modell verwendet werden, um eine Modifizierung des italienischen 
Kalamitätenhilfensystems zu diskutieren. Das Modell kann zeigen, wie landwirtschaftliche 
Entscheider vermutlich auf die Veränderung der politischen Rahmenbedingungen reagieren, je 
nachdem, ob dadurch die Komplexität der Entscheidungssituation, die Kompetenz des Entscheiders 
oder die Performance des Betriebes beinflusst wird. 
 
                                                                                                                                                                                
Teil in eine Verbesserung seiner ability to choose investiert wird. Die ability to choose wird 
durch die Fähigkeit zum (mehr oder weniger vollkommenen) Alternativenvergleich bestimmt.  
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9 Empfehlungen zur Gestaltung der Kalamitätenintervention 
 
Das Ziel der Agrarpolitik sowohl in Italien177 als auch auf EU-Ebene178 besteht darin, die 
Produktivität der Landwirtschaft zu sichern und auf diese Weise nicht nur das Einkommen der in 
der Landwirtschaft tätigen Menschen zu stabilisieren, sondern auch die Lebensmittelversorgung 
der VerbraucherInnen zu angemessenen Preisen sicherzustellen. Dazu kommen 
Naturschutzaufgaben und die Kulturlandschaftsgestaltung, die vom Agrarsektor zum Teil als 
externe Leistungen erbracht werden. Um das Funktionieren des Sektors zu garantieren, sollen die 
aus Witterungsunbilden entstehenden Existenzgefährdungen landwirtschaftlicher Betriebe durch 
Kalamitäteninterventionen aufgefangen werden. Derzeit erfüllt die staatliche 
Kalamitätenintervention in Italien nicht die politischen Ziele einer Sicherung der 
landwirtschaftlichen Einkommen und der Aufrechterhaltung einer flächendeckenden 
Bewirtschaftung bei gleichzeitig effizientem staatlichem Mitteleinsatz und möglichst geringer 
Wettbewerbsverzerrung (vgl. Kap. 2.2.2). Die staatlichen Aktivitäten konzentrieren sich bisher auf 
die Auszahlung direkter Beihilfen und die Schaffung von Ernteversicherungsangeboten, die auf 
dem freien Markt nicht zustande kommen (vgl. Kap. 9.4.1). Um Versicherungslösungen zu 
etablieren und einen Anreiz zur Teilnahme für möglichst viele Landwirte zu geben, werden die 
meisten Ernteversicherungen staatlich bezuschusst. Außer in Italien ist dies beispielsweise auch in 
den USA, Spanien, Mexiko, Chile, Japan und Schweden der Fall (FAO, 1981, S. 3).  
Da das bestehende System Reformbedarf aufweist, wird in den folgenden 
Gestaltungsempfehlungen versucht, verschiedene Modifikationen der Kalamitätenintervention zu 
prüfen, die das Engagement der Landwirte im Risikomanagement verbessern sollen. Insbesondere 
sind dies Designvarianten für die Trägerschaft der Ernteversicherung, für Objekt, Umfang und 
Laufzeit der Versicherung, Statt volkswirtschaftlichen Ansätzen der Marktintervention werden 
Lösungen entwickelt, die die betrieblichen Entscheidungsprozesse berücksichtigen, und zwar auf 
der Basis des in Kap. 8 entwickelten Verhaltensmodells. Wenn erreicht werden soll, dass 
landwirtschaftliche Entscheider die ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente zum Management 
von Ertragsrisiken (vgl. Kap. 4.4.3) in größerem Umfang nutzen, müssen mehr Handlungsoptionen 
die Zuverlässigkeitsbedingung erfüllen. Das Verhaltensmodell für Entscheidungen unter 
Unsicherheit sieht vor, dass das Entscheidungsverhalten ceteris paribus durch zunehmende 
Übersicht des Entscheiders oder durch Verringerung der Komplexität der Entscheidungssituation 
flexibilisiert werden kann. Auch die möglichen Ergebnisse von Handlungsalternativen tragen dazu 
bei, dass neue Alternativen ins Verhaltensrepertoire aufgenommen werden können. Diese 
Komponenten werden im folgenden geprüft. Die ad-hoc-Kalamitätenhilfen sind wegen ihrer 
geringen positiven Wirkungen und ihres hohen bürokratischen Aufwands zunehmend in die Kritik 
geraten und werden deshalb nicht als gangbare Lösung betrachtet, so dass sie im folgenden 
unberücksichtigt bleiben. 
                                                           
177  Vgl. u.a. AGE, 2001b, Länderberichte S. 15-16; IA, 2001a, S. 21. 
178  Vgl. Art. 33, EG-Vertrag. 
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9.1  Beeinflussung der Komplexität 
Nach HEINER (1983) wird Unsicherheit im Entscheidungsfall durch die Diskrepanz zwischen der 
Kompetenz des Entscheiders (Competence) und der Komplexität der Situation (Difficulty) 
verursacht. Auf Grund begrenzter Rationalität ist es wirtschaftlichen Akteuren nicht möglich, ihr 
Verhalten zu optimieren; vielmehr ist es für sie sinnvoll, Handlungsstrategien zuzulassen, die mit 
ausreichender Gewissheit ihre Gesamtperformance verbessern, und Optionen auszuschließen, die 
entweder keine Verbesserung bieten oder nicht zuverlässig genug erscheinen. Von der Größe des 
C-D-Gap hängt es ab, wie restriktiv die Zuverlässigkeitsbedingung ist. Entscheider, die in einem 
vergleichsweise einfachen Umfeld operieren, können mehr Handlungsalternativen zulassen, so ihr 
Verhalten flexibel anpassen und im Vergleich zu einem komplexeren Umfeld Performancevorteile 
erzielen. Im folgenden soll analysiert werden, wodurch die Komplexität der Entscheidungssituation 
für den Landwirt im Kalamitätenfall bestimmt wird. Im Mittelpunkt der Betrachtungen steht das 
Design von Ertragsausfallversicherungen, da dieses Risikomanagementinstrument zur Handhabung 
von Ertragsrisiken sowohl für die Landwirte als auch für die Politik gegenwärtig in der Diskussion 
ist. Vor allem wird betrachtet, wie durch größere Planungssicherheit und ein transparenteres 
Versicherungsdesign ein einfacheres Entscheidungsumfeld gestaltet werden kann.  
 9.2.1 Planungssicherheit 
Planungssicherheit entsteht durch die Stabilität der Entscheidungssituation im Zeitablauf. Sie ist 
eine wichtige Voraussetzung für die Flexibilisierung von Verhalten durch Zulassung neuer 
Handlungsalternativen179. Planungssicherheit für den Landwirt ist nach der hier zu Grunde 
liegenden Studie ein Ergebnis der Organisationsform und der Trägerschaft180 des 
Versicherungsangebotes. Bei einem staatlichen Träger einer Ernteversicherung spielt hier zweierlei 
eine Rolle: das juristische Argument des Vertrauensschutzes und das Public Choice-Argument, 
dass Politiken verändert werden, um die Wiederwahl zu erreichen. Der Vertrauensschutz hat in der 
Agrarpolitik besondere Bedeutung; da die Änderungsgeschwindigkeit im Sektor verglichen mit 
anderen Sektoren gering ist, finden Systemmodifikationen häufig nur über längere Zeiträume und 
verbunden mit Anpassungsförderungen, Ausgleichszahlungen und flankierenden Maßnahmen statt. 
Ein Beispiel dafür ist die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 1992181.  
Einserseits bedeutet dies für den landwirtschaftlichen Entscheider, dass er sich auf die 
Dauerhaftigkeit staatlicher Maßnahmen, die auf der operativen  Ebene angesiedelt sind, kurz- und 
mittelfristig  verlassen kann, in Grundsatzfragen auch langfristig182. Eine Änderung der 
Milchmarktordnung vollzieht sich beispielsweise nicht innerhalb eines Wirtschaftsjahres, sondern 
im Laufe einer Anpassungsfrist. Wesenbestimmende Systemeigenschaften, wie z.B. der 
marktwirtschaftliche Charakter der italienischen Volkswirtschaft, sind dagegen so stabil, dass mit 
                                                           
179  Vgl. SIMON, 1958, S. 67. 
180  Vgl. MILON und BOGGESS, 1988, S. 1109. 
181  Vgl. ISERMEYER, 1995, S. 656 ff. 
182  Vgl. SKEES (1998) mit der Empfehlung der Beständigkeit im politischen Kurs.  
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einer Änderung gar nicht gerechnet werden muss183. Die Selbstfestlegung auf bestimmte 
Grundprinzipien ist eine wesentliche Eigenschaft staatlicher Organisation. Sie schafft Rechts- und 
damit gleichzeitig Planungssicherheit. 
Andererseits wird die Verantwortung für Budgets und Durchführungsbestimmungen im politischen 
und administrativen Tagesgeschäft wahrgenommen. Das bedeutet, dass die praktische 
Ausgestaltung des Kalamitätenhilfesystems durch staatliche Stellen nicht nur Sicherheit und 
Stabilität mit sich bringt. Vielmehr sind Budgetfragen und Verwaltungsvorschriften, wie z.B. die 
Regulierungstiefe und -qualität, immer Teil des politischen Prozesses, in dem Zuwendungen unter 
dem Gesichtspunkt von Klientelpolitik und Machtsicherung eingesetzt werden. Ein Beispiel liefern 
DE ROSA und MORETTI (1997, vgl. Kap 3.3.1): Analog zur wachsenden Bedeutung des 
Industriesektors in Italien nahm gegen Ende der 50er Jahre auch dessen Anteil an den 
Interventionen zu, der Anteil der Landwirtschaft entsprechend ab. 1951 entfielen 54 % der 
anlässlich der Überschwemmung von Polesine bereitgestellten Fördermittel auf die Landwirtschaft, 
1966 nur noch 19 %. Abgesehen von der Verschiebung der rein wirtschaftlichen Bedeutung der 
beiden Sektoren ist dies damit zu erklären, dass die Wählerklientel zum Zeitpunkt der 
Übeschwemmung von Florenz eher im Industriesektor zu finden war als in der Landwirtschaft.  
Für den potenziellen Ernteversicherungsnehmer bedeutet ein staatlicher Träger also größere 
Planungssicherheit in grundsätzlichen und strukturellen Fragen, aber größere Unsicherheit in 
Hinblick auf das bereitgestellte Budget. Daher kann der landwirtschaftliche Entscheider Kosten 
und Leistungen nicht frühzeitig bestimmen, weil sie vom politischen Klima und Interdependenzen 
mit anderen politischen Aufgaben abhängen. Es besteht also die Möglichkeit, eine falsche oder 
unzeitgemäße Entscheidung zu treffen. Wenn deshalb die Zuverlässigkeitskeitsbedingung des 
Verhaltensmodells nicht erfüllt wird, kann der Entscheider das Versicherungsangebot trotz 
Subventionierung nicht annehmen. 
Ein privater Träger einer Ernteversicherung dagegen zeichnet sich durch vergleichsweise hohe 
Zuverlässigkeit aus, weil seine Interessenlage durch den Geschäftszweck bestimmt wird und sich 
deshalb nicht grundsätzlich verändert184. Durch den Vertrag, der der Geschäftsbeziehung zwischen 
Versicherungsunternehmen und Versichertem zugrunde liegt, sind die Positionen für die Laufzeit 
bis ins Detail im voraus geklärt. Um Abweichungen der Vertragspartner vom Vertragstext 
abzuwehren, stehen Rechtsinstitute zur Verfügung. Solange kein Angebotsmonopol vorliegt, kann 
der Versicherungsnehmer sicher sein, dass sich die Vertragsinhalte aus dem Wettbewerb ergeben 
und die Tarife und Bedingungen nicht unfair zu seinen Lasten sind.  
                                                           
183 Zu möglichen Managementreaktionen auf das Risiko von Politikänderungen siehe SIEGWART et 
al. (1989). 
184  Dies gilt insbesondere für eine Variante privater Trägerschaft, die von BLACK und BARNETT 
(1999) vorgeschlagen wird: seiner Ansicht nach können Genossenschaften, beispielsweise im 
Zuckerrübensektor, selbst als Versicherungsunternehmen fungieren und auf diese Weise nicht nur 
eine Reduzierung der Transaktionskosten erreichen, sondern auch eine höhere Partizipation durch 
für die Mitglieder maßgeschneiderte Versicherungsprodukte erzielen. 
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Tabelle 62: Beeinflussung der Komplexität durch Trägerschaft der Ernteversicherung 
Eigenschaft Wirkung Veränderung der  
Komplexität 
staatliche Trägerschaft Leistungen und Kosten werden extern 
beeinflusst, Risiko von Politikänderungen ↑ 
private Trägerschaft hohe Zuverlässigkeit von Leistungen und 
Kosten, faire Bedingungen (außer bei 
Angebotsmonopol) 
↓ 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
9.2.2 Versicherungsdesign 
Das Design von Ernteversicherungen stellt eine komplexe Aufgabe dar, bei der eine Reihe von 
Problemen gelöst werden muss, die aus der asymmetrischen Verteilung von Information zwischen 
Designern und Versicherten resultieren: die Kontrolle von adverser Selektion und moral hazard 
Gelöst werden muss auch das Problem des Kumulrisikos. Darüber hinaus geht es aber um die 
Reaktion der landwirtschaftlichen Entscheider auf die angesprochenen Designvarianten, so wie sie 
vom Verhaltensmodell unter Unsicherheit prognostiziert wird.  
Der Zustand asymmetrischer Information ist im Versicherungsfall die Regel, d.h. dass eine der 
Vertragsparteien, meist der Versicherungsnehmer, mehr Informationen über die wahren 
Risikoparameter besitzt als der andere. Auf Grund der Informationsasymmetrien findet adverse 
Selektion185 statt, d.h. dass Versicherungsnehmer insgeheim (durch ihre gegebene Risikoexposition 
oder durch ihr Verhalten) ein höheres Risiko aufweisen als Nichtversicherte. Adverse Selektion ist 
unter anderem für die hohen Kosten gängiger Ernteversicherungssysteme verantwortlich186. 
Moralisches Risiko (Moral Hazard) 187 ist dadurch gekennzeichnet, dass der 
Versicherungsnehmer nach Vertragsabschluss sein Verhalten ändert, sich riskanter verhält und 
weniger Vorsichtsmaßnahmen ergreift, da ein möglicher Schaden gedeckt ist. Damit steigt die von 
ihm beeinflussbare Schadenswahrscheinlichkeit und/oder die Schadenshöhe188.  
Kumulrisiko189 tritt immer dann auf, wenn einzelne Schadenereignisse einen großen Teil oder sogar 
alle Versicherten gleichzeitig treffen. Dies ist beispielsweise bei Dürren der Fall, die weiträumig 
auftreten und bei allen Betrieben in einer Region Schäden verursachen. Das Versicherungsprinzip 
                                                           
185  MEUWISSEN, 2000, S. 41 ff.; SCHLIEPER, 1997, S. 63 ff.; ROBERTS und DICK, 1991, S. 146; 
DIONNE und DOHERTY, 1992, S. 97 ff.; GOODWIN und SMITH, 1995, S. 72 ff.; PAULY 
(1974). 
186  MEUWISSEN, 2000, S. 41 ff.; SCHLIEPER, 1997, S. 63 ff.; JUST et al. (1999).  
187  MEUWISSEN, 2000, S. 41 ff.; SCHLIEPER, 1997, S. 65 ff.; ROBERTS und DICK, 1991, S. 153; 
RAY, 1991, S. 27 f.; GOODWIN und SMITH, 1995, S. 75; PAULY (1974).  
188  Ein Beispiel findet sich bei REZENDE LOPES und LEITE DA SILVA, 1986, S. 240 ff. 
189  Vgl. EU-KOMMISSION, 2001, S. 26 f. 
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des Pooling unabhängiger Risiken und damit die Schaffung eines Ausgleichs im Kollektiv wird 
dadurch unterlaufen. Das Versicherungsdesign muss diese Versicherbarkeitsprobleme lösen. 
Eine grundlegende Entscheidung im Versicherungsdesign betrifft den Versicherungsgegenstand. 
Bei Ertragsausfall-, Umsatz- und Einkommensversicherungen muss entschieden werden, ob ein 
oder mehrere einzelne Produkte oder der Betrieb als Einheit Gegenstand der Versicherung sein 
oder ob die Versicherung sogar an die Person des Betriebsleiters gebunden werden soll, wie z.B. 
bei einer Lebensversicherung. Die personengebundene  Versicherung hat am deutlichsten den 
Charakter einer Sozialversicherung, wenn sie zum Zweck der Absicherung  im Kalamitätenfall 
gedacht ist, denn es geht es nicht um die Absicherung des Betriebes, sondern der Lebensgrundlage 
der versicherten Person bzw. des dazugehörigen Haushalts. Andererseits ist eine solche Variante im 
Sinne eines Safety Net190 völlig produktionsunabhängig und beeinflusst daher weder Wettbewerb 
noch Strukturwandel. Wenn die Personenversicherung freiwillig ist und der Absicherung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes dienen soll, wird damit das Entscheidungsvolumen der 
Versicherungsentscheidung vergrößert, da persönliche und betriebliche Entscheidungen gekoppelt 
werden; in vielen Betrieben findet diese Kopplung jedoch ohnedies statt. Wenn die 
Personenversicherung als betriebliches Risikomanagementinstrument ausgewählt werden soll, ist 
die Entscheidungssituation komplexer als bei ihrem Einsatz zur ausschließlichen Absicherung des 
persönlichen Bedarfs. 
Eine betriebliche Einkommensversicherung mit dem Gesamtbetrieb als Versicherungsgegenstand, 
z.B. als Whole-farm gross revenue insurance (MEUWISSEN, 2000, S. 42) weist neben einer 
Reihe versicherungstechnischer Probleme191 auch aus Sicht des Entscheiders einige 
Schwierigkeiten auf. Meist wird die vergangene betriebliche Einkommensentwicklung als 
Bemessungsgrundlage für die Garantiesumme herangezogen192. Wegen seiner begrenzten Einsicht 
in zukünftige Entwicklungen kann der Entscheider aber nicht sicher sein, dass die Einsetzung von 
Durchschnittswerten aus der Vergangenheit zutreffend die Situation im Versicherungszeitraum 
wiedergibt, auf den sich sein Versicherungswunsch eigentlich bezieht.  
Die Produktversicherung bietet die meisten Möglichkeiten für den Einsatz als betriebsindividuell 
ausgestaltetes Risikomanagementinstrument, denn der Entscheider kann selbst wählen, welche 
Risiken in welchen Betriebszweigen er an eine Versicherung transferieren und welche er selbst 
tragen möchte193. Die Gesamtentscheidung lässt sich damit in Einzelentscheidungen aufsplitten, 
deren Konsequenzen besser abschätzbar sind. Die Betriebsversicherung zwingt dem Betriebsleiter 
dagegen den kostenpflichtigen Transfer aller Risiken auf. Andererseits bleibt bei der 
Produktversicherung der Zweifel bestehen, ob der Entscheider die richtigen Produkte, 
Versicherungssummen etc. gewählt hat. Im Fall einer Betriebs- oder Personenversicherung ist er 
dieser Überlegung enthoben.  
                                                           
190  Vgl. GUNDERSEN et al. (2000), GHELFI et al. (2000). 
191  Z.B. Bestimmung der Entschädigungssumme. Wie die im Einkommensrisiko enthaltene 
Preisvariabilität behandelt werden kann, dazu GOODWIN und KER(1998b). 
192  Dazu das Beispiel amerikanischer Pilotprojekte zur Einkommensversicherung, vgl. GOODWIN und 
KER (1998b), MAHUL (2000), MILLER et al. (2000), SKEES et al. (1998). 
193  Zur Selbstversicherung MAKKI und MIRANDA (1998), MAHUL (1997). 
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Der Vergleich von Personen-, Betriebs- und Produktversicherung als betriebliche 
Risikomanagementinstrumente ergibt, dass der Landwirt bei der Produktversicherung Bedingungen 
und Ergebnisse im vorhinein am besten beurteilen kann. Die Entscheidung für eine Betriebs- oder 
Personenversicherung ist dagegen vergleichsweise komplex. 
Die Versicherungsvarianten der Universalität und Spezialität sind bei SCHLIEPER (1997, S. 4 ff.) 
ausführlich beschrieben. Das Prinzip der Spezialität eines Versicherungsvertrages hat zur Folge, 
dass nur im Vertrag ausdrücklich genannte Gefahren (Named Perils194), d.h. definierte mögliche 
Schadensursachen, zu einer Auszahlung führen. Im Gegensatz dazu garantieren universelle 
Verträge einen umfassenden Deckungsumfang, ohne Ansehen der Ursache. Zum Abschluss einer 
universellen Versicherung müssen also nicht alle möglichen Gefahren im voraus bekannt sein; 
diese Vertragsform reduziert deshalb die Komplexität der Entscheidungssituation. Insbesondere der 
Zweifel, ob Ursachen mit nur geringen Schadenswahrscheinlichkeiten oder neue Gefahren erkannt  
und richtig beurteilt wurden, wird aufgehoben. Für Versicherungsformen, die nur einzelne oder 
vielleicht sogar nur eine Schadenursache berücksichtigen, besteht dagegen eine vergleichsweise 
hohe Unsicherheit, dass eine Fehlentscheidung getroffen wird, indem eine Risikoquelle falsch 
bewertet oder übersehen wird.  
Obligatorische Versicherungen entheben den Betriebsleiter der Entscheidung. Allerdings 
komplizieren sie  möglicherweise das Entscheidungsumfeld, da sie als Systemparameter zusätzlich 
berücksichtigt werden müssen. Auch erhöhen sie die fixen Kosten dar und verringern damit die 
Ergebniserwartung für andere Handlungsalternativen. Sie benachteiligen tendenziell Betriebe mit 
größerer eigener Absorptionsfähigkeit für Risiko195, die für etwas bezahlen müssen, das sie unter 
Umständen selbst zu geringen Kosten bereitgestellt hätten. Fakultative Angebote dagegen 
unterliegen immer wieder einer Überprüfung. Ihr Einsatz muss sich in jeder Kontrollphase als 
sinnvoll erweisen. Da es keine Verpflichtung gibt, eine solche Versicherung beizubehalten, 
unterlaufen Betriebsleitern Fehlentscheidungen, wenn sie eine Versicherung wegen ausgebliebener 
Schadenereignisse in der Vergangenheit kündigen, ohne die Schadenerwartung in der Zukunft zu 
berücksichtigen. Bei sehr kleinen Schadenwahrscheinlichkeiten werden Versicherungen kaum 
jemals abgeschlossen, auch wenn im Schadenfall wegen enormer Kosten eine nicht 
vernachlässigbare rechnerische Schadenerwartung besteht. Die Gefahr der Fehlentscheidung liegt 
hier in der Vernachlässigung kleiner Wahrscheinlichkeiten und einer Unterschätzung des 
möglichen Schadens196. Fakultative Versicherungen beinhalten schließlich auch das Problem der 
adversen Selektion, so dass der Versicherte damit rechnen muss, im Rahmen des Pooling höhere 
Risikokosten als seine eigenen mitfinanzieren zu müssen.  
Die Laufzeit des Vertrages ist eine weitere Variante im Versicherungsdesign. Während sich 
beispielsweise in Deutschland bei der Hagelversicherung mehrjährige oder durch Bonus- oder 
Kündigungsregelungen quasi mehrjährige Verträge etabliert haben, beträgt die Laufzeit in Italien 
                                                           
194  Named perils-Versicherungen werden nach RAY (1991, S. 4) in specific risk- und combined 
risk-Versicherungen unterschieden.  
195  Z.B. große Ackerbaubetriebe, die quasi innerhalb des eigenen Betriebes geographischen 
Risikoausgleich betreiben können (SCHURLE, 1996).  
196  Vgl. KUNREUTHER (1986), SKEES und BARNETT (1999). 
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derzeit wegen der jährlichen Subventionierungsbeschlüsse nie mehr als ein Jahr. Bei mehrjährigen 
Verträgen weist die Anfangsentscheidung ein größeres Volumen auf, wesentlich mehr Aspekte, 
wie z.B. die Selbstversicherungsfähigkeit im Lauf der Jahre unter Einbezug von Investitionsplänen, 
müssen berücksichtigt werden (NELSON und LOEHMAN, 1987). Wenn der Entscheider 
gleichmäßig von der Versicherung profitiert, erkennt er ihre Vorteilhaftigkeit durch eigene 
Anschauung und verbessert sein Wissen über die Zuverlässigkeit dieser Handlungsalternative 
durch Lernen197. Außerdem bewerkstelligt er dadurch einen temporalen Risikoausgleich, der wegen 
der in der Regel geringeren Kosten einer mehrjährigen Versicherung zu einer günstigeren 
Existenzsicherung führt als eine Reihe von Einjahresverträgen über denselben Zeitraum (MAKKI 
und MIRANDA, 1998, S. 11). Bei deutlicher adverser Selektion wird ein Entscheider mit 
unterdurchschnittlicher Schadenquote aber auch feststellen, dass seine kumulierten 
Prämienzahlungen im Verhältnis zu seinen Erstattungen zu hoch sind. Wenn Versicherungsnehmer 
unter diesen Umständen versuchen, die Leistungen der Versicherung zu optimieren, kommt es zu 
sogenannten moral hazard cycles (VERCAMMEN und VAN KOOTEN, 1994), wo hoher 
Inputeinsatz zum Aufbau eines hohen Durchschnittsertrages, der als Bemessungsgrundlage 
herangezogen wird, durch eine Phase niedriger Inputeinsätze abgelöst wird, um die Schäden 
möglichst gravierend ausfallen zu lassen. Die Steuerung dieser Zyklen ist komplex, da Ursache-
Wirkungs-Zusammenhänge und Produktionsfunktionen sowie die Schadenwahrscheinlichkeiten 
nicht (vollständig) bekannt sind.  
Ein einjähriger Vertrag, insbesondere wenn er ohne Kündigungszwang automatisch ausläuft, stellt 
dagegen eine besser überschaubare Entscheidung dar. Andererseits erzwingt er 
Folgeentscheidungen nach Ablauf der Vertragsdauer, die jedesmal wieder das Risiko einer 
Fehlentscheidung beinhalten. Das Volumen der kumulierten Entscheidungen kann im Laufe 
mehrerer Jahre das Volumen einer größeren Initialentscheidung durchaus übersteigen. 
Fehlentscheidungen können auftreten, wenn der Versicherungsnehmer beim Vertragsabschluss den 
Ereignissen stets nachhinkt, d.h. sich im Jahr nach einem Schadensfall versichert, nach einem 
Jahr ohne Entschädigung wieder aussteigt, sich dann erst wieder nach einem Schadensfall 
versichert und so fort.  
Die Wahl der Erhebungsbasis hat ebenfalls Auswirkungen auf die Komplexität der 
Entscheidungssituation. Grundsätzlich sind die Varianten Individualertrag und Regional- bzw. 
Gruppenversicherung möglich, wie dies in der amerikanischen Ernteversicherung gezeigt 
wird198. Bei einer Individualversicherung werden Versicherungssumme (oder versicherter) Ertrag 
und /oder die Tarife an Hand der Betriebsgeschichte ermittelt199. Zu diesem Zweck werden bei 
Neuabschlüssen betriebliche Aufzeichnungen herangezogen, bei langjährigen Kunden die 
Schadenhistorie unter dem entsprechenden Vertrag. Im Schadenfall wird eine individuelle 
                                                           
197  Auch SKEES (1998) empfiehlt mehrjährige Versicherungsverträge zum Management zyklischer 
Risiken. 
198  Vgl. BAQUET und SKEES (1994), BARNABY und SKEES (1990), BLACK und BARNETT 
(1999), CARRIKER et al. (1991), COBLE und BARNETT (1999a), GOODWIN und KER (1998a), 
KER und GOODWIN (2000), MAHUL (1999), MIRANDA (1991), SCHURLE (1996), SKEES et 
al. (1997), WILLIAMS et al. (1993), VERCAMMEN (2000). 
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Erhebung durchgeführt; diese Versicherungsform geht am besten auf die betriebliche Situation ein 
und berücksichtigt Managementleistungen und Standortfaktoren. Die Regionalertragsversicherung 
und ihre Varianten dagegen setzen als Versicherungswert und/oder zur Bestimmung der 
Entschädigung nicht den Individualertrag, sondern einen  regionalen Durchschnitt ein, an dem 
versicherte und nicht versicherte Betriebe gleichermaßen beteiligt sind. Moral Hazard-Risiken und 
Verwaltungskosten werden dadurch reduziert200. Bei der amerikanischen Gruppenversicherung 
(GRP, Group Risk Plan) kommt es nur dann zu einer Auszahlung im Schadenfall, wenn der 
Durchschnittsertrag der dem Vertrag zu Grunde gelegten Gruppe unter den vereinbarten 
Schwellenwert fällt201. Der Versicherte kann den Eintritt des Entschädigungsfalls also deutlich 
weniger beeinflussen als bei Individualversicherungen; im Einzelfall kann er sogar einen nicht 
erstattungsfähigen Schaden erleiden, wenn der Gruppenertrag die Schwelle nicht unterschreitet. 
Die Kosten für eine solche Gruppenversicherung sind allerdings auch niedriger als bei 
Individualversicherungen (BARNABY und SKEES, 1990). 
Unter dem Gesichtspunkt der Komplexität, wie sie sich dem landwirtschaftlichen Entscheider bei 
der Auswahl darstellt, ist die Individualversicherung die am besten überschaubare und 
kontrollierbare Alternative. Bei der Regionalertrags- oder Gruppenversicherung muss der 
Versicherte das ihm nicht einsehbare Verhalten der anderen am Kollektivergebnis Beteiligten 
hinnehmen. Ob es zu einer Auszahlung kommt, und in welcher Höhe, ist für ihn nur dann 
vergleichbar gut prognostizierbar, wenn Einzel- und Durchschnittsertrag in hohem Maße 
miteinander korrelieren.  
                                                                                                                                                                                
199  Vgl. die amerikanische APH (actual production history)-Versicherung (BLACK und BARNETT, 
1999, S. 12 ff.) 
200  Vgl. WILLIAMS et al. (1993), MAHUL (1999), TURVEY und ISLAM (1995). 
201  Zur Unterscheidung zwischen Gruppenversicherung und Regionalertragsversicherung siehe das US-
amerikanische Beispiel, vgl. BAQUET und SKEES (1994).  
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Tabelle 63: Beeinflussung der Komplexität durch Versicherungsdesign 
Eigenschaft Wirkung Veränderung der 
Komplexität 
Personenversicherung persönliche und betriebliche 
Absicherung gekoppelt ↑ 
Betriebsversicherung komplexe Bemessungsgrundlage ↑ 
Produktversicherung differenzierter Risikotransfer 
möglich ↓ 
Universalität alle Risikoquellen abgedeckt, 
auch nicht erkannte ↓ 
Spezialität Risiko falscher Auswahl von 
Risikoquellen ↑ 
Verpflichtung Entscheidung vereinfacht, 
mögliche Wechselwirkungen mit 
anderen Entscheidungsaufgaben 
↓ 
Freiwilligkeit Differenzierung entsprechend 
Kompetenz ↑ 
einjährige Laufzeit Entscheidungssequenz ↓ 
mehrjährige Laufzeit Initialentscheidung mit großem 
Volumen ↑ 
Individualversicherung übersichtliche 
Entscheidungssituation ↓ 
Regional- und Gruppen-
versicherung 
Verhalten der anderen ist 
zusätzlicher Unsicherheitsfaktor ↑ 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
 
 
9.2  Erhöhung der Kompetenz 
Die Größe des C-D-Gap und damit der Umfang des Spielraums, über den ein Entscheider verfügt, 
wird nicht nur durch die Komplexität der Entscheidungssituation bestimmt, sondern auch durch die 
Kompetenz des Agenten. Kompetenz ist eine Funktion kognitiver Fähigkeiten, psychischer 
Faktoren und der verfügbaren Information. Daraus kann allerdings nicht der Schluss gezogen 
werden, dass eine Verbesserung des Informationsstandes bereits zu einer Reduzierung des C-D-
Gap und damit zu einer Verhaltensänderung führt. Nur zusätzliche vertrauenswürdige Information 
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kann das Verhalten des Entscheiders verändern und aus einem starren Set an wenigen 
Handlungsalternativen ein flexibles, mehrdimensionales Set machen, mit dem der Entscheider auf 
Veränderungen der Rahmenbedingungen, der Ziele oder der Prioritäten bzw. Präferenzen 
unmittelbar reagieren kann. Die Zulassung neuer Informationen unterliegt einer Auswahl im 
Rahmen der Zuverlässigkeitsbedingung. Der Entscheider bestimmt dadurch, welche Informationen 
er berücksichtigt bzw. what information he will allow to influence his behavior (HEINER, 1983, 
S. 566).  
Nicht alle verfügbaren Daten werden dabei rezipiert, und nicht alle bekannten Fakten werden als 
entscheidungsrelevant eingestuft. MILON und BOGGESS (1988, S. 1111) sprechen vom myth 
that more information, regardless of its complexity, improves decision making. Eine Information 
beeinflusst das Entscheidungsverhalten nur dann, wenn ihr eine Trigger-Funktion zukommt und sie 
als vertrauenswürdig gilt. Weil mehr Informationen nicht unbedingt zu mehr Rationalität im 
Verhalten führen, können suboptimale Entscheidungen häufig nicht durch eine bessere Datenbasis 
vermieden werden.  
Wenn die Zuverlässigkeitsbedingung nicht erfüllt ist, reagieren wirtschaftliche Agenten auf 
Prognoseinformationen nicht oder nicht in vollem Umfang (HEINER, 1989, S. 243). Wenn 
Landwirte ihr Verhalten trotz zusätzlicher Informationen, die beispielsweise in Form kostenloser 
Beratungsdienstleistungen angeboten werden, nicht ändern, liegt das daran, dass sie diese 
Informationen für irrelevant oder unzuverlässig halten202. Sie brauchen die Informationen nicht, 
weil sie sie nicht in Wissen umwandeln können, und ignorieren sie deshalb. Die gezielte Zulassung 
von neuen Informationen im Rahmen von Lernen vergrößert die Kompetenz und reduziert damit 
den C-D-Gap203. Ziel ist es, den Überlebenserfolg durch Flexibilisierung des Verhaltens zu 
verbessern. Dies ist aber nur möglich, wenn durch höhere kognitive Kompetenz Irrtümer 
zurückgedrängt werden können und häufiger richtig entschieden wird. Der Entscheider versucht, 
sein r(U) zu erhöhen bzw. sein w(U) zu verringern (vgl. Kap. 7.5). Die Lernentscheidung unterliegt 
aber der Zuverlässigkeitsbedingung. Lernen aus Erfahrung weist dabei gegenüber dem Lernen von 
Dritten in der Regel eine höhere Zuverlässigkeit auf, da sich der Entscheider sicherer sein kann, 
dass die fraglichen Informationen zutreffend sind. In der Landwirtschaft tritt diese unterschiedliche 
Beurteilung von Erfahrungswerten und exogenen Informationen beispielsweise bei der 
Einschätzung der Hagelwahrscheinlichkeit auf; der Betriebsleiter bewertet die auf dem eigenen 
Standort gemachten Erfahrungen als relevanter als die Prognosen von Wetterstationen. 
Die Verbesserung der Kompetenz bedeutet eine komplexe Veränderung der 
Entscheidungssituation. Die Nutzung zusätzlicher Informationen, selbst wenn sie nach der 
Zuverlässigkeitsbedingung möglich ist, erhöht die Entscheidungskosten. Durch den höheren 
Aufwand lässt sich die Irrtumsschwelle erhöhen und damit die Anzahl der Entscheidungsfehler 
jenseits der Irrtumsschwelle verringern (HEINER, 1988a, S. 42). Kompetentere erzielen gegenüber 
                                                           
202  Vgl. ÖHLMÉR et al., 1997, S. 264-265. 
203  Vgl. DE PALMA et al. (1994), dessen Modell einen Entscheider vorsieht, der zu Beginn jeder 
Periode darüber entscheidet, welcher Teil des Einkommens für Konsum aufgewendet und welcher 
Teil in eine Verbesserung seiner ability to choose investiert wird. Die ability to choose wird 
durch die Fähigkeit zum (mehr oder weniger vollkommenen) Alternativenvergleich bestimmt.  
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weniger kompetenten Akteuren einen positiven marginalen Vorteil. Agenten, die Informationen 
besser nutzen können, können auf komplexe Botschaften reagieren, bevor Fehler in der Auswahl 
von Aktionen passieren, aber: more skillful agents may end up using more information, but a 
larger fraction of that information is used imperfectly compared to less competent agents who 
respond to less information, but also use relatively more of it without error. (HEINER, 1988a, 
S. 43). 
9.2.1 Information mit auslösender Funktion 
Dass manche Informationen ein bestimmtes Verhalten oder eine Verhaltensänderung auslösen und 
andere nicht, steht in Zusammenhang mit der Problemaufdeckung (ÖHLMÉR et al., 1998, S.275). 
Der Entscheider scannt Daten204 und klassifiziert sie mit Hilfe der Zuverlässigkeitsbedingung. 
Empirisch wurde nachgewiesen, dass Entscheider aktiv auf die Suche nach Informationen gehen 
bzw. Informationen updaten (ÖHLMÉR et al., 1998, S.283). Einige der als zuverlässig 
anerkannten Informationen lösen einen Entscheidungsprozess aus, indem sie zur 
Problemaufdeckung führen. Sie werden deshalb Trigger- oder Schlüsselinformationen genannt. 
Über Trigger-Eigenschaften von Informationen ist wenig bekannt. Sicher besteht ein 
Zusammenhang zu den persönlichen Erfahrungen des Entscheiders. Zu den empirisch 
nachgewiesenen psychologischen Neigungen landwirtschaftlicher Entscheider gehört es, die eigene 
Beurteilungs- und Prognosefähigkeit zu überschätzen205. Da Landwirte in Befragungen sowohl 
qualitative als auch quantitative Ziele206 nennen (vgl. Kap. 4.5.1.4), ist anzunehmen, dass auch 
Schlüsselinformationen ebenso quantitative wie qualitative Form annehmen können. Beim Einsatz 
von Kennzahlen in der betrieblichen Planung und insbesondere in der Beratung ist dies zu 
berücksichtigen207. Vermutlich haben Aussagen, die eindeutig mit dem Überleben des Betriebes in 
Verbindung gebracht werden, eher Trigger-Funktion als andere. Eine umfassende Evaluation der 
Beiträge bestimmter Informationen zur Performance liegt jedoch ebenfalls noch nicht vor. 
HARRISON et al. (1991, S. 504 ff.) haben zusammengestellt, was akademische Forschung für 
landwirtschaftliche Betriebe leistet; sie unterscheiden dabei primäre und sekundäre Beitrag. Zu den 
primären Leistungen zählen wissenschaftliche Erkenntnisse zur Ertragssteigerung, zur 
Kostenreduzierung und zur Reduzierung der Ertragsvariabilität. In ähnlicher Weise sind vermutlich 
auch Informationen, die diesen drei Bereichen erkennbar zuzuordnen sind, eher 
entscheidungsrelevant als solche, die beispielsweise mit Rationalisierung der Arbeitserledigung, 
Finanzierungsplanung oder umweltschonenden Technologien zu tun haben und deshalb sekundär 
zum Überleben des Betriebes beitragen. KUNREUTHER (1986, S. 99) gibt dabei zu bedenken, 
dass auch die Art und Weise der Darstellung von Information - er bezieht sich vor allem auf 
öffentlich bereitgestellte Informationen - dazu beiträgt, dass ihre Relevanz erkannt wird. 
Präsentation von Information in a more meaningful way führt seiner Ansicht nach ebenfalls dazu, 
dass eine Verhaltensänderung ausgelöst und beispielsweise eine Versicherung für einen Schaden 
                                                           
204  Siehe auch MARCH und SÉVON, 1988, S. 376. 
205  Vgl. TRIP et al. (2000); EALES et al. (1990). 
206  Z.B. DOYE et al. (2000). 
207   Vgl. TRENKEL,  1999, S. 77 ff.; siehe auch ANDERSON und MAPP (1996), PINGALI und 
CARLSON (1985).  
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als notwendig erkannt wird, dessen Schadenseintrittswahrscheinlichkeit und/oder mögliche Höhe 
bislang unterschätzt wurde.  
Ein Problem bei der Identifizierung von Schlüsselinformationen scheint eine teilweise mangelhafte 
Kenntnis der Zusammenhänge zu sein. Wenn über Ursache-Wirkung-Beziehungen keine Klarheit 
besteht oder falsche Annahmen gemacht werden, geraten von einem Standpunkt mit mehr 
Übersicht aus entscheidungsrelevante Daten nicht in den Blickpunkt des Entscheiders. 
Insbesondere scheint dies die Substitutionsbeziehungen in einem Risikomanagement-Portfolio zu 
betreffen, wie dies auch FALATOONZADEH et al. (1985, S. 128) beobachten. Sie empfehlen 
deshalb: Farmers should be encouraged to see the whole portfolio management picture.208.  
9.2.2 Vertrauenswürdige Information 
 
Nur wenn Information vertrauenswürdig ist, kann sie vom Landwirt als entscheidungsrelevant 
beurteilt werden. Im folgenden wird analysiert, welche Eigenschaften von Information sie als 
zuverlässig erscheinen lassen bzw. welche Faktoren dazu beitragen, dass ein Landwirt Vertrauen zu 
einer Informationsquelle fasst. Betrachtet werden die Gegenwartsnähe und Lokalität der 
Information sowie die Anforderungen an Lernmethode und Beratung.  
Sowohl lokale als auch zeitnahe Informationen werden von begrenzt rationalen Entscheidern für 
zuverlässiger gehalten als globale oder zeitlich und örtlich distante Informationen (HEINER, 1989, 
S. 236). Auf diese Weise führt der Ausbruch eines Feuers in der Nachbarschaft eher zum 
Abschluss einer Feuerversicherung als ein Brand, über den in der Zeitung berichtet wird. Ebenso ist 
dadurch  zu erklären, weshalb die Versicherungsbereitschaft unmittelbar im Jahr nach einem 
lokalen Schadensereignis ansteigt, danach aber nicht auf demselben Niveau bleibt, sondern wieder 
abnimmt. Wenn also beispielsweise eine staatliche Stelle eine Verbesserung der Kompetenz des 
Entscheiders bezüglich der Zusammenstellung eines Risikomanagementportfolios anstrebt, sollte 
sie in erster Linie darauf achten, dass die bereitgestellten Informationen möglichst aus der 
unmittelbaren Umgebung der Zielpersonen stammen. Je größer der Abstand der Daten zum 
Erfahrungsschatz des Entscheiders ist, umso weniger wird er zu einer Übertragung auf die eigene 
Situation bereit sein, denn damit steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sich bei dem Transfer Fehler 
aus begrenzten kognitiven Fähigkeiten ergeben. Andererseits bedeutet die Aufmerksamkeit für 
lokale und zeitnahe Informationen, dass beispielweise Werbeaktivitäten für eine Ernteversicherung 
genau gegenläufig zu Schadensereignissen ablaufen sollten; auch ohne weiteres Zutun steigt die 
Versicherungsbereitschaft in betroffenen Regionen nach einem Schadenereignis (vgl. Kap. 5.2). 
Statt dessen lohnt es sich, bei Nachlassen dieser intuitiven Versicherungsbereitschaft die Werbung 
zu intensivieren, um durch Herausheben von Schlüsselinformationen die Wahrnehmung des 
Problems zu verstärken und die Zuverlässigkeit der Versicherungsoption zu stabilisieren.  
Im Jahr 1999 legten COBLE et al. die Auswertung einer Umfrage unter 1.800 TeilnehmerInnen 
verschiedener staatlich geförderter Risk Management-Kurse in den USA vor. Unter anderem wurde 
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die Teilnahmehäufigkeit und das Interesse am Inhalt der Kurse erhoben. Gefragt nach den 
Präferenzen bei der Lernmethode gaben die Befragten an: am wichtigsten sei das eigene, 
autodidaktische Lernen, gefolgt von Trainings, die von Experten durchgeführt werden. An dritter 
Stelle stehe die Auswertung von Fachpresse und Newsletter-Angeboten, Arbeitskreissitzungen 
sowie computer- oder internetgestützte Schulungseinheiten. Damit eine Schulung als sinnvoll 
empfunden wird und die Erkenntnisse umgesetzt werden, scheint eine hohe Vertrauenswürdigkeit 
der Informationsquellen notwendig zu sein209. Die autodidaktische Lernmethode schneidet dabei 
am besten ab; hier bestimmt der Entscheider selbst Richtung, Inhalt und Geschwindigkeit. Aber 
auch Experten werden als Lehrer akzeptiert; wichtig ist dabei aber, dass das Training 
maßgeschneidert ist und in die Tiefe geht. Presse, Arbeitskreise und Fernstudium via Internet 
wird im Vergleich schlechter beurteilt. Es kann wegen der zu geringen Differenzierung und 
Anpassung auf die Ansprüche des Lernenden (Presse), wegen der Notwendigkeit, sich anderen 
Teilnehmern zu öffnen (bei Arbeitskreisen) oder wegen der anonymen Atmosphäre, in der 
individuelle Interessenlagen nur eingeschränkt berücksichtigt werden können (Internet), nicht 
genügend Vertrauen aufgebaut werden.  
Beratung, insbesondere wenn sie durch staatliche oder halbstaatliche Organisationen angeboten 
und durchgeführt wird, gilt häufig als ein Weg zur Verhaltenssteuerung der Entscheider in der 
Landwirtschaft210. Entscheidend dafür, ob Beratung ihren Zweck erfüllt, d.h. das Verhalten 
tatsächlich in der  gewünschten Weise beeinflusst, ist nicht der monetäre Wert der übermittelten 
Informationen. Die neoklassische Ökonomie geht davon aus, dass Beratung gesucht wird, wenn die 
Kosten je Beratungseinheit maximal dem daraus erzielbaren Mehrwert entsprechen (PRECKEL et 
al., 1987). Demnach müsste insbesondere kostenlose Offizialberatung, die auf Verbesserung der 
Betriebsperformance ausgelegt ist, in jedem Fall akzeptiert werden. Tatsache ist, dass vor der 
Evaluation des möglichen Leistung-Kosten-Verhältnisses die Beurteilung der 
Vertrauenswürdigkeit des Anbieters zu stehen scheint. Anders kann nicht erklärt werden, weshalb 
z.B. in Italien kaum Offizialberatung in Anspruch genommen wird, wie die Befragung gezeigt hat 
(vgl. 4.5.1.2). Die Entscheidung, sich beraten zu lassen, unterliegt ebenso der 
Zuverlässigkeitsbedingung wie alle anderen betrieblichen Entscheidungen. Die Zuverlässigkeit 
dieser Wahl steigt mit einer wachsenden positiven persönlichen Erfahrung des Betriebsleiters. Sie 
hängt aber auch vom Deckungsbereich ab; je mehr Felder (wie z.B. Steuer, Produktionstechnik, 
Investitionsplanung) von der Beratung gleichzeitig abgedeckt werden, um so kleiner ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich die Wahl dieser Handlungsalternative als ungeeignet oder 
unzeitgemäß erweist, weil man die falsche Ursache für das zu lösende Problem vermutet hat. Die 
beratende Stelle hat hier insbesondere die Aufgabe, inhomogene Informationen und 
Informationsquellen zusammenzuführen. Dies spricht dafür, Beratungsangebote möglichst 
umfassend zu gestalten und von einer Spezialisierung abzusehen. ÖHLMÉR et al. (1997, S. 265) 
raten darüber hinaus, bei der Wahl des Informationskanals darauf zu achten, dass die 
entscheidungsunterstützende Absicht von Beratung auch beim Landwirt ankommt, d.h persönliche 
                                                                                                                                                                                
208 Siehe auch WANG et al. (1998), mit der Beschreibung einer effektive Risikobewältigung durch 
Portfolios aus Ertragsausfallversicherung, Warentermingeschäften und Vertragsproduktion.  
209  Vgl. ANDERSON und MAPP (1996).  
210  Z.B. SCHLIEPER, 1997, S. 208 ff.; BERGER, 2001, S. 172 ff.; KÖCKLER (1999). 
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Kontakte und detaillierte, individualisierte Betrachtungen sind Standardmethoden und 
technologiebetonten Ansätzen vorzuziehen. Dies gilt gleichermaßen für Offizial-, Verbands-, 
universitäre und private Beratung.  
 
9.3 Verbesserung der Performance 
Ob eine Handlungsoption für das Alternativenset des landwirtschaftlichen Entscheiders zugelassen 
wird, ist nach dem hier vorgestellten Verhaltensmodell nicht nur eine Frage der Komplexität einer 
Entscheidungssituation bzw. der Kompetenz des Entscheiders bezüglich dieser speziellen 
Entscheidungsaufgabe, sondern auch davon abhängig, wie sich mögliche Vor- und Nachteile aus 
der Entscheidung zueinander verhalten. Der in die Zuverlässigkeitsbedingung eingesetzte Quotient 
aus Performanceverschlechterung zu Performancegewinn soll im folgenden 
Performanceveränderung genannt werden211.  
Enthielte die Metaregel des Entscheiders zur Auswahl von Handlungsalternativen nur das 
Verhältnis von Performanceverschlechterung zu Performanceverbesserung, so entspräche diese 
Regel weitgehend der Maximin-Regel, bei der diejenige Alternative ausgewählt wird, die im 
ungünstigsten Fall das beste Ergebnis liefert (KUHLMANN, 1978, S. 293). In die 
Zuverlässigkeitsbedingung gehen aber auch die Wahrscheinlichkeiten der best- und 
schlechtestmöglichen Ereignisse ein, sowie die Irrtums- bzw. Bestätigungswahrscheinlichkeiten, 
jeweils mit ihren subjektiven Werten. Die Zuverlässigkeitsbedingung kann diesbezüglich als eine 
Erweiterung der Maximinregel unter Annahme beschränkter Rationalität verstanden werden. Der 
begrenzt rationale Entscheider ist sich nämlich nicht sicher, dass er Ereignisse, 
Eintrittswahrscheinlichkeiten und Folgen richtig beurteilt.  
Die Performancewirkung einer Risikomanagemententscheidung ist davon abhängig, wie gut sie das 
Risiko auffangen kann, und wie sich die möglichen Kosten der Strategie darstellen. Bei einer 
Versicherungsentscheidung stehen insbesondere die Versicherungssumme, die Prämienberechnung 
und die Schadensermittlung im Mittelpunkt. In die Betrachtung gehen zudem die 
Wechselwirkungen aus Finanzstruktur und Investitionen ein. 
9.3.1 Direkte Performanceveränderung durch Versicherung 
Bei Abschluss eines Versicherungsvertrages muss eine Versicherungssumme festgelegt werden; 
dieser Betrag wird durch den gewünschten Deckungsumfang bestimmt. In der Regel wird die 
Versicherungssumme, entweder schon bei Vertragsabschluss oder bei der Ermittlung der 
Entschädigung, auf der Grundlage realer Erträge ermittelt, die mit Spot-Market-Preisen bewertet 
werden. Zur Bestimmung der Versicherungssumme wird daher meist ein aus 
Vergangenheitsergebnissen gebildeter Durchschnitt verwendet, entweder in Form tatsächlicher 
Ergebnisse oder in Form einer von der Versicherungsgesellschaft dokumentierten 
                                                           
211  Eine Performanceveränderung, bei der die möglichen Performancevorteile von den Nachteilen 
übertroffen werden, bedeutet einen Quotienten größer als Eins. Des einfacheren Verständnisses 
halber soll diese Situation aber mit negativer Performanceveränderung bezeichnet werden. 
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Schadensgeschichte (BARNETT und COBLE, 1999, S. 3). Aus Sicht des 
Versicherungsunternehmens sollte für eine aktuariell solide Durchschnittsbildung ein möglichst 
langer Zeitraum zu Grunde gelegt werden (GOODWIN, 1994b); für den Versicherungsnehmer ist 
dagegen möglicherweise eine andere Ermittlung von Referenzwerten wünschenswert, nämlich 
dann, wenn die Ergebnisse der Vergangenheit außergewöhnlich schlecht waren oder wenn durch 
neue Organisation, Technologie oder Know How in der Gegenwart höhere Ertragsmittelwerte und 
geringere Variabilität garantiert werden als in der Vergangenheit212.  
Das Versicherungsunternehmen haftet maximal in der Höhe der Versicherungssumme. Fällt der 
Ertrag unter den Garantieertrag bzw. der Erlös unter die Garantiesumme, kommt es zu einer 
Erstattung der Differenz durch die Versicherung. Die Methode, die bei der Ermittlung des 
tatsächlichen Ertrags bzw. der Schadenermittlung zum Einsatz kommt, beeinflusst die Performance 
des Betriebes. Je näher nämlich das der Entschädigung zu Grunde gelegte Ergebnis dem tatsächlich 
erzielten Ergebnis kommt, und je besser gewährleistet ist, dass Abweichungen höchstens zu 
Gunsten des Versicherten auftauchen, umso zuverlässiger ist die Versicherungsoption.  
Wird die Versicherungssumme zu hoch gewählt, verteuert das die Versicherung unnötig. Wird sie 
aber zu niedrig gewählt, so besteht die Gefahr nicht erstattungsfähiger Schäden. Nicht 
erstattungsfähige Schäden gibt es auch bei der Gruppenversicherung nach amerikanischem 
Vorbild, da sie nicht garantiert, dass eine reale Ertragseinbuße tatsächlich zu einer Auszahlung 
führt. Wenn nämlich der Durchschnittsertrag der Gruppe über dem Garantieniveau bleibt, wird kein 
Versicherungsfall festgestellt, selbst wenn die Mehrheit der Gruppenangehörigen 
unterdurchschnittliche Ergebnisse erzielt hat213.  
Die Errechnung der Entschädigung berücksichtigt das gewählte Garantieniveau und eventuelle 
Anpassungsfaktoren. Beispielsweise können die Kosten einer Versicherung durch Selbstbehalte 
zum Teil drastisch gesenkt werden. Bei Vereinbarung von Selbstbehalten, Selbstbeteiligungen oder 
Franchisen wird die Schadenleistung entweder um einen Anteil am Schaden (prozentuale 
Selbstbeteiligung) oder um einen festen Betrag (Abzugsfranchise) gekürzt. Ein Selbstbehalt in 
Form einer Abzugsfranchise reduziert nicht nur den Entschädigungsanspruch, sondern auch die 
Zahl der Fälle, in denen ein solcher Anspruch entsteht (SCHLIEPER, 1997, S. 108). Aus 
versicherungstechnischer Sicht sind Selbstbeteiligungen dazu geeignet, das moralische Risiko zu 
reduzieren. Für den Versicherungsnehmer bedeuten Selbstbehalte, dass die Produktion anteilmäßig 
der Selbstversicherung unterliegt; nur für den versicherten Teil wird das Risiko an ein 
Versicherungsunternehmen transferiert214. Die Performance des Betriebes kann unter zu hohen 
Selbstbehalten leiden, wenn durch die Summierung von nicht entschädigten Bagatellfällen die 
Eigenversicherungskapazität des Unternehmens überstrapaziert wird und es zu Illiquidität kommt. 
                                                           
212  Vgl. COBLE und BARNETT (1999a). 
213  SKEES et al. (1997) äußern sich zur optimalen Zusammensetzung der Gruppe; GOODWIN und 
KER (1998a) sowie KER und GOODWIN (2000) diskutieren die Ertragsverteilungen, die der 
Prämienkalkulation für eine Gruppe zugrundegelegt werden sollten.  
214  Zu Franchisen siehe BERGES, 1998, S. 136 ff., SCHLIEPER, 1997, S. 106 ff. 
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Bei der Wahl der Selbstbeteiligungen wie auch anderer Vertragsbestandteile ist deshalb darauf zu 
achten, den betrieblichen Bedingungen möglichst genau zu entsprechen215.  
9.3.2 Indirekte Performancewirkungen bei Inanspruchnahme von Fremdkapital  
Fremdkapitalfinanzierung von Investitionen stellt nicht nur eine Chance für wachstumswillige 
Betriebe dar, sondern auch ein finanzielles Risiko. Eine gewisse Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Kredit wegen zu hoher Ertragsvariabilität nicht gewährt wird, nicht ausreichend oder gleichmäßig 
bedient werden kann, ist bei Betrieben, die Witterungsrisiken unterliegen, stets gegeben. Deshalb 
fordern in den USA Banken, vor allem auf den Agrarsektor spezialisierte Institute, zur Absicherung 
von Krediten den Abschluss einer Ertragsausfallversicherung216. Etwa ein Fünftel aller 
Versicherungsnehmer einer US-Ertragsausfallversicherung tun dies ausschließlich auf Drängen 
ihres Kreditgebers (LEATHERS, 1994, S. 274). Die Teilnahme an einem 
Ernteversicherungsprogramm gewährleistet damit gleichzeitig den Zugang zu Krediten.  
In Italien liegt die Fremdkapitalbelastung der Betriebe zwar insgesamt niedriger als beispielsweise 
in den USA, im Durchschnitt unter 20 % des Gesamtvermögens217; der Mechanismus ist aber 
ähnlich, weil besonders die leistungsfähigen Obst- und Gartenbaubetriebe Fremdkapital in 
Anspruch nehmen und die Ertragsausfallversicherung einsetzen, um die Kredite bedienen zu 
können (vgl. Kap. 4.5.2). Durch die Wahl der Handlungsalternative Ernteversicherung ensteht 
die Möglichkeit, dem Kreditgeber gegenüber auf gesicherte Leistungsfähigkeit zur Zins- und 
Tilgungszahlung zu verweisen. Die Performance des Betriebes kann durch den leichteren Zugang 
zu Fremdkapital verbessert werden. Dies gilt insbesondere, weil auch der Kreditbedarf in der Regel 
mit der Eintreffenswahrscheinlichkeit von Kalamitäten steigt (LEE und DJOGO, 1984, S. 22).  
Wenn bereits ein Kredit zu bedienen ist, schützt die Inanspruchnahme einer Ernteversicherung im 
Schadensfall in gewissem Rahmen vor Illiquidität und reduziert damit die mögliche 
Performanceverschlechterung (PFLEUGER und BARRY, 1986, S. 13). Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass die Schutzfunktion von den Vertragsbedingungen abhängig ist; LEE und 
DJOGO (1984) weisen nämlich nach, dass bestehende Regionalertragsversicherungen die 
Einkommensvariabilität in der Praxis kaum reduzieren218. Für Betriebe, die hohe finanzielle 
Verpflichtungen haben, kann die Prämienlast einer Ernteversicherung, speziell in Jahren mit 
unterdurchschnittlichen Erträgen, mit den Zins- und Tilgungszahlungen konkurrieren. In einem 
solchen Fall muss der Entscheider beurteilen, durch welche der beiden Zahlungen er die Existenz 
seines Betriebes nachhaltiger sichert (SKEES und NUTT, 1988, S. 46). Das Angebot einer 
Ernteversicherung, insbesondere wenn sie prämienbegünstigt ist, kann dazu führen, dass 
Entscheider mehr Fremdkapital aufnehmen, als ihre Ertragslage erlaubt. Ernteversicherungen wie 
                                                           
215  Vgl. QUIGGIN, 1994, S. 119. 
216  Vgl. PEDERSON (1990), LEATHAM et al. (1987), COLLINS und GBUR (1991), LEE und 
DJOGO (1984), PFLEUGER und BARRY (1986), SKEES und NUTT (1988), LEATHERS (1994). 
217  Die italienische Agrarstatistik weist diesen Wert nicht regelmäßig aus; vgl. auch BALZ et al., 1991, 
S. 55 ff. 
218  Vgl. auch LEATHAM et al. 1987, S. 120; WALKER et al. (1986). 
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auch andere risikoreduzierende (staatliche) Interventionen erhöhen deshalb für eine bestimmte 
Gruppe von Betrieben das Bankrottrisiko (COLLINS und GBUR, 1991, S. 257). 
Nicht oder wenig verschuldete Betriebe, die es in Italien insbesondere unter den kleinen 
Familienbetrieben gibt (vgl. Kap. 4.4.2), haben kein Interesse an einer Versicherung, weil sie nur 
ein geringes finanzielles Risiko zu tragen haben (LEATHERS, 1994, S. 288). Selbstversicherung 
durch Bildung von Rücklagen, Mobilisierung von Vermögensbestandteilen und Konsumverzicht 
im Haushalt ist für sie unter Umständen vorteilhafter. Ihre Partizipationsquote an 
Ernteversicherungsprogrammen ist gering (vgl. Kap. 4.5.2), weil das Überleben des Betriebes im 
Schadensfall nicht durch unaufschiebbare Gläubigerforderungen gefährdet wird.  
 
 
9.4 Alternative Systemgestaltung  
9.4.1 Rahmenbedingungen für staatliche Kalamitätenintervention 
Der Staat muss im Bereich der Ernteversicherungen intervenieren, weil sich 
Versicherungsangebote auf dem freien Markt nicht oder nur in geringem Umfang etablieren219. 
Miteinander korrelierte Einzelrisiken gelten als nicht versicherbar, weil das 
Versicherungsunternehmen keinen Risikoausgleich vornehmen kann, wenn Schadenereignisse 
gleichzeitig mehrere oder sogar alle Versicherten betreffen. Zum anderen liegt im Bereich der 
Ertragsausfallversicherungen eine Situation deutlich asymmetrischer Information vor, die adverse 
Selektion der am stärksten von Kalamitäten bedrohten Flächen und Betriebe und moralisches 
Risiko durch Verhaltensänderungen, Sorglosigkeit und Betrug bei der Inanspruchnahme der 
Entschädigung bedingt. Die Kontrolle dieser Risiken hat hohe Prämien, Verwaltungs- und 
Kontrollaufwendungen zur Folge220. Hohe Prämien sind wiederum dafür verantwortlich, dass nur 
Entscheider, die von einer großen Schadenswahrscheinlichkeit ausgehen, eine Versicherung in 
Anspruch nehmen; auf diese Weise wird die adverse Selektion weiter verstärkt.  
Bei allen Vorschlägen zur Gestaltung der Kalamitätenintervention ist zu berücksichtigen, dass 
begrenzt rationale Agenten sich in Entscheidungssituationen unterschiedlich kompetent verhalten. 
Eine Lösung sollte aber nicht zur Selektion der am wenigsten kompetenten Akteure führen221; diese 
würde das System unnötig belasten, wenn sich zum Beispiel diejenigen Betriebe mit der geringsten 
Rentabilität auf das staatlich geförderte Programm verlassen, während kompetentere Akteure 
ertragreichere oder effizientere Lösungen finden.  
Die bisherigen Erfahrungen mit Ernteversicherungs- und Kalamitätenhilfeprogrammen zwingen 
dazu, bei der Systemgestaltung die Finanzierbarkeit und - damit in Zusammenhang stehend - die 
                                                           
219  Vgl. SKEES (1999a), AHSAN (1985), AHSAN et al. (1982); MIRANDA und GLAUBER 
(1997); GUDGER (1991); zur Erfüllung agrarpolitischer Ziele mittels einer Ernteversicherung siehe 
HALCROW (1949). 
220  Zu Informationsasymmetrie, adverser Selektion und moralischem Risiko siehe auch Kap. 9.2.2; 
außerdem SCHLIEPER, 1997, S. 53-74 und S. 83-129. 
221  Vgl. ARROW, 1982, S. 7. 
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Durchführbarkeit zu betrachten. Das staatliche Budget ist begrenzt; mehr als die bisher 
eingesetzten Mittel werden auch in Zukunft nicht zur Verfügung stehen. Im Sinne der 
Organisierbarkeit der Lösungen sind Aspekte wie Akzeptanz, politische Durchsetzbarkeit  und 
Kompatibilität mit den vorhandenen Strukturen zu berücksichtigen.  
Die Landwirte haben, wie sich in empirischen Untersuchungen gezeigt hat222, individuell sehr 
unterschiedliche Risikomanagementbedürfnisse. Nicht nur ihre Persönlichkeit, die ihre 
Risikobereitschaft, Flexibilität und ihre Zielsetzungen beeinflusst, wirkt sich darauf aus, sondern 
auch betriebliche Faktoren und Umwelt- bzw. Standortfaktoren. Eine sinnvolle Lösung muss dies 
berücksichtigen und ausreichende Differenzierung ermöglichen. Nur auf diese Weise kann sich das 
Feld entsprechend der Befähigung der Akteure aufspalten, wie dies das Konzept des freien 
Wettbewerbs vorsieht.  
Aus Gründen der Wettbewerbssicherung bedürfen politische Rahmensetzungen, insbesondere 
Einkommenstransfers an die Landwirtschaft, einer internationalen Abstimmung. Für die EU-
Mitgliedsstaaten bedeutet dies in erster Linie eine Kompatibilität nationaler Regulierungen mit dem 
Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit Art. 36 EG-Vertrag223 und Art. 87 EG-Vertrag224. Aber auch 
im Kontext der Welthandelsorganisation stehen die verschiedenen Ernteversicherungs- und 
Kalamitätenhilfenprogramme zur Diskussion. Die Vereinigten Staaten haben die neunte 
Verhandlungsrunde der WTO mit der Forderung nach einer Freistellung von Sicherheitsnetzen und 
Risikomanagementinstrumenten von der Abbauverpflichtung für Stützmaßnahmen, die Ziel der 
Verhandlung ist, begonnen225. Sollte sich diese Position durchsetzen, ist es notwendig, dass heute 
gemachte Gestaltungsvorschläge nicht wettbewerbsverzerrend im Sinne der WTO-Vereinbarungen 
wirken, sondern den freigestellten Maßnahmen zugeordnet werden können226. Die 
Subventionierung der Ernteversicherung stellt einen Einkommenstransfer aus Steuermitteln an den 
Agrarsektor dar. Dieser Transfer ist als Schadenkompensation politisch und gesellschaftlich eher 
akzeptabel als Preisstützungen oder  Interventionskäufe (GOODWIN und SMITH, 1995, S. 129), 
denn die wettbewerbsverzerrende Wirkung von Zuschüssen zur Ernteversicherung wird im 
allgemeinen als geringer angesehen als die anderer Interventionen. Im folgenden wird deshalb 
davon ausgegangen, dass der Einkommenstransfer an den Agrarsektor im Rahmen eines 
Existenzsicherungsprogramms mit Versicherungscharakter im Rahmen internationaler 
Vereinbarungen toleriert wird227.  
Bei der Gestaltung von Interventionen zur Existenzsicherung im Kalamitätenfall müssen damit die 
folgenden Bedingungen erfüllt werden: 
• erfüllt das politische Ziel der Existenzsicherung, 
                                                           
222  Z.B. MEUWISSEN, 2000, S. 32. 
223  Zur Gewährung von Beihilfen an Betriebe, die u.a. durch naturgegebene Bedingungen benachteiligt 
sind; vgl. EU-KOMMISSION, 1999, S. 28 ff. 
224 Zur Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen, die den Wettbewerb verfälschen, mit dem Gemeinsamen 
Markt. 
225  AGE, 2000, Europa-Nachrichten S. 17; siehe dazu auch BURFISHER et al. (2001). 
226  Vgl. RIJSWICK und SILVIS, 2000, S. 33-38; HARVEY (1997), WTO (2000).  
227  Vgl. AIAG, 1999, S. 16-17. 
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• ist aus dem Staatshaushalt finanzierbar, 
• ist organisierbar, 
• erfüllt die Risikomanagementbedürfnisse der Landwirte, 
• ist international akzeptabel.  
9.4.2 Vorschlag für ein Existenzsicherungspaket 
 
Die Erfahrung zeigt, dass eine staatliche Ernteversicherung in der Regel hohen 
Verwaltungsaufwand bedeutet, den Staatshaushalt belastet, trotzdem aber noch für viele Landwirte 
zu teuer ist (ROBERTS und DICK, 1991, S. 20-21). Private Versicherungen sind wählerischer 
beim Vertragsabschluss und reagieren mit Kontrollen, Auflagen und Prämienerhöhungen auf moral 
hazard-Verhaltensweisen der Versicherungsnehmer. Private Lösungen kommen deshalb nie für alle 
Landwirte in Frage. Da eine Einkommenssicherung für landwirtschaftliche Betriebe aber in allen 
europäischen Ländern, so auch in Italien, ein wichtiges agrarpolitisches Ziel darstellt, bleibt es 
Aufgabe des Staates, geeignete Maßnahmen zu treffen. Der Ausweg scheint in einer Kombination 
staatlicher und privater Angebote zu liegen. Der folgende Vorschlag stellt eine Lösung vor, die aus 
zwei Elementen besteht: eine staatliche Betriebsbestandsversicherung als Basis und zusätzliche 
private Sachversicherungen sowie strukturpolitisch wirksame Investitionsförderelemente.  
Schaubild 36: Obligatorische Betriebsbestandsversicherung und fakultative Ergänzungen zum 
Risikomanagement im Kalamitätenfall 
 
Quelle: eigene Darstellung.  
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9.4.2.1 Die Betriebsbestandsversicherung 
Die Betriebsbestandsversicherung hat die Sicherung des Existenzminimums für den Betriebsleiter 
und die von ihm abhängigen Familienmitglieder zum Ziel, indem der Fortbestand eines Betriebes 
nach einer Kalamität gewährleistet wird. Mit der Überbrückung der in der Folge einer Kalamität 
entstehenden Krisensituation wird ein wichtiges Ziel der Agrarpolitik erfüllt228. Die Versicherung 
funktioniert analog zu einer Arbeitslosenversicherung, d.h. sie ist beitragspflichtig. In der Wirkung 
ähnelt eine solche Pflichtversicherung eher den Kalamitätenhilfen alten Typs; allerdings sind sie 
nicht aus der Staatskasse finanziert, sondern im Umlageverfahren von den Betrieben. Außerdem 
führt die Organisation in Versicherungsform zu einer schnelleren Abwicklung der Auszahlungen, 
weil ein spezialisierter staatlicher oder halbstaatlicher Versicherungsträger dafür zuständig ist. 
Einlagen aus Beiträgen und öffentliche Zuschüsse müssen in jedem Fall vom Staatshaushalt 
deutlich getrennt werden und ausschließlich dem Versicherungszweck zur Verfügung stehen. Die 
Versicherung besitzt dann hohe Zuverlässigkeit, was ihre Kosten und ihre positiven Wirkungen 
betrifft. 
Die Betriebsbestandsversicherung soll obligatorisch sein. Die Versicherungsverpflichtung hat  den 
Zweck, andere Ansprüche an staatliche Kalamitätenintervention auszuschließen und eine adverse 
Selektion weniger kompetenter Betriebsleiter oder stärker gefährdeter Standorte und 
Produktionszweige zu verhindern229. Ein zweites Argument für eine obligatorische Versicherung 
ergibt sich aus dem sogenannten Kumulrisiko. Weil Kalamitäten in der Regel gleichzeitig eine 
große Zahl von Versicherten230 treffen, verzeichnen die Ernteversicherungsanbieter in einzelnen 
Jahren starke negative Ausschläge (MIRANDA und GLAUBER, 1997, S. 206). Zur Begrenzung 
dieses Risikos wird im Fall von Ertragsausfallversicherungen auf ein möglichst großes 
geographisches Vertriebsgebiet geachtet. Auch mehrjährige Verträge tragen zur Begrenzung des 
systemischen Risikos bei. Damit kann ein temporaler und räumlicher Risikoausgleich verwirklicht 
werden. Die Versicherungsverpflichtung der Betriebsbestandsversicherung trägt diesem 
Risikoausgleich Rechnung, da sie der Versicherung die größtmögliche Anzahl an Versicherten 
zuführt und diese über einen längeren Zeitraum bindet. Damit ist auch eine aktuariell solide 
Tarifierung möglich (MANES, 19315, S. 280). 
Der Eingriff in die unternehmerische Freiheit und die erzwungene Solidargemeinschaft inklusive 
einer Einkommensumverteilung kann dadurch gerechtfertigt werden, dass nur eine Absicherung 
des Basisrisikos bezweckt wird, das von den Betrieben aus systeminhärenten Gründen nicht selbst 
getragen werden kann. Wenn die Versicherung auf das Basisrisiko durch Witterungsunbilden und 
auf die Sicherung des Existenzminimums beschränkt bleibt, kann es gelingen, die Beiträge niedrig 
zu halten, so dass eine Belastung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe vermieden wird. Weil es 
politisch gewünscht ist, die extremen Risiken in der Landwirtschaft zu kappen, um dadurch im 
Sektor die Einkommenssituation am unteren Ende zu stabilisieren, sollten Versicherungspflicht 
                                                           
228  Vgl. AGE, 2001a, Europanachrichten S. 6. 
229  Vgl. ROUMASSET, 1976, S. 223; SCHLIEPER, 1997, S. 93 ff. 
230  Siehe dazu MEUWISSEN, 2000, S. 44 f., SCHLIEPER, 1997, S. 69 ff., GOODWIN und SMITH, 
1995, S. 6 ff. 
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sowie eventuell zur Finanzierung von (zeitlich begrenzten) Deckungslücken bereitgestellte Mittel 
aber wirklich auf das pure Existenzrisiko beschränkt bleiben.  
Die Betriebsbestandsversicherung sollte als je nach Risikolage spezifizierte named perils- 
Versicherung formuliert werden, jedoch mit einer großzügigen Definition der versicherten 
natürlichen Unbilden. Das Schadenereignis, das eine Versicherungsleistung auslöst, sollte auf ein 
Elementarereignis, also Witterungsunbilden und Tierseuchen sowie Pflanzenseuchen, gegen die es, 
wie z.B. beim Sharka-Virus im Obstbau, keine pflanzenbaulichen Gegenmaßnahmen gibt, 
beschränkt bleiben. Wenn nur Elementarrisiken231 abgedeckt werden, d.h. solche Schäden, die 
durch das betriebliche Management nicht oder nicht ganz verhindert werden können232, wird das 
moralische Risiko begrenzt, und die Entschädigungsberechtigung kann auf einfache Weise 
festgestellt werden. Ebenso wichtig sind operationale Parameter für die Prämienkalkulation, zur 
Schadenerhebung und Ermittlung der Auszahlung.  
Schaubild 37: Theoretische Bestimmung der Haftzeit 
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231  Siehe Schaubild Gesamtrisikolage in Kap. 1. 
232  Vgl. die Variante Area Yield Crop Insurance, die von MIR
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Seuchen eintreten. Theoretisch sollte das Ende der Haftzeit dann erreicht sein, wenn das 
Betriebsergebnis wieder zur Deckung der anfallenden Kosten ausreicht (siehe Schaubild 37). 
In der Praxis könnte ein fixes Ende, z.B. nach einer bestimmten Anzahl von Monaten, vertraglich 
bestimmt werden. Sinnvoll ist es, das Ende der Haftzeit an den Produktionszyklen auszurichten; im 
Pflanzenbau beispielsweise am Vegetationszyklus, bzw. bei Schäden an den Anlagen auf die 
Zeitspanne bis zur Normalisierung des Ertrags. In der tierischen Produktion wird die Haftzeit durch 
die tatsächliche Produktionsunterbrechung, z.B. durch eine Tierseuche, bestimmt.  
Für die Berechnung von Versicherungssumme, Beiträgen und Auszahlungen sind mehrere 
Varianten denkbar. Die Betriebsbestandsversicherung könnte beispielsweise wie eine 
Betriebsunterbrechungsversicherung gehandhabt werden, d.h. Beiträge und Auszahlungen richten 
sich nach dem vor Schadenseintritt aus dem Betrieb erzielten Einkommen; bestimmte vereinbarte 
Anteile davon werden nach Schadenfeststellung ausgeglichen. Es erscheint sinnvoll, als 
Bemessungsgrundlage nicht Umsatz oder Betriebsgewinn heranzuziehen, sondern das zum 
Lebensunterhalt der Betriebsleiterfamilie notwendige Haushaltseinkommen in der Größenordnung 
des Existenzminimums. Betriebliche Aufwendungen, z.B. für die Neuanlage von Dauerkulturen, 
sollten nicht von der Betriebsbestandsversicherung erstattet werden, sondern aus dem im folgenden 
beschriebenen Investitionsprogrammen. Die Betriebsbestandsversicherung dient nur der 
Absicherung des Produktionsfaktors Arbeitskraft.  
Wenn die Versicherungssumme analog zu Betriebsunterbrechungsversicherungen233 als der volle 
Wert des versicherten Interesses bestimmt wird (GROSSE et al., 1976, S. 63), müssen alle 
Betriebsstätten, Flächen und Produktionszweige berücksichtigt werden. Da über den 
hypothetischen Ertrag, der während der Betriebsunterbrechung angefallen wäre, wenn diese nicht 
eingetreten wäre, keine Fakten vorliegen, muss er auf Grundlage vergangenheitsbezogener Daten, 
z.B. aus der Buchführung,  geschätzt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass Erweiterungen der 
Produktionsgrundlage, z.B. Flächenpacht, durch Aufschläge berücksichtigt werden. Für 
Kleinbetriebe, die nicht über schriftliche Aufzeichnungen verfügen, könnte analog zur 
Kleinbetriebsunterbrechungsversicherung (KOCH und WEISS, 1994, S. 454) ein Pauschalbetrag 
angesetzt werden. Zur weiteren Kosteneinsparung kann eine Integralfranchise für nicht erhebliche 
Unterbrechungsschäden eingesetzt werden. Der Versicherungswert wären die während der 
Betriebsunterbrechung durch den entgangenen Umsatz nicht gedeckten Kosten. Die 
Schwierigkeiten bei dieser Variante liegen zum einen in der Verfügbarkeit und Qualität der 
notwendigen Daten. Zum anderen kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Ausrichtung der 
Auszahlung an den Kosten eine produktionsverzerrende Wirkung hat, indem kostenintensive 
Produktionszweige und -verfahren befördert werden. 
Die Betriebsbestandsversicherung ist umso attraktiver, je weniger das zu Grunde gelegte 
Einkommen nach der Herkunft differenziert wird (MEUWISSEN, 2000, S. 40). Mit zunehmendem 
Aggregationsniveau fängt die Versicherung immer mehr Risikoquellen auf, die das 
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Existenzminimum des Betriebsleiters und seiner Familie gefährden können. Es ist deshalb 
notwendig, dem Einkommensmaß das gesamte Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit im 
landwirtschaftlichen Betrieb zu Grunde zu legen, also sowohl die Erträge aus pflanzlichen als auch 
aus tierischen Produktionszweigen zu berücksichtigen. Auf diese Weise wird die einzelbetriebliche 
Risikomanagementstrategie der Diversifikation in verschiedene Produktionszweige nicht 
bestraft. Kanadische und amerikanische Pilotprojekte234 zu einer Einkommens- oder 
Umsatzversicherung bzw. zu Sicherheitsnetzen235 können zur Auseinandersetzung mit der 
Problematik der Einkommensermittlung herangezogen werden. Besonderer Diskussion bedarf die 
Verwendung von Area Yield-Größen, d.h. Regionalerträgen, die bei der Ermittlung der 
Deckungssumme und/oder der Schadenserhebung den Individualertrag substituieren. Auf diese 
Weise hofft man, die Verwaltungs- und Kontrollkosten zu reduzieren und moralisches Risiko in 
den Griff zu bekommen, da Regionalerträge von den einzelnen Versicherten nicht wesentlich 
beeinflusst werden können (WANG et al., 1998). Allerdings spiegelt die Entwicklung des 
Regionalertrags nur bei hoher Korrelation zwischen Regional- und Individualertrag die wahren 
Ergebnisse des einzelnen Betriebes wider. Bei einer obligatorischen Versicherung, bei der eine 
adverse Selektion ausgeschlossen ist und die alle Landwirte eines Gebietes gleichermaßen betrifft, 
ist die Verwendung eines Regionalertrags in der pflanzlichen Produktion naheliegend und aus 
Gründen der Kostenersparnis, die ebenfalls allen Versicherten zu Gute kommt, auch sinnvoll, 
sofern die Region so abgegrenzt wird, dass eine ausreichend hohe Korrelation der 
Einzelbetriebsergebnisse zum Aggregat gewährleistet ist. Die Verwendung von Regionalerträgen 
reduziert die Komplexität der Versicherungslösung, indem sie eine wirksame Kontrolle des 
moralischen Risikos erlaubt und so ermöglicht, auf Rabatte, Bonus-Malus-Systeme und ähnliches 
zu verzichten, die Versicherungsverträge komplizieren und die Vergleichbarkeit erschweren. In der 
tierischen Produktion und im Unterglasgartenbau, wie MEUWISSEN (2000, S. 43) zeigt, ist die 
Verwendung von Durchschnitten wesentlich problematischer, so dass hier auf individuelle 
Parameter zurückgegriffen werden sollte. 
Notwendig ist die Ausgliederung von Preiseffekten. Einkommensschwankungen, die durch 
Preisvariabilität ausgelöst werden, sollen eine Auszahlung in der Regel nicht auslösen können236. 
Sobald eine Versicherung Mindesterzeugerpreise garantiert, ist eine wettbewerbsverzerrende 
Wirkung nicht mehr auszuschließen, weil das von der Versicherung garantierte Preisniveau 
gleichzeitig auch den minimalen Marktpreis darstellt. Überschussproduktion wird dann nicht mehr 
durch das Absinken der Preise auf ein neues Gleichgewicht gebremst. Die Variabilität von Preisen 
                                                                                                                                                                                
233  Vgl. GROSSE et al., 1976, Bd. 5, S. F IV. 1-73; MANES, 19315, S. 279-283; FINKE, 1958, S. 319-
330; KOCH und WEISS, 1994, S. 155, S. 292-293, S. 454, S. 571, S. 591, S. 823, S. 831, S. 865-
866; HAX (1965).  
234  Siehe dazu: SKEES et al. (1998), GOODWIN  und KER (1998b), MEUWISSEN (2000), TURVEY 
(1992), BABCOCK und HENNESSY (1996), ROBERTS et al. (1998), COBLE und HEIFNER 
(1998), GLAUBER und MIRANDA (1994), HENNESSY et al. (1997), MAHUL und WRIGHT 
(2000), MILLER et al. (2000), WANG et al. (2000), SKEES (1999a). 
235  Vgl. GHELFI et al. (2000); GUNDERSEN et al. (2000), YOUNG und EFFLAND (2001).  
236  Ausnahmen wären politisch zu bestimmen, wie z.B. beim Preisverfall für Rindfleisch aufgrund des 
Verbrauchrückgangs im Zuge der BSE-Krise. Durch die Ausgliederung von Preiseffekten 
unterscheidet sich die Betriebsbestandsversicherung von Target Revenue-Versicherungen (vgl. 
GLAUBER und MIRANDA (1994)).  
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ist allerdings nicht nur durch die Schwankungen von angebotener und nachgefragter Menge zu 
erklären. Ein wichtiger Grund, besonders bei allen Produkten, die nicht unter staple goods fallen, 
sind auch Schwankungen der Qualität. Solche Schwankungen, die wesentlich durch 
standortspezifische Witterungsunbilden ausgelöst werden können, sollten durch die 
Betriebsbestandsversicherung abgesichert werden können. Im Obst- und Gemüsebau sind sie 
ebenso wie Ertragseinbußen im engeren Sinn für prekäre finanzielle Situationen nach Kalamitäten 
verantwortlich. Dazu ist es aber notwendig, dem entstandenen Schaden die individuell erzielten 
Preise zu Grunde zu legen und nicht Durchschnitts- oder Spot Market-Preise237.  
In Hinblick auf das vorne vorgestellte Erklärungsmodell für Entscheidungsverhalten unter 
Untersicherheit ist darauf zu achten, dass die Bemessungsgrundlage möglichst einfach gewählt 
wird und Einkommenserhebung sowie Schadensbewertung transparent sind, damit die 
Betriebsbestandsversicherung die Komplexität damit in Zusammenhang stehender 
Entscheidungsaufgaben nicht erhöht, sondern verringert.  
Eine vergleichsweise einfache Berechnung von Versicherungssumme, Prämien und Auszahlungen 
ist möglich, wenn die Leistungen der Versicherung wie bei der Krankenhaustagegeldversicherung 
als fixe Beträge, eventuell je nach Anspruchsniveau auf unterschiedlicher Höhe festgelegt werden. 
Varianten, die sich am tatsächlich erzielten Ergebnis orientieren, haben einen stärker 
unternehmerischen Anklang, während die zuletzt beschriebene Variante mit fixen Sätzen keine 
unternehmerische Sachkenntnis erfordert.  
Wenn die Betriebsbestandsversicherung analog zu einer Arbeitslosenversicherung aufgebaut wird, 
kommt die sozialpolitische Zielsetzung der Intervention am stärksten zum Ausdruck. Statt der 
Kündigung des Arbeitsvertrages wird der Produktionsausfall durch Witterungsunbilden als 
Auslöser für eine Auszahlung herangezogen. Mit Hilfe von Sperrzeiten, Befristungen, 
Selbstbeteiligungen und Zuverdienstschwellen kann das moralische Risiko einer ungerechtfertigten 
Inanspruchnahme der Versicherungsleistung begrenzt werden. Analog zum Arbeitslohn wird das 
durchschnittlich erzielte Haushaltseinkommen herangezogen, wobei außerlandwirtschaftliche 
Erwerbstätigkeit berücksichtigt werden kann, z.B. indem so erzieltes Einkommen ganz oder 
teilweise angerechnet wird. Dies erscheint gerechter als eine fixe Summe, z.B. die auf die Haftzeit 
umgerechnete Umlage eines politisch definierten Existenzminimums. 
Eine gewisse Zahlungsbereitschaft der Landwirte für eine solche Versicherung ergibt sich aus ihrer 
Risikoaversion. Dies wurde auch empirisch mehrmals nachgewiesen, so z.B. bei QUIGGIN (1986), 
PATRICK (1988), FRASER (1992) 238. Für ihren Vorschlag einer auf die Klassische Schweinepest 
ausgerichteten Betriebsunterbrechungsversicherung nach dem Muster einer erweiterten 
Tierseuchenkasse geht auch MEUWISSEN (2000, S. 78 ff.) von ausreichender 
Zahlungsbereitschaft aus.  
MEUWISSEN (2000, S. 88) schlägt zur Steigerung der Identifikation und als zusätzlichen Anreiz 
zu Kosteneinsparungen die Organisation einer solchen Versicherung in Form eines 
                                                           
237  Vgl. MAHUL (2000). 
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Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit vor. Eine finanzielle Beteiligung der öffentlichen Hand 
erhöht zusätzlich die Stabilität und Akzeptanz einer Betriebsbestandsversicherung. Insbesondere 
die Bildung von Reserven und Rücklagen könnte aus staatlichen Mitteln erfolgen239. Die 
Bezuschussung der Betriebsbestandsversicherung sollte aber einer Überprüfung bezüglich der 
Opportunitätskosten dieser Intervention unterliegen und nur dann erfolgen, wenn der Einsatz der 
fraglichen Mittel nicht anderswo effektiver erfolgen kann240. 
 
9.4.2.2 Die Ertragsausfallversicherung 
Die Ertragsausfallversicherung im hergebrachten Sinn soll im Rahmen des 
Existenzsicherungspakets fakultativ sein. Sie ist privatwirtschaftlich organisiert und wird durch 
Angebot und Nachfrage bzw. den kollektiven Risikoausgleich bestimmt, ohne staatliche 
Intervention241. Eine solche Sachversicherung könnte als produktspezifische named perils-
Versicherung angeboten werden, mit individuellen Verträgen, Prämien und Erstattungen. Auch 
bisher hat der Markt erfolgreich bestimmte produktspezifische Sachversicherungen, wie z.B. die 
Hagelversicherung, bereitgehalten242.  
Die Nutzung von Sachversicherungen sollte freiwillig sein, und auch die Versicherungsanbieter 
sollten die Möglichkeit haben, Klienten abzulehnen, damit ihre Rentabilität gewährleistet ist. Durch 
die Betriebsbestandsversicherung wird der Abschluss einer privaten Schadenversicherung 
erleichtert, weil diese durch die Deckung des Basisrisikos ermöglicht, Selbstbeteiligungen zu 
akzeptieren, die den Preis der privaten Versicherung erheblich senken können. Zur Senkung der 
Prämien in Folge eines geringeren Verwaltungs- und Kontrollaufwandes könnte auch eine 
Gruppen- oder Regionalertragsversicherung beitragen. BERG (2001, S. 43) geht davon aus, dass 
die geringe Inanspruchnahme solcher Versicherungsangebote in den USA vor allem auf die 
Attraktivität der konkurrierenden hoch subventionierten Individualertragsversicherungen 
zurückzuführen ist; bei Wegfallen dieser Alternativen könnten Regionalertragsversicherungen 
unter bestimmten Bedingungen zu einer Verringerung der Einkommensvarianz beitragen. 
Zur Kontrolle von moralischem Risiko und adverser Selektion stehen den 
Versicherungsunternehmen verschiedene Möglichkeiten, wie z.B. Prämiendifferenzierung, 
Schadensfreiheits- oder Mehrjährigkeitsrabatte243, zur Verfügung. Die Kosten der Versicherung 
werden durch einen Selbstbehalt in Grenzen gehalten, der im Fall extremer Schäden durch die 
                                                                                                                                                                                
238  Vgl. HARDAKER et al. (1997), HUIRNE et al. (1997), SKEES und REED (1986).  
239  Vgl. KUNREUTHER und HOGARTH (1992), TURVEY et al. (1999). 
240  Vgl. HENNESSY et al. (1997).  
241  Vgl. SKEES, 1998, S. 7. Dies empfiehlt auch die FAO in ihrer Studie Strategies for Crop Insurance 
Planning (ROBERTS und DICK (1991)).  
242  Named-perils-Sachversicherungen zur Absicherung von Ertragsausfällen existieren in vielen 
Ländern, unter anderem in den USDA, Israel, Mexiko und Deutschland (FAO, 1981, S. 3 ff.).  Eine 
private multi peril-Sachversicherung wird von QUIGGIN (1986) für möglich gehalten, von 
BARDSLEY et al. (1984) in Bezug auf den australischen Weizenanbau allerdings nicht. Viele 
andere Autoren (z.B. ROBERTS und DICK, 1991) schließen sich der Ansicht an, dass sich multi 
Peril Sachversicherungen auf dem freien Markt nicht etablieren (siehe vorne); siehe auch 
GOODWIN und SMITH, 1995, S. 83 f. 
243  Vgl. RUBINSTEIN und YAARI (1983),  CHAMBERS (1989), VERCAMMEN und VAN 
KOOTEN (1994).  
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Betriebsbestandsversicherung aufgefangen wird. Private Versicherungsunternehmen können 
außerdem die Möglichkeiten der Risikodiversifizierung durch Internationalisierung nutzen. Sie sind 
nicht an Nationalgrenzen gebunden, sondern können nicht miteinander korrelierte Ertragsrisiken 
auf internationalen Märkten platzieren. Ihnen steht außerdem die Risikostreuung über andere 
Branchen offen (GOODWIN und SMITH, 1995, S. 80).  Für die Absicherung ihrer Risiken können 
die Erstversicherer den privaten Rückversicherungsmarkt nutzen. 
Durch die Liberalisierung des eigentlichen Ertragsausfallversicherungsmarktes wird  der Tatsache 
Rechnung getragen, dass die staatliche Intervention bisher stets zu Verzerrungen geführt hat, und 
aus einem Instrument einer differenzierten Unternehmensförderpolitik schließlich doch ein 
Einkommenstransfer nach dem Gießkannenprinzip mit der Konsequenz von Fehlallokationen 
wurde. Die Versicherung als Risikomanagementinstrument des Betriebes in Bezug auf 
Ertragsschwankungen ist für bestimmte Betriebe aber auch ohne eine staatliche Subventionierung 
interessant (BERG, 2001, S. 40).  
 
9.4.2.3 Die Investitionsförderelemente  
Empfänger von Leistungen aus der Betriebsbestandsversicherung sollten zur Aufnahme spezieller 
Agrarkredite berechtigt sein, die dazu dienen sollen, bestimmte förderungswürdige Investitionen zu 
tätigen. Insbesondere sind dies Reparatur- und Wiederaufbaumaßnahmen, z.B. die Neuanlage von 
Obstplantagen. Disaster Aids, verlorene Zuschüsse zum Wiederaufbau oder kurzfristige staatlich 
bezuschusste Betriebsmittelkredite sind damit hinfällig.  
Zudem sollen Landwirte, die von Witterungsunbilden betroffen sind und Leistungen aus der 
Betriebsbestandsversicherung beziehen, berechtigt sein, an Förderprogrammen zur Verwirklichung 
von Vorbeugeinvestitionen, insbesondere Hagelnetze im Obstbau sowie Bewässerungsanlagen für 
den Feldobst- und -gemüsebau  teilzunehmen. Die Förderprogramme sollten regionenspezifisch 
angeboten werden, damit produktions-, gefährdungs- und standortangepasste Technologie gezielt 
gefördert werden kann. Ein weiterer Vorteil der  Regionalisierung von Förderprogrammen ist, dass 
der Effekt des Lernens aus Anschauung genutzt werden kann, der besonders bei Entscheidungen 
unter Unsicherheit eine große Rolle spielt, wie oben gezeigt wurde (vgl. Kap. 8.2.2).  
9.4.3 Argumente für ein Existenzsicherungspaket 
Das Existenzsicherungspaket erfüllt wichtige Anforderungen, die aus dem in Kap. 8 entwickelten 
Verhaltensmodell für landwirtschaftliche Entscheider unter Annahme beschränkter Rationalität 
abgeleitet werden können. Die Absicherung des Existenzminimums erfolgt in Form einer 
Pflichtversicherung; die Entscheidungssituation, in der ein begrenzt rationaler Entscheider 
möglicherweise die Versicherungsoption ignoriert, weil sie die Zuverlässigkeitsbedingung nicht 
erfüllt, wird damit umgangen. Die Kosten der Betriebsbestandsversicherung werden durch den 
niedrigen Entschädigungsanspruch und die Wahl eines eindeutigen Auslösers in Form von 
Witterungsunbilden gering gehalten. Bei der fakultativen Ertragsausfallversicherung wird auf 
staatliche Intervention verzichtet und so die Planungssicherheit erhöht. Der modulare Aufbau des 
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Existenzsicherungspakets gewährleistet vergleichsweise hohe Transparenz und damit eine geringe 
Komplexität der Entscheidungssituation.  Die verschiedenen Module erlauben unterschiedlich 
kompetenten Entscheidern eine differenzierte Gestaltung ihres Risikomanagementportfolios  
entsprechend ihren kognitiven Fähigkeiten. 
Als Form staatlicher Kalamitätenintervention unter Berücksichtigung betrieblicher 
Entscheidungsprozesse hat das Existenzsicherungspaket im wesentlichen fünf Vorteile. Erstens 
wird das Überleben der Betriebe nachhaltig gesichert. Da die Sicherung aber nicht auf die 
Produktion ausgelegt ist, wirkt die Maßnahme dem Strukurwandel nicht entgegen. Die Lösung hat 
einen sozialpolitischen Charakter, doch scheint sich die europäische Agrarpolitik mit dem Leitbild 
der multifunktionellen Landwirtschaft ohnehin in diese Richtung zu bewegen. Im Arbeitspapier 
Risk Management Tools for EU Agriculture, das die EU-Kommission im Januar 2001 vorgelegt 
hat, werden die Möglichkeiten zu antizyklischen Einkommensstützungen und Sicherheitsnetzen 
explizit evaluiert (EU-KOMMISSION, 2001, S. 78).  Im internationalen Kontext ist es notwendig, 
dass Sicherungsinstrumente nicht produktionssteigernd und wettbewerbsverzerrend wirken. Die 
privatwirtschaftlich organisierte, nichtsubventionierte Ertragsausfallversicherung erfüllt diese 
Bedingungen. Die staatliche Betriebsbestandsversicherung selbst ist an den oder die Betriebsleiter, 
d.h. an die Person respektive Arbeitskraft gebunden, die ihr persönliches Einkommen aus dem 
jeweiligen Betrieb zieht. Trotzdem hat jede Subventionierung von risikoreduzierenden Maßnahmen 
oder Instrumenten zur Folge, dass eine Hochrisikoproduktion oder marginale Standorte interessant 
und rentabel werden244. Im Falle Italiens mag dies sogar gewünscht sein, da die italienische 
Regierung eine Zukunft für die Landwirte eher im Obstbau sieht, der aber eben unter 
Witterungsrisiken leidet und sich deshalb aus einigen Regionen zurückgezogen hat, um sich in 
anderen zu konzentrieren245.  
Zweitens wird durch die Betriebsbestandsversicherung das Eigenkapital der Betriebe und damit 
ihre Substanz geschützt. Es ist gesellschaftlich wünschenswert, die unkontrollierte Abwanderung 
aus der Landwirtschaft und damit die Verödung einzelner Landstriche zu bremsen. Man kann 
davon ausgehen, dass eine Betriebsbestandsversicherung den Verzehr landwirtschaftlichen 
Produktionskapitals verhindert, weil sie die Liquidität sichert, wenn durch Elementarrisiken 
Verkaufserlöse ausfallen. Es wird vermieden, dass im Schadensfall Betriebseigentum veräußert 
oder beliehen wird, um das Existenzminimum zu decken. Einer Entkapitalisierung der 
Landwirtschaft wird damit entgegengewirkt246. 
Drittens kann die Betriebsbestandsversicherung mit anderen sozialen Sicherungsystemen 
kompatibel gemacht werden, weil die Beiträge in andere gesetzliche Kassen übertragen werden 
können. Auf diese Weise steht es dem Betriebsleiter frei, aus dem Agrarsektor auszuscheiden und 
andere Erwerbsmöglichkeiten zu nutzen. Nebenerwerbsbetriebe können von der 
                                                           
244  Vgl. LAFRANCE et al. (2000); INNES und ARDILA (1994), RAMASWAMI (1993), CHAHERLI 
(1996). 
245  Vgl. PASCA, 1999, S. 123 ff. 
246  Vgl. EU-KOMMISSION, 2001, S. 12; HENRICHSMEYER et al. (1983); zu den gesellschaftlichen 
Vorteilen siehe auch MEUWISSEN, 2000, S. 12-13; zu Italien siehe AGE, 2001b, Länderberichte 
S. 15-16. 
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Versicherungspflicht befreit werden; dafür muss ihnen aber erlaubt werden, im Falle der 
Arbeitslosigkeit von der Arbeitslosenversicherung zu profitieren, was gegenwärtig, beispielsweise 
in Deutschland, nicht möglich ist. Die Kompatibilität verstärkt den sozialpolitischen Charakter der 
Betriebsbestandsversicherung, deren Ziel nicht die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe, sondern die Funktionserhaltung des Betriebes als Arbeitsplatz und damit 
Einkommensquelle für eine Familie im ländlichen Raum ist. 
Der vierte Vorteil einer kombinierten Lösung ist, dass staatliche Kalamitätenhilfen in Form 
verlorener Zuschüsse nicht mehr notwendig sind und die Kosten für den Staatshaushalt so 
berechenbar bleiben (GOODWIN und SMITH, 1995, S. 68). Die Nachteile von Kalamitätenhilfen 
gegenüber Versicherungslösungen wurden in der Literatur mehrfach beschrieben, z.B. bei 
BARNABY und SKEES (1990). Die Abschaffung von Kalamitätenhilfen erhöht auch die 
Attraktivität der privaten Sachversicherungen, die mit der kostenlosen Absicherung durch ad 
hoc-Beihilfen konkurrieren247. Solange ein Betriebsleiter mit der Auszahlung von 
Kalamitätenhilfen im Katastrophenfall rechnen kann, wird er keinen Sinn darin erkennen, Beiträge 
zu einer Versicherung zu bezahlen248. Dieser Effekt tritt auch dann ein, wenn die Kalamitätenhilfe 
nur dann ausbezahlt wird, wenn die spezifische Produkt-Schaden-Standort-Kombination nicht 
versicherbar ist. Im Gesamtportfolio des Betriebes genügt es, wenn nur ein Teil der Erzeugung 
dieser Risikodeckung unterliegt. Für die private Sachversicherung kann der Markt ausreichend 
Rückversicherungslösungen249 anbieten, so dass auch die staatliche Rückversicherungsintervention 
entfallen kann.  
Fünftens ermöglicht die kombinierte Lösung, dass Betriebsleiter ihr Risikomanagementportfolio 
entsprechend ihren Bedürfnissen, je nach Standort, Produktionsausrichtung, Rentabilitäts- und 
Stabilitätslage, individuell anpassen. Die Benutzung von Instrumenten zur Preisabsicherung, z.B. in 
Form von Produktionsverträgen oder Terminkontrakten wird nicht beeinträchtigt. Die 
Entscheidung über den unternehmerischen Anteil des Pakets obliegt dem Landwirt selbst, der auf 
diese Weise autonom seinen unternehmerischen Spielraum ausfüllen kann. Dadurch werden 
wirtschaftsliberale Ansprüche der Begrenzung staatlicher Intervention auf das erforderliche 
Mindestmaß  erfüllt. 
Die aktuarielle Umsetzbarkeit und der finanzielle Anspruch dieses Vorschlags für ein 
Existenzsicherungspaket kann im Rahmen dieser Arbeit nicht geprüft werden. In der nächsten Zeit 
werden aus den Erfahrungen mit den US-amerikanischen Pilotprojekten zur 
Einkommensversicherung nützliche Erkenntnisse zur Verfügung stehen, die bei einer weiteren 
Prüfung des Vorschlags Berücksichtigung finden sollten250. Da diese Programme noch in den 
                                                           
247  VANDEVEER und LOEHMAN (1994), GLAUBER und MIRANDA (1994), WILLIAMS et al. 
(1993),  CARRIKER et al. (1991), KING und OAMEK (1983), CICOGNA, 1997, S. 26, BERG 
(2001). 
248  GOODWIN und SMITH, 1995, S. 67 f., WILLIAMS et al., 1993, S. 445 ; vgl. auch SAKURAI und 
REARDON (1997).  
249  MEUWISSEN (2000, S. 94 ff.) macht Aussagen darüber, wann eine staatliche Rückversicherung 
denkbar ist; vgl. auch DUNCAN und  MYERS (2000); STOPPA, 2001, S. 33-35; EU-
KOMMISSION, 2001, S. 77.  
250  Siehe dazu auch GAO (1999), GAO (1998), SKEES (1999b).  
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Kinderschuhen stecken, fehlen Auswertungen zu wichtigen Aspekten, wie der Frage nach dem am 
besten geeigneten Einkommensbegriff oder dem Bedarf an öffentlichen Mitteln (GOODWIN und 
KER, 1998b)251.  
 
9.5 Zusammenfassung 
Bei Prüfung verschiedener Designvarianten für Ernteversicherungen können aus der Verwendung 
des Verhaltensmodells einige Empfehlungen abgeleitet werden: Beispielsweise ist die 
Produktversicherung der Betriebsversicherung wegen der geringeren Komplexität der 
Entscheidungssituation vorzuziehen, denn die Produktversicherung erlaubt einen differenzierten 
Risikotransfer, dessen Konsequenzen besser abgeschätzt werden können. Aus ähnlichen Gründen 
verringern auch die Varianten Universalität, Pflichtversicherung , Individualversicherung 
und mehrjährige Laufzeit die Komplexität der Entscheidungssituation, so dass die 
Versicherungsoption eine größere Zuverlässigkeit erwirbt. Diesem Ziel kann sich der Entscheider 
auch über eine Verbesserung seiner Kompetenz nähern; dazu tragen die gezielte Nutzung von 
Informationen mit auslösender Funktion und vertrauenswürdigen Informationen bei. Bei einer 
möglichst genau an die betrieblichen Verhältnisse angepassten Ausgestaltung des 
Versicherungsvertrages in Bezug auf Versicherungssumme, Prämien und Erstattungsmodalitäten 
können die negativen möglichen Performanceveränderungen der Versicherungsoption verringert 
und die Zuverlässigkeit dieser Handlungsoption verbessert werden. Wenn Agrarkredite zu 
bedienen sind, trägt der Abschluss einer Ertragsausfallversicherung in jedem Fall zu einer 
Performanceverbesserung bei. 
Unter Berücksichtigung dieser Erkenntnisse ist die Alternative zum gegenwärtigen 
Kalamitätenhilfensystem in einem Existenzsicherungspaket zu sehen, das eine obligatorische 
Betriebsbestandsversicherung mit fakultativen Ertragsausfallversicherungen und 
Investitionsprogrammen verbindet. Während die Betriebsbestandsversicherung als sozialpolitisches 
Instrument ausschließlich der Existenzsicherung des Betriebsleiters und seiner Familie durch 
Überbrückung der Einkommenausfälle nach schweren Kalamitäten dient, steht die 
privatwirtschaftlich organisierte, nicht intervenierte Ertragsausfallversicherung für das 
unternehmerische Risikomanagement der Landwirte zur Verfügung.  
                                                           
251  Die Umsatz- bzw. Einkommensversicherung nach amerikanischem Vorbild spielt auch in der 
europäischen Diskussion eine Rolle; zur italienischen Position siehe RUBATTU, 2001, S. 19. 
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10 Ausblick und Zusammenfassung  
 
10.1 Ausblick 
10.1.1 Perspektiven für die Kalamitätenintervention 
Kurz vor den Neuwahlen 2001 hat der italienische Landwirtschaftsminister begonnen, eine 
Minireform des Nationalen Solidaritätsfonds durchzuführen252. Auf Grund des Personalwechsels 
im Landwirtschaftsministerium nach den Wahlen ist allerdings fraglich, ob die Änderungen greifen 
werden. Es ist vorgesehen, dass in Zukunft auch Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften 
Rahmenverträge mit Versicherungsgesellschaften abschließen dürfen. Damit wird zwar das 
Monopol der Schutzkonsortien gebrochen, allerdings zu dem Preis, dass in Zukunft noch mehr 
Akteure durch Verwaltungskostenbeiträge alimentiert werden müssen. Für Obsterzeuger, die 
ohnehin Mitglied einer Genossenschaft oder Erzeugervereinigung sind, ergeben sich Chancen zu 
organisatorischen Vereinfachungen. Eine Reduzierung von Verwaltungshürden wird auch durch 
die neugeschaffene Möglichkeit bezweckt, die Prämiensubventionierung unter Umgehung der 
Schutzkonsortien direkt vom Landwirtschaftsministerium zu erhalten. Das Funktionieren dieser 
Lösung ist davon abhängig, wie viele Landwirte auf sie zurückgreifen werden; je mehr Landwirte 
sich dazu entscheiden, um so aufwendiger wird die staatliche Administration der 
Zuschussverwaltung. Als Vereinfachung gedacht ist zudem die einheitliche Festsetzung der 
Preiskomponente zur Berechnung der Versicherungssumme durch die nationale Marktberichtstelle 
ISMEA. Die Preiskomponente wurde bisher auf Provinzebene bestimmt und wies dadurch eine 
hohe Aktualität und Relevanz auf. An der Exaktheit der ISMEA-Daten dagegen ist bereits Kritik 
geäußert worden. ISMEA hat außerdem die Funktion eines Rückversicherungsorgans bekommen; 
da diese Aufgabe für die Organisation völlig neu ist, ist derzeit noch nicht abzusehen, ob und 
gegebenenfalls wie sie diese Aufgabe wahrnehmen wird. Möglicherweise wird auch damit 
gerechnet, dass die Inanspruchnahme einer staatlichen Rückversicherung wie bisher auch weiterhin 
nicht erfolgen wird, so dass es sich bei der Neuregelung um eine Formalie handelt.  
Eine wichtige Neuerung hat sich bei der Förderung von Multi-Risk- und All-Risk-Versicherungen 
ergeben. Für diese will der Staat in Zukunft bis zu 80 % der Bruttoprämie übernehmen. Für die 
Landwirte ist die Option damit überaus interessant geworden, da es sich bei entsprechenden 
Versicherungssummen um einen nicht unbeträchtlichen Einkommenstransfer handelt. Allerdings 
bleibt es den Versicherungsgesellschaften überlassen, ob sie solche Policen anbieten und wie sie 
die Tarifierung und Kontrolle gestalten.  
In jedem Fall ist es auch durch die Reform nicht gelungen, die grundlegenden Defizite der 
Kalamitätenintervention zu beheben, die in der Konkurrenz zwischen direkter Beihilfe und 
Versicherung, der regional unbefriedigenden Partizipation, der aktuariellen Instabilität einiger 
Regionen und der Ineffizienz des staatlichen Mitteleinsatzes zu sehen sind.  
                                                           
252  Vgl. Legge Finanziaria, 2001, Art 127 (siehe Anhang 2); TRACAGNI, 2001, S. 9-11. 
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Auf europäischer Ebene wird das Thema der Ertragsausfallversicherungen derzeit intensiv 
diskutiert253. Der Tenor der Diskussion ist, dass Versicherungslösungen den direkten Nothilfen 
vorzuziehen sind (AGE, 2001a, Europanachrichten S. 6). Die Europäische Kommission beschreibt 
die Rolle der EU insgesamt eher als zurückhaltend. Die Ausgestaltung der Ernteversicherungen soll 
auf nationaler Ebene erfolgen, um den unterschiedlichen Standort- und Rahmenbedingungen 
gerecht zu werden254; die EU gibt dazu nur Leitlinien vor, die die wettbewerbsverzerrende Wirkung 
der Systeme begrenzen sollen. Darüber hinaus legt der Kommissionsbericht den 
Versicherungsgesellschaften eine internationale Zusammenarbeit nahe, um Risikoteilung durch 
Kooperation zu erreichen. Um den Erwerb von Rückversicherungsverträgen, die bei systemischen 
Risiken notwendig sind, zu erleichtern, erwägt die Kommission das Angebot einer EU-
Rückversicherung (EU-KOMMISSION, 2001, S. 77-78).  
 
10.1.2 Methodischer Ausblick 
 
Die Entscheidungsprozesse landwirtschaftlicher Entscheider sind insgesamt noch wenig erforscht. 
MILON und BOGGESS (1988, S. 1111) sehen den methodischen Bedarf in einer quantitativen und 
qualitativen Beschreibung der in Entscheidungssituationen notwendigen Informationen und in einer 
Analyse der Verwendung von Information. Darüber hinaus werden pragmatische Ansätze zur 
Modellierung von Wahlentscheidungen benötigt (POPE, 1982, S. 381).  
Das in dieser Arbeit vorgestellte Entscheidungsmodell ist individuell ausgelegt, geht von 
beschränkter Rationalität aus und besteht in einer qualitativen Beschreibung des 
Entscheidungsprozesses. In einem nächsten Schritt sollte versucht werden, die 
Entscheidungselemente schärfer zu fassen und damit einer Algorithmisierung zugänglich zu 
machen. Durch eine Operationalisierung der Parameter könnte das Modell auch als normatives 
Modell verwendet werden. Möglicherweise könnte dies durch Techniken der experimentellen 
Ökonomik erreicht werden. Die entsprechenden Experimente sollten aber in der Zielgruppe von 
landwirtschaftlichen Entscheidern vorgenommen werden, für die Handlungsempfehlungen 
erarbeitet werden, denn wie die vorliegende Untersuchung gezeigt hat, greifen Systembedingungen 
und individuelles Entscheidungsverhalten stark ineinander. Von einer Abstraktion von den 
tatsächlichen Entscheidungsbedingungen ist abzuraten.  
Wenn es gelänge, die Verhaltensweisen der landwirtschaftlichen Entscheider mit Hilfe empirischer 
Untersuchungen zu quantifizieren, könnte man eine Übertragung des Modells in agentenbasierte 
räumliche Simulationsmodelle versuchen, wie sie von BERGER (2001) und BALMANN (1995) 
entwickelt wurden. Solche Modelle bilden dezentrale ökonomische Entscheidungsprozesse ab. 
BERGERs Simulationsmodell ist der evolutorischen Ökonomik zuzuordnen, die sich mit den 
Übergangsprozessen im technischen und strukturellen Wandel befasst und damit begrenzte 
                                                           
253  Vgl. EU-KOMMISSION (2001), MEUWISSEN et al. (1999). 
254  Vgl. AGRA PRESSE (2001a); AGE (2001a); IA (2001a). 
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Rationalität impliziert. BERGER geht explizit von Verhaltensheterogenität aufgrund von 
individueller Erwartungsbildung, Informationsverarbeitungskompetenz und  Innovationsbereit-
schaft aus. Auch die Anwendung von Daumenregeln ist in seinem Ansatz bereits enthalten 
(BERGER, 2001, S. 18-22). Mit Hilfe der agentenbasierten räumlichen Simulationsmodelle wäre 
es möglich, die Politikoptionen anhand von Simulationsergebnissen zu beurteilen, die mehrere 
individuell entscheidende Agenten sowie die Interaktionen zwischen Agenten beinhalten. Eine 
solche Evaluierung könnte die Heterogenität der Landwirte, abhängig von ihren persönlichen 
Einstellung, der betrieblichen Organisation und ihrem Betriebsstandort berücksichtigen, die 
Landschaft betrieblicher Maßnahmen  kartieren und zur Partizipation an Programmen quantitative 
Aussagen machen. 
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10.2 Zusammenfassung  
 
Die Arbeit Staatliche Kalamitätenintervention und Entscheidungsprozesse im landwirtschaftlichen 
Betrieb untersucht am Beispiel Italiens das Zusammenspiel zwischen dem staatlichen Engagement 
zur Dämpfung von Produktionsrisiken in Folge von Witterungsunbilden und dem Risikoverhalten 
landwirtschaftlicher Entscheider. Die Rahmenbedingungen für solche betrieblichen 
Entscheidungsprozesse werden nicht nur durch natürliche Standortfaktoren, sondern auch durch 
das wirtschaftliche Umfeld und die Politik gebildet. In Kap. 2 wird festgestellt, dass die 
landwirtschaftlichen Entscheider aufgrund der politischen Konstellation ein hohes Änderungsrisiko 
vergegenwärtigen.  
Wetterrisiken und Standortnachteile verursachen in einzelnen Betriebsgrößenklassen und Regionen 
eine geringe ökonomische Ertragskraft. Die italienische Regierung versucht deshalb, mit Hilfe des 
Nationalen Solidaritätsfonds für die Landwirtschaft zum Ausgleich der klimatisch und 
geographisch bedingten Produktionsnachteile beizutragen. Zwei Gattungen von Instrumenten 
kommen zum Einsatz: erstens die direkte Beihilfe in Form von verlorenen Zuschüssen, 
Sonderkrediten oder Befreiung von Gebühren und Abgaben und zweitens die Subventionierung der 
Ernteversicherungen. Die Effizienz der direkten Kalamitätenhilfen muss kritisch beurteilt werden; 
Verwaltungsprobleme  führen zu verzögerten Auszahlungen und Haushaltsbegrenzungen haben zur 
Folge, dass die Entschädigungen in den letzten Jahren nie mehr als 10 % der Schadensumme 
erreicht haben.  
Insgesamt fließen mehr Fondsmittel in die direkten Beihilfen  als in die Begünstigung der 
Ernteversicherung, obwohl letztere als effektiveres Mittel zur Einkommensstabilisierung angesehen 
werden. Die Deckungsquote der prämienbegünstigten Ernteversicherung beläuft sich auf 30 % der 
pflanzlichen Produktion. Die Subventionierung zielt vor allem auf die Stützung der Obst- und 
Gemüsebaubetriebe; andere Produktionsausrichtungen sind dem gegenüber benachteiligt. Zur 
Senkung von Transaktionskosten werden Dachverbände von Versicherten  und 
Versicherungsgesellschaften an der Gestaltung Versicherungsintervention beteiligt.  
Die Untersuchung betrieblicher Entscheidungsprozesse mittels einer Befragung von 
Betriebsleitern, wie sie Kap. 4 vorgenommen wird, ergibt, dass die Nutzung von 
Risikomanagementinstrumenten in deutlichem Zusammenhang mit dem individuellen 
Entscheidungsumfeld steht. Betriebsleiterspezifische Faktoren wie Ausbildung und 
Risikoeinstellung spielen dabei ebenso eine Rolle, wie die Produktionsausrichtung eines Betriebes 
oder die Häufigkeit von Kalamitäten am jeweiligen Standort. Klar erkennbar wird auch, dass die 
Voraussetzungen für eine umfassende Nutzung von Handlungsoptionen zur Regulierung des 
Ertragsrisikos nur begrenzt gegeben sind; die Grundlagen für unternehmerische Planung, etwa in 
Form von Planungsunterlagen oder rationalen  Entscheidungskriterien, sind zum Teil nicht 
vorhanden.  
In Kap. 6 wird aufgearbeitet, inwiefern der landwirtschaftliche Entscheider grundlegende 
Prämissen der neoklassischen Entscheidungstheorie nicht erfüllt. Da seine kognitiven Fähigkeiten 
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begrenzt sind und ihm nicht alle notwendigen Informationen zur Verfügung stehen, ist er nicht in 
der Lage, sein Verhalten im Sinne einer Maximierung seiner Risikonutzenfunktion zu optimieren. 
Weil sich das Modell der normativen Risikonutzentheorie nicht verwenden lässt, um das in dieser 
Untersuchung beobachtete Verhalten zu erklären, wird statt dessen auf einen Ansatz 
zurückgegriffen, der auf der Annahme beschränkter Rationalität beruht. In dieser Theorie wird der 
Zusammenhang zwischen Unsicherheit auf Grund von beschränkter Kompetenz des Entscheiders 
und der Entstehung von Verhaltensregeln erklärt. Dank dieser Verhaltensregeln bleibt der 
Entscheider auch in komplexen Entscheidungssituationen handlungsfähig. Informationen tragen in 
diesem Zusammenhang dazu bei, das Verhalten zu flexibilisieren.  
Das Verhalten italienischer Landwirte im Kalamitätenfall, wie es Thema dieser Arbeit ist, legt eine 
Erklärung mit Hilfe eines Ansatzes, der auf der Annahme beschränkter Rationalität beruht, nahe. 
Bestimmte irrationale Verhaltensweisen, die in der Praxis beobachtet werden, können durch das 
Vorhandensein von Verhaltensregeln erklärt werden. Zu diesem Zweck wird ein beschreibendes 
Verhaltensmodell für begrenzt rationale Entscheider unter Unsicherheit erarbeitet und auf 
betriebliche Situationen angewendet. Nach diesem Modell müssen Handlungsalternativen eine 
Zuverlässigkeitsbedingung erfüllen, damit sie in das Set möglicher Optionen aufgenommen 
werden, aus denen der Entscheider seine Handlungen auswählt.  
Aus der Verwendung des Verhaltensmodells können bei Prüfung verschiedener Designvarianten 
von Ernteversicherungen Empfehlungen abgeleitet werden. So sind wegen der geringeren 
Komplexität der Entscheidungssituation die Varianten Produktversicherung, Universalität, 
Pflichtversicherung, Individualversicherung und mehrjährige Laufzeit vorzuziehen. Auch 
eine Verbesserung der Kompetenz des Entscheiders trägt zu einer intensiveren Nutzung von 
Risikomanagementinstrumenten bei.  
Als Alternative zum gegenwärtigen Kalamitätenhilfensystem wird ein Existenzsicherungspaket 
entwickelt. Es ist modular aufgebaut und enthält eine obligatorische Betriebsbestandsversicherung 
sowie die Optionen einer fakultativen Ertragsausfallversicherung und verschiedenen 
Investitionsprogramme zum Zwecke des Wiederaufbaus und der Förderung der Schadenprävention. 
Die Betriebsbestandsversicherung wird als sozialpolitisches Instrument zur Existenzsicherung 
definiert; sie dient dem Überleben des Betriebes und erfüllt damit primär ein politisches Ziel. Die 
privatwirtschaftlich organisierte Ertragsausfallversicherung erfüllt dagegen die Forderungen eines 
unternehmerischen Risikomanagements der Landwirte. Bei dieser Versicherungslösung darf der 
Staat nicht intervenieren, damit gewährleistet ist, dass sich aus dem Zusammenspiel von Angebot 
und Nachfrage eine unverzerrte Wettbewerbslösung entwickelt.  
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Anhang 1: Umrechnungskurse 
 
1.000 Lire = 2,12 DM (1980) 
= 1,99 DM (1981) 
= 1,80 DM (1982) 
= 1,68 DM (1983) 
= 1,62 DM (1984) 
= 1,54 DM (1985) 
= 1,46 DM (1986) 
= 1,39 DM (1987) 
= 1,35 DM (1988) 
= 1,37 DM (1989) 
= 1,35 DM (1990) 
= 1,34 DM (1991) 
= 1,27 DM (1992) 
= 1,05 DM (1993) 
= 1,01 DM (1994) 
= 0,88 DM (1995) 
= 0,97 DM (1996) 
= 1,02 DM (1997) 
=  1,01 DM (seit 1998) 
1 Euro   = 1,96 DM 
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Anhang 2: Rechtsquellen 
 
Gesetz Nr. 185 vom 14. Februar 1992 
Neue Regelung für den Nationalen Solidaritätsfonds für die Landwirtschaft 
 
Artikel 1 Ausstattung des Nationalen Solidaritätsfonds 
1. Die Ausstattung des zinslosen Kontos mit dem Namen Nationaler Solidaritätsfonds, wie in 
Art. 1 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 festgelegt, das bei der Schatzkammer eröffnet 
und beim Ministerium für Landwirtschaft und Forsten angemeldet wurde, wird auf 170 Mrd. Lire 
für die Jahre 1992, 1993 und 1994 erhöht.  
2. Zur Aufstockung der 170 Mrd. Lire für die Jahre 1992, 1993 und 1994 ist die Rückstellung 
Refinanzierung des Gesetzes Nr. 590 von 1981 bezüglich des Nationalen Solidaritätsfonds 
vorgesehen, das im Kapitel 9.001 des Haushaltsentwurfs des Finanzministers für das Jahr 1992 
enthalten ist. 
3. Für die Jahre nach dem Dreijahreszeitraum 1992 bis 1994 wird entsprechend Art. 11, Abschnitt 
3, D, des Gesetzes Nr. 468 vom 5. August 1978, und dem Gesetz Nr. 362 vom 23. August 1988 
verfahren. 
4. Der Minister für Finanzen ist dazu berechtigt, mit den entsprechenden Verordnungen die 
Anpassungen des Haushaltes vorzunehmen. 
 
Artikel 2 Vorgehensweise bei der Übertragung der Mittel aus dem Nationalen 
Solidaritätsfonds auf die Regionen 
1. Um den Schäden durch natürliche Kalamitäten oder Witterungsunbilden von 
außergewöhnlichem Charakter an Infrastrukturen, Betriebsstrukturen oder der landwirtschaftlichen 
Produktion (außer der Tierhaltung) der betroffenen Gebiete entgegenzutreten, stellen die 
berechtigten Regionen, nachdem sie die eingetretenen Schäden und das betroffene Gebiet 
festgelegt und begrenzt haben, innerhalb von 60 Tagen nach Eintreten des Ereignisses einen 
Vorschlag zur Deklaration der Außergewöhnlichkeit desselben Ereignisses, sowie unter 
Berücksichtigung der Art des Ereignisses und der eingetretenen Schäden eine Aufstellung der 
Maßnahmen nach Art. 3 sowie den entsprechenden Antrag auf Mittel. 
2. Der Landwirtschaftsminister erklärt nach vorheriger Feststellung der Auswirkungen der 
Kalamität innerhalb von 30 Tagen nach Eingang des Antrags der Regionen die Existenz einer 
außergewöhnlichen Kalamität oder von Witterungsunbilden im Sinne des Art. 70, Absatz 4, A, der 
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Verordnung des Präsidenten der Republik vom 24. Juli 1977, Nr. 616, in dem er die geschädigten 
Gebiete und die Maßnahmen auf Grundlage des Antrags festlegt. 
3. Der Landwirtschaftsminister, wie vereinbart, übergibt dem ständigen Ausschuss für die 
Beziehungen zwischen Staat und Regionen sowie den autonomen Provinzen entsprechend Art. 12 
des Gesetzes Nr. 400 vom 23. August 1988 in Form einer Verordnung einen Verteilungsplan, der 
vier Monate gilt und nach Ausgabenobjekt, Mittelbedarf aus dem Fonds und Überweisungen an die 
Regionen gegliedert ist. Die Überweisung der zugewiesenen Summen auf die Konten der Regionen 
geschieht mittels Banküberweisung. Die Verordnung entsprechend Art. 3, Absatz 3 des Gesetzes 
Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 muss entsprechend den hier vorgesehenen Modalitäten bis zum 28. 
Februar jedes Jahres vorgelegt werden. 
4. Die Regionen sind gehalten, die Bestimmung und Verteilung der verschiedenen Arten von 
Beihilfen, die mit der Verordnung entsprechend Absatz 3 festgelegt wurden, zu respektieren. Eine 
Veränderung der Bestimmung, die im Verlauf der Antragsbearbeitung sich als nötig erweisen 
könnte, geschieht in Übereinstimmung mit den betroffenen Regionen durch eine Verordnung des 
Landwirtschaftsministers. 
 
Artikel 3 Interventionen zur Förderung der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen 
Produktion 
1. Beihilfen im Sinne dieses Artikels und der Art. 4 und 5 können landwirtschaftliche Betriebe, 
Einzelbetriebe und gemeinschaftliche Betriebe mit Sitz in den betroffenen Zonen erhalten, die 
Schäden von mindestens 35 % der marktfähigen Produktion (ausgenommen die Tierhaltung) 
erlitten haben. Von der Berechnung der besagten 35 % und der entsprechenden Begünstigungen 
sind alle Schäden ausgenommen an Kulturen, die einer begünstigten Versicherung zugänglich sind 
bzw. diejenigen Ereignisse, die in der Verordnung nach Art. 9, Absatz 2, festgelegt sind. Bei der 
Berechnung des prozentualen Schadens werden auch vorausgegangene Kalamitäten berücksichtigt, 
die dasselbe Unternehmen an derselben Kultur im Verlauf des Wirtschaftsjahres erlitten hat. 
2. Die landwirtschaftlichen Betriebe, wie sie in Abschnitt 1 festgelegt wurden, haben ein Anrecht 
auf die folgenden Interventionen:  
a) Soforthilfemaßnahmen nach Art. 1 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 mit den 
entsprechenden Ergänzungen;  
b) verlorene Zuschüsse für Familienbetriebe und Vollerwerbslandwirte bis zu 3 Mio. Lire, zu 
erhöhen auf 10 Mio. Lire für Betriebe, die Schäden an Gewächshauskulturen erlitten haben, für die 
Wiederherstellung des Produktionskapitals entsprechend Art. 2 der Verordnung Nr. 917 vom 30. 
August 1968, das mit Ergänzungen in das Gesetz Nr. 1.088 vom 21. Oktober 1968 umgewandelt 
wurde;  
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c) zinsbegünstigte, 5jährige Kredite für die Erstattung des Betriebskapitals, einschließlich der 
Arbeit des Betriebsleiters. Diese Kredite dienen nicht der Wiederherstellung oder Erstattung des 
Produktionsverlustes bei irgendeiner Kultur mittels eines teilweisen Nachlasses der Kreditsumme 
in den Grenzen und mit den Veränderungen nach Art. 2 des Gesetzes vom 30. August 1968, Nr. 
917, das in das Gesetz Nr. 1.088 vom 21. Oktober 1968 umgewandelt wurde. Die Festlegung der 
Parameter nimmt das Wirtschaftsministerium mittels einer eigenen Verordnung vor, nachdem die 
Regionen und repräsentativen landwirtschaftlichen Berufsvertretungen gehört wurden. 
d) 5jährige Betriebsmittelkredite, auszuschütten nach den Vorschriften nach Art. 2 des 
Gesetzes Nr. 38 vom 14. Februar 1994, mit begünstigtem Zinssatz nach Art. 1, Absatz 5 a) und b) 
der Verordnung des Ministerratspräsidenten vom 29. November 1985, veröffentlicht im Gesetzblatt 
Nr. 284 vom 3. Dezember 1984. Die Kredite können auch für die Tilgung und Zinszahlung von 
Agrarkrediten, die nach Art. 4 des vorliegenden Gesetzes aufgenommen wurden, dienen; 
e) Zuteilung von 10jährigen Krediten mit Zinsbegünstigung, mit dreijähriger 
Tilgungsstundung zu einem besonderen Zinssatz, für die Wiederherstellung, den Wiederaufbau 
oder den Ersatz von beschädigtem betrieblichem Grund und Boden, inkl. Dauerkulturen, 
Baumschulen, Treibhäusern und anderen Einrichtungen von vitaler Bedeutung für den Betrieb. 
Diese Kredite werden als Agrarkredite zur Betriebsverbesserung betrachtet. Entsprechend können 
verlorene Zuschüsse gewährt werden, entsprechend den Vorschriften und Maßnahmen nach Art. 1, 
Absatz 4 des Gesetzes Nr. 739 vom 21. Juli 1960. 
f) 5jährige Betriebskredite zu begünstigtem Zinssatz zugunsten von Vermarktungs- und 
Verarbeitungsgenossenschaften für landwirtschaftliche Produkte und anerkannte 
Erzeugergemeinschaften, die finanziellen Schaden erlitten haben durch die  geringeren Einnahmen 
infolge der Ertragseinbußen der Mitgliedsbetriebe, die Kalamitäten entsprechend Art. 2, Absatz 2 
erlitten haben, d.h. Verluste von mindestens 35 % des mittleren Ertrages und der vermarkteten 
Produktion in den vorangegangenen beiden Jahren. Die Gesamtheit des Darlehens muss innerhalb 
der prozentualen Grenzen der erwarteten Mindesteinnahmen liegen. Die Beihilfe wird zugestanden, 
wenn die Genossenschaften die Bedingungen nach Art. 7, Abs. 2 des Gesetzes Nr. 752 vom 8. 
November 1986 erfüllen; die Beihilfe wird auch gewährt zu Gunsten von anerkannten 
Erzeugergemeinschaften im Obstbau und von Obstbaugenossenschaften, einzelnen oder in 
Konsortien zusammengeschlossenen, entsprechend Art. 9 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 
1981, sowie für die Erzeugung von Zitrusfrüchten und als Beihilfen für den Anfall von nicht 
vermarktungsfähigen Zitrusfrüchten in Folge von Witterungsunbilden, entsprechend den 
Parametern und Vorgehensweisen, die durch eine Verordnung des Landwirtschaftsministeriums 
festgelegt wurden. 
3. Die Regionen können, in Übereinstimmung mit den Zielen dieses Gesetzes, folgende 
Maßnahmen hinzufügen: 
a) die Übernahme von Kosten der Wiederherstellung von betrieblichen Straßen, 
wasserwirtschaftlichen Vorkehrungen sowie Entwässerungsanlagen und 
ANHANG 
 
 
229
Bewässerungseinrichtungen, falls sie nicht in das Zuständigkeitsgebiet einer 
Urbarmachungsgesellschaft fallen; 
b) die Übernahme der Kosten der Wiederherstellung von öffentlichen 
Urbarmachungsmaßnahmen und Befestigung des Bodens in Hanglagen, eingeschlossen alle 
Arbeiten, die der besseren Effizienz der Einrichtungen dienen, die ersetzt werden sollen. 
4. Die Beihilfeanträge müssen den zuständigen regionalen Autoritäten innerhalb von 45 Tagen 
nach Veröffentlichung der Verordnung, die die einzelnen betroffenen Zonen festlegt, entsprechend 
Art. 2, Abs. 2 vorliegen. 
5. Im Fall, dass die Betriebe, die nach Absatz 1 festgelegt wurden, Schäden erlitten haben, die mehr 
als 70 % ausmachen, werden die verlorenen Zuschüsse auf 10 % erhöht und die Sollzinsen zu 
Gunsten des Begünstigten werden bei Darlehen und begünstigten Krediten um einen weiteren 
Punkt verringert. Dieselben Maßnahmen werden angewendet im Fall, dass der betroffene Betrieb 
innerhalb von zwei oder mehr aufeinanderfolgenden Jahren von mehreren Ereignissen 
entsprechend Art. 2 betroffen ist, ab dem zweiten Jahr der entsprechenden Intervention. 
Artikel 4 Besondere Vorkehrungen bezüglich der Handhabung von Agrarkrediten 
1. In den Gebieten, die nach Art. 2 festgelegt worden sind, sind bis zur Zuteilung von 
Betriebsmitteldarlehen nach Art. 3, Abs. 2 d) einmalig und nicht für länger als 24 Monate (...) die 
Stundungen der Tilgungsraten des Agrarkredits für die Betriebsführung und Betriebsverbesserung 
der landwirtschaftlichen Betriebe nach Art. 3, Abs. 1 des vorliegenden Gesetzes vorgesehen. Die 
verlängerten Fristen werden von einer Stundung der Zinszahlungen begleitet. 
2. Die zur Vergabe von Agrarkrediten berechtigten Institutionen und öffentlichen Einrichtungen 
sind dazu berechtigt, auch beim Fehlen irgendwelcher Vorkehrungen die Maßnahme nach Art. 3 
auf Antrag der Begünstigten, nach Vorlage der Erklärung im Sinne des Gesetzes Nr. 15 vom 4. 
Januar 1968 vorwegzunehmen, indem sie entsprechend dem Entschluss des interministeriellen Rats 
für das Spar- und Darlehenswesen vom 27. Oktober 1983 den Referenzsatz für den Agrarkredit 
anwenden. Die mögliche Zuteilung von Begünstigungen für die Zinszahlung auf die genannten 
Darlehen und Kredite von seiten der Regionen kann innerhalb eines Jahres nach der Zuweisung des 
Kredites oder Darlehens erfolgen. Die Begünstigung muss sich auf die gesamte Dauer der 
Finanzierung beziehen und erfolgt durch das beteiligte Kreditinstitut in jeweils aktualisierter Form. 
3. Im Falle des Versäumnisses der Anerkennung der Begünstigung innerhalb der vorgeschriebenen 
Fristen wird auf die Maßnahme nach Absatz 1 der Referenzzinssatz für den Agrarkredit 
angewendet. 
Artikel 5 Vorsorgemaßnahmen 
1. Allen Betrieben, Einzelbetrieben oder gemeinschaftlichen Betrieben unter der Leitung von Teil- 
oder Halbpächtern oder Geschäftsführern oder Familienbetrieben, die sozialversicherungspflichtig 
sind und die Voraussetzungen nach Art. 3, Abs. 1 erfüllen, wird auf Antrag die teilweise Erstattung 
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der Zahlungen von Beiträgen für die eigenen Versicherungen und für die Versicherung von 
abhängig Beschäftigten erstattet, im Ablauf von 12 Monaten nach der Feststellung des Ereignisses. 
Der Minister für Arbeit und Sozialversicherung ist ermächtigt, mittels eines eigenen Dekretes die 
Höhe der Erstattung zwischen 20 % und maximal 50 % festzulegen. 
2. Die Höhe der Erstattung wird um 10 % erhöht, wenn im zweiten Jahr und in allen folgenden 
Jahren, entsprechend den Bedingungen nach Art. 3, Abs. 1 bei demselben Betrieb für zwei oder 
mehr aufeinanderfolgende Jahre ein Schaden festgestellt wird. 
3. Die Entlastung wird durch die beitragserhebende Organisation gewährt nach Vorlage des 
entsprechenden Antrags des Begünstigten, ergänzt durch eine Erklärung im Sinne des Gesetzes Nr. 
15 vom 4. Januar 1968. 
Artikel 6  Tierseuchen 
1. Die Konsortien landwirtschaftlicher Erzeuger entsprechend Art. 10 können sich an der 
Unterstützung von viehhaltenden Betrieben, die von Tierseuchen betroffen sind, die die Keulung 
der Bestände nach dem Gesetz Nr. 218 vom 2. Juli 1988 zufolge haben, beteiligen. 
2. Die Interventionen nach Absatz 1 fallen zu Lasten der Sozialkasse der Konsortien und sind 
Bestandteil der entgangenen Produktion für eine Produktionsperiode, entsprechend den Parametern 
und Vorkehrungen, die durch den Landwirtschaftsminister per Verordnung festgelegt wurden. 
3. Der Staat beteiligt sich bis zur Hälfte an der von der Sozialkasse ausgeschütteten Summe, 
entsprechend der Abschlussrechnung. 
Artikel 7  Öffentlichkeit der Maßnahmen 
1. Die Listen der Geschädigten sowie die Dokumente mit der Bewertung der Schäden und den 
vorgesehenen Maßnahmen nach Art. 3, 4, 5 und 6 sind den Bürgern zugänglich zu machen und 
werden für 15 Tage in der Präfektur der betreffenden Gemeinde nach Art. 7 des Gesetzes Nr. 142 
vom 8. Juli 1990 ausgelegt. 
Artikel 8 Maßnahmen zur aktiven Abwehr von Witterungsunbilden 
1. Bis zu 80 % der Ausgaben für Investitionen (auch Pilotprojekte) in die aktive Abwehr können zu 
Lasten des Solidaritätsfonds nach Art. 1 anerkannt werden, inkl. Hagelnetze, auch wenn sie in 
gemeinschaftlicher Form von Versicherungskonsortien nach Gesetz Nr. 364 vom 25. Mai 1970 
sowie anderen Einrichtungen nach Art. 10 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 benutzt 
werden, wenn die entsprechenden Bemühungen wenigstens 75 % der Mitglieder der Organisation 
betreffen. 
2. Für die Anschaffung und Instandhaltung der nach Abs. 1 finanzierten Einrichtungen können zu 
Lasten des Fonds nach Art. 1 bis zu 50 % der zulassungsfähigen Ausgaben anerkannt werden. 
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3. Die Versicherungskonsortien, auch die Mitglieder, können die Interventionen entsprechend 
Absatz 1 und 2 auch durch Vereinbarungen mit Organisationen, Konsortien oder 
Genossenschaften, vorzugsweise mit staatlicher Beteiligung oder speziell auf die Landwirtschaft 
ausgerichteten Organismen vornehmen, wenn sie die Mehrheit der Interessen der Genossen 
berücksichtigen und ausreichende Erfahrung in der spezifischen Materie vorweisen. 
4. Für die Genehmigung der in diesem Artikel vorgesehenen Projekte und für die Zuteilung der 
entsprechenden Zuschüsse ist das Landwirtschaftsministerium zuständig. 
5. Die Ergebnisse der in diesem Artikel erwähnten Interventionen mit dem Charakter von 
Pilotprojekten werden dem Landwirtschaftsministerium zur Überprüfung vorgelegt. 
6. Die Regionen können die Realisierung von Projekten, die ihnen von Schutzkonsortien oder 
anderen in Art. 10 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 beschriebenen Organisationen 
vorgelegt werden, als betriebliche Einrichtung zum Schutz vor Witterungsunbilden finanzieren. 
7. Die Projekte für Hagelnetze oder andere Einrichtungen zum Schutz vor Witterungsunbilden 
können durch die Regionen nur in dem Fall finanziert werden, dass die Initiative wirtschaftlich 
vorteilhaft ist im Vergleich zu den Kosten einer passiven Vorbeugung. Der 
Landwirtschaftsminister gibt in regelmäßigen Abständen mittels einer eigenen Verordnung, nach 
Stellungnahme des ständigen Ausschusses für Staat, Regionen und Provinzen nach Art. 12 des 
Gesetzes Nr. 400 vom 23. August 1988, unter Berücksichtigung der einzelnen Regionen die 
Mindestschwellen für die Versicherungsbeiträge bekannt, unterhalb derer die Einrichtungen für die 
aktive Abwehr als wirtschaftlich nicht vertretbar anzusehen sind. 
Artikel 9 Versicherungsverträge 
1. Die Schutzkonsortien nach Gesetz Nr. 364 vom 25. Mai 1970 und nach Gesetz Nr. 590 vom 15. 
Oktober 1981 mit den entsprechenden Veränderungen und nach dem hier vorliegendem Gesetz 
können sich im Sinne der Erfüllung ihrer gemeinsamen Ziele entschließen, Versicherungen 
einzuführen. Die Versicherungsverträge können durch dieselben Konsortien im Namen und auf die 
Rechnung der Mitgliedsbetriebe mit Versicherungsgesellschaften, die im Bereich Hagel zuständig 
sind, abgeschlossen werden. Diese Verträge können nach Belieben der Konsortiumsmitglieder 
folgendes berücksichtigen: 
a) Den Ersatz von Schäden an festgelegten Kulturen durch Hagel, Rauhreif, Frost u.a. 
Witterungsunbilden; 
b)  den Ersatz von Schäden von betrieblichen Einrichtungen und festgelegten Kulturen durch 
das gleichzeitige Eintreffen von Witterungsunbilden und Wertverlusten der landwirtschaftlichen 
Erzeugung. Die Verträge können auch Schäden berücksichtigen durch Pflanzenkrankheiten, die 
direkt durch Witterungsunbilden verursacht wurden, sowie Schäden an der Qualität sowie solche 
durch Tierseuchen; 
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c) den Ersatz von Schäden an vorherrschenden Kulturen im betrieblichen Ablauf durch das 
Eintreffen von Witterungsunbilden, die das normale Produktionsniveau erheblich beeinträchtigen. 
2. Per Verordnung des Landwirtschaftsministers, unter Berücksichtigung der Regionen und 
autonomen Provinzen sowie der Organisationen nach Art. 21, Abs. 1 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. 
Mai 1970 und Artikel 11 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 wird bis zum 30. November 
jedes Jahres für das folgende Jahr für homogene landwirtschaftliche Erzeugungsgebiete festgelegt, 
welche Ereignisse, Kulturen und Pflanzenkrankheiten Objekt für die Verträge nach a), b) und c) 
des ersten Absatzes sein können. 
3. Die Verträge nach Abs. 1 können durch Versicherungsgesellschaften abgeschlossen werden, die 
einem der Konsortien angehören, die entsprechend Art. 21 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 1970 
eingerichtet wurden. 
4. Die Risiken, welche die Versicherungsgesellschaften, die zu Konsortien nach Abs. 3 gehören, 
glauben, mit dem Abschluss der Verträge nach Abs. 1 einzugehen, müssen an die Konsortien selbst 
abgetreten werden im Sinne des genannten Art. 21, Abs. 4 und 5 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 
1970. 
5. In Bezug auf die einzelnen prozentualen Ergebnisse des Verhältnisses zwischen Schaden und 
Prämien, werden die Rückstellungsanteile nach Art. 2 der Verordnung des Industrie-, Handels- und 
Handwerkministers vom 29. Oktober 1981, veröffentlicht im Gesetzblatt Nr. 341 vom 12. 
Dezember 1981, die die Versicherungsgesellschaften nach Abs. 3 des vorliegenden Artikels 
einrichten müssen, zum Ende eines jeden Wirtschaftsjahres verdoppelt, als Prämienreserve für die 
laufenden Risiken. Der Anteil an den Bruttoprämien des Wirtschaftsjahres abzüglich der Steuern 
und Abgaben zu Lasten der Versicherten, oberhalb dessen die Verpflichtung zur integrierten 
Rückstellung aufhört, wird auf 50 % erhöht. Gleichermaßen werden für jeden Prozentpunkt des 
Verhältnisses zwischen Schäden und Prämien die Anteile des Verbrauchs verdoppelt, auf deren 
Grundlage die Unternehmen die integrierten Rückstellungen nutzen. Der Betrag der 
Prämienreserve ist nicht der Besteuerung unterworfen. Die oben angegebenen Prozentanteile 
können durch Verordnung des Industrie-, Handels- und Handwerksministers in Übereinstimmung 
mit dem Landwirtschaftsminister verändert werden. 
6. Im Falle, dass in zwei aufeinanderfolgenden Jahren die Gesamtsumme der von den 
Versicherungsgesellschaften, die zu den Konsortien nach Abs. 3 gehören, ausgezahlten 
Entschädigungen den Betrag der eingenommenen Prämien übersteigt, außer Steuerbelastung und 
unter Einbeziehung des Verwaltungskostenanteils nach Art. 2 Abs. 5 der Verordnung des Industrie-
, Handels- und Handwerksministers und des Aufkommens aus den integrativen Rückstellungen 
nach demselben Abs. 5, interveniert der Staat mittels des Fonds nach Art. 1 im Rahmen von 5 % 
der im Fonds verfügbaren Mittel, wenn die Rückversicherung notwendig wird, weil die 
allgemeinen Schadensfälle 30 % des im Vorjahr erklärten und festgestellten Defizits überschreiten. 
Der Landwirtschaftsminister sorgt durch eine eigene Verordnung für die Zuweisung an das 
Nationale Institut für Versicherungen INA. Das INA verteilt den entsprechenden Betrag unter den 
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Mitgliedsgesellschaften gemäß eines Verteilungsplans, der auf der Grundlage des Anteils jeder 
einzelnen Versicherungsgesellschaft am Gesamtdefizit erstellt wurde. 
7. Die einzelnen Prämien, unterschieden nach Produkten und Gemeinden und definiert nach 
Prämien und anderen Belastungen, im einzelnen dokumentiert in Bezug auf die effektiven Kosten 
der Betriebsführung, außerdem die Vorgehensweise für die Feststellung der Schäden, die Höhe des 
Freibetrages, der in keinem Fall 10 % überschreiten darf, sowie die allgemeinen Bedingungen für 
die Versicherungspolicen und die Aufgaben der Sachverständigen, werden jährlich bis zum 30. 
November des Vorjahres, auf das die entsprechenden Verträge sich beziehen, zwischen den 
Versicherungsgesellschaften nach Art. 21 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 1970, und der 
nationalen Vereinigung, die die Schutzkonsortien nach Art. 11 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. 
Oktober 1981 vertritt, vereinbart. Die Übereinkunft wird durch eine Verordnung des Industrie-, 
Handels und Handwerksministers in Übereinstimmung mit dem Landwirtschaftsminister bis zum 
31. Januar des Folgejahres bestätigt. 
8. Falls bis zu dem im Absatz 7 erwähnten Datum des 30. November die Übereinkunft noch nicht 
abgeschlossen wurde, ruft der Industrie-, Handels- und Handwerksminister in Abstimmung mit 
dem Landwirtschaftsminister auf Antrag einer der beiden Parteien die Parteien zusammen, um den 
Vertragsabschluss zu ermöglichen. Im Fall, dass das Übereinkommen scheitert, sorgt bis zum 31. 
Januar des Jahres, auf das sich die Tarife und Bedingungen der Versicherungspolicen beziehen, 
eine Verordnung des Industrie-, Handels- und Handwerksministers in Zusammenarbeit mit dem 
Landwirtschaftsminister für die Festsetzung der Tarife und der entsprechenden Bedingungen. 
9. Die Bestimmungen aus Artikel 21, Absatz 6 und 7 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 1970 
bleiben in Kraft. 
10. Es wird ein Fonds für die Ausführung der Sachverständigenarbeit gegründet, der durch einen 
Prozentanteil der Summen, die unter dem Titel Allgemeine Lasten fällig werden, die unter den in 
Absatz 7 genannten Beteiligten festgelegt und vereinbart wurden, per Verordnung des Industrie-, 
Handels- und Handwerksministers in Abstimmung mit dem Landwirtschaftsminister, finanziert 
wird. Der Fonds, der durch die genannten Beteiligten paritätisch verwaltet wird, sorgt für die 
Zahlung der Sachverständigenkosten sowie für die Ausbildung und Fortbildung des 
Sachverständigenapparates. Per Verordnung des Industrie-, Handels- und Handwerkministers in 
Übereinstimmung mit dem Landwirtschaftsminister wird dem Fonds innerhalb von 60 Tagen nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Rechtsform einer juristischen Person verliehen und die Regeln für 
die Verwaltung und Finanzierung desselben Fonds festgelegt. 
Artikel 10  Schutzkonsortien 
1. Die Anerkennung der Eignung zur Durchführung der Aktivitäten der Schutzkonsortien für den 
aktiven und passiven Schutz der landwirtschaftlichen Erzeugung nach Art. 10 des Gesetzes Nr. 590 
vom 15. Oktober 1981 verleiht die Rechtsform der juristischen Person nach Privatrecht. Auf die 
Immobilienerwerbungen, die durch Schutzkonsortien zum Zwecke der Erreichung der Ziele des 
Konsortiums durchgeführt werden, wird der Art. 17 des Codex Civilis nicht angewendet. Die 
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bereits anerkannten Konsortien können den Antrag auf Zuweisung der Rechtsform der juristischen 
Person bei der zuständigen Region stellen, innerhalb von 120 Tagen nach Inkrafttreten des 
vorliegenden Gesetzes. Die Konsortien landwirtschaftlicher Erzeuger nach Art. 15 des Gesetzes Nr. 
364 vom 25. Mai 1970 und nach Art. 10 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 können zum 
Agrarkredit mit begünstigten Zinssätzen zugelassen werden. 
2. Die Funktionen der Schutzkonsortien können nicht auf neue Organismen oder bereits bestehende 
Organisationen mit laut Statuten unterschiedlichen Zielsetzungen übertragen werden, wenn es in 
der betroffenen Provinz bereits eine Organisation gibt, die in der Lage ist, dieselben Funktionen 
auszuführen und die bereits anerkannt oder tätig ist. Falls in einer Provinz noch kein 
Schutzkonsortium anerkannt oder tätig ist, kann die Ausführung der entsprechenden Funktionen 
auf eine neue Organisation übertragen werden, die sich bildet und die entsprechenden 
Anforderungen erfüllt, oder auf ein Konsortium einer benachbarten Provinz, die den 
entsprechenden Antrag an die Region stellt. 
3. Die Anerkennung für Schutzkonsortien und andere bereits anerkannte Organisationen wird 
widerrufen, wenn diese für einen Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Jahren für den Schutz 
der Erzeugung der Genossen mit geringerem Mittelaufwand gesorgt haben, als auf Grundlage der 
geltenden Rechtsnormen festgeschrieben ist. In diesem Fall können sich die Genossen in analogen 
Organisationen zusammenschließen, die in derselben Provinz tätig sind, falls es eine solche 
Organisation gibt, oder im anderen Fall in den benachbarten Provinzen. 
4. Die Regionen sorgen dafür, in regelmäßigen Abständen, wenigstens alle zwei Jahre, die 
Einhaltung des in Art. 17, Abs. 4  a) des Gesetzes vom 25. Mai 1970, Nr. 364, festgelegten 
Optionsrechts zu kontrollieren. 
5. Der Art. 17, Abs. 4 f) des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 1970 wird durch folgendes ersetzt: 
f) Die Ernennung eines Syndikats, in dem ein Vertreter des Landwirtschaftsministeriums 
anwesend sein muss; 
g) die Einrichtung einer Versammlung in den Konsortien mit mehr als 1.000 Mitgliedern, mit 
gewählten Vertretern von Teilversammlungen, geregelt durch Statuten. Die Teilversammlungen für 
die Ernennung der Delegierten werden vom Konsortium einberufen, behandeln auf der 
Tagesordnung die Punkte der allgemeinen Versammlung und werden zu gegebener Zeit einberufen, 
so dass die Delegierten der Teilversammlungen an der Generalversammlung teilnehmen können. 
Die Delegierten können Mitglieder sein. 
7. Der Art. 19 des Gesetzes Nr. 364 vom 25. Mai 1970 und die entsprechenden Änderungen wird 
durch folgendes ersetzt: 
Artikel 19 - Einrichtung und Ausstattung der Gesellschaftskasse 
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1. Damit die Konsortien zu den in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zugelassen werden 
können, müssen sie, außer die Anforderungen nach Art. 15 zu erfüllen, eine Kasse für die 
Ausführung von konsortialen Aufgaben einrichten. 
2. Die Kasse wird jährlich ausgestattet: 
a) durch Beiträge der Konsortiumsmitglieder in einer Höhe, wie sie von der allgemeinen 
Versammlung der Mitglieder im Verhältnis zu den jährlich festgelegten Versicherungstarifen 
festgelegt wurde, unterschieden nach unterschiedlichen Arten von Verträgen, Produkten und 
Kommunen; 
b) durch einen Beitrag des Staates, der sich nach der Hälfte der Gesamtausgaben bemisst, die 
durch die Gesellschaftskasse getätigt wurden, und nach Vorlage der Abschlussrechnung; in 
Gebieten mit hohen klimatischen Risiken festgelegt per Verordnung des Landwirtschaftsministers 
kann der entsprechende Prozentsatz 65 % erreichen, abzüglich anderer Beiträge nach c); 
c) durch Beiträge der Regionen oder autonomen Provinzen, die für das Gebiet zuständig sind; 
d) durch eventuelle andere Beiträge öffentlicher oder privater Einrichtungen. 
3. Die Beiträge nach Absatz 2 c), d) werden zur Verringerung der Beiträge zu Lasten der 
Konsortiumsmitglieder eingesetzt. 
4. Die Ausstattung der Kasse kann zu keinem anderen Ziel als in diesem Gesetz festgelegt 
verwendet werden und muss Objekt getrennter Verwaltung sein. 
5. Die Eintreibung der Beiträge der Konsortiumsmitglieder und die Ausgaben für den aktiven und 
passiven Schutz durch die Konsortien zu Lasten der Mitglieder erfolgen durch Anwendung der 
Vorschriften, die den Einnahmen von Direktsteuern entsprechen; die Erhebung der Beiträge 
profitiert von einem allgemeinen Privileg. Die Regeln des Konsortiums müssen jährlich der 
ausführenden Finanzbehörde, die für das Gebiet zuständig ist, vorgelegt werden. 
6. Per Verordnung des Landwirtschaftsministers wird der nationalen Vereinigung der 
Schutzkonsortien nach Artikel 11 des Gesetzes Nr. 590 vom 15. Oktober 1981 die Rechtsform der 
juristischen Person nach Privatrecht zugeteilt. Diese Organisation unterliegt der Überwachung 
durch den Landwirtschaftsminister. Auf die Immobilienerwerbungen, die diese Organisation für die 
Erfüllung ihrer konsortialen Aufgaben durchführt, wird der Artikel des Codex Civilis nicht 
angewendet. 
Artikel 11 Aufhebung von Vorschriften 
1. Alle Vorschriften, die mit diesem Gesetz nicht in Übereinstimmung sind, werden aufgehoben. 
Artikel 12 Verwaltung des Nationalen Solidaritätsfonds 
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1. Im Rahmen der allgemeinen Aufgaben des Landwirtschaftsministeriums wird bei der 
Generaldirektion für die landwirtschaftliche Produktion eine Abteilung eingerichtet, die sich mit 
der Verwaltung des Nationalen Solidaritätsfonds befasst. 
14. Februar 1992 
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Ergänzungen zu Gesetz 185/1992 
Legge Finanziaria 2001 
Capo XIX 
INTERVENTI IN MATERIA DI AGRICOLTURA 
Art. 121 (Interventi per la ristrutturazione delle imprese agricole in difficoltà) 
1. A favore delle imprese agricole, singole ed associate e cooperative, iscritte nel registro delle 
imprese di cui allarticolo 8 della legge 29 dicembre 1993, n. 580, danneggiate da calamità o da 
eventi eccezionali conseguenti a gravi crisi di mercato ovvero in difficoltà, è istituito un 
programma di interventi per il salvataggio e la ristrutturazione in grado di favorire il ripristino della 
redditività, in conformità con gli orientamenti comunitari sugli aiuti di Stato per il salvataggio e la 
ristrutturazione di imprese in difficoltà di cui alla comunicazione della Commissione delle 
Comunità europee 97/C283/02, pubblicata nella Gazzetta Ufficiale delle Comunità europee C283 
del 19 settembre 1997, e successive modificazioni. 
2. Alle imprese di cui al comma 1 è concesso il concorso nel pagamento degli interessi, nella 
misura massima del 3 per cento ed entro il limite di impegno di lire 40 miliardi, sui mutui di 
ammortamento a quindici anni, di cui tre di preammortamento, contratti per il salvataggio e la 
ristrutturazione delle imprese medesime, anche in relazione ad esposizioni debitorie verso enti 
pubblici operanti nei settori dellassistenza e della previdenza. 
3. I mutui di cui al comma 2 sono considerati operazioni di credito agrario ai sensi dellarticolo 43 
del decreto legislativo 1º settembre 1993, n. 385, e possono essere assistiti dalla garanzia 
fideiussoria della sezione speciale del Fondo interbancario di garanzia di cui allarticolo 45 dello 
stesso decreto legislativo, ad integrazione delle garanzie ritenute idonee dalle banche mutuanti. 
Detta garanzia fideiussoria potrà impegnare una quota non superiore all80 per cento delle 
dotazioni finanziarie della sezione speciale. 
4. I mutui sono concessi a condizione che il richiedente presenti alla banca un piano finalizzato al 
ripristino della redditività dellimpresa, e che comprenda i seguenti elementi: riorganizzazione, 
razionalizzazione e riqualificazione delle attività aziendali, con abbandono di quelle non redditizie; 
riduzione delle produzioni soggette al ritiro; riconversione verso produzioni di qualità che tutelino 
e migliorino lambiente naturale.  
5. Limporto dei mutui può essere ragguagliato allintera spesa ritenuta ammissibile dalla banca a 
seguito della compiuta istruttoria. Gli interessi di preammortamento vengono capitalizzati e 
corrisposti unitamente alle singole rate di ammortamento. 
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6. Gli interventi per la ristrutturazione delle imprese agricole, nei limiti dello stanziamento di cui al 
comma 2, possono assumere, inoltre, le seguenti forme finalizzate, in ogni caso, ad assicurare ai 
beneficiari prospettive di redditività a lungo termine: 
a) conferimenti di capitale, cancellazione di esposizioni debitorie, erogazione di crediti, ovvero 
concessioni di garanzie su operazioni creditizie, secondo criteri e modalità stabiliti con decreto del 
Ministro delle politiche agricole e forestali; 
b) riduzione della base imponibile ai fini dellimposta sul reddito delle persone fisiche e 
dellimposta sul reddito delle persone giuridiche nella misura del 30 per cento; 
c) esonero parziale dal pagamento dei contributi previdenziali e assistenziali nella misura del 30 per 
cento. 
7. Nel caso di imprese individuali, nel valutare lo stato della difficoltà finanziaria, si tiene conto di 
tutti i beni appartenenti ai soggetti che esercitano lattività di impresa, anche quando tali beni non 
riguardino lesercizio di attività agricola. 
8. Nei confronti delle imprese di cui al comma 1, sono sospesi, sino alla stipula dei mutui ovvero 
della concessione delle misure di ristrutturazione, i termini di pagamento delle rate delle operazioni 
creditizie in scadenza entro il 30 giugno 2001. 
Capo XIX 
INTERVENTI IN MATERIA DI AGRICOLTURA 
Art. 127  Nuove norme procedurali in materia di assicurazioni agricole agevolate 
1. Allarticolo 3, comma 1, della legge 14 febbraio 1992, n. 185, e successive modificazioni, il 
terzo periodo è sostituito dai seguenti: Nel calcolo della percentuale dei danni sono comprese le 
perdite derivanti da precedenti eventi calamitosi, subiti dalla stessa azienda, nel corso dellannata 
agraria, che non siano stati oggetto di precedenti benefìci. La produzione lorda vendibile per il 
calcolo dellincidenza di danno non è comprensiva dei contributi o delle altre integrazioni concessi 
dallUnione europea. 
2. I contratti di assicurazione di cui allarticolo 1 del decreto del Presidente della Repubblica 17 
maggio 1996, n. 324, che possono essere stipulati anche da cooperative e loro consorzi, autorizzate 
dalle regioni in cui hanno la sede legale, possono riguardare anche la copertura della produzione 
complessiva aziendale danneggiata dallinsieme delle avversità atmosferiche. I consorzi, le 
cooperative e loro consorzi nei limiti delle previsioni statutarie, possono istituire fondi rischi di 
mutualità ed assumere iniziative per azioni di mutualità e solidarietà da attivare in caso di danni 
alle produzioni degli associati. Il contributo dello Stato è contenuto nei limiti dei parametri 
contributivi stabiliti per i contratti assicurativi agevolati. 
3. I valori delle produzioni assicurabili con polizze agevolate sono stabiliti con decreto del Ministro 
delle politiche agricole e forestali, da adottare entro il 31 dicembre di ogni anno, per lanno 
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successivo sulla base delle rilevazioni dei prezzi unitari di mercato alla produzione, effettuate 
dallIstituto per studi, ricerche e informazioni sul mercato agricolo (ISMEA). Al fine di sostenere la 
competitività delle imprese e favorire la riduzione delle conseguenze dei rischi atmosferici, è 
istituito presso lISMEA un fondo per la riassicurazione dei rischi. Con decreto del Ministro delle 
politiche agricole e forestali, sentita la Conferenza permanente per i rapporti tra lo Stato, le regioni 
e le province autonome di Trento e di Bolzano, sono fissate le modalità operative del fondo. 
4. Le modalità di erogazione del contributo dello Stato per il pagamento del premio delle polizze 
stipulate singolarmente dal produttore, sono stabilite con decreto del Ministero delle politiche 
agricole e forestali, sentita la Conferenza permanente per i rapporti tra lo Stato, le regioni e le 
province autonome di Trento e di Bolzano, da adottare entro sessanta giorni dalla data di entrata in 
vigore della presente legge.  
5. Per le polizze multirischio e globali delle produzioni aziendali, ammesse allassicurazione 
agevolata, il contributo dello Stato per il pagamento del premio è determinato nella misura 
massima dell80 per cento conformemente alle disposizioni della comunicazione della 
Commissione europea 2000/C28/02 in materia di aiuti di Stato pubblicato nella Gazzetta Ufficiale 
delle Comunità europee serie C n. 28 del 1º febbraio 2000. 
6. La riscossione dei contributi consortili può essere eseguita mediante ruolo in base alle 
disposizioni vigenti in materia di esazione dei contributi non erariali. 
7. Con le maggioranze previste dagli statuti per le assemblee ordinarie i consorzi devono adottare 
delibere per: 
a) la soppressione della cassa sociale; 
b) la contabilità separata dei contributi, associativi e pubblici, relativi alla difesa attiva e passiva 
dalle calamità e alle iniziative mutualistiche. 
8. Allarticolo 17, quarto comma, della legge 25 maggio 1970, n. 364, e successive modificazioni, 
la lettera f) è sostituita dalla seguente: f) la nomina del collegio sindacale, le cui modalità sono 
stabilite con decreto del Ministro delle politiche agricole e forestali, previa intesa in sede di 
Conferenza permanente per i rapporti fra lo Stato, le regioni e le province autonome di Trento e di 
Bolzano, nel quale deve essere presente anche un rappresentante della regione o provincia 
autonoma in cui ha sede il consorzio;. 
9. Le spese derivanti dallattuazione del presente articolo, sono comprese nellambito degli 
stanziamenti annuali di cui alla legge 14 febbraio 1992, n. 185. 
Quelle: 
http://www.governo.it/sez_dossier/finanziaria2001/senato/testo_definitivo/testo_art127.html,  vom 
27.4.2001. 
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Gesetz 185/92, verändert in Folge von Legge Finanziaria 2001 
È istituito presso l’ISMEA un fondo per la riassicurazione dei rischi 
Art. 129-bis Nuove norme procedurali in materia di assicurazioni agricole agevolate 
1. Allarticolo 3, comma 1, della legge 14 febbraio 1992, n. 185, il terzo periodo è sostituito dal 
seguente: Nel calcolo della percentuale dei danni sono comprese le perdite derivanti da precedenti 
eventi calamitosi, subiti dalla stessa azienda, nel corso dellannata agraria, che non siano stati 
oggetto di precedenti benefici. La produzione lorda vendibile per il calcolo dellincidenza di danno 
non è comprensiva dei contributi o delle altre integrazioni concesse dallUnione europea. 
2. I contratti di assicurazione di cui allarticolo 1 del decreto del Presidente della Repubblica n. 324 
del 1996 che possono essere stipulati anche da cooperative e loro consorzi, autorizzate dalle regioni 
in cui hanno la sede legale, possono riguardare anche la copertura della produzione complessiva 
aziendale danneggiata dallinsieme delle avversità atmosferiche. I consorzi, le cooperative e loro 
consorzi, nei limiti delle previsioni statutarie, possono istituire fondi rischi di mutualità ed 
assumere iniziative per azioni di mutualità e solidarietà da attivare in caso di danni alle produzioni 
degli associati. Il contributo dello Stato è contenuto nei limiti dei parametri contributivi stabiliti per 
i contratti assicurativi agevolati. 
3. I valori delle produzioni assicurabili con polizze agevolate sono stabiliti con decreto del Ministro 
per le politiche agricole e forestali, da adottare entro il 31 dicembre di ogni anno, per lanno 
successivo sulla base delle rilevazioni dei prezzi unitari di mercato alla produzione, effettuate 
dallIstituto per studi, ricerche e informazioni sul mercato agricolo (ISMEA). Al fine di sostenere la 
competitività delle imprese e favorire la riduzione delle conseguenze dei rischi atmosferici, è 
istituito presso lISMEA un fondo per la riassicurazione dei rischi. Con decreto del Ministro per le 
politiche agricole e forestali, sentita la Conferenza permanente per i rapporti tra lo Stato, le regioni 
e le province autonome di Trento e Bolzano, sono fissate le modalità operative del fondo. 
4. Le modalità di erogazione del contributo dello Stato per il pagamento del premio delle polizze 
stipulate singolarmente dal produttore, sono stabilite con decreto del Ministero delle politiche 
agricole e forestali, sentita la Conferenza permanente per i rapporti tra lo Stato, le regioni e le 
province autonome di Trento e Bolzano, da adottarsi entro 60 giorni dalla data di entrata in vigore 
della presente legge. 
5. Per le polizze multirischio e globali delle produzioni aziendali, ammesse allassicurazione 
agevolata, il contributo dello Stato per il pagamento del premio è determinato nella misura 
massima dell80 per cento conformemente alle disposizioni della comunicazione della 
Commissione europea n. 2000/C/28/02 in materia di aiuti di Stato. 
6. La riscossione dei contributi consortili può essere eseguita mediante ruolo in base alle 
disposizioni vigenti in materia di esazione dei contributi non erariali. 
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7. Con le maggioranze previste dagli statuti per le assemblee ordinarie i consorzi devono adottare 
delibere per: 
a) la soppressione della cassa sociale; 
b) la contabilità separata dei contributi, associativi e pubblici, relativi alla difesa attiva e passiva 
dalle calamità e alle iniziative mutualistiche. 
8. Allarticolo 17, quarto comma, della legge 25 maggio 1970, n. 364, e successive modificazioni, 
la lettera f) è sostituita dalla seguente: 
f) la nomina del collegio sindacale in cui deve essere presente un rappresentante della regione o 
provincia autonoma in cui ha sede il consorzio, le cui modalità sono stabilite con decreto del 
Ministro delle politiche agricole dintesa con la Conferenza Stato-regioni. 
9. Le spese derivanti dallattuazione del presente articolo, sono comprese nellambito degli 
stanziamenti annuali di cui legge 14 febbraio 1992, n. 185 (Fondo di Solidarietà Nazionale).  
Quelle: Pressemitteilung, Agra Press, 19. 12. 2000 
 in: http://www.ismea.it/MainFrame.asp?Page='/ismeaprincipale/pubblica/ 
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Anhang 3: Der italienische Hagelversicherungsmarkt 
 
Tabelle: Hagelversicherungen in Italien, Marktsituation 1997 
 
 
Prämienaufkommen 
 
 
 
in Mio Lire 
 
in Mio DM 
Marktanteil am 
gesamten Hagel-
versicherungs-
markt 
 
in % 
Anteil der 
Hagelversicherung 
am Prämien-
aufkommen des 
Unternehmens 1996 
in % 
FATA 
Assitalia 
CA Milano 
Riunione Adriatica di Sicurtà 
Generali 
Winterthur Assicurazioni 
Fondiaria 
Reale Mutua 
CA Unipol 
Cattolica 
Toro 
Allianz Subalpina 
Zurigo 
SIAC 
SAI 
Itas Trentino Alto Adige 
Assimoco 
Agricoltura Assicurazioni 
Vecchia Mutua Grandine 
AXA Assicurazioni 
51.706 
43.407 
36.625 
29.698 
24.178 
21.755 
18.620 
16.748 
10.760 
8.473 
8.337 
8.065 
6.989 
6.586 
6.276 
5.933 
5.346 
5.190 
4.933 
4.261 
52,7 
44,3 
37,4 
30,3 
24,7 
22,2 
19,0 
17,1 
11,0 
8,6 
8,5 
8,2 
7,1 
6,7 
6,4 
6,1 
5,5 
5,3 
5,0 
4,3 
14,24 
11,96 
10,09 
8,18 
6,66 
5,99 
5,13 
4,61 
2,97 
2,33 
2,30 
2,22 
1,93 
1,81 
1,73 
1,63 
1,47 
1,43 
1,36 
1,17 
16,3
2,0
2,8
k.A.
1,1
k.A.
1,4
1,7
1,0
2,2
1,0
1,4
k.A.
86,5
k.A.
3,5
k.A.
100,0
100,0
2,4
 
Insgesamt 64 Firmen 
363.100 370,4 100,0 - 
 
Quelle: unter Verwendung von AGRICONSULTING, 2000, S. 42. 
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Anhang 4: Interbankenfonds 
 
Tabelle: Vergabekriterien des Interbankenfonds  
Der Interbankenfonds ist ein Fonds zur Absicherung von Agrarkrediten. 
 
 
 
Garantieeigen-
schaften 
 
subsidiäre Garantie 
Bank ist in Primärgarantien mit 100 %-Sicherheiten für die aufgegebenen 
Kredite verpflichtet 
 
Begünstigte 
 
- Landwirte (Einzelunternehmer) 
- Landwirtschaftliche Genossenschaften 
- Konsortien 
- anerkannte Erzeugergemeinschaften 
 
Beteiligung der 
Begünstigten 
 
- 0,25 % Abzug für Kredite mit bis zu 5 Jahren Laufzeit 
- 0,30 % Abzug für Kredite mit einer Laufzeit von mehr als 5 Jahren 
 
Garantiefähige 
Kredite 
 
a) Kredite mit Laufzeit bis zu 18 Monaten, min. 10.100 DM 
(10,0 Mio Lire) bis max. 1,5 Mio DM (1,5 Mrd Lire) Kreditvolu-
men, falls sie der unmittelbaren Betriebsführung dienen und 
zinsbegünstigt sind 
b) Kredite mit Laufzeit über 18 Monate, min. 10.100 DM 
(10,0 Mio Lire bis max. 3,0 Mio DM (3,0 Mrd Lire) Kreditvolumen, 
für  
aa) Betriebsinvestitionen 
bb) Bodenerwerb 
cc) Bilanzkonsolidierung und 
dd) Erwerb von Produktionsmitteln inklusive Vieh 
 
Maximale Höhe 
der Garantie-
summe (in % 
der Kreditsum-
men) 
 
a) 50 % bis 202.000 DM (200,0 Mio Lire) 
30 % für Volumen von 202.000 DM (200,0 Mio Lire) bis 
1,5 Mio DM (1,5 Mrd Lire) 
b)          aa) 70 % 
bb) 70 % 
cc) 50 % 
dd) 50 % 
 
Quelle: TV, 1997, S. 69. 
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Anhang 5: Fragebogen 
Italienische Fassung 
V kennzeichnet die Nummer der Variable in der Auswertung. 
Questionario 
 
Provincia: 
V 109, 110 Località:  
 
I. Domande sulla persona  
 
 
V 1 1. In qual anno é nato? ____________________________ 
 
V 2 2. Di quante persone é composta la Sua famiglia? ___________________ 
 
V 3 3. Che titulo di studio ha conseguito? 
 nessuno     □ 
 licenza di scuola elementare   □ 
 licenza di scuola media inferiore  □ 
 diploma     □ 
 laurea      □ 
 
 4. É socio            no       si, e cioé 
V 4      d una associazione degli agricoltori? 
 (per esempio: Coldiretti, CIA...)               □ ____________________ 
 
V 5      d una cooperativa agraria   □ ____________________ 
                                             
V 6      d un consorzio ?     □ ____________________ 
                                              
V 7      d una associazione di produttori?  □ ____________________ 
                                              
 
V 8-13  5. La dichiarazione seguente, lapprova oppure non lapprova? 
 
            approvo   non approvo  altro 
Penso che la situazione dellagricoltura italiana migliorà.   □ □ □ 
Il futuro per lagricoltura italiana appare piuttosto male.   □ □ □ 
Credo che la mia azienda mantenga bene la propria posizione  
nei prossimi anni.       □ □ □ 
Desidero che i politici facciano finalmente qualcosa  
per gli agricoltori.        □ □ □ 
I prossimi dieci anni saranno i piú difficili per la mia azienda.   □ □ □ 
Sto riorganizzando la mia azienda per renderla capace  
d essere allaltezza della situazione del mercato agricolo  □ □ □ 
 
V 14  6. Da quando dirige lazienda?   Da  ______________________ 
V 15 7. Fino a quando pensa di dirigere lazienda?        _______________________ 
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V 16 8. Se Lei smettesse di lavorare nella Sua azienda, chi manderebbe lattività? 
nessuno □            un membro della famiglia  □ 
 altro____________________  
 
V 17 9. Oltre al settore agricolo, quali possibilità di lavoro offre il mercato nel suo paese? 
 le possibilità sono piuttosto difficili   □ 
 le possibilitá sono piuttosto buone   □ 
 
 
 
 
II. Domande sullazienda 
 
V 18 10. Quanté grande la Sua azienda?  ____________    (ettari) 
 
V 19 Quanto ha preso in affitto? ______________ 
 
V 20 11. Quanto e  superficie irrigabile?   ______________ 
 
V 21 superficie di serra?     ______________ 
 
 
V 22 12.  Qual é la forma giuridica dellazienda?  
  coltivatore diretto con terreni propri    □ 
  azienda in affitto con manodopera familiare   □ 
  cooperativa agraria     □  
 azienda con manodopera salariata   □ 
  altra forma      □ 
     _____________________________________ 
 
V 23 13. Quante persone lavorano nellazienda ? 
 
  io (o un altra manodopera) part-time  □  
  una persona (tempo pieno)   □ 
  due persone (tempo pieno)   □ 
  più di due persone (tempo pieno)  □ quante?  _______ 
  manodopera stagionale    □ 
 
V 24 14. Impiega salariati? 
  si      □ quante?  ________ 
  no      □ 
  solo stagionale     □ 
 
V 25 14. a) Le uscite e le entrate dellazienda vengono sistematicamente e regolarmente 
registrate? 
  si      □ 
  no      □ 
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V 26 b) Viene redatto inoltre un inventario, un bilancio ed un conto profitti e perdite 
dellazienda? 
  inventario       □ 
  bilancio       □ 
  conto profitti e perdite      □ 
  no        □ 
 
V 27 15. a) Su quale prodotto é basata la Sua produzione?  
     seminativi    □ 
     zootecnia    □ 
     frutticoltura    □  
     orticoltura    □ 
     viticoltura    □ 
     colture speciale (tabacco, olive...) □ 
 
V 28 b) Quali allevamenti ci sono? 
 
V 29 16. Cé una lavorazione o trasformazione di prodotti agraria nellazienda? (per esempio 
lavorazione formaggi) 
     no     □   
     si      □   
     Quale?_____________________  
 
17. Nel anno scorso (1996/97) ho realizzato  
V 30 a)     un fatturato di ______________________ 
 
V 31 b) 
     una perdita    □ 
     un utile di più o meno zero  □ 
     un profitto fino a 10 Millioni di Lire □ 
     fino a 50 Millioni di Lire  □ 
     fino a 100 Millioni di Lire  □ 
     più che 100 Millioni di Lire  □ 
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III.  Domande sugli aiuti delle calamità 
      
 
V 32-40, 107, 108 18. Quale calamità ed avversità atmosferiche ha vissuto nella Sua azienda? 
  mai non   ogni anno  più volte al anno 
periodicamente   
grandine  □         □      □       □ 
siccittá   □         □      □       □ 
gelata   □         □      □       □ 
nevicata imprevista □         □      □       □ 
maltempo/temporale) □         □      □       □ 
alluvione  □         □      □       □ 
uragani/frangivento □         □      □       □ 
terremoto    □         □      □       □ 
altre _________________________________________________ 
 
 
V 41-58 19. Quale colture nella Sua azienda sono state particolarmente danneggiate? 
   non cé  non  poco molto danneggiato 
cereali   □  □ □ □ 
bieticoltura  □  □ □ □ 
girasole  □  □ □ □ 
colza, soia  □  □ □ □ 
granturco  □  □ □ □ 
alberi da frutto  □  □ □ □ 
agrumi   □  □ □ □ 
altri frutti (fragole...) □  □ □ □ 
uva da tavola  □  □ □ □ 
ortaggi    □  □ □ □ 
pomodori  □  □ □ □ 
ortaggi di serra  □  □ □ □ 
vino   □  □ □ □ 
oliveti   □  □ □ □ 
prato, foraggere □  □ □ □ 
piante ornamentali □  □ □ □ 
vivaistichi  □  □ □ □ 
altre colture 
__________________   □ □ □ 
 
 
V 59 20. Quante volte ha ricevuto (negli ultimi dieci anni) sostegni finanziari come aiuto delle 
calamità naturali? 
  una volta    □   
  due volte    □  
  più di due volte    □ 
  mai     □  
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V 60-66 20.a) Se ha ricevuto aiuti finanziari, in che forma? 
  contributo capitale   □ 
  contributo interessi   □ 
  mutuo agevolato   □ 
  agevolazioni fiscali   □ 
  dilazione di imposte   □ 
  dilazione di contributi previdenziali □ 
  altre forme _______________________ 
 
 
   
V 67-68 20. b) Se ha ricevuto aiuti finanziari, in quale occasione? quanto? 
 _______________________________________________________________ 
 
 _______________________________________________________________  
 
V 69  20.c) Se ha ricevuto aiuti finanziari, quanto tempo é passato fra   
 richiesta e pagamento?  
  circa un mezzanno   □ 
  circa un anno    □ 
circa due anni    □ 
più di due anni    □ 
 
V 70  20.d) Se ha ricevuto degli aiuti finanziari, il danno ricevuto per la   
 calamità é stato risarcito? 
  si     □________________________ % 
  no     □ 
 
 
 
V 71 21. É contento della garanzia offerta dallo stato recante gli aiuti delle calamità? 
 
  sono contento    □ 
  non sono contento   □ 
  non ho tratto mai un vantaggio  □ 
 
 
V 72 22. Ha stipulato unassicurazione agraria? 
  no     □ 
  si      □ 
     contro cosa?  __________________________ 
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V 73  22.a) Quando ha stipulato lassicurazione, é stato influenzato da   
  qualcuno degli aspetti seguenti? 
   
Sono subentrato nell assicurazione insieme con lazienda.     □ 
Avevo subito in quel momento un danno gravissimo.      □ 
La cooperativa/ il consorzio mi ha dato lavviso di stipulare unassicurazione.  □ 
Mi sono reso conto che il danno di colture ammissibili allassicurazione agevolata  
non sará risarcito dal fondo di solidarietà nazionale.     □ 
altre ragioni _____________________________________________ 
 
 
V 74 22 b) Cé una coltura che non coltivarebbe se non ci fosse lassicurazione 
agevolata? 
 
_________________________________________________________________ 
 
V 75 22 c) Se lo stato non desse il sussidio allassicurazione contro le calamità naturali, 
stipularebbe unassicurazione? 
    si, nonostante     □ 
    no  □  perché__________________ 
 
V 76 23. É socio di un consorzio di difesa? no     □ 
    si           □ 
   
V 77  23.a)Se si, lappartenenza al consorzio influisce la Sua     
 pianificazione interna dellazienda?  
  no      □ 
    si      □ 
 
V 78 24. Ha limpressione di essere assicurato bene? 
    no      □ 
    si      □ 
 
IV. Domande sulla pianificazione aziendale 
 
V 79 25. Quali mezzi di precauzione ha scelto negli ultimi dieci anni nella Sua azienda? (per 
esempio reti antigrandine, impianto dirrigazione...) 
 
_____________________________________________________________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
 
 
V 80 26. Quali cambiamenti ha eseguito negli ultimi dieci anni nella Sua azienda? (per esempio 
costruzione di una nuova stalla) 
 
_____________________________________________________________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
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V 81 27. Ha contratto un mutuo agrario negli ultimi dieci anni? 
   si □ con interessi agevolati  □   
   no □  
 
V 82-89 28. Con quali mezzi pianifica i cambiamenti strutturali oppure la produzione 
  agraria per lanno prossimo? 
   risultati contabili     □  
   il mio proprio calcolo di spese    □ 
   consulenza privata     □ 
   consulenza statale     □ 
   indicazioni della cooperativa/ del consorzio  □ 
   programmazione basata sullelaborazione  
   elettronica dei dati      □ 
   la mia intuizione     □  
   come per tradizione     □ 
 
V 90 29. Per quanto tempo é valido il Suo programma?     
un anno      □  
 due anni      □ 
   più di due anni      □  
   
V 91 30. Fa affidamento alle previsioni del tempo?  si  □  
        no  □ 
 
V 92 31. Secondo quali criteri pianifica la produzione agraria? 
 No ho una scelta - ho delle colture permanenti    □ 
 In base al risultato dellanno precedente     □ 
 In base ai risultati degli ultimi anni     □ 
 In base alla mia pronosticazione dei prezzi.    □  
 In base ai premi dellUE.      □ 
 La rotazione debe essere equilibrata.     □ 
 Collaudo sempre delle novità.      □  
 In base al consiglio della mia cooperativa    □ 
 altri _____________________________________________________ 
 
 
V 93-95 32. Si considera un tipo  
a) prudente e avveduto       □ 
o che corre un rischio volontieri     □ 
 
b) che prende una decisione rapidamente     □ 
o che preferisce aspettare come si sviluppa la situazione   □ 
 
c) piuttosto razionale       □ 
o piuttosto emotivo       □ 
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V 96-105 33. Che cosa é importante per Lei? 
 
essere assicurato bene, al costo di alti contributi allassicurazione per ettaro  □  
ridurre i costi per ettaro al meno possibile      □ 
trattare diversi prodotti e ripartire cosí il rischio      □ 
avere sempre dei soldi a disposizione       □ 
un surplus al fine dell anno        □ 
non comprare una macchina su credito       □ 
pianificazione a lungo termine        □ 
flessibilità a breve termine        □ 
il mio posto di lavoro         □ 
Lazienda deve realizzare un utile.        □ 
 
V 106 34. Lesistenza di aiuti statali delle calamità naturali influisce la Sua  
pianificazione? 
    no       □ 
    si       □ 
      In qual modo? _____________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
 
 
 
Grazie per la Sua assistenza! 
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Deutsche Fassung  
 
V kennzeichnet die Nummer der Variable in der Auswertung. 
Fragebogen 
 
Provinz: 
V 109, 110 Ort:  
 
I. Fragen zur Person 
 
 
V 1 1. Wann sind Sie geboren? ____________________________ 
 
V 2 2. Wie viele Mitglieder hat Ihre Familie? ___________________ 
 
V 3 3. Welchen Schul- oder Ausbildungsabschluss haben Sie? 
 keinen      □ 
 Hauptschulabschluss    □ 
 Höherer Schulabschluss   □ 
 Universitätsabschluss    □ 
 Promotion     □ 
 
 4. Sind Sie Mitglied         nein       ja, und zwar 
V 4      eines Bauernverbandes? 
 (zum Beispiel: Coldiretti, CIA...)               □ ____________________ 
 
V 5      einer Genossenschaft?    □ ____________________ 
                                             
V 6      eines Konsortiums?     □ ____________________ 
                                              
V 7      einer Erzeugervereinigung?   □ ____________________ 
                                              
 
V 8-13  5. Stimmen Sie der folgenden Behauptung zu oder nicht? 
 
              stimme zu   nicht zu  weder noch 
Ich denke, die Situation der italienischen Landwirtschaft  
wird sich verbessern.        □ □ □ 
Mit der italienischen Landwirtschaft geht es abwärts.   □ □ □ 
Mein Betrieb wird auch in den nächsten Jahren gut dastehen.  □ □ □ 
Die Politiker sollten endlich was für die Landwirte tun.   □ □ □ 
Die nächsten zehn Jahre werden für meinen Betrieb sehr schwer werden.□ □ □ 
Ich strukturiere meinen Betrieb um, damit er sich auch in 
Zukunft auf dem Markt behaupten kann,    □ □ □ 
V 14  6. Seit wann leiten Sie den Betrieb?  Seit  ______________________ 
V 15 7. Bis wann werden Sie den Betrieb voraussichtlich führen?__________________ 
 
V 16 8. Wer wird Ihren Betrieb weiterführen, wenn Sie einmal aufhören? 
ANHANG 
 
 
253
keiner □            ein Mitglied der Familie □   
andere ____________________  
 
V 17 9. Welche Arbeitsmöglichkeiten gibt es in Ihrer Heimat auf dem außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitsmarkt? 
 die Möglichkeiten sind eher schlecht   □ 
 die Möglichkeiten sind eher gut    □ 
 
 
 
 
II. Fragen zum Betrieb 
 
V 18 10. Wie groß ist Ihr Betrieb?  ____________    (in Hektar) 
 
V 19 Wieviel Fläche ist zugepachtet? ______________ 
 
V 20 11. Wieviel Fläche kann bewässert werden?   ______________ 
 
V 21 Wieviel ist Gewächshausfläche?     ______________ 
 
 
V 22 12.  Welche (Rechts-)Form hat Ihr Betrieb?  
  Familienbetrieb mit eigenen Flächen   □ 
  Pachtbetrieb mit Familienarbeitskräften   □ 
  Genossenschaft      □   
 Lohnbetrieb      □ 
  andere       □ 
     _____________________________________ 
 
V 23 13. Wie viele Arbeitskräfte arbeiten im Betrieb? 
 
  ich (oder eine andere Person) mache das im Nebenerwerb □  
  eine volle Arbeitskraft      □ 
  zwei volle Arbeitskräfte     □ 
  mehr als zwei volle Arbeitskräfte  □ wie viele?____ 
  außerdem Saisonarbeitskräfte   □ 
 
V 24 14. Beschäftigen Sie Lohnarbeitskräfte? 
  ja      □ wie viele?  ________ 
  nein      □ 
  nur Saisonarbeitskräfte    □ 
 
V 25 14. a) Werden die Einnahmen und Ausgaben des Betriebs systematisch und regelmäßig 
aufgezeichnet? 
  ja      □ 
  nein      □ 
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V 26 b) Gibt es darüber hinaus ein Inventar, eine Bilanz oder eine Gewinn- und 
Verlustrechnung? 
  Inventar       □ 
  Bilanz        □ 
  GuV        □ 
  nein        □ 
 
V 27 15. a) Wo liegt der Schwerpunkt der Erzeugung?  
     Marktfrüchte    □ 
     Tierhaltung    □ 
     Obstbau    □  
     Gemüsebau    □ 
     Weinbau    □ 
     Sonderkulturen (Tabak, Oliven...) □ 
 
V 28 b) Welche Tiere werden gehalten? 
 
V 29 16. Werden landwirtschaftliche Erzeugnisse im Betrieb verarbeitet oder veredelt? 
     nein     □   
     ja      □   
     Welche?_____________________  
 
17. Im letzten Jahr (1996/97) wurde erzielt 
V 30 a)    ein Umsatz von______________________ 
 
V 31 b)    ein Verlust    □ 
     ein Gewinn von +/- Null  □ 
     ein Gewinn bis 10 Mio. Lire  □ 
     bis 50 Mio. Lire   □ 
     bis 100 Mio. Lire   □ 
     von mehr als 100 Mio. Lire  □ 
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III.  Fragen zu Kalamitätenhilfen 
      
 
V 32-40, 107, 108 18. Welche Kalamitäten haben Sie auf Ihrem Betrieb erlebt? 
  nie unregelmäßig jährlich   mehrmals jährlich 
Hagel   □         □      □       □ 
Trockenheit  □         □      □       □ 
Frost   □         □      □       □ 
Schneeeinbruch □         □      □       □ 
schweres Unwetter □         □      □       □ 
Überschwemmung □         □      □       □ 
Sturm mit Windbruch □         □      □       □ 
Erdbeben  □         □      □       □ 
andere  _________________________________________________ 
 
 
V 41-58 19. Welche Kulturen auf Ihrem Betrieb wurden dabei besonders geschädigt? 
   gibt es nicht nicht geschädigt wenig geschädigt  stark geschädigt 
Getreide   □  □   □  □ 
Zuckerrüben   □  □   □  □ 
Sonnenblumen   □  □   □  □ 
Raps, Soja   □  □   □  □ 
Mais    □  □   □  □ 
Obstbäume   □  □   □  □ 
Zitrusfrüchte   □  □   □  □ 
and. Früchte (Erdbeeren..) □  □   □  □ 
Tafeltrauben   □  □   □  □ 
Gemüse   □  □   □  □ 
Tomaten   □  □   □  □ 
Treibhauskulturen  □  □   □  □ 
Wein    □  □   □  □ 
Oliven    □  □   □  □ 
Grünfutter   □  □   □  □ 
Zierpflanzen   □  □   □  □ 
Baumschulgewächse  □  □   □  □ 
andere Kulturen 
__________________    □   □  □ 
 
 
V 59 20. Wie oft haben Sie in den vergangenen zehn Jahren staatliche Kalamitätenhilfen 
erhalten? 
  einmal     □   
  zweimal    □  
  mehr als zweimal   □ 
  nie     □  
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V 60-66 20.a) Wenn ja, in welcher Form? 
  verlorener Zuschuss    □ 
  Zinszuschuss     □ 
  Sonderkredit     □ 
  Steuererleichterungen    □ 
  Steuerstundung     □ 
  Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen □ 
  anders _______________________ 
 
 
   
V 67-68 20. b) Wenn ja, bei welcher Gelegenheit? Wie viel? 
 _______________________________________________________________ 
 
 _______________________________________________________________  
 
V 69 20.c) Wenn ja, wieviel Zeit verging zwischen der Beantragung und der 
Auszahlung?  
  rund ein halbes Jahr   □ 
  rund ein Jahr    □ 
rund zwei Jahre    □ 
mehr als zwei Jahre   □ 
 
V 70 20.d) Wenn ja, haben Sie das Gefühl, dass der Ihnen entstandene Schaden 
abgedeckt wurde? 
  ja     □________________________ % 
  nein     □ 
 
 
 
V 71 21. Sind Sie mit der Absicherung durch die staatlichen Kalamitätenhilfen zufrieden? 
 
  bin zufrieden    □ 
  bin nicht zufrieden   □ 
  habe nie davon profitiert  □ 
 
 
V 72 22. Haben Sie eine Ernteversicherung abgeschlossen? 
  nein     □ 
  ja      □ 
     wogegen?  __________________________ 
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V 73 22.a) Als Sie die Versicherung abschlossen, wurden Sie da von einem der 
folgenden Argumente beeinflusst? 
   
Ich habe die Versicherung zusammen mit dem Betrieb übernommen.    □ 
Ich hatte gerade einen beträchtlichen Ernteverlust erlebt.    □ 
Die Genossenschaft / das Konsortium hat mir diesen Rat gegeben .  □ 
Ich habe erfahren, dass der Verlust bei versicherbaren Kulturen nicht mehr 
von der Kalamitätenhilfe ausgeglichen wird.      □ 
andere Gründe _____________________________________________ 
 
 
V 74 22 b) Gibt es eine Kultur, die Sie nicht anbauen würden, wenn es die 
Ernteversicherung nicht gäbe? 
 
_________________________________________________________________ 
 
V 75 22 c) Wenn es keinen Zuschuss zur Ernteversicherung gäbe, würden Sie dann eine 
Versicherung abschließen? 
    ja, trotzdem     □ 
    nein  □  weil__________________ 
 
V 76 23. Sind Sie Mitglied in einem Schutzkonsortium?  nein  □ 
    ja           □ 
   
V 77 23.a)Wenn ja, beeinflusst die Mitgliedschaft im Konsortium Ihre betriebliche 
Planung? 
  nein      □ 
    ja      □ 
 
V 78 24. Haben Sie den Eindruck, gut versichert zu sein? 
    nein      □ 
    ja      □ 
 
IV. Fragen zur betrieblichen Planung 
 
V 79 25. Welche Maßnahmen zur Vorbeugung gegen Kalamitäten haben Sie in den letzten zehn 
Jahren ergriffen? (z.B. Hagelnetze, Bewässerungsanlagen...)  
_____________________________________________________________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
 
 
V 80 26. Welche betrieblichen Veränderungen haben Sie in den letzten zehn Jahren 
durchgeführt?  
(z.B. Stallneubau...) 
 
_____________________________________________________________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
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V 81 27. Haben Sie in den letzten zehn Jahren einen Kredit für den Betrieb aufgenommen? 
ja □ zinsbegünstigt  □    
 nein □  
 
V 82-89 28. Welche Hilfsmittel benutzen Sie bei der Planung betrieblicher Veränderungen und 
/oder der Anbauplanung? 
   Buchführungsergebnisse    □  
   meine eigene Kostenkalkulation   □ 
   private Beratung     □ 
   staatliche Beratung     □ 
 Hinweise meiner Genossenschaft /  
meines Konsortiums     □ 
   EDV-gestützte Planungsrechnungen   □ 
   stütze mich auf Intuition    □  
   richte mich nach Erfahrungswerten   □ 
 
V 90 29. Wie lange planen Sie voraus?     
ein Jahr      □  
  zwei Jahre      □ 
   mehr als zwei Jahre     □  
   
V 91 30. Richten Sie sich nach der Wettervorhersage? ja  □  
        nein  □ 
 
V 92 31. An welchen Kriterien orientiert sich Ihre Anbauplanung? 
 Ich habe keine Wahl - bewirtschafte Dauerkulturen.   □ 
 was sich im letzten Jahr bewährt hat     □ 
 was sich im Durchschnitt der vergangenen Jahre bewährt hat  □ 
 wofür ich gute Preise erwarte      □  
 wofür es Prämien von der EU gibt     □ 
 Die Fruchtfolge soll ausgewogen sein.     □ 
 Ich probiere immer wieder etwas Neues aus.    □  
 was meine Genossenschaft mir rät     □ 
 andere_____________________________________________________ 
 
 
V 93-95 32. Halten Sie sich eher für einen 
a) vorsichtigen oder        □ 
risikofreudigen        □ 
 
b) schnell entschlossenen oder      □ 
abwartenden        □ 
 
c) eher rational oder       □ 
eher emotional entscheidenden      □ 
Typ? 
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V 96-105     33. Wenn Sie entscheiden müssen - was halten Sie für die wichtigsten Grundsätze? 
 
gut versichert zu sein, trotz hoher Kosten pro Hektar     □  
die Kosten pro Hektar minimieren       □ 
viele Standbeine zu haben und das Risiko zu verteilen     □ 
stets liquide zu sein         □ 
einen Überschuss am Jahresende zu erzielen      □ 
Landmaschinen nicht auf Kredit zu kaufen      □ 
langfristige Planung         □ 
kurzfristige Flexibilität         □ 
die Erhaltung meines Arbeitsplatzes       □ 
Der Betrieb muss Gewinn abwerfen.       □ 
 
V 106 34. Beeinflusst die Existenz staatlicher Kalamitätenhilfen Ihre Planung? 
    nein       □ 
    ja       □ 
      In welcher Weise? _____________________ 
 
_____________________________________________________________________ 
 
 
 
Danke für Ihre Unterstützung! 
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